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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des dellberatlons 

x 179/97.031 n "Für eine gerechte Vertretung der Frauen In 
den Bundesbehörden". Volkslnltlatlve 

Botschaft vom 17. März 1997 zur Volksinitiative "Für eine 
gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden• (Initia­
tive 3. März) (881 1997 III 537) 

NR/SR Staatspolitische Kommission 

Bundesbeschluss über die VolksinitiatiVe "Für eine gerechte 
Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden· (Initiative 3. 
März)" . 

24.09.1998 Nationalrat. Die Frist zur Behandlung der Volksin­
itiative wird um ein Jahr verlängert. 
02.12.1998 Ständerat. Die Frist zur Behandlung der Volksinitia­
tive wird um ein Jahr verlängert. 
21.04.1999 Nationalrat Beschluss nach Entwurf des Bundesra­
tes. 
08.06.1999 Ständerat. Zustimmung. 
18.06.1999 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
18.06.1999 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 1999 5039 

x 179/97.031 n "Pour une representatlon equltable des tem­
mes dans les autorltes federales". Initiative populalre 

Message du 17 mars 1997 concemant !'initiative populaire "Pour 
une representation equitable des femmes dans las autorites 
federales (Initiative du 3 mars)" (FF 1997111489) 

CN/CE Commissfon des institutions polftiques 

Arrete federal concemant !'initiative populalre "Pour une repre­
sentation equttable des femmes dans las autorites federales (Ini­
tiative du 3 mars)• 

24.09.1998 Conseil natlonal. Le delai lmparti pourtralter l'initia­
tlve populaire est proroge d'une annee. 
~2._12.1998 c_onsell des Etats. Le delal lmpartl pour traiter l'inl­
t1at1ve popula1re est proroge d'une annee. 
21.04.1999 Conseil national. Declsion conforme au projet du 
Conseil federal. 
08.06.1999 Conseil des Etats. Adhesion. 
18.06.1999 Consell national. L'arrete est adopte en votatlon 
finale. 
18.06.1999 Conseil des Etats. L'arrE!lte est adopte en votatlon 
finale. 
Feullle federale 1999 4656 
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Dokumentationszentrale 
der Bundesversammlung 

97.031 „Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den 
Bundesbehörden". Volkslnltiative 

LeglslaturrOckbllck 1995-99 

„Pour une representation equitable des femmes dans les 
autorites federales". Initiative populaire 

Botschaft: 17.03.1997 (BBI 1997 III, 537 / FF 1997 III, 489) 

Ausgangslage 
Die Volksinitiative "Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3. 
März)" fordert, dass in Artikel 4 Absatz 2 BV der Grundsatz verankert wird, wonach die Frauen in 
sämtlichen Bundesbehörden angemessen vertreten sein sollen. Sie regelt zudem die 
Zusammensetzung der Bundesbehörden nach diesem Grundsatz. Nach der Initiative dürfte die 
Differenz zwischen der Zahl der Frauen und derjenigen der Männer, die In einem Kanton in den 
Nationalrat gewählt werden, nicht mehr als eins betragen. Jeder Vollkanton müsste eine Frau und 
einen Mann in den Ständerat wählen. Im Bundesrat wären mindestens drei Mitglieder Frauen. Im 
Bundesgericht würde der Frauenanteil mindestens 40 Prozent betragen. Schliesslich würde es dem 
Gesetzgeber obliegen, fOr eine ausgewogene Vertretung der Frauen beim Verwaltungspersonal zu 
sorgen. 
Der Bundesrat empfiehlt die Ablehnung der Initiative ohne Gegenvorschlag. Seiner Auffassung nach 
beschränkt die Initiative in übermässiger Weise die Wahlfreiheit. Im Fall der Annahme der Initiative 
würden die anlässlich einer Wahl abgegebenen Stimmen der BOrgerinnen und Bürger nicht mehr 
dasselbe Gewicht haben, je nach dem, ob die Stimmen Kandidatinnen oder Kandidaten gegeben 
worden wären. Eine Kandidatin oder ein _Kandidat könnte allein aufgrund des Geschlechts nicht 
gewählt werden, obwohl sie oder er mehr Stimmen erreicht hätte als eine gewählte Person. Es wäre 
nicht mehr möglich, dass ein Kanton zwei Männer oder - wie die Kantone Zürich und Genf - zwei 
Frauen in den Ständerat wählt. Auch könnten Männer während mehreren Jahren nicht mehr 
Bundesrichter werden. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, dass die Initiative das falsche Instrument ist, eine gerechte Vertretung 
der Frauen in der Politik zu erreichen. Zwar sind die Frauen in den Behörden nach wie vor 
untervertreten, ihr Anteil nimmt aber laufend zu, namentlich in den kantonalen Regierungen, im 
Nationalrat und im Ständerat. In erster Linie ist es Aufgabe der politischen Parteien, dafür zu sorgen, 
dass die Frauen in den Parteiorganen und auf den Wahllisten angemessen vertreten sind. Die 
Mehrheit der politischen Parteien haben Förderungsmassnahmen zugunsten der Frauen ergriffen, 
insbesondere durch Quotenregelungen für die Listenbildung. Die Erfahrungen im Ausland zeigen, dass 
derartige Massnahmen sehr wirksam sein können. Schliesslich wäre im Fall der Annahme der Initiative 
die Schweiz das einzige Land in Europa, das die Zusammensetzung seiner gewählten Behörden nach 
Massgabe des Geschlechts regeln würde. 

Verhandlungen 
NR 24.09.1998 
SR 02.12.1998 
NR 21.04.1999 
SR 08.06.1999 
NR/ SR 18.06.1999 

AB 1806 
AB 1186 
AB714 
AB475 
Schlussabstimmungen (112:48 / 36:4) 

Der Nationalrat hatte über die Fristverlängerung der Volksinitiative und die parlamentarische Initiative 
der SPK für Frauenmindestquoten auf Nationalratswahllisten (98.429) zu befinden. Eine Mehrheit der 
Kommission schlug die Verlängerung der Behandlungsfrist für die Volksinitiative um ein Jahr 
(20.03.2000) vor, bei gleichzeitigem Eintreten auf die von der SPK angeregte parlamentarische 
Initiative als einem indirekten Gegenvorschlag. Begründet wurde dieser Schritt damit, dass eine 
Fristverlängerung es ermögliche, vor der Beschlussfassung Ober die Volksinitiative die Erfahrungen 
auszuwerten, die bei der Anwendung des „Bundesbeschlusses über die Einführung von 
Frauenmindestquoten auf Nationalratswahllisten" bei den Nationalratswahlen 1999 gemacht werden 
könnten. Der Beschluss sieht eine Frauenmindestquote von einem Drittel auf den Nationalratslisten 
vor. Eine Kommissionsminderheit lehnte die Fristverlängerung ab. In der Beratung sprach sich eine 
Mehrheit für den Vorschlag der SPK aus. Einzig das rechte Lager unter der Führung der SVP sprach 
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LeglslaturrOckbllck 1995-99 

sich gegen den Gegenvorschlag aus, da dieser die Wahlfreiheit beschränke. In der Diskussion kam 
auch klar zur Geltung, dass die Oberwiegende Mehrheit der Parlamentarier die Volksinitiative als zu 
weit gehend betrachtet, da sie eine Ergebnisquote zur Folge hätte. Der Rat beschloss mit 97 zu 65 
Stimmen Eintreten auf die parlamentarische Initiative 98.429 und genehmigte auch die 
Fristverlängerung der Volksinitiative. 
Im Ständerat stellte eine Mehrheit der Kommission den Antrag, dem Beschluss des Nationalrates 
betreffend die Fristverlängerung für die Volksinitiative zuzustimmen, die Behandlung des 
Bundesbeschlusses Ober die Einführung von Frauenmindestquoten auf Nationalratswahllisten (98.429) 
aber aufzuschieben, bis die Volksinitiative zur Behandlung gelangt. BegrOndet wurde dieser Antrag mit 
dem Argument, dass die Zeit auch bei schnellst möglicher Behandlung nicht reiche, um die neuen 
Bestimmungen bei den Wahlen im Herbst 1999 zur Anwendung zu bringen. Die Mehrheit der 
Ständeräte stimmte denn auch gemäss Kommissionsantrag. 
In der Behandlung im Nationalrat empfahl die Kommission, entsprechend dem Antrag des 
Bundesrates, ein Nein zur Volksinitiative. Die Verfechter und Verfechterinnen der Volksinitiative - vor 
allem Linke und Grüne - beklagten, dass sich die politische Macht auch nach bald 30 Jahren 
Frauenstimmrecht in den Händen der Männer konzentriert. FOr sie sind Quoten eine reine Frage der 
Gerechtigkeit. Der Nationalrat beschloss jedoch mit 98 zu 56 Stimmen, die Quoteninitiative dem Volk 
und den Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Ebenfalls chancenlos blieb ein Minderheitsantrag für 
einen direkten Gegenvorschlag, welcher die Quotenregelung auf 12 Jahre und auf Nationalratswahlen 
beschränken wollte und für beide Geschlechter einen Mindestanteil von 40 Prozent verlangte. 
Auch der Ständerat empfiehlt die Volksinitiative "FOr eine gerechte Vertretung der Frauen in den 
Bundesbehörden" mit 34 zu 5 Stimmen zur Ablehnung. Als HauptgrOnde führte die Berichterstatterin 
der Kommission, Vreni Spoerry (R, ZH), die Einschränkung der Wahlfreiheit sowie die Verletzung der 
Rechtsgleichheit und des passiven Wahlrechts der Männer an. Als einzige Befürworterin der 
Quotenregelung sprach Christiane Brunner (S, GE). Sie setzte sich für die Quoten als typisch 
schweizerisches Instrument ein und rechnete vor, dass es bei linearer Entwicklung noch ein halbes 
Jahrhundert dauern würde, bis die paritätische Vertretung im Parlament erreicht wäre. 
Die parlamentarische Initiative der SPK-NR (98.429), die anschliessend zur Beratung kam, fand eine 
etwas positivere Aufnahme. Der Rat folgte aber auch hier dem Antrag der Kommission und beschloss 
mit 25 zu 11 Stimmen Nichteintreten. 
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97.031 „Pour une representation equitable des femmes dans les 
autorites federales". Initiative populaire 

„Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den 
Bundesbehörden". Volksinitiative 

Message 17.03.1997 (FF 1997111, 489 / BBI 1997, 111537) 

Situation Initiale 

L'initiative populaire „Pour une representation equitable des femmes dans les autorites federales 
(Initiative du 3 mars)" demande que l'on fixe a l'article 4, 28 alinea, cst., le principe selon lequel les 
femmes doivent etre representees de maniere equitable au sein de toutes les autorites federales. Elle 
entend en outre regler la composition des autorites federales en fonction de ce principe. Ainsi, aux 
termes de !'initiative, la difference entre le nombre de femmes et le nombre d'hommes elus au Conseil 
national dans un canton ne pourrait etre superieure a un. Chaque canton entier elirait une femme et un 
homme au Conseil des Etats. Le Conseil federal serait compose d'au moins trois femmes et le 
Tribunal federal d'au moins 40 pour cent de femmes. Enfin, il incomberait au legislateur de prendre les 
mesures necessaire en vue de pourvoir a une representation equilibree des f emmes parmi le 
personnel des administrations. 
Le Conseil federal recommande de rejeter !'initiative, sans contre-projet. II estime que !'initiative 
restreint de maniere excessive la liberte de vote. En cas d'acceptation de !'initiative, les suffrages 
exprimes lors d'une election n'auraient pas le meme poids, selon qu'ils sont donnes a des candidats 
de sexe feminin ou a des candidats de sexe masculin. Un candidat pourrait ne pas etre elu alors qu'il a 
obtenu d'avantage de voix qu'un candidat elu, pour le seul motif qu'il n'est pas du meme sexe. Les 
cantons ne pourraient plus deslgner deux hommes ou, comme dans les cantons de Zurich et de 
Geneve, deux femmes au Conseil des Etats. Enfin, les hommes ne pourraient plus acceder a la 
fonction de juge au Tribunal federal pendant plusieurs annees. 
Le Conseil federal est d'avis que les mesures prevues par !'initiative ne representent pas le bon moyen 
d'atteindre une representation equitable des femmes en polltique. Meme si les femmes restent 
nettement sous-representees dans les autorites,. leur nombre est en constante augmentation, 
notamment dans les executifs cantonaux, au Conseil national et au Conseil des Etats. II incombe 
avant tout aux partis politiques de veiller a ce que les femmes soient representees de maniere 
equitable dans leurs organes et sur leurs listes electorales. La plupart des partis politiques ont pris des 
mesures visant a promouvoir les femmes, notamment en fixant des quotas pour la formation des 
listes. Les experiences faites a l'etranger montrent que de telles mesures peuvent etre tres efficaces. 
Enfin, en cas d'acceptatlon de !'initiative, la Suisse serait le seul pays d'Europe a fixer la composition 
de ses autorites elues en fonction du sexe. 

Dellberatlons 

CN 
CE 
CN 
CE 
CN/CE 

24.09.1998 
02.12.1998 
21.04.1999 
08.06.1999 
18.06.1999 

801806 
BO 1186 
BO714 
BO475 
Votations finales (112:48 / 36:4) 

Le Conseil national devait se determiner sur l'extension du delai de !'initiative et sur !'initiative 
parlementaire de la Commission des institutions politiques (CIP) "Liste des candidats a l'election au 
Conseil national. Quotas d'hommes et femmes" (98.429). La majorite de la commission proposa le 
prolongement d'une annee de l'examen du delai (20 mars 2000), tout en votant simultanement l'entree 
en matiere sur !'initiative parlementaire proposee par le CIP en guise de contre proposition indirecte. 
L'argument invoque a l'appui de cette demarche est qu'une extension du delai permettrait d'evaluer, 
avant la decision sur !'initiative populaire, les experiences qui auront ete faites lors de l'application de 
l"'arrete federal concernant l'adoption de quotas d'hommes et de femmes pour las listes des candidats 
a l'election au Conseil national". L'arrete prevoit un quota de femmes d'un tiers. Une minorite de la 
commission a rejete l'extension du delai. Lors de l'examen du texte, une majorite s'est prononcee an 
faveur de la proposition de la CIP. Sauls les deputes de droite emmenes par l'UDC se sont opposes a 
la contre-proposition en invoquant la restriction de la liberte de vote. II est clairement ressorti des 
discussions que la plus grande majorite des parlementaires considere !'initiative comme excessive car 
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eile vise comme objectlf l'obtention d'un quota dans le resultat. Par 97 voix contre 65, te Conseil 
national a decide d'entrer en matiere sur le texte de !'initiative parlementaire 98.429 et, par la meme 
occasion, a approuve l'extension du delai. 
Au Conseil des Etats, la majorite de la commission a propose d'approuver l'arrete federal du Conseil 
national sur l'extension du delai pour !'initiative populaire, de reporter l'examen de l'arrete tederal 
federal concernant l'adoption de quotas · d'hommes et de femmes pour les listes des candidats a 
l'election au Conseil national (98.429) jusqu'a ce qua l'initiative populaire arrive au stade de l'examen. 
L'argument invoque: meme si l'examen est effectue tres rapidement, le temps est insuffisant pour 
mettre en application les nouvelles dispositions avant les elections de l'automne 1999. La majorite des 
conseillers aux Etats se sont ensuite rallies a la proposition de la commlssion. 
Lors des deliberations au Conseil national, la commission a recommande un nön a l'initiative, 
conformement a ta proposition du Conseil federal. Les partisans de !'initiative - avant tout las membres 
de la gauche et des ecologistes - ont objecte que le pouvolr politique etait toujours concentre entre las 
mains des hommes meme pres de 30 ans apres l'octroi du droit de vote aux femmes. Las quotas sont, 
a leurs yeux, une simple question de justice. Par 98 voix contre 56, le Conseil national a neanmoins 
decide de recommander au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative sur las quotas. De ml!me, une 
proposition de la minorite visant a creer un contre-projet direct reduisant le regime des quotas a une 
periode de 12 ans, las limitant aux elections du Conseil national et exigeant une part minimale de 40 
pour-cent pour las deux sexes a ete rejetee. · 
Le Conseil des Etats a recommande egalement le rejet de !'initiative „Pour une represerttation 
equitable des femmes dans las autorites federates", par 34 voix contre 5. Au nom de la commission, 
Vreni Spoerry (R, ZH) a f ait valoir la restriction de la liberte de vote et la violation de l'egalite et du droit 
d'elegibilite des hommes. Seule Christiane Brunner (S, GE) s'est prononcee en faveur des quotas. Elle 
a preconise le systeme de quotas comme etant un Instrument typiquement helvetique - et non un 
corps etranger - et a calcule qua si l'evolution se poursuivait de maniere linealre, il faudrait attendre 
encore un demi-siecle avant d'avoir la parite au Parlament federal. 
L'initiative parlementaire de la CIP-CN (98.429), examinee par la suite a ete reyue de maniere plus 
positive. Mais pour ce texte aussi le Conseil des Etats a sulvi la propositlon de la commission et a 
decide par 25 voix contre 11 de ne pas entrer en matiere. 
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97.031 

«Für eine gerechte Vertretung 
der Frauen 
In den Bundesbehörden». 
Volkslnltlatlve . . 
«Pour une representatlon equltable· 
desfemmes · 
dans les autorites federales». 
Initiative populalre 

Frist - Deiai 
Botschaft und Beschlussentwurf vom 17. März 1997 (BBl 1997 III 537) 
Message et proJet d'arrAte du 17 mars 1997 (FJ= 1997'.111489} · 
Kategorie lll, Art. 68 GRN- Categorle III, art. 68 RCN 

Leu Josef (C, LU) unterbreitet im Namen der Staatspoliti­
schen Kommission (SPK) den folgenden schriftlichen Be-
richt • ' .• . 
1. Die Volksinitiative «für eine gerechte · Vertretung · der 
Frauen in den Bundesbehörden» wurde am 20. März 1995 
eingereicht. FOr Volksinitiativen, die vor dem 1. April 1997 .. 
lanciert worden sind, gilt Artikel 27 Absatz 1 des Geschäfts­
verkeh rsgesetzes (GVG) noch in seiner alten, am 21; Juni 
1998 geänderten Fassung. Die der Bundesversammlung 
gesetzte Frist zur Behandlung dieser Initiative läuft also vier 
Jahre nach der Einreichung, am 20 •. März 1999, ab. Ge­
mäss. Artikel 27 Absatz 5bls GVG kann die Bundesver­
sammlung «die Frist um ein Jahr verlängern, wenn minde­
stens ein · Rat Ober einen Gegenentwurf oder elnen mit der 
Volkslnitlative eng zusammenhängenden Erlass. eeschluss 
gefasst hat». . . · 
?, Mit Bericht vom 27. August 1998 hat die SPK-NR Ihrem 
Rat einen Entwurf für einen «Bundesbeschluss Ober die Ein­
führung von Frauenmindestquoten auf Nationalratswahl­
listen» unterbreitet. Die Korrimisslqn betrachtet diese Vor­
lage. als "mit der Volksinitiative eng zusammenhängenden 
Erlass» (indirekten Gegenentwurf). Stimmt der Nationalrat 
dieser Vorlage In der Gesamtabstimmung zu, so kann die 
Behandlungsfrist für die Volksinitiative um ein Jl;\hr, bis am 
20; März 2000, verlängert werden. , 
Diese Fristverlängerung ermöglicht es, vor der Beschlussfas­
sung Ober die Volksinitiative die Erfahrungen auszuwerten, 
dle,bel der Anwendung des «Bundesbeschlusses Ober die 
Einführung von Frauenmindestquoten auf Nationalratswahlll­
sten» bei den Nationalratswahlen 19.99 gemacht werden 
können. Die Diskussion Ober die VOiksinitiative kann damit 
versachlicht werden.· Die V olk.sabstlmmung Ober die Volksin­
itiative wird dadurch nicht verzögert, weil diese auch aus an­
deren Gründen (grosse Anzahl abstimmungsreifer Vorlagen, 
keine Abstimmungsdaten in der.zweiten Hälfte des Wahljah­
res 1999) nicht vor dem Jahre 2000 zur Volksabstimmung 
gebracht werden kann. 
3. Die Kommissionsminderheit lehnt die Fristverlängerung 
ab, weil diese auf einer unzulässigen Auslegung von Artikel 
27 Absatz 5bis GVG beruhe. Die Entstehungsgeschichte die­
ser Bestimmung zeige, dass es deren Zweck sei, dem Parla­
ment die nötige Zeit für die Bereinigung von Differenzen bei 

Gegenentwürfen einzuräumen (siehe BBI 197~ II 830). Der 
Umstand,. dass nach Absicht der Kommlssic;msmehrhelt zum 
Zeitpunkt des Fristablaufs· (20. März, 1999) die Schlussab­
stimmungen Ober den Indirekten Gegenentwurf bereits statt­
gefunden haben werden, zeigt nach Ansicht der Minderheit 

· auf, dass hier die Fristverlängerung aus anderen, durch das 
Gesetz nicht gedeckten taktischen Motiven beantragt werde. 
Diese neue Auslegung von Artikel . 27 Abs~tz 5bis GVG 
wQrde erlauben, künftig Jeden beliebigen bereits früher ver­
abschiedeten Erlass zur gleichen Thematik im nachhinein als 
«Indirekten Gegenentwurf„ zu einer ·volksinltlatlve zu be­
zeichnen, um den Umengang Ober die Volksinitiative hlnaus­
zuzögem. 

Leu Josef (C, LU) presente au nom de la Commlsslon des 
lnstltutions polltiques (CIP) le rapport ecrlt sulvant: · 

1. L'lnHiative populalre .«pour une repr~entation equitable 
des femmes dans les autorit~ federales» a ete deposee le 
20 mars 1995. En ce qul corlceme les Initiatives populaires 
lancees avant le 1 er avrll 1997, l'artlcle 27 alinea 1 er de la loi 
sur les rapports entre les Conseils (LREC) est encore appli­
cable dans son ancienne verslon, modifiee le 21 juln 1996. Le 
delal fixe par !'Assemblee federale pour le traitement de cette 
initiative explre donc quatre ans apres son depot, a savolr le 
20 mars 1999. Selon l'article 27 allnea 5bis LREC, !'Assem­
blee federale peut «deck:ler de prolonger le delal d'un an, sl 

. l'un des Conseils au molns a pris une declsion sur un contre-
projet ou sur un acte leglslatif qui a un rapport etroit avec l'ini-
tiatlve populaire». · · · 
2. Dans un rapport en· date du 27 aoOt 1998, la CIP-CN a sou­
mis a son Conseil un pr'ojet d' «arrElte federal .concemant 
l'adoption de quotas d'hommes et de femmes pour les listes . 
de candidats a: l'election au Conseil national». La commis­
sion consldere ce projet comme un riete leglslatlf etroltement 
lie a l'initiatlve populalre (contre-proJet lndirect). Si le Cc;>nseil 
national adopte ce projet lors du vote sur l'ensemble, le'delal 
de tralternent de !'.initiative populaire peut etre prolonge d'un 
anjusqu'au 20 mars 2000: · 
Cette prolongation de delai permettra,.avant la prise de deci­
sion concemant l'initlative populalre, de faire le bilan des ex­
perlences faltes 1dans ('appllcation de l'«arrElte fed!§ral con­
cemant l'~doption de quotas d'homrnes et de femmes pour 
!es listes des candidats a l'election au Cohseil national» lors 
des elections de 1999 au Conseil national. Le debat sur !'ini­
tiative populalre pourra alnsl s'appuyer sur des bases con• 
crtrtes. La votation populalre sur l'lnltiaflve n'en sera pas re­
tardee pour autant, etant donne que, pour d'autres raisons 
(grand nombre de projets prets a passer en votatlon, aucune 
votation prevue au cours de la deuxieme moltie de l'annee 
electorale 1999), celle-cl ne pourra Eitre soumise a votatlon 
populalre·avant ran 2000. · . 
3. La mlnorlte de la commlsslon rejette la prolongation du de- . 
lal, etant donne que celle-cl s'appuie sur une Interpretation Ir~ 
recevable de l'article 27 alinea 5bis .LREC. Selon eile, la ge­
nese de cette dlsposltlon de.montre que celle-cl ylse a accor­
der au Parlament le temps necessalre a l'elimlnation de di­
vergences ayant trait a des contre-proJets (voir FF 1973 11 
818). Le fait que selon l'intentlon de la majorite de la comrnls­
sion, les votatlons finales sur le contre-projet se seront deja 
deroulees au moment de l'explratlon du delal (20 mars. 1999) 
demontre, de l'avisde la mlnorite, qu'en l'occurrence, la pro- . · 
longatlon est proposee pour d'autres motifs tactlques non 
prevus par la lol. Cette nouvelle Interpretation de l'article 27 
allnea 5bis LREC, permettralt de d~lgner a l'avenlr comme 
«contre-projet lndlrect» a une Initiative populalre n'importe 
quel acte teglslatif deja adopte precedemment sur un theme 
analogue, ceci afin de retarder 1a votation sur l'inltlative popu­
lalre. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt mit 11 zu 8 Stimmen: 
Mehrheit 
Verlängerung der Frist fOr die Behandlung der.Volksinitiative 
um ein Jahr · 
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Minderheit ·. Änderung der unglelch~n Verteilung der Arbeit Innerhalb und· 
(Dettllng,,Fehr Hans, fJscher-Häggllngen, Ruckstuhl, Schmid a,usserhalb des Hauses und der ungleichen Verteilung der 
Samuel, Steffen, Weyeneth) , · · · · Kindererziehung über mehr Teilzeitstellen bis hin zu öffentll-
Ablehnungder Fr1$tv~rlängElrung chen Kinderbetreuungseinrichtungen gibt esvlele Dlnge,dle 

absolut notwendig sind, um dieses Problem wirklich anzuge-
Proposition de Ja commlssion · heri. Aber keiner 'lOn uns darf sagen, nur der ·andere solle 
La commisslon propose, par 11 voix contre 8: · versuchen, das Problem anzugehen. Jeder und .jede muss 
Majorite ·. . · dort, Wo er oder sie Verantwortung trägt, einen Beitrag dazu 
Prolonger d'.un an Je d~lai. de traitement de l'iriitiative pop.u- · leisten, dass am Probl$f1'.l geal'.beitet wird. Man kahn sagen, 
lalre · ' , · · · · · · alle müssten auch und vor allem vor der eigenen Türe wi~ 

· Mlnorlte . . . sehen. . . 
(Dettllrig, Fehr Hans, Flscher-Hägglingen, Ruckstuhl, Schmid In dem Sinne kann das Parfament etwas tun, und In dem 
Sam!,lel, Steffen, Weyeneth).. · Sln'ne beantragfihnen die Mehrheit der Kommission, etwas 
Rejeter la prolongation du d~lal zu· tun, .um das Prol;>lem anzugehen, Allerdings mit einem 

sanfteren M~I. Wir wollen nicht in die Ergebnisse der Wahl .. 
Gross Andreas (S·, ZH), Berichterstatter: Die Repräser1tativt- . eingreifen wie dle · 1n1tlati\lr, · so.nd~m die Voraussetzungeh " 
tät Ist für das Parlament ein wesentlicher Baustein seiner Le- · vefDE!SS8m, dass dte Wah von Frauen eher erfolgen. kann, · 

• gltimltät. Damit viele Bürgerinnen und. Bürger sich In unseren · und zwar mqgllchst:schon bei der nächsten Wahl, Im Herbst 
Entscheidungen wiedererkennen und sich mit Ihnen ldentifl- ' 1. 999. . . . . · • · · .. 
zieren können, müssen sie sich durch umi vertreten fühlen. zweitens wollen, wir Ihnen etwas ·vorschlagen, das uns er­
Diesen Grundsatz parlamentarischer Demokratie hat einer laubt, Erfahrungen zu sammeln, die ihrerseits Yt'.lederum die 
der Väter der Französis.chen Revolu.tlon - Mlrabeau- sehr. Diskussion Ober die:Notwendlgkeit von härteren. Massnah-

. schön. ausgedrückt Er sagte: «Eine richtig. organisierte Re• men sachlicher und begründeter werden· liesseri. Oder an-· 
präsentatlvvertretung soll sich zu den.verschiedenen Schich- ders gesagt: Die Analyse zeigt. dass dort, wo mehr Frauen 
ten und Strömungen desVolkes so verhalterfwie eine genau kandidieren, die Chance, dass.rnehr Frauen gewählt werden, 
gezeichnete Landkarte, die in reduziertem Massstab - aber grösser ist. Das ist aber nicht hinreichend. Das heisst: Das al• 
genau -Gebirge und Flüsse des. Landes darstellt.» lein reicht nicht aus, aber es ist eine notwendige Vorausset­
Das Bundesgericht hat diesen Gedanken ebenfalls zum Aus- zung. Es gibt Regionen und politlsche Parteien, In denen auf 
druck gebracht- prosaisch, aber'Ietztiich ähnlich. Es ~agte, zu vielen Listen :zu wenig. Frauen sind. Interessanterweise 
das Wahll:IYl3tem müsse garantieren, dass in einem bestimm- werden dllf'!n In diesen Gegenden und in diesen Parteiei') 
ten Wahlkörper die Vertretung aller vomandenen Gruppen auch weniger Frauen gewählt als in anderen Gegenden und 
politischer, wirtschaftlicher oder sozialer Art, von Interessen- i.n anderen Parteien, wo dasUmfeld und die Listengestaltung 
verblndungen, Vereinigungen usw. in einem Anteil gewähr~ eg~itärer sind. Daa Ist ein Problem, d~. nicht alle gleich an- . 
lelstetsei, der dem Verhältnis ihrer Stärke entspricht und vom gegangen haben. ·.· . . . 
Willen der Mehrheit abhängig ist Die Mehrheit.der Kommlss!Qri schlägt Ihnen deshalb ml~ der 

· Das grosse Problem - wenn man die Realität an .diesen · parlamentarischen lnttiative vor, dass für die nächsten drei 
. Massstäben rrijsst- Ist, dass. die Mehrheit der,Bevölkerung '... . Wahlen. - d. h.: beschränkt a1,1f die nächsten drei. Wahlen - · 
die Frauen ... in unserem Rat nur über eine Vertretung von die Schaffung einer Listenquote erfolgt, lnder:n mindestens 
21,5 Pro,zent verJOgt. Gleichzeitig aber haben wir seit einiger ein .Drittel aller Kandidierenden Frauen sein mQssen. Wenn 
Zelt den verfassungsrechtlichen Auftrag, dafür zu sorgen, man Listen verbindet, müssen auf diesen zusammen mlnde­
dass beide Geschl,echter In allen gesellschaftlich bedeutsa• stens ein Drittel. Frauen sein. Das helsst: mehr als ein Drittel 
men Bereichen gleichermassen vertreten sind •. Das helsst: ·Frauen ist möglich, nicht aber wen!ger. Reine Frauenljsten· 
Auch an der AusQbung politischer Macht müssen beide .Ge- sind möglich; reine Männerlisten nur, wenn sie Ihrerseits mit. 
schlechter gleichermassen betelngt werden. Diesen Wider- einer reinen Frauenliste verbunden werden. 
spruch, di!:)ses Problem, hat die Volksinltiatlye «für eine ge- Wenn. wir das Bundesgesetz Ober die politischen Rechte bis · 
rechte Vertretung. der Frauen in den Bundesbehörden» auf•· Ende Jahr entsprechend modifizieren, wäre es möglich, 
gegriffen, die nach dem 3. März 1995 lanciert wurde. . · diese Regel bereits · bei den nächsten Wahlen, im Herbst 
Die. Initiative schlägt zur Lösung des Problems einen Weg 1999,;an~enden und dann. Erfahrungen. zu sammeln, die 
vor. die Ergebnisquote. Sie möchJe, dass sich In Jedem Kan- die DJSkusslon · Ober · die Volkslnltiattve; die einen. anderen 
ton die Zahlen der gewählten Männer und Frauen d.urch nicht Weg, einen härteren Weg geht, erleichtern, verbessern und 
mehr als die Zahl 1 voneinander unterscheiden. Wie dem • substantiell anreichern WOrden. · " . · · 

. Bundesrat geht auch der Mehrheit der Kommission. der Weg, Wir schlagen Ihnen gleichzeitig auch vor, von der gesetzli-
das Mittel, dieser Volkslnltlative ~u wett: Das Mittel Ist beiden, chen Möglichkeit Im Geschäftsverkehrsgesetz Gebrauch zu 
dem Bundesrat und der Mehrheit det Kommission., zu hart; machen, wonach man die Behandlung etn'er Volksinitiative 
Anders. gesagt: In der Güterabwägung zwischer(dem Wert zur Erarbeitung eines direkten oder Indirekten Gegen)lor­
der demokratischen Wahlfreiheit u·nd qem genannten Gebot schlages um ein .Jahr hinaUSSC)hieben kann .. Das wOrde es 
der möglichst grossen Repräsentativltlt wird hier einseitig uns ermögllchen, die Initiative bis lm März 2000 zu behan­
zugunsten der Repräsentativität, so sagen die Gegner, die dein - In Kenntnis darüber, wa,s unser Vorschlag fOr die Li• 
Wahlfreiheit eingeschränkt. . · . · , . · stengestaltung gebracht ~at. · . · ·. · 
Dennoch war die . Mehrheit der Kommission .der Meinung, · Oder anders gesagt: Wir prüfen die Effizienz einer weicherem 
dass das Problem zu gross, der Widerspruch zu deutlich Ist Massriahme, um dann die Notwendigkeit einer härteren bes- . 

· und dem Verfassungsauftrag .nicht nachgekQmmen wOrde, · ser diskutieren zu können. Man kann dann sagen: Die we1-· 
wenn man·elnfach die,lnitlatlve lablehnte und darauf hoffte, chere Massnahrne hätte"8twas gen~ die.härtere sei tat-. · 

. dass der Ver1auf.der Geschichte das Problem-schon fösen sächlich nicht notwendig. Es k.ann aber auch dazu fQhren,• 
werde. Deshalb war die Mehrheit der Kommlsßion.der Ober- dass· ~an sieht,. dass die. weichere Massnahme zuwenig 
zeugung, man sollte der Initiative einen Indirekten Gegenvor• wirkt, sich am Grundproblem· zuwenig ändert und deshalb 
schlag gegenOberstellen. . . . . . . erst recht die Initiative unterstützt werden rnuss, weil es of. 
Es 1$1 ~ar, dass eine bessere Vertretung beider Geschlech- · fenbar ohne härtere Massnahmen nicht geht. 
t!';lr-vor allem.eine bessere Vertretl,!ng der Frauen In unse• , Der Bundesrat und die Minderheit .der Kommission wlder­
rem Rat ... auf.ganz verschiedenen Wegen erreicht werden setzten sfch dieser Verlängerung der BehandlUngsftlst. weil 
kann. Man kann ~agen, dass die unglelctie politische Vertre• sle sagen, dieser Artikel Im GesohliftsverkehrsgE:Jsetz. sei · 
tung von Mann und Frau gm:iz verschiedene Ursachen hat, ·· nicht dazu gesch'affen worden. Dazu möehte Ich folgendes 
Eine Lösung des Problems bedarf Reforme,n auf ganz ver- sagen: Es Ist eindeutig, dass die Möglichkeit. der V~rlänge­
schiedenen Eb,enen: strukturelle Reformen; organisatorische rung der Behandlung einer Volksinitiative erstens vor allem 
Reformen, personelle Reformen. Man· kann sagen: Von der die Interessen cfer lnltlanten schützt und zweitens dem .Par, 

' . 
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lament ennögllchen möchte, seine Arbeit - einen mögUchen grand nombre a la gestlon du pays. Mals volla; vous le savez 
Gegenvorschlag - sorgfältig und zOgig zu realisieren. Bei• vous-rnl!lmes, pour un tas de bonnes et de, mauvaises rai­
des; das wir hier vorschlagen, nOtzt beiden. Es. Ist im Inter• sons, les femmes elles·ml!lmes mettent un obstacle a leur an-
esse der Initianten, wenn man ihre Initiative nicht einfach ab• gagement Elles ne se pressant pas a l'entree de l'arene per 
lehnt, sondern eine konstruktive, fruchtt>are Debatte sucht; lltique; comme.le voudraien.t logiquement leur pourcentage 
es ist auch Im Interesse des Parlamentes, zOgig Vorschläge majoritaire et leurs droits vleux de plus de vlngt ans. 
zu machen, Erfahrungen sammeln :Zu können, die dann auch «Las groupes politiques peuvent influericer les mentalites, 
eine bessere Diskussion der Volkslnltiatlve ermöglichen. accelerer l'evolutlon et donner un petlt coup de pouce a l'his-
Es ist vt;IHg klar, dass dieser Vorschlag niemanden befriedigt tolre» dit la majorlte. de notre commission. Elle a donc plan-
Einerseits gibt es diejenigen, die das Problem gar nicht als ehe; rnals tres serleusemerit, sur cet objet. Elle vous a con-

, Problem wahrnehmen - sie sagen, man mOsse nichts tun. cocte un contre-projet, unesorte d'altemative moderee a l'ini- · 
Andererseits gibt es auch Jene,.denen dieser Vorschlag zu- tlative, qul serve 1a cause des femmes, mals sans porter at-. 
wenig weitgeht Vor allem das zweite Ist verständlich, weil telnte aux droits democratiques. II ne s'agit pas d'intervenir 
viele Frauen seit Jahren fQr eine bessere Vertretung kämpfen sur des resuitats, mals, en partantd'une toute autre loglque, 
und der Überzeugung sind, dass härtere Massnahmen not• , de donner aux femmes une certalne egallte des chances 
wendig sind. Dies,er Weg, den die ,Mehrheit der Kommission dans tous las partis et dans toutes las regions linguistiques 
Ihnen vorschlägt, erlaubt jedoch eine Mehrheitslösung. Er er- du pays .. La majorite de la CIP-CN table sur le fait que las 

' laubt eine Lösung, die sofort etwas. versucht - im Bewusst- meilleutes chances au depart conduiront aux meilleurs resul-
selri, vielleicht noch nicht das Ei des Kolumbus gefunden zu tats a l'arrivee. 
haben. Aber diese Lösung lässt das Ptoblem nicht einfach On peut penser que las quotas de liste proposes par la CIP· 
Problem sein, sondern sie verhilft uns dazu, unsere Verant- CN auront des effets cibles, 1a ou justement las effets sont 
wortung wahrzunehmen und.das Problem anzugehen. Die- necessaires, a savoir dans les partis bourgeois et dans las 
ser Mittelweg verbaut keine anderen Wege und ist deshalb regions rurales, notamment l'avantage reslde dans. le falt 

" im Interesse von uns allen; que nous ne touchons pas a la constitution. Le qu<>ta de liste 
Ich möchte Sle bitten, dieses Vorgehen zu unterstatzen. n'a pas d'lnfluence sur le. droit de vote. Certes, c'est une at­

teinte a la llberte d'associatlon" mais largement contrebalan: 
Ducrot Rose-Marie (C, FR), rapporteur: «La femme est cee par la necessite d'une meilleure pari~ hommes/femmes. · 
l'avenlr de l'homme», dlt le poete, et II paraTt qua le poMe a, Salon ce proJet, la lol federale sur las droits politlques sera 

· toujours raison. Je ne sais pas dissequer las votes passes nl · modiflee pour une perlode limitee de trois Ieglslatures, et je 
lire le futur dans las marcs de cafe et, pourtant, je dois faire peux vous dire qua cas nouvelles dispositlons postulent qua: 
conflance aux grands strateges qui predlsent une· presence 1. las llstes des candldats sur lesquelles flgurent des hom• 
majoritaire des femmes dans ce Parlament a l'horizon 2040. mes et des .femmes doivent porter un tlers au moins de can-
Ceux qul veulent plalsanter disent volontlers qua dans cette dldatures feminines; 
noble assemblee, actuellement, un homme sur clnq est une 2. las llstas masculinas contlnuent d'etre admlses lorsqu'el• 
femme. Dans 40 ans, si tout va bien, il y aura autant d'elles las sont apparenteas a des listes de meme denomination ~-
qua d'eux a Seme. · cluslvement feminines; · 
La cause des femmes avance, vous le constatez, mals a dos 3. les listes apparentees doivent porter ensemble un tiers au 
d'escargot. Vous comprendrez donc qua l'impatience puisse moins de candldaturesfeminlnes. 
gagner las rangs du femlnisme. C'est en rnars 1993, a la Ce projet constituant un contre-projet a l'lnitlative du 3 mars, 
,suite du psychodrame qul conduit a la non-election de Chris- · 10 delai lmparti pour le traltement de cette initiative peut ätre 
tiane,Brunner au Conseil federal, que la gauche e com;u une proroge d'une annee.. · 
initiative populaire baptisee «pour une representation equlta- Vous ätes consclents qua ces quotas de liste n'ont pas sus­
ble des femmes dans les autorites federales (Initiative du clte qua de l'enthouslasme:Certains collegues sont montes 
3 mars)». Deposee en 1995, !'initiative populaire demande aux barrlcades pour denoncer une reglementation qul veut 
au moins trols femmes au Conseil federal, url Conseil na- imposer pour trols legislatures la sitUation de facto enregis­
tional represente a egalite par las deux sexes, un homrrie et · tree en 1995 sur l'ensemble de la Sulsse. Force est de recon­
une femme par canton au Conseil des Etats et'40 pour cent naitre qua lors des demleres elections, la moitie-'- je dis bien 
de femmes au Tribunal federal. En mars 1997, le couperet la moitie --des partis a prls des mesures afin de promouvoir 
tombe, le Conseil f~eral refuse, et il ne fait pas dans laden- la representation de la femme, mais malheureusement las 
telle. II rejette cette initiative populaire qui, dit-11, bafoue deux resultats n'ont pas ete probants pour tous, 
pr'incip_es constitutionnels: la liberte devote et l'lnterdlction de Le Conseil federal est d'avis qu'il faut soumettre !'initiative au 
toute discrimlnation. Faut•ll donc qua, par decret, des fern- vote. du peuple et des cantons, sans lui opposer de contre­
mes soient elues parce qu'elles sont femmes? Ce seralt le projet. II exlste, dit-11, d'autres solutions efflcaces qui merltent 
pire service a leur rendre. d'l!ltre exploltees en priorite. Et nous sommes d'accord avec 
A l'instar du Conseil federal, la grande maJorite de notre com- ce constat-la. La Conseil federal eralnt qua las femmes appe-
mission, chargee . d'examiner t'lnitiative populaire, ne veut lees a oceuper des llstes ne solent qua des femmes alibis ou 
pas de femmes elues au ral:lals. pots de fleurs, ou des candidates kamikazes. Decidement, le 
Sous l'angle politico-jurldlque, l'lnltlatlve porte prejudlce au Gouvernement est assez frßeux, et II n'esf pas prl!lt a elargir 
prlnclpe de l'egalite, c'est du sexisme a rebours, en quelque la vole. 
sorte. Le · quota de resultats peut etre instaure pour proteger La majorlte de la commission, acquise a uh partage veritable, 
une mlno~e, mals les femmes ne sont pas une mlnorite, nl choislt le quota de liste au niveau le plus bas, et c'est ainsi 
de falt, nl de drolt. Du raste, vous le savez, le Tribunal federal qu'elle n'entrave pas 1a democratle. Elle ne croit pas reelle-
a jete aux ortles une Initiative du canton de Soleure propo- ment a un engagement volontariste des partis .. La batallle 
sant une correction de resultats. II serait donc problematlque n'.est-elle p~ sans mercl quand II s'aglt de renoncer au pou-
que la Confederatlon p_ropose une mesure qua re Tribunal fe- volr? · 
deral refuse aux cantons. La proportionnelle corrlge las lnegalites entre partis. le fade­
Au sein de la Commlsslon des lnstltLitlons politlques, une' ralisme garantit la representation des regions. Ce contre-pro­
constatation pourtant a rame l'unanlmite de nos membres et Jet, approuve par ,10 volx contre 7, pourrait donner un signe 
de tous bords polittques: las femmes sont sous-representees posltif dans le sens d'une mellleure participation des femmes 
dans nos autorltes. La voie parlementalre leur est en partle lt la gestion du pays. Je vous Jnvlte donc a le suivre. 
bouchee et, pourtant, alles vendent de la bonne rnarchan- Je .me pennets malntenant d'aborder rapidement las consl­
dise. Notre pays ne peut pas se. prlver plus longtemps d'une derations sur la fonne de l'initiatlve populalre, c'est•a-dire sur 
representation equltable de la moltle de la population, sous las delals et procedures. Salon l'article 27 alinea 5bis de la loi 
pretexte qua ce sont des femmes. II faut faire quelque chose. sur les rapports entre les Conseils, !'Assemblee federale peut 
pour que cette force vive ait la chance de participer en plus declderde prolonger ledelald'un an pour une initiative, si l'un 
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· des Conseils au mo1ns a pris i.ine declslon sur un contre-pro­
jet ou sur uo acte I6gislatlf qul a un rapport etroit avec l'lnltla- . 
tlve populaire. Ce projet d'arräte E!St un acta legislatlf etrolte• 
ment 116 ll l'lnitlativ_e populalre, donc II convlent sur. le. fond. 
SI le Conseil nation~ adopte ce projet d'arrätelors du.vote 

· sur l'ensemble, Je delal de traltement de l'lnltlative peut ätre 
prolonge jusqu'au 20 mers 2000. Cette proiongatlon de delai 
permettra, avant la, prise1 de ~~islon concemant !'initiative . 
populalre; de faire le bllan des experiences qul auront ete fal­
tes sur la base de l'arräte federal. Le. d~bat sur l'ln.itlatlve · 
poi.lrra se derouler sur des bases concretes. Tel est l'avis de 
la commission, qul s•~t prononcee dans ce sens par 1 ~ volx .. 
contre8. • .· · ·· .. ·. ·. ' · · 

. Je,vous enga,ge A sutvre la propositlon de la maJorite (le la 
ootnmlS$Ion .comme un seul _homme. _Messieurs! N"allez pas 
crolre qu'II s'aglt lll d'une notivelle recommandatlon. d'un fe­
mlnlsme outrancler. En · somme, pourquoi nous plalndrlons­
.nous? N'avons-nous pas tout ce qu'II vous faur, . 

. 
der Politik zul"Clckzleht, Dabei zeigen ja die Statistiken, dass 
meistens erst eine zweite od.er dritte .Kandidatur. zum·Zfel 
führt. 
Fllr den Erfolg einer· Frauenkandidatur spielen die gleichen 

1 
Mechanismen wie für den der Männerkandidaturen. Tätigkei­
ten In öffentllchen Ämtern, Vereinen und Verbänden erhöhen 
dje Wahlchancen, ~r auch der Bekanntheitsgrad und der 
Leistungsausweis slr1c:l ausschlaggebend. · 
Dl.e beste. Frautmförderung Im Hinblick .auf eidgenössische 
Wahlen Ist, wenn es•den Parteien gelingt, möglichst viele 
Fraueh auf Gemeinde- und Kantonsebene in.öffentliche Äm­
ter zu wählen. Die Tätigkeit auf Gemeind• und Kantons­
ebene bildet dle·beste Basis. für ein eidgenössisches Mandat: 
Der Vorschlag der Kommisslonsmehmeit Ist mit sehr vielen 
Mängeln behaftet und wi~d In der Anwendung zu unbefriedi­
genden Resul~ten führen. Die Vemehml~ung der Kantone 

. 2:elgt dies mit aller Deutli~hkelt. Der Grosstell der Kantone, 
nainlich 18, lehnt die vorgesch!agene l,östing ab. In den Ant­

. worten finden sich sehr viele Einwände und Kritiken am Ge­
, Flscher•Häggllngen Theo (V, AG): Wenn Sie den indirekten setzestext. Vor allem wird .auf rechtliche Mängel hingewie­
Gegenvorschlag zur Quoten-Initiative etwas näher urit1:1r die• sen, Auch die Praktikabilität wird in Frage gestellt. 
Lupe nehmen, sehen· Sie, dass er rechtliche und f<>rrnelle · In der Kommission ist die Frage der Verfassungsmässigkeit 
Mängel aufweist, aber auch 2:u i,raktlschen Schwierigkeiten · der vorgeschlagenen Bestimmung zu kurz gekommen. Im 
führt. Er ist wenig durchdacht und auch verfassungsrechtllch. Hinblick .auf das Wahlrecht muss festgehalten werden, dass 

· sehr fraQW(lrcfig. Ja, lcij behaupte: Erlat verfassungswidrig, eine .Quotenregelung, soweit sie vom Volk ~ewählte Behör• 
weil er das Wahlrecht unvel'hältnlsmässig stark einschränkt. den betrifft, das durch das Verfassungsrecht des Bundes ge­
Dieser Gegenvorschlag Ist ein typisci'les Polltikerprodukt: · währl1:1istete Rect,t, zu wä.hlen und gewählt zu werden, ver­
Man Ist sich bewusst,.dassdie Voll<sinltiatlve Ober die EinfOh~ letzt, da die AnkhOpfung an das. menschliche Geschlecht· 
,ning von Quoten bei den 'Bundesbehörden grosse Mängel grundsätzlich ein untulässiges Kriterium darstellt. Diese 
aufweist und beim Volk nie eine Mehl'heitJlnden wird. Zu el~ . Oberlegungen zu den Ergebnisquoten treffen auch auf die LI• 
nem schroffen Nein fehl• der Mut, denn man möchte sich ja 'stenquotenregelung zu, weil sie letztlich auch zu einer Ein­
möglichst frauenfreundlich geben. Also tut man e~. damit · schrä,ikling des Wahlreqhtes . und . einer. Beeir:iflussung des 
etwas getan ist, wenn es au<::h wenig .sinnvoll Ist und kaum ' , Ergebnisses fOhrl . . · . · . · · .· 
dazu beiträgt, das anvisierte Ziel zu e,rreichen. LetzUlch Ist es .. Besondf:)rs problematlscti Ist der Vorschlag der Kommis• 
eine Alibiübung. .• . . · . siorismehrheit fQr · die · kleinen Kantone. Der Zwang, einen 

. Ole Urheber des Indirekten Gegenvorschlages gehen von fal- ,Drittel .der Llstenplät2e mit Frauen zu besetzen, WOrde den 
sehen Vorausse~ungen aus und unterstellen deri Parteien, Parteien Öbel'haupt keinen Spielraum mehr lassen und rel-

. dass sie sich, zu wenig bemühen, Frauenkandidaturen auf die · nen . Männer~ und Frauer;illsten Vorschub. le.lsten. Der Vor­
Listen zu bring~. Gerade das Gegenteil Ist der Fall: Die al- schlag. schränkt nicht nur die Wahlfreiheit der Wähler und 
!ermelsten Parteien sind bemOht, Frauen für die Politik zu en~ : Wählerinnen ein, sondem beelnträc::htlgt insbesondere das 
gagieren. und dazu zu bewegen, sich um ein öffenUiches Amt Vorschlagsr~ht der Parteien. 
zu bewerben. Die einen Parteien haben damit mehr. .Erfolg, , Vor allem kleine und neue Parteien werd.en Schwierigkeiten , 
die anderen weniger, Je nach Zusammensetzung der Wähler- . haben, genOgend weibliche Kandidaten· zu finden .. Sie wer-
basls. •'. · . · · . . ,, , · den grosse Schwterigkeiten hab1m, künfflge Wahlvorschläge 
Wir mllssen akzeptieren, dass Pollt1'1, bei Frauen nicht den · einzureichen. Einmannlisten sind nlcht mehr möglich. Damit 
gleich hohen Stellenwert hat wie bei den Männern .• Sie haben .· wird das Recht jedes 1;30rgers, für den Nationalrat zu kandi­
andere Interessen, sie sehen Ihre Tätigkeitsfelder auf ande- · · dieren, verunmöglicht, Nicht einsichtig Ist auch, dal:!S. reine. 
ren Gebieten; zudem stehen FamiUen- und Mutterpf,lchten . Frauenlisten · ausserhalb ,einer . Listenverbindung · n,öglich 
vielfach einer Betätigung In der Öffentlichkeit entgegen. ilnd,. jedocb keine reinen Männerlisten. Wo bleibt· .hier die 
Für sehr viele Wähler ist das Geschlecht eln~r Person .von · Rechtsgleichheit? " . ·· 
untergeordneter Bedeutung. Man wählt nicht geschlechts-. Ich möctite Sie bitten, nochmal~ die Stellungnahme des Bun­
spezif1Sch, sondern beurteilt eine Kandidatur gesamtheitlich. desrates zu lesen, Insbesondere die Abschl'lltte über Termin• 
Die Zahl der Frauen auf einer Liste sagt noch gar nichts aus undVerfahrensfragen. Daraus geht hervor, .dass das von der 
über die Wahlchancen der einzelnen Kandidatlrinen; ganz Im.. Kommissionsmehrheit gewählte Ver:fahrefl unstatthaft Ist und 
Gegenteil •. Ein guter Listenplatz, elm~ Vorkumulation, ,die ' gegen bestehen.de ~esetzesbestlmmungeh verstössl · · 
Kqnzentratlon der Stimmen auf eine einzige Frau oder einige . Wir dl)rf13n -som~ .dem Vorschlag der KommlsslonsmehrheJt · 

· wenige sind weit ~re M6gliimkeiten, Frauen zu fördern. nicht nur. wegen •-des materiellen .lnh_altes nicht zustimmen, 
Zwangsvorschriften werden von den Wählent kaum goutiert. sondem auch aus verfahrenstechnischen Gründen. Es wäre 
Warin el.ner Partei tätig Ist- Ich war während Jahren kanto• · . ein Verstoss gegen das geltende Recht. Eine Kantbnsregie-. 
naler Parteisekretär..:, welss, wieviel Zeit aufgewE!ndet-wirii, rung ,hat den Vorschlag wie folgt umschrieben: rechtlich frag-·. 
um Frauen für Llstenplatze • bei.· EinWQhnerrats~, Grossrats- · . WOrdlg, s~tspolitlsch verfehlt und nicht notwendig; .Verfas­
und Nationalratswahlen z~ ·gewinnen. Man setzt sich zu Be- . sungsmässlgkelt nicht gegeben. Dem ist nichts mehr t>elzu­
glnn der Listengesta:lturig hohe Ziele, Indem man eine .recht . fügen.· .. .. . ... • . . . ·, · · · • 
hohe Zahl von Frauenkandidaturen anstrebt. . Ich blJ;te Sie im. Narnen der Kommissionsminderheit, auf die· 
Das. Ergebnis Ist meistens. sehr emllchtemd. Die Absagen :Vorlage nicht el.rizutreten. 
sl_nd Jedes Mal häufig,. llbrig .bleiben nepen .wenigen aus-, 
slchtsreichen Kandidaten auch Kandidatinnen zweiter und. 
dritter Wahl, .die wenig 'bekannt, ja sogar Alibikandidaten, 
sind. .. . · .. . . .·.,· . .···. · . ·. 
Würde ein Q8$8tzllcherZWang fQrdle Listenges~ng elfige­
tohrt, würde dies auch vermehrt zu Aliblkandldat\J~ fühi;en. 

, Den Kandidatinnen auf den .Listen. ist wenig gedient, wenn • 
sie auf den_ letzten P~tzen landen. Das bringt Enttäuschung 
und Frust. Es fehlen dann auch Frauen bei der nächsten •· 
Wahl, weil man sich wegen des schlechten Resultates aus 

Amtliches Bulletin der. Sunpesversammlung ' 

. DeWlngToni (R, SZ}: Neben dem Problem der Frauenmln~ 
destquote _stellt sich im welter1:1n die Frage, ob Im Hinblick auf 
die am 2Q, März 1999 ablaufende vierjährige Behandlungs­
frist für die Abstimmungsempfehlung zur Volksinitiative «für, 
eine gerechte Vertretung der Frauen· In den. Bundesbehör­
den» eine Frtsterstreckung um ein Jahr gewährt werden sott 
Die. Kommissionsmehrheit ·.... der Entscheid fiel mit 11 zu 
8 Stimmen .:.: will dies. um all~ Optionen für die kommenden 
Nationalratswahlen vom .24.' Oktober _ 1999 offenzuhalten. 
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Insbesondere will sie bei den nächsten Wahlen Erfahrungen 
mit Frauenmindestquoten sammeln. Das ist_die politische 
Begründung. Es. sind vor allem auch taktische. Uberlegungen, 
die aber in der'vorliegenden Frage nicht ausschlaggebend 
sein dOrfeh. . 
Die Kommissionsminderheit lehnt die Fristverlängerung denn 
auch ab, weil diese auf einer unzulässigen Auslegung von Ar­
tikel 27 Absatz 5bls GVG beruht. Die Entstehungsgeschichte 
dieser Bestimmung zeigt, dass es ihr Zweck Ist, d.em Parla­
ment die nötige Zeit für die Bereinigung von Differenzen bei 
GegenentwOrfen einzuräumen. Der Umstand, dass nach Ab­
sieht der Kommissionsmehrheit zum Zeitpunkt des Ablaufs 
der Frist die Schlussabstimmung Ober den indirekten Gegen­
entwurf bereits stattgefunden haben wird, zeigt nach unserer 
Ansicht, dass hier die Fristverlängerung aus anderen als 
durch das Gesetz abgedeckten Motiven beantragt wird. 
Diese neue Auslegung von Artikel 27 GVG wOrde es nämlich 
kOnftig erlauben, jeden beliebigen, bereits frOher verabschie­
deten Erlass zur gleichen Thematik il"(l nachhinein als indirek­
ten.Gegenentwurf zu ein,er Volksinitiative zu bezeichnen, u_m 
den Umengang Ober die Volksinitiative hinau$Zuzögem. Wir 
schaffen hier also ein sehr gefährliches Präjudiz. 
Aus rechtlichen Überlegungen ist es daher nicht möglich, die 
BehandhJngsfrist (Or die Volksinitiative um ein Jahr, bis zum 
20. März 2000, zu verlängern. Entweder sollen die Fri;luen­
rnihäestquoten bei den Nationalratswahlen 1999 zur Anwen­
dung gelangen, dann muss die parlan'tentarlsche Initiative 
spätestens in der Dezembersession 1998 die Schlussabstim­
mung passieren. Diesfalls legitimiert sie aber keine Verlänge­
rung der Behandlungsfrist für die Volksinitiative. Oder aber 
die parlamentarische Initiative für Frauenmindestquoten 
steht am 20. März 1999 immer noch in der parlamentarischen 
Beratung. Dann ermöglicht sie zwar ein& Verlängerung der 
Behandlungsfrist für die Volksinitiative um ein Jahr, wird aber 
aus zeitlichen Gründen nicht mehr für die Nationalratswahlen 
1999 zur Aflwendung gelangen. . 
Aus all diesen rechtlichen Uberlegungen kann die Fristver~ 
längerung, gestatzt auf die · klaren Vorgaben von Artikel ~7 
GVG, nicht gewährt werden. Ich bitte Sie daher, diese Frlst­
veriäng~rung abzulehnen. 

Steffen Hans (0, ZH): Die-demokratische Fraktion teilt für 
einmal die Haltung des Bundesrates in bezug auf die beiden 
zur Debatte stehenden Geschäfte. Es ist Obrigens ein Zei­
chen dafür, dass die in unserer Fraktion vertretenen Opposi­
tionsparteien durc,haus bereit sind, vemOnfti_ge Vorschläge 
des Bundesrates mitzutragen. 
Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Bundesrat in der Bot­
schaft zur Volksinitiatilie «für eine gerechte Vertretung der 
Frauen in den B1.md~Öehörden» auf Seite 49 zum Schluss 

. kommt, die Initiative sei ohne Gegenvorschlag abzulehnen. 
In seiner Stellungnahme· zur parlamentarischen Initiative 
«Frauenmindestquoten für Nationalratswahllisten» vom 9. 
dieses Monates bestätigt er seine früher eingenommene Hal­
tung, wonach auf einen direkten oder Indirekten Gegenent-
wurf zum Volksbegehren zu verzichten sei. . . 
Zurn ersten Geschäft: Die demokratische Fraktion lehnt den 
Bericht und den Entwurf zu einem Bundesbeschluss Ober die 

· Einführung von Frauenmindestquoten auf Natlonalrat$wahlli­
sten, wie dies von einer eher knappen Mehrheit der SPK be­
antr:agt wird, einstimmig ab. 
Zur Begründung unserer Haltung beginnen wir mit einem 
Rechtsvergleich. In gewohht offener Weise blicken wir Ober 

-die Grenze und beobachten die Verhältnisse in Europa. Aus­
ser Belgien kennt keiner der umliegendeh europäischen 
Staaten eine gesetzliche Regelung Ober die Förderung einer 
ausgeglicheneren Vertretung von Männern und Frauen auf 
Wahllisteh. Die nordischen Staaten haben vergleichsweise 
hohe Anteile an Frauen im Parlament. Diese wurden aber 
nicht durch Zwang, sondern mit Empfehlungen, Kampagnen 
und Eigeninitiative der Parteien erreicht. 
FOr uns war auch von Interesse, wie sich der Europarat zu 
diesem Thema geäussert hat. In seinen Empfehlungen fehlt 
das Mittel der Quotenregelung zur Erreichung des Ziels einer 

• tatsächliche.n Gleichstellung von Mann und Frau. Wir mOs-

sen also feststellen, dass sich das beaQSichtigte Vorgehen 
der SPK nicht auf eine vergleichbare ,Praxis unserer Nach­
barstaaten abstatzen kann. ' 
Lassen Sie mich einige allgemeine Feststellungen anfügen. 
Die demokratische Fraktion lehnt eine Erhöhung des Frauen­
anteils dur.ch Zwang ab. Die. Parteien, welche die vorgeschla~ 
genen Massnahmen vermutlich befürworten werden, sind die 
SP, FDP, CSP, CVP, GrOne, LdU, EVP, PdA. Aber diese ha­
ben es. schllesslich in der Hand, Ihre Wahllisten 1999 so zu 
gestalten, dass der gewOnschte Frauenanteil erreicht oder 
sogar Oberschritten werden kann. . 

. Weil sich si9hr oft gar keine Fra1,1en für eine Nationalratskan­
didatur finden lassen, mOsste unter Umständen zur Errei­
chung der vorgeschlagenen Quote ziim Mittel des Kumulie­
rens gegriffen werden. Kumuli.arte Kandidaturen werden aber 
a priori bevorzugt. Um eine solche Bevorzugung von kumu­
lierten Frauenkandidaturen zu verhindern, mOssten alle Kan­
didatinnen und Kandidaten auf der Liste kumuliert werden, 
was unserer Meinung nach ein wahlpolitischer Unsinn ist. 
Kleine Kantone - wir haben das vom Vorredner gehört - mit 
weniger als fürif Sitzen im Nationalrat ,werden sich ohne 
Zweifel vehement gegen die vorgeschlagene Quotenrege­
lung auf den Nationalratswahllisten wenden, denn dort wird 
der Spielraum für die Listenplätze völlig eingeschränkt. 
Wir haben uni:\ schliessllch die Frage gestellt, wie sich der 
Antrag der rel~tiv khappen Mehrheit der Staatspolitischen 
Kommission mit der Verfassung verträgt. Die demokratische 
Fraktion erachtet die vorgeschlagene Quotenregelung als 
verfassungswidrig, indem diese eine am Knterium des Ge­
schlechts anknOpfende Bevorzugung von Frauen bewirkt, 
den. verfassungsrechtlich garantierten Anspruch auf Gleich­
behandlung einschränkt sowie das passive Wahlrecht und 
die Vereinsfreiheit tangiert. . 
Wir interpretieren Artikel 4 der Bundesverfass1:mg wie folgt: 
Absatz 1 lautet: ,,Alle Schweizer sind . vor dem Gesetze 
gleich. Es gibt in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse, 
keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien oderPer­
sonen.» «Personen», das möchte ich betonen. Es gibt keine 
Vorrechte von Personen, also auch keine Vorrechte ''der 
Frauen bei der AufstellUhg von Wahllisten, z. B. reine Frau­
enlisten ohne Bedingung, auch wenn dies, wie vorgesehen, 
nur zeitlich begrenzt GOltigkeit haben soll. 
Artikel 4 Absatz 2 der Bundesverfassung lautet: «Mann und 
Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre Gleich­
stellung, vor allem. in Familie, Ausbildung und Arbeit. Mann 
ur:\d Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwer­
tige Arbeit.» Das Gesetz soll also für die Gleichstellung von 
Mann und Frau vor allern - ich betone es - In Familie, Aus­
bildung und Arbeit sorgen. Hätten Parlament und Souverän 
eine Gleichstellung In der Politik gewQnscht, wäre dieses 
Wort in die Begriffsreihe aufgenommen worden. Das ist aber , 
nicht geschehen. Da es fehlt, muss unserer Meinung nach 
eine Beugung der Verfassung In allen anderen Bereichen .ab­
gelehnt werden. So viel zur Verfassungsmässigkeit. 
Darf Ich noch das Ergebnis der Vernehmlassung erwähnen? 
5 Kantonsregierungen unterstatzen die Vorlage, 19 Kantons­
regierungen lehnen die Vorlage ab. Bel diesem Vernehmlas­
sungsresultat ist nun wirklich zu hoffen, dass die Vorlage letz­
ten Endes beim Ständerat keine Chance haben wird. Aber es , 
stellt sich doch die Frage, ob sich unser Rat nach Kenntnis­
nahme dieser Fakten mit einer Zustimmung lächerlich ma-. 
chen will oder nicht. Nichteintreten· wäre die logische Konse­
quenz für unseren Rat. 
Sollten wider allen Erwartungen beide Räte dieser Vorlage 
zustimmen, warden die Schweizer Demokraten das Referen­
dum ergreifen oder unter Umständen ein solches unterstOt­
zen. 
Der freiheitliche Staat erreicht politische Ziele ohne Zwang 
und ohne zeitliche Beschränkung der verfassungsmäSl:!igen 
Grundrechte. 
Wir empfehlen Ihnen bei der parlamentarischen Initiative der 
Staatspolitischen Kommission, «Frauenmindestquoten für 
Nationalratswahllisten», die Kommissionsminderheit zu un~ 
terstatzen, welche den Entwurf ablehnt und Nichteintreten 
beantragt. 
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Bel der Abstimmung Ober die. Volksinitiative «fOr eine ge­
rechte Vertretung der Frauen 1n den Bundesbehörden» bitten 
wir Sie, mit der Konimlsslonsminderheit Dettling zustimmen, 
. welche eine Fristverlängerung ablehnt. . · 

de la societe, pour l'avenrr. Certes, cette q1Jestion fondamen-
. tale conceme l'erisemble des activites humaines. II ne fau­

drait pas par cor:,$equent reduire oette. problematlque a 1a .· 
question epineuse dErla representation des femmes dans la 
vle polltlque. Mais; la soWrrepresentation des ~mnies dans 

Dettllng Tonl (R, SZ): Namens der Mehrheit der FDP~Frak- la vle pollttque prlve la soclete d'une substanoe indispensa~ 
· tlon SQhlage ich· u,nen vor, auf die Vortage zur Fraueninln~ ble ason developpement, · ,d'ot:i la necessite d'entreprendre 
· destquote nicht elnztrtreten und die be.antragte Fristverlänge- un. certaln nombre d'actions dans cette. directlon. Malgre ses . 

iung,fOr die Volksinitiative «für eine gerechte Vertretung der exces~ rtnltiative populaire «pour une representation equita~ 
Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3 .. März)» abzuleh- · ble des femrries .c:Jans les auforltes. federales (Initiative du 
nen. · · · · · 3 mars)» a au molns'le merited'owrlr un debat sur cette im-
Sie mögen etwas erstaunt sein, dass die FDP-Fraktion zu portante question. · 
dieser Stellungnehme,gelangt Ist. . Au nom d'uneforte minorlte du groupe radical-democratlque, 
Inder Tat hat unsere Partei die angem~eneVertretung der je vous lnvlte a voter, en fa.veur do contre-proJet lndirect ~ 
Frauen' in den Behörden tmd Verwaltungen aller Stufen . • cette Initiative que vous propose 1a maJorlte de la commls­
schon seit langer.Zelt thematisiert und auch forciert. So hat · slon, pour las principales raisons sulvantes. 
die i::DP gerade · 1m Zusammenhang mit den anstehenden · Nous partageons l'avls du Conseil federal selon lequel l'inltia­
eidgenOSSischen Wahlen vom .24. O,ktober 1999. einen drin- tive ;du 3 mars doit &tre refusee .bar eile est manifestement . 
genden Appell an alle FDP-Karitonalp~ien erlasse,n, bei contralre aux drolts democratlques elementalres. Elle ne res-

. der Vorbereitung und,OurchfOhrung dieser W~len, nament• pecte pas en effet la. volonte des cltoyennes et des cltoyens 
lieh bei der Listengestaltung, de11,1 Postulat einer angemesse.:. de choislr llbrement leurs representan~ , Beme. · 1=11e pro-: . 
nen Vertr~tung der Frauen b~ndere Priorität einzuräumen. . cede. en quelque' $orte d'une philosophie lntegrlste. Cepen- . 
lri der-.Tat haben auch einzelne K~ntonalpartelen bereits be· dant, nouscon$lderons que la reponse du Conseil federal est · • 
schloss&n oder zumindest vorgesehen, die Frauenquote auf un peu .courte. II ne sufflt pas de dlre. «nori.» ä !'initiative du 
den Listen .zu erhöhen oder gar reine F.rauen- ocjer Männer- 3 mars; encore faut•II prendre de nouvelles. mesures afin de 
listen vorzuschlagen:· · · promouvoir plus activement :la particlpatlon des femmes ä la 
~ie sehen; unsere Partei meint es etrist mit der Frauenvertre- vle polltlque de ce pays. . · . · . . . . . ' 
tung In den Behön::len. Sie setzt aber -wie l<önnte. es anders · · Certes, depuis l'irttroduction du suffrage feminin en 1971, la 
~in? - auf frelWilllge Massnehmen, · sie setzt auf die Selbst• cause des femmes en polltlque a prpgresse en Sulsse. LQrs 
verantwprtung Jener Persqnen, die · für die. Wahle.n In · den des dernieres elections fed~rales de 1995, les femmes elues 
Kantonen die, Verantwortung tragen. Die Mehrheit der FDP0, au Conseil national representaient plus de ~o pour cent, ce 
Fraktion Ist .davon Oberzeugt, d-. · dies~ Konzept mittel- qul sltue la Sulsse · dans la moyenne des pays europeens. 
und längerfristig erfolgreicher sein und· namentlich zu nach- . Nous pensons qu'U · faud~lt accelerer cette · evolution en 
haltigen Ergebnissen fOhren wird., ·. . adoptant des mesures transltoires, .dans le respect de lade­
Hier Hegt denn auch der. Grund, warum die Mehrheit der FDP- mocratie. C'est pourquol nous nous ralllons au contre-projet 
Fraktion den Gegenvorschlag ,zur .Quoten-Initiative ablehnt. lndlrect dEi la majo~e de la commlsslon, qul proposede .mo­
und. Ihnen empfiehlt, nicht. äarauf einzutreten. Der Gegenvor• • dHier la loi federale sur las drolts politiques eil lnstaurant des 
schlag wlH nämlich gesetzliche Vorgaben fOr die Listenge- quotas de llstes. Ces · demleres • devraient comporter . au 
staitung vorsehen. Damit greift er nach uoserem. Dafürhalten moins ün tlers de femmes; c'est. pratlquement 1a proportion 
In die Vereins- und letztlich auch In dleWahlfreJhelt ein. .enreglstree' en 1995, bien sOr avec des dlsparltes entre las 

·· Kommt hinzu, dass. die Vorgabe zentralistisch Ist und na~ llstes, les r~ions etles partls. 
· mentiich die kleinen Kantone rnltwenlgen.Mandate,n sehr viel La majorite de la commlssion n'a pas le sentlment d'avolr 
stärker.trifft als die grossen, welche naturgemäss bei der LI• presente ·un.e solution. geniale. Toutefois, .. eile. a le marlte 
stengestaltur}g über w•ntllch mehr Flexibilität verfOgen. In-. d'existlar ei'de cotrtrlbuer ä faire progresser la cause feminine 
soweit Ist die Vorgabe auch undifferenziert .und wenig Ober- . en politlque par une approche pragmatique. La str'ategie de 
zeugend. .. . . . . . . . . .. . . . · 1a persuaslon est· souvent .mellleure que celle de la con- . 

. · Schll~lich ls~ die Vorlage sehr .kornpUzlert und admlni$ll'ativ trainte. qetteJnltlatjve parlementaire, qul pröne le postulat de 
schwierig zu handhaben: Gerade bei dem naturgemäss oh- i'egallte de.s c;:hances et non c.elul de l'egalite des resultats, 

. nehln nicht QSOZ einfachen Proporzwahlrecht sind aber'eln~ s'inscm dan8 cette, optlque. Elle dolt ~tre consideree comme 
fache und , transparente Vorschriften unerlässllclJ, sollen. · un Instrument qul temolgne~de la. volonte de promouvoir la . 
Wählerinnen oder Wähler noch elnigermassen den UberbHck , condltion des femmes en politique deja ä l'occaslon des pro• 
haben. . .·· · . . · · . .. · · chalnes electionsfederales. · · . ·. 
Schllessllch stellt sich die Frage, ob es sich bei der Vorlage La majo~ de ia aom,m~Jon, ~vec ralson, propose d'appli- · 
Oberhaupt um einen echten Indirekten Gegenvoijchlag han~ quer ces no~velles disposltlons pout une perlode tram,ltoire 
delt. In der Tat nimmt er nämlich nur einen. verschwindend Jusqu'aux elections federales de 2007, en souhaltant que 
kleinen TeilbereiQh der Initiative auf und will das Ergebnis der d'lcl lä l'objectif.sera attelnt · Etant donne qu'II s'agit d'une pe­
verstärkten Frauenvertretung erst ooc'1: auf einem anderen. rlode trans"olre et.de quotas de llstes qu(. respe.ctent l'egalite 
Weg erreichen. . , . . · . . , . . dea,chances; .on· ne peut pas dlre que c'est contraire ä la 
Vlf.le dem auch·sei, die Meh.rhelt der FDP-Fraktion ist der Mel• constltution. · , , 
nong, dass uns der Vorschlag nicht weiterfOhrt, und setzt auf Je eöilcluräl en disant que, m~rrie sl des progres slgnHlcatifs 
freiwllllge Massnahmen, die mittel· und langfristig eher - und, ont deja ete reatises, l'~alite des drolts entre las femmes et 
vor allem nachhaltiger."- einen Erfolg versprechen. · leg' hommes, reste a conquerir. dans ·tous las domalnes de 
Nachdem die Mehrheit der FDP-Fraktion Nichteintreten. auf l'activite humalne. Le secteur pdtitique. n'ech$J>pe pas a la re-· . 
den Gegenvorschlag empfohlen hat, erObrlgt sich eine Stei- gle.. , . . 
lungnahme zur beantragten Fristverlängerung. Ich halte hier , Des fors, au nom d'une forte mlnorlte du groupe rad.lcal-de­
,aber fest, dass die Frlstverlängerurtg nach. den klaren Aus- . mocratique, je vous lnvite ä soutenir le projet de la commls­
fOhrungen der Verwaltung die Regeln des GVG verletzt und. · · sion, •c'est-ä-dire la solution pragmatlque, mediane, qul n'a 
daher abzulehnen ist. Jedenfalls wollen wir mit unserer Stel- rien de spectacuialre, je vous le aoncede. Mals le mleux 
lungnahme kein Präjudll für andere, gleichartige Fäße von h'est-llpasparfols}'ennemi du.blel'.'I? · 
möglichen Fristerstreekungen schaffen. · · ' ·. , 
Daher sagen wir eventualiter auch, nein zur Fristverlänge- BOhlmänn Ceclle:(G, LU): Was Ihnen die SPK hier vor· 
rung. · 'schlägt, ist ein ganz pescheldener Gegenvotschlag zur 

' ' 

Comby Bemard (R, VS): ta proinotlon de regallt6 des droits 
entre les femmes et les hommes constitue un enJe.u majeur 

. ' ' 
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ein Dilemma, sind wir doch Mitlnitlanten und Mitinltiantlnnen 
der Quoten-Initiative. Diese ist mit der Forderung nach Ziel­
quoten ein viel tauglicheres Mittel, um die Untervertretung 
der Frauen in den Bundesbehörden endlich zu. korrigieren, 
als der besqheldene Vorschlag für einen Drittel Frauenkandi­
daturen auf Wahllisten. 
Für uns ist es absolut klar, dass die Forderung riach Listen­
quoten noch überhaupt keine Garantie ist, dass Frauen auch 
tatsäphlich gewählt werden. Diese Garantie geben einzig und 
allein Zielquoten, wie sie die Initiative verlangt. Wem es also 
um mehr als um Lippenbekenntnisse und kleine Korrekturen 
geht, wer wirklich die gleichberechtigte Teilhabe der Frauen 
an der Politik auf der ganzen ßundeseben& will - in der Exe­
kutive, in der Legislative, im Bundesgericht und In den Regie­
betrieben des Bundes-, der muss der Volksinitiative zustim­
men. 
Diese steht heute aber nicht zur Diskussion. Wir werden nach 
den Nationalratswahlen im1Oktober des nächsten Jahres auf 
sie zurückkommen, Weil wir die einmalige Gelegenheit ha­
ben, einen Gegenvorschlag auf seine Wirksamkeit hin zu 
überprüfen, ist die grüne Fraktion mit der Fristverlängerung 
für die Behandlung der Quoten-Initiative einverstanden - zu­
mal sich.auch das lnitiatlvkomitee diesem Vorgehen nicht wi­
dersetzt. 
Wir hegen aber - da gehen wir mit dem Bundesamt für Stati-

. ,stlk einig - grosse Zweifel, ob die Anzahl der Frauen auf 
Wahllisten einen relevanten Einfluss auf die Anzahl der tat­
sächlich gewählten Frauen hat. Wie die Auswertung der letz­
ten 1Wahlen ergeben hat, besteht dieserslgnifikante Zusam­
menhang zwischen hohem Kandidatinnenantell und hohem 
Anteil gewählter Frauen nur bei den rotgrünen Parteien. Bei 
den bürgerlichen Parteien. hingegen ist dieser Zusammen­
hang so nicht feststellbar. . 
Herr Dettling, offensichtlich haben die freiwilligen Bemühun­
gen der. FDP nicht zum Ziel geführt - oder meinen Sie, das 
Ziel sei erreicht, wenn von 43 Angehörigen einer Fraktion 
5 Frauen sind? Das sind ganze 11,8 Prozent. Da kann man 
doch überhaupt, nicht von einem repräsentativen, gerechten 

, Anteil von Frauen sprechen. · 
• Die bürgerlichen Vertreter in der. Subkommission - Herr 

Comby war dabei - haben uns versichert, dass die Forde­
rung nach einem Drittel Frauen auf Wahllisten, wie es der 
Gegenvorschlag vorsieht,, für sie einen Quantensprung be­
deuten würde - wenn ich mir dle Reaktionen hier in diesem 
Saal anhöre, ist es wahrscheinlich wirklich so - und ihnen et­
was brächte. Diesen Beweis möchten sie bei den nächsten 
Wahlen erbringen. Deshalb wide{setzen wir uns diesem Ge­
genvorschlag nicht. 
Für uns Grüne geht er aber weit hinter das zurück, was bei 
uns gang und gäbe ist, nämlich die Wahllisten je zur Hälfte 
mit Frauen und Männern zu besetzen und dann auch mit gu­
ten Listenplätzen und einem entsprechenden frauenfördem­
den Wahlkampf dafür zu sorgen, dass Frauen nicht nur Alibl­
kandidatlnnen, nicht nur Llstenfüllerinneh sind, sondern auch 
wirklich gewählt werden. Wer die Zusammensetzung unserer 
Fraktion anschaut, sieht, dass wir dieses Vorhaben auch tat­
sächlich umgesetzt haben.·Bel uns sind die Frauen auch In 
dieser Legislatur-gleich wie in der letzten - in der Mehrheit. 
Nachdem wir dann aber die ablehnenden Stellungnahmen 
vieler Kantone selbst gegenüber diesem zaghaften Gegen­
vorschlag erhalten haben und zugehört haben, wie selbst 
diesem kleinen Vorschlag Widerstand erwächst, ist es. für 
uns klar, dass .wir den Antrag der Mehrheit der SPK unterstüt­
zen werden. 
In einigen Stellungnahmen der Kantone scheint die ganz 
grosse, alte Angst der Männer vor dem Machtverlust auf. Sie 
betrachten ihre männlichen Privilegien mit gr~er Selbstve~­
ständlichkeit als sozusagen natürlich, ja fast so etwas wie 
gottgegeben. So ~chreibt doch z.B. der Regierungsrat des 
Kantons Schwyz, In welchem keine einzige Frau sitzt, dass 
mit diesem Gegenvorschlag der SPK den Frauen eine Vor­
zugsstellung eingeräumt werde. Das muss n'lan sich einmal 
«auf der Zunge zergehen lassen»I Die Herren Regierungs­
räte sprechen bei einem Listenanteil von 33 Prozent für 
Frauen doch tatsächlich von einer «Vorzugsstellung» der 

Frauen! Sie sind sich ihrer eigenen· Vorzugsstellung selber 
wohl oicht bewusst und glauben wahrscheinlich, dass es tat­
sächlich an ihren besonderen und überragenden· Fähigkeiten 
liege, dass sie mit einer 100-Prozent-Männerquote regieren 
können. 
Dieser von mir vermutete Umkehrschluss ist naheliegend, 
schreiben die· Schwyzer Regierungsmänner doch In ihrer 
Stellungnahme, dass Frauen wegen ihrer Persönlichkeit und 
Sachkenntnis und nicht aufgrund der Tatsache, dass sie 
Frauen sind, in den Nationalrat zu wählen seien. Sie selber­
die Schwyzer Regierungsmänner - glauben also, dass sie 
einzig und allein wegen ihrer Persönlichkeit und Sachkennt­
nis In ihrem Amt sind und dass dies überhaupt nichts mit ih­
rem Geschlecht zu tun habe. Für alle Schwyzerlnnen mit Per­
sönlichkeit und Sachverstand, die es weder in den Regi~ 
rungsrat noch nach Bern geschafft haben, finde ich das eine 
ziemlich happige Aussage. 
Im Gegensatz dazu steht die löbliche Stellungnahme der Lu­
zerner Regierung. Sie schreibt «Der SPK-Vorschlag zu einer 
Drittels-Geschlechterquote rennt im Kanton Luzern sozusa­
gen offene Türen ein. Gesamthaft gesehen entspricht die SI-' 
tuation im Kanton Luzern mit einem Frauenanteil von 38 Pro­
zent Kanc;iidierenden und einem Anteil gewählter Frauen von 
30 Prozent schon heute in etwa dem Resultat, das von der 
vorgeschlagenen Massnahme gesamtschweizerisch erwar­
tet werden kann. Es bestehen auch unter dem Gesichtspunkt 
der Verhältnismässigkelt keinerlei Bedenken gegenüber dem 
Vorschlag. Die Auswirkung der Wahllistenquoten bereits bei 
den Nationalratswahlen 1999 wird einen entscheidenden 
Hinweis darauf geben, ob sich eine Ergebnisquote, wie sie 
die Initiative vorsieht, aufdrängt oder ob davon abgesehen 
werden kann.» Das ist die Stellungnahme der Luzerner Re­
gierung. 
Sie sehen: Zwei lnnerschweizer Kantone, zwei Weltenl Ganz 
bestimmt haben der beharrliche Kampf vieler Frauen um 
bessere politische Mltbetelligung - auch der der beiden bür­
gerlichen Pionierinnen Josl Meier und Judith Stamm - und all 
die Diskussionen um Quoten im Kanton Luzern zu einem er­
höhten Frauenanteil hier in Bern geführt: in unserer Zwölfer~ 
delegation sind vier Frauen vertreten, a!so ein Drittel. Dieser 
Kampf hatauch zu einer insgesamt erhöhten Sensibilität der 
Luzerner Regierung und d.er Luzerner Bevölkerung gegen­
über dem Problem geführt. 
Der Vorschlag der SPK-Mehrheit ist zwar, wie gesagt, viel zu 
zaghaft, aber er geht wenigstens In die richtige Richtung. 
Deshalb unterstützt ihn die grüne Fraktion einstimmig, und 
ich bitte Sie, das.auch zu tun. 
Herr Steffen: Falls Sie das Referendum ergreifen sollten, ina-' 
chen Sie uns damit ein wunderschör:,es Wahlgeschenk im • 
Blick auf das nächste Jahr. Wir werden mit diesem Referen• 
dum im Wahljahr sehr gerne antreten und damit spannende 
Diskussionen gerade um die Mitbeteiligung der Frauen in der 
Politik auslösen. 

Hubmann Vreni (S, ZH): Wir sind die Vertreterinnen und Ver­
treter einer Bevölkerung, die zu etwas mehr als fünfzig Pro­
zent aus. Frauen besteht. Bei uns im Nationalrat sitzen 
45 Frauen - ich habe sie heute morgen extra nochmals g~ 
zählt -, d. h., 22,5 Prozent der Mitglieder des Nationalrates 
sind Frauen. Im Stänperat sitzen sieben Vertreterinnen des 
weiblichen Geschlechts; das sind 15,2 Prozent des gesam­
ten Ständerates. Eine Folge dieser Zusammensetzung Ist 
unter anderem, dass wir im Bundesrat nur eine Frau haben. 
Wir wissen es: Wir hatten seit der. Einführung des Frauen­
.stimm- und -wahlrechtes bereits dreimal ganz hervorragende 
Kandidatinnen, die Bundesrätinnen werden wollten; sie wur-
den nicht gewählt. · 
Wenn wir diese Zahlen anschauen, sehen wir sofort: Da kann 
etwas nicht stimmen. Diese Zusammensetzung entsteht aufs 
grund von Mechanismen, die es zu durchbrechen gilt. Genau. 
das will die Quoten-Initiative; Herr Gross hat das soeben aus-
führlich erläutert. · 
In den Hearings, die unsere Kommission zu dieser Vorlage 
durchführte, zeigte es sich, dass die Umsetzung der Volksin­
itiative nicht ganz einfach ist. Besondere Schwierigkeiten bie-
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tet der Umstand, dass die vorgesehenen Massna~men nicht das Problem lösen. Der Gegenvorschlag ist aber kein Vor­
nur vorObe.r9ehend gelten sollen, sondern dauernden Cha- schlag, der die Fristverlängerung erlauben wQrde. 
rakter haben. Wir haben deshalb eine Subkommission damit Die bundesrätliche Stellungnahme Ist Jedoch beechtenswert. 
beauftragt, die Möglichkeit eines Gegenvorschlages zu prO- In all~r Höflichkeit wird .. uns von Regierungsseite gesagt: 
.fen, was sie .auch gemn hat. Das Ergebnis Ist der indirekte Nein, so geht es nicht! In Ziffer 2 der Stellungnahme des Bun-
Gegenvorschlag; den Ihnen die Kommissionsmehrheit. zur desrates vom 9. September 1. 9!;18 zur parlamentarischen In­
Annahme empfiehlt. . . . ' · · ·. · ltlative der SPK-NR - betreffend Termin- und Verfahrensfra­
Auch die. der _SP-Fraktlon angehörenden ~ommisslonsmlt- .. gen;... wird festgr,malt~n. dass Terminprobleme vorlägen. Mit 
glleder haben diesem . ind!rekten Gegenvorschlag zuge- Bezug auf die Gesamtabstimmung und die Si;:hlussabstim­
stimmt, obwohl er in unseren Augen eine absolute Mlnlvari- mung liegt ein grosses Problem vor, das sich nicht lösen lässt. 
ante darstellt~ eine Art ccQuoten-lriitlatlve ultralight». Sie hat Vor allem ·aber liegt des Problem -wenn wir vers1;1chteh, die 
aber unbestreitbare Vorteile: · · . . . Termine· durchzuziehen, und wenn wir zum Abschluss kä-
1 ~ Sie wurde in der·subkommlsslon einstimmig und In der men - darin,·dass die Referendumsfrlst erst Mitte Jull 1999 
Kommission von der Mehrheit verabschiedet a.u$laufen WO.rde. Mit anderen Worten: Diese kurze Zelt vor 
2. Sie Ist zeitlich befristet. · · den Wahl81'1 erlaubt keine reelle.Umsetzung des Gegenvor-
3. Sie beschränkt sich auf den Nationalrat. • . .. . · schlages, Es wird.zwar ein Ziel angestrebt; aber es Ist nicht 
4. Sie kann sofort In Kraft g8$8tzt Werden; sie wird be{elts in praktikabel. . · . 

· den Wahlen von 1999 die Tauglichkeit des Vorschlages be- . , Wenn unsere·lnltlative von beiden Räten vor dem 20. März 
weisen können, und sie wird es erlauben, 'Erfahrungen :zu · 1999 verabschiedet Ist, kann für die Vo.lkslnltlative keine 
sarnmell'I. . . . . . . Fristverlängerung gemacht werden. _Darum !st aus unserer· 

· Ich bin optimistisch und freue mich darauf, dass dann ab De.~ .. Sfcl:lt darauf hinzuweisen, dass die Vc;>lkslnitiatlve behandelt 
zember 1999 vor allem auch a'uf der rechten Ratsseite zahl- werden muss, Wenn wir sie nicht behandeln, haben wir auch 
felche !=rauen. sitzen werd81l.• · . · . . die Freiheit, .keine Stellungnahme abzugeben. Das Paria~ .. 
Die SP-Fraktion. wji'd deshalb. dem indirekten , Gegenvor- ment ist nicht gezwungen, Stellung zu beziehen. Wir können 
· schlag .zu~immen. Den Nichteintretensantrag der Mlndel'helt in Ruhe zo den Tagesgeschäften· Obergehen, die Initiative In­
der Staati!P,Olltlsclien.Korµmisslon letmen wir selbstver~nd- ltlative sein lassen und vom fragwOraigen Vorgehen mit einer 
lieh ab. . · · ' · parlamentaljschen Initiative absehen. Das Volk WOrde sou-
Wenn Herr Flscher-Hä n - er ist gerade nichHm Saal..:. verän entscheiden. .. . .. . .. · 
MCihe hai, genOgend rauen als Kandidatinnen .zu fin- Die ldU/EVP-Fraktion .lehnt darum die parlamentarische In-
den, dann hängt das mOglicherwelse hiebt mit dem Wahlsy- itiatlve ab •. Wir empfehlen, die Volksinltlatlve im Dezember zu 
stem zusammen; der wahre Grund fOr diese Tatsache· Hegt beraten, Stellung zu beziehen t.md sie nachher zur Abstim-
vlelleicht in der Politik der SVP. Die Unken, die GrOne Partei mung ·vorzulegen; · ·. ' · · , · 
der Schweiz und der Landesring der Unabhängige~ habe.n · · 
dieses Problem nicht, · · David Eugen (C, $(3): . Die CVP-Fraktlon Ist der Meinung, · 
Da die 30-Prozent-Quote aber ein· absolutes Minimum dar- dass. die Vol.ksinltiative ein wl~htiges Ziel anvisiert, aber mit 
stellt, was Obrlgens In der Vernehmlassung auch beanstan• den.eingesetzten Mitteln Ober·das Ziel hlnausschlesst. . 
det worden Ist,. wird die SP-Fraktion auct:i .:lle Anträge. Roth ' Es Ist richtig; dass wir In der Schweiz nach wie vor die Mög­
und Gonseth unterstotzen, um de,n Anliegen der Quoten-In-. · llchkelten. det Frauen, Ins politische Leben. einzutreten und 
-ltlatlve wenigstens elnigermassen .nachzukommen, Im. Obrl• ·' daran teilzunehmen, .fördern mQssen, Auf der anderen Seite 
gen werden wir der Fristverlängerung fQr die .Behandlung der . mO.ssen wir. darauf acqten, dass das Demokratieprinzip eln-
Ouoten-lnitiatlve zustimmen. gehalten wird; Wir In unserer Partei wollen nl~t eine Lösung, 

· ' ' die das Ergebnis von Wahlen nachträglich· verändert. Das· 
Zwygart Otto (U,·BE): D.le LdU/EVP~Frakti9n J,at nach inten- . Demokratieprinzip legltlmlert pollti~che, Entscheidungen, und , 
siver Diskussion entschieden, den· Gegenvorschlag der seine Legitimation gewinntdlesesPrinzip aus.derTatsache, 
Mehrheit der SPK abzulehnen. Der Schachzug, der hier ge- dass. Jedermann ein allgemeines,· geheimes Wahlrecht zu.­
,macht Wird, Ist an und für sich yerständllch, aber wenn man· steht. Wenn wir das tangieren, tangieren wir dl.e Legitimität 
etwas erreichen will, sollte man - so finden wir - den ehrll- demokratischer Entscheidungen. . , ' : ... 
chen Weg gehen. . · · ·. . · · Daher Ist die CVP~Fraktion der Melnung,dass die Initiative zu 
Die Bemühungen um eine verstärkte Frauenvertretung in weltgeht. Sie folgt aber nicht jenen Stimmen, die wir jetzt 
Parlamenten und Behörden stehen Im Raum. Es bemQhen auch gehört haben, wonach man einfach'llichts tun m08Se. 
sich. viele -mjt mehr oder. weniger Erfolg. . .· · · . FQr uns Ist klar; dass die· Startbedingungen für die Frauen 
Der Gegenvorschlag .wäre in den siebziger Jahren, zu Be~ . naqh wie vor verbesserungswOi'dig 1sind. Die Frauen In die-: 
ginn des. Frauenstimmrechtes, .sinnvoll gewesen •. Heute sem Land hatten während 120 von 150 Jahren Bundesstaat 
spielt die Konkurrenz - z. B. unter den Parteien ""'.' besser. Sie keine Mög'lichkeit, ~ der demo.kratlschen W.lllensblldung teil­
Ist ein' besseres Mittel, auch In der Bevölk,eruhg,. In der Ge- :zunehmen. Dieser RQckstand In der Chancengleichheit Ist 
sellschaft, um das Ziel der Etablierung der Frauen In der Po-. ·. nach Meinung der CVP-Fraktion noch nicht aufgeholt. Das 
Utlk zu erreichen. lit). Qbrigen gibt es.· auch sehr· sachllc,he heisst, es Ist richtig - gemäss dem Gleichheitssatz, wie er In 
GrOnde, die gegen da,s Vorgehender Sl=>K sprechen. Das _Ist der Yerfassung steht-, wenn wir dafür sorgen, dass lrJ unse­
auch mir im ,Laufe der Diskussionen klargeworden. ·.· · rem Land· die Cham:;en der Frauen· im demokratischen Pro-
Über Quoten kann man immer' geteilter Meinung sein. Ein. zess verbessert werden. . · .. · ... 
yortell, der sich hier. zeigt, Ist der Vorbildcharakter, Man Hier Ist von verschiedenen Rednern ausgeführt worden, sie 
strengt sich an. Parteien praktizieren In ·vlelfältlger Welse seien zwar auch dieser Meinung, aber das nun vorgeschla­
Quotenregelungen. Das .. Ist aber z. B. auch sehr von. der gene Instrument sei unpraktisch: Es trifft auch zu, dass die 
Grösse ein~ W,ahlkrelses. abhängig. Der Nachtell lstdie Ab~ Kantone lnJhrer Mehrzahl aus diesem G'rund - aus GrOnden • 
wertung einer «Quotenpe~m•. . · · • der Praktlkabllltät-der Meinung ,slild, der Vorschlag der SPK. 
Deshalb· zö'gert man auch, . die Volksiriltlativl:I .hier auf ~en ✓ sei nicht der rlchtlgeWeg .• Ich habe es schon sehr oft erlebt, 
Tiscti des Hauses zu· bringen und· sie dem ·volk zum Ent- . dass man etwas aus formalen GrOnden ablehnt, was1man el-. 
· scheid vorzulegen. Yom Volk wird ein. l;ntscheld verlangt - •' gentllch In der Sache ntcht will. Hier Ist es genau gleich. Es 
das ist der Ausgangspunkt der Initiative. Die Initiative wlll eine Ist bl;)Quem zu sagen: Es gibt Verfahrensschwlerlg~elten, wir · 
Resultatquote. Der Gegenvorschlag verlangt eine Ein-Drittel- mOssen unsere Abläufe verändern, wenn man das· macht; 
Vorschlagsquote. i;:>as Resultat solcher Quoten kör:men wrr • das let zu kompliziert- anstatt dass man klar herauSt:1agt: Wir 
hier im Saal ablesen. Das.Ist mit Hilfe von· Prozentrechnun- wollen In der Sache nicht, dass die Chancengleichheit ver-
gen auch schon mehrfach dargelegt worden. . . . · bessert wird. . : .· . . . . _ . 
Die SPK hat eine Lösung vorgeschlagen, aber diese passt Die CVP~Fraktlo,n Ist mit der SPK-Mehrhelt der Uberzeu~ 
letztlich nicht zum Problem. Ein Indirekter Vorschlag sollte gung, dass die praktischen Probleme, .die sicherauftauch1,>n, 
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lösbar sind und dass in allen Kantonen, wo diese Regel nach- Auch die SVP, deren Fraktion ich hier vertrete, möchte mög­
her gilt -- ausser in den Einerwahlkrelsen --, diese Lösungen. liehst viele Frauen im Nationalrat haben. Sie möchte aber 
auch angewandt werden können~ lch·möchte auch das Bei• Frauen haben, die aufgrund ihrer Kompetenz gewählt wor­
spiel des Kantons Luzem hervorheben, der uns ausdrOckllch den sind; die Frauen, die hier sind, sind Ja zweifellos aus die- · 
mitgeteilt hat, dass das dort möglich sei und man das durch- sem Grund.da; und zweitens, weil sie sich aus Überzeugung 
aus machen könne. . • haben wählen lassen •. 
Die vorgesehene Listenquote hat Aussichten, den Erfolgder Wenn Sie Quoten festlegen -- das ist nicht Theorie, sondem 
Frauen bei den Wahlen zu verbessern. Wenn wir die Daten Realität--, wird-es Gebiete geben, wo Sie Frauen praktisch 
über die letzten Wahlen anschauen, die uns In der Kommis- dazu verpflichten müssen, sich·auf die Listen setzen zu las•· 
sion vorgelegt worden sind, können wirfeststellen, dass jene sen. Aber die Zahl gebietet dann über den Willen, und das Ist 
Parteien und jene Listen, wo diese Regel eingeführt war-wo falsch. Wenn Sie Frauenquoten festlegen, laufen Sie Gefahr, 
mehr als ein Drittel der Kandidaten auf der Liste Frauen wa- nicht die Frauen zu fördern, sondern sie zum Quotenmate- . 
ren -, nachher mehr Chancen hatten, dass die Frauen ge- rial, zur Quotenmasse, zu degradieren und sie zu diskriminle-
wählt wurden, als die anderen. Wir sind aber auch nicht der ren. Das Ist doch der Punkt. . 
Meinung, dass damit der .Wähler.so beeinflusst würde, dass Ich freue mich, dass Ich und auch die. SVP-Fraktion in dieser · 
er einfach Frauen wählt. Es wird nach wie vor auf die Persön. Frage einmal gleicher Meinung sirid wie der Bundesrat. Ich 
llchkeit der Kandidaten ankommen.· Das Ist eben die Wahl- · freue · mich aber noch viel mehr, dass wir. gleicher Meinung 
freihalt; zu dieser Wahlfreiheit stehen wir. Wir sind auch der sind wie die grosse r-.,ehrheit der Kantonsregierungen - das 
Überzeugung, dieser Wahlfreiheit des Wählers müssen sich sind ja nicht dumme Leute; die wissen, wovon sie reden. 
Männer und Frauen als Kandidaten unterziehen; wir können Nehmen Sie auch zur Kenntnis,· dass der Frauenanteil be-
und wollen sie nicht beseitigen. · reits. l')eute aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen _und 
Was Herr Fischer als Vertreter der Minderheit dargelegt hat, Möglichkeiten stetig zunimmt, und .zwar ohne staatlichen In-
erinnert sehr an·die seinerzeitige Diskussion über die Frau• terventionlsmus. 
enstlmmrechtsftage. Er hat ausgeführt, dass die Frauen ei- Der Unsinn, der sich 'bei dieser Quotenregelung abzeichnet, 
gentllch andere Interessen hätten, dli188 sie lieber ihren Mut- wäre z. B. bei Kantonen mit zwei Nationalräten besonders 
ter- und Familienpflichten nachgingen als der Politik. Ich gross. Sie werden noch einen entsprechenden . Antrag 
fühle mich bei dieser Argumentation um 25 Jahre zurOckge- Schlüer. beraten. Sie wissen. auch schon längst, dass diese 
worfen. Das hatten wir schon einmal; darauf sollten. wir nicht «Dritteisquoten-Regelung» durch die Realität überholt Ist. 
zurückkommen. Es stimmt auc~ nicht, wenn er sagt, es sei 1995 ist die Dritteisquote auf den Nationalratswahlllsten ge-
eine Alibiübung - es Ist !<eine Alibiübung, sondern es ist ein samtschwelzerisch sogar übertroffen worden, mit - wie ich 
Schrltt>der das ausschöpft, was nach den demokratischen meine -- nicht sehr überzeugendem Erfolg . 

. Wahlrechten möglich Ist. . • Lassen Sie doch den Wettbewerb unter den Parteien spielen! 
Eine Bemerkung zur Stellungnahme der Bundeskanzlei bzw. Die Parteien haben Ja alle Möglichkeiten. Sie können aus-

. des Bundesrates: Der Bundesrat Ist, soweit Ich. diese Stel- schliesslich Frauen aufstellen. Machen Sie dasl Sie können 
lungnahme interpretiere, In der Sache nicht ausdrücklich da- alle Frauennamen zuoberst auf die Listen setzen und doppelt 
gegen; Ich weiss nicht, ob Ich das richtig gelesen habe, es aufführen, also kumulieren. Sie haben diese Möglichkeiten: 
kommt nicht ganz deutlich zum Ausdruck. Er sieht Jedenfalls Machen Sie doch von dieser Möglichkeit Gebrauch, wenn 
noch elneJ: gewissen Handlungsbedarf für die Förderung der das so wichtig istl Wenn der Stimmbürger das 1999 oder in 
FrauEln. Ich möchte betonen, dass es in der Bundesverwal- ferner Zukunft auch will, dann soll er jene Parteien, die sich 
tun'g selber -- auch. in der Bundeskanzlei - diesen Bedarf nicht an diese Modernität halten, über die Klinge springen 
na~ wie vor gibt. · lassen. Wir werden es ja dann sehen. . 
Der. Bundesrat erhebt aber rechtliche Einwendungen, die Es Ist wie so oft -- Ich habe es auch in der Kommission er-
sofgfältig zu prOfen sind; Herr Dettllng hat sie hlE}rwiederholt. lebt-: Man stellt von selten linker, feministischer Kreise mit 
Es ist klar, dass wir nach derh Wortlaut von ArtikeJ 27 GVG der. Initiative extreme Forderungen, Forderungen · von 200 
legitimiert sind, die Fristverlängerung für die Beratung der Prozent; das ist legitim. Weil es dann aber - das ist der 
Volksinitiative vorzunehmen. Der Wortlaut des Gesetzes hin- Punk.tl -- kompromissbereite, Willfährige Bürgerliche hat, sagt 
dert uns nicht daran. Die Bundeskanzlei beruft sich nicht auf man: Nein, so weit wollen wir nicht gehen - aber man geht 
den Wortlaut des Gesetzes, sondern auf den historischen halb so weit. Dann haben wir die 100 Prozent, die die lnitlan­
Werdegang. Da h_at die Bundeskanzlei recht; der historische ten gewollt und als realistisch erachtet haben. 
Werdegang spricht gegen die F~erlängerung. Entschel- . Nehmen Sie auch noch zur Kenntnis, dass gerade die SVP 
dend aber ist der Sinn und Zweck der Norm. Der $Inn und des Kantons Zürich nicht eine «Frauenförderung» betreibt -

· Zweck wird von der Bundeskanzlei zu Recht darin gesehen, das hat sie nämlich nicht nötig-, sonclem den Frauen gleich 
dass man keine missbräuchlichen Fristverlängerungen will. lange Splesse gibt. Wir haben ein Programm entwickelt, das 
Also müssen wir heute entscheiden; ob diese Fristverlänge: Frauen Ausbildungen ermöglicht, es werden ,politische De­
rung mi8$bräuchlich wäre oder nicht. Sie Ist ganz klar nicht batten organisiert- mit dem Ziel, dass diese Frauen nachher 
missbräuchlich; das ist der entscheidende Ansatzpunkt Wir tatsächlich auf die Listen kommen. 
fällen diese.n Entscheid nicht, um die Volksabstimmung Ober Frau von Feiten, Sie werden 1999.noch vor Neid erblassen 
dieses Thema zu verzögern. Wenn wir das täten, würden wir darüber, was die Zürcher SVP mit Ihren Frauen zustande 
gegen den Sinn dieser Norm verstossem Wir verstossen bringen wird. Sie werden vielleicht beiden Grünen Erfolg ha­
also, wenn wir die Fristverlängerung vornehmen, weder ge- ben; wir bei der SVPI 
gen den Sinn der Norm noch gegen deren Wortlaut. Ich komme zum Schluss: 
Wir sind ~rechtigt, diese Fristverlängerung hier zu ba• 1. Aufgrund · der statistisch.an Auswertung muss man ganz 
schliessen. Die CVP-Fraktlon teilt diese Meinung. klar nein zu diesem Vorhaben sagen. 
Ich bitte Sie, dieser Fristverlängerung zuzustimmen. 2. Die Vernehmlassung In, den Kantonen - vor allem dieje-

, · nige im Kanton Zürich - ergibt ebenfalls ein Nein zu diesem 
Fehr Hans (V, ZH): Ich frage Sie: Wollen Sie.elgentllch alle Vorhaben. 
Bereiche, die noch einlgermassen freiheitlich geregelt sind, Ich bitte Sle,·zwelmal nein zu stimmen.·Lassen Sie den Par­
auch noch mit starren Vorschriften überdecken?. D~ Ist eine telenwetfbewerb spielen!· Dann haben Sie auch Frauen und 
zentrale frage i!l diesem Geschäft. Ich bitte Sie, sowohl zur . Parteien, die das wollen. Der Stimmbürger soll entscheiden, . 
parlamentarischen Initiative, d. h. zu den Dritteisquoten ge- . nicht das Gesetz. 
mäss Bundesbeschluss, als auch zur Fristverlängerung für 
die Volksinitiative n'ein zu sagen. Die Volksinltlatlve Ist mei­
n.es Erachtens unrealistisch; Ich habe in der Kommission ge­
merkt, dass sie sogar von der linken, feministischen Seite als 
unrealistisch beurteilt Wird. 

Maspoll Flavio (D, Tl): Frar,camente non volevo patlare, per­
ch~ II collega SteffEin aveva detto tatto. Ma dopo aver sentlto 
certe. cose, francamente non posso tacere. 
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'Quello ehe sl pretende qul,.anz~o e antlco$tltUzlonale, lad~ . · J'Em viens au fond. Je crQI$ qiton ne peut pas contester. l'as­
dove sl dlde ehe ognl persona davantl alla legge e uguale, In• · plratlon des femmes - ou de eertail')es femmes, devrals-Je 
dipen~entemente dal sesso, dalla razza e via dlscorrendo~ dlre plutOt- a Alte mieux representees dans les_ autorltes fe­
Ne abbiamo parlato le!'I. qulndi ml sembra ehe dovrebbe es- derales, notamment au Conseil national. J'aimerais .toutefols 
sere ancora.fresco nella rriemoria. · nuancer cette remarque en dlsal;ltque Je constate que, da1Js 
Quello ehe vuole questa lnlzlatlva e quello ehe vogliono le. de_ nombreuses professlons, il y a plus d'hommes que de 
donne · ehe hanrto . o pHma, e manlpolare II popolo ·:... femmes, _et que, dans de riombrel,lses autres, II y a plus de 
nient'altro ehe m lare II popolo; togllere al popolo un dl- femrries qua d'h,omll'les. Or, je n'al pas encore ~tendu qu~on 
l'itto fondarrientale, la liberta di esprimersi. E _dope;> aver sen- . trouvalt cela fi!C&Odaleux etqu'il faudrait des·quotas pour cor-

. tito la collega ehe. ha de~ addfrittura ehe ~e nell'UDC npn cl riger cet etatde falt. Cetargument me paraitdone avolr une 
·· sono. donne e perche Ja poljtlca dell'UDC e sbagliata, allora valeur relative, . ·· , . ' ·. · 

lo dico: VOI non volete plu donne qul; vc,I volete manipolare la Eri revanche, il .y a un argument qul estvral, c'est celui qui dil 
politica, e questo e assolutarnente inaccettabile. · · qu'il est vralsernblablement plus dlffi!:)lle pour une femme que ·· 
Se l,ln tempo sl parlava dl caccla alle streghe, vol state fa- pour un hornme d'&tre .elue. Je crols que cet lil'QUment est · .. 
cendo la caccla.«agli streghl", e questo francamente e con vral, et que qajustlfle dans une certalnemesure qu'un effort 
tutto II euore non li tollerabile, In unasala dove slcelabra-sl ' sojt fait en faveur de l'~lectiondes'femmes, Mais Je hesuls 
dice almeno -1a <lemocrazia. ·. · ·· p~ sOr qua le contre-projet allle exactement a la rencontre 
lo ml ehledo fino a dove volete arrlvare, C0$8,VOlete esatta- de_cet obJectlf. Les femmes peuvent bien 6tre plus non,breu­
mente. Quando si.sa benlsslmo et,e ogni donna avrebbe la ses, r;nais sl elles ont touJours autant de diffleultes a 6tre 
possibllita dl eleggere solo qonne In Consigllo nazfonale. e , elues, Qn n'attelnt pas le resultat reche~e. . . . 
agli Statl. Se tutte le donne votassero perle donne, qul et sa- Je suls l'elu d'un partl qui, aux demle~ electio11s federales, 
rebbero solo donne, e anche sulla mia sedia ci sarebbe una . avalt presente 6 femmes pour .17' sleges, c'est-a-dire. qu'ii 
donna. lo mi. ehledo: Pe.rcM le donne non votano le donne? rempllssait parfaitement la · ~gle du· quota. - nous etions a 
Forse perche non tutte le donne sono uguali, perche e vero . 35 pour eent de femmes. Nous. avons eu 1 elue sur 3 - nous 
ehe tutti- siamo uguali, ma c'e chi-~- plu ugoale d.i altrl. E dun- rempli~ns de nouveau · tout a falt, mime au pc,int de vue 
que lo trovo scandaloso quello.che sta capltando ql,li dentro. . des resultatß, la regle du q·uota. Donc.Vralment, c;:e n'est pas 
Mi ehledo ancora - e coneludo - dove volete arrivare •. La dans notre lnter6t.personnel:, . . . . · · · .. 
prosslma lnlziatlva sara q1.1ella dltogllere Arnold von Melehtal Mais en democratle, II faut cgnvalnere. Et j'ai entendu Je ne 
qul fuorl . e_ sostltulrlo, ehe so,. con _ la statua della Signora sals pas comblen de dlscours dans ma vie sur le pouvoir du 
Koch. (Applaustpariiafi) . peuple souveraln, et j'al un peu l'lmpr,esslc;m que i::e qu'on re-

proehe lel, e'est au peuple de.ne passavolr ehoislr. le peuple 
L,uba J~an-FranCOls. (L, VO): Vou_s voudrl!IZ blen. admettre ne salt pas . eholslr. Dans ces elrconstanees, U faut aller 
qua je m'exprlme sans lnter&ts pers,onnels quant aux elec- jusqu'au·bout du ralsonnement: il taut ehanger le i:,euplel 
tlons de 1999. . · C'8$ le peuple qu'il taut ehanger, ce ne .sont pas les regli':ls 
Le Bureau ayant declde de grouper les deiJx objets je vals les d'electlon: · C'est le peuple qul est. Mte au· polnt de ne . pas 
tralterdans l'ordre Inverse de l'ordre dJJ Jour, e'est-a-dire qua . elire sufflsamment de femmes. Par eonsequent ou blen vous. 
J'entends parler d'abol'.d cfe la prolongatlon du delal et ensulte , i:onvainquez le peuple, ou bleh vous le change:z. Mais il n'y a 
du fond du contr81)rojetde la comrriission. pas d.'autre solutlon pour resoudre ce problerne. 
Les partlsans du contre-projet font urt magnlfique exerclce Le peuple a droit eri .democratie - et je m'etonne que 
d'alignement de noix sur un ·blton qul viole manlfestement, M. Gross Andreas ne soit pas sensible a cet argument- de. · 
quol qu'en dlse M. David, l'article 27 allnea 5bis de 1a ,lol sur cholslr llbrement -1ibrementl .:. ses representants. Alors, on- · 
las rapports· entre les Consells.·J•atmerals vous relire, pour · me dlra: «Mais le .peuple_pourra eholsir libr:ement, on ne lui. · 
ceux.qul ne l'auralent pas fait, ce qlie dlt le Conseil federal, a lmpose rlen ... Je ne sals pas·comment c'estdans vos partis, 
la pag~ 9 de son avis du 9 septembre 1998, a juste tltre a mes mals Je sals, cornment ~ se faltdans mon parti: dans mon 
yeux: ·«II n'est p~ posslble de. prolonger d'un .an, jusqu'au · · parti, nous avonlil un congra;s avant d'.etabllr la liste. Et IQrs-
20.mars 2000, le delai de traltement de l'inltlatl\ie populalre que l'onnous dlt, Madame Ducrot «Ce n'estpas un.quota de 
'poor une representatlon ~ultable des 1emmes dans Jes resultats", je pretends que c'est exactement un quotade re-
autorites federales·(inltiative·du .3 mars)'.afin de reeueillfr, . sultats qu'on nous lmpose. Ca.r dan,s ie'congras democra­
avant que les Chambres federales ne deck;f ent de recom-. tlque de mon parti, un hoinme qul aurail obtenu plus 

I 
de voix, 

mander l'acceptatlon ou le rejet de cette lnltlat!ve, des ensel- mais qui depasserait les deux·tlers, devralt. 6tre elimlne au · 
griements suffisants au Sujet _des effets qu'aura1,11t des qu9- benefice ~une femme qui auralt obtenu moins de. volx et q\.11 
tas de femmes sur les listes electorales lors, du renoüvelle•. des l.ors auralt le drolt de figurer sur la l~te, parce qu'elle rem­
ment lnttigral du Conseil national le 24 octobre 1999.,. plit la condltion du tlers. C'est donc b_l81') un quota de resultats 
P,ourquol est-ce qu'on allgne des nolx sur un blton? C'est qu'on noüs lmpose au niveaudes pa_rtls. Mals finalement et;rt­
parce que • - · Mesdames et Messieurs, atla'ehez vos celn• ee que nQus ne sommes pas tous la pour expllqu_er que les 
turesl -, pol,lr avolr un effet en 1999, cette lnitiatiVe dolt passer , partls dolvent AtrEl organises democratlquement et quel'elec­
au vote final a la sesslon de decembre 1998. Naturellement, . tion, dans le cadre du partl, doit avoir lleu a pai:tlr de la base? 
s'il y a un re-Mrendum, tout l'edifice s'ecroule; oa va de soi, C'est cela qu'on expl_lque tout re temps. Et_en tout Qas, e'est 
mals oa ne retlent, pas les lnltlants'. . Alors, on prolonge cela que nous pratlquons dans. mon parti. Peut-6tre qu'on fait 
Jusqu'au 20 mars 2000 ~ M. Gross And_reas l'aiallleurs fort autremenldans d'ijutres partls, c'est possible. . . .· 
bien explique ~ le delal pour tralter !'Initiative. a pourql,(oi Donc, de toutemanlere, ee qu'on ve'ut lcl, ·eiest llmlt~r. par l'lnl• 
le prolonge+on? c•es~ bien une manoeuvre. latolre, quoi tlatlve populalre etle contre-prbjet, c'estnmlter lesdroits des 

, qu'en pense M. David, car on veut permettre d'etudier les .· cltc,yens de eholslr. llbrement qui 1~ veutent mettre sur une . 
result~ts .de ce systeme, que Je trouve absolument genial, liste. Et Je me rappellä' ce prJnelpe qul dit qu'une lbl de plus,. 

• sauf qu'll est contralre a la 161. Je ne reviens pas lel sur toute e'est necessalrement une llberte de molns; La solutlon est en-
rargumentatlon du Cotiseil federal,-mals je constate que nous . · core supportable .• s<loute PQUr les grands cantons -et en­
arrivons a la contradlction sulvante: ou bien nous· pas:wns au core, je ral demon.tre par l'exemple de mon propre parti :-, elle. 
vote final en decembre !:fe cette annee et II n'est plus posslble · deylent lnsupportable poilr• les petits cantons qul ont deux ou 
de prolonger le del'-1,- Ol,I blen nous atteridons .et depassons · trols representants au Conseil natloriat Vous verrez lorsque 
le delal du mo~ de decembre, parce qu'on dlscute le cont,-e:- nous dlseuterons de 1a prop091tlon · SchlOer :-· que Je trouve 
· projet entre les deux Chambres et, dans ces coridltlons, on d'allleurs extr&mement Interessante, mals qui montre l'absur• 
ne peut pas ·appllqu~r ia:fol pour les electlons d'octobre 1999. dite du systeme pour un canton a deux representants -, elle -
Des lors, J'arrlve a la coneluslon sul\lant1a1: ou la prolongatlon est lncompatlble avec le prlnelpe de la democratle. . . ·. 
du delai est Illegale, ou alle est lnefflcace au sens de la ma- Je crol~ de surcroit que la dlfferenee que l'on fait lorsque l'on 
Jorlte de la commlsslon. aufurlse des llstes de femm~ se\,lles non ll~es a des llstes · 

'' 
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d'hommes, et que . l'on lnterdit des llstes d'hommes seuls, 
viole l'article.4de la constitution • 

. On peut dire ce qu'on veut, la loi sur l'egalite ne peut pas mo­
difier l'artlcle 4 de la constitution. Cela serait quand m&ne cu­
rieux qu'une loi pulsse avolr pour effef de modlfier la constl­

. tution. Or, rellsez la chai:te fondamentale de notre Etat- c'est 
touJours la Constitution faderalel A l'article 4 alinea. 2, on ne 
cite mAme pas Jes assemblees polltiques: on clte la flllllille, 
on clte les relatlons de travan; on cite le salalre; dans l'enu­
meriitlon exemplaire, on ne cite mGme pas les relatlons poH--~ . . 
Je constate que le Conseil faderal s'oppose a ce contre-pro­
jet. Je constate que la tres grande majorite des cantons - r en 
ai ete surpris -, y compris le Gouvernement vaudois, s'oppo,; 
sent a ce contre-pro]et, parce qu'ils conslderent que c'est une 
atteinte a regalite des citoyens. C'est une attelnte aux regles 
democratiques auxquelles Je constate que certalnes ne sont 
plus tres sensibles dans cette assemblee. 
Je ne suls guere etonne que, a la place de la persuaslon qul 
est necessaire pour faire avancer le nombre de representan­
tes feminines, on utlllse la contrainte et l'lnterdictlon. Je ne 
m'etonne pas en revanche que la contrainte et l'interdictlon, 
ce sont des moyens :- Je me toume vers le cöte gauche de 

, l'assemblee - qui sont habituels a ceux qui tirent contre to!,lt 
ce qui bouge au PQint de vue liberte dans ce pays. . 
Des lors, je considere que le contre-projet est antidemocratl• 
que, qu'il est antlconstitutionnel. Je vous invite a le refuser et 
a refuser par consequent, c'est la logique, la prolongation du 
delai qui est deman'dee. 

Scherrer Jürg (F, BE): Warum streiten wir uns eigentlich? 
Die Sache wäre doch ganz einfach. Ich mache Ihnen jetzt ei­
nen konkreten Vorschlag, wie die Quotenregelung ohne jede 
gesetzliche Grundlage Tatsache wird: Wenn hier und heute 
an diesem Tisct, die Parteien und Fraktionen; die vehemente 
Befürworter der Quotenregelung sind -·das ist die SP, das 
sind die Grünen, das ist die CVP, mindestens im Kanton Lu­
zern -, erklären, dass sie bei den nächsten Wahlen ohne 
Männerlisten und nur mit reinen Frauenlisten ~reten, dann 

· h~en wir doch die 30 Prozent! Aber. genau das ist es: Statt 
dass Sie bei den Sachen, die Sie. verlangen, konsequent 
handeln, zwingen Sie lieber den anderen Ihren Willen auf. 
Die Fraktion der Freiheits-Partei wird natürllct:t. auf diese Vor­
lage nicht eintreten, sie wird der Fristverlängerung nicht zu~ 
stimmen. Diese Vorlage ist eines freh,m Landes und eines 
freien Volkes nicht würdig. Da sollen Jetzt also nicht m~hr die 
Qualifikation, der freie ·Wille einer Frau· bei der Kandidatur 
zählen, neuerdings · sind äussere körperliche Merkmale 
massgebendl . 
Eines garantiere Ich Ihnen: Wenn diese Quote Tatsa~e 
wird, dann kommt der Tag - und er kommt sehr bald-, wo es 
he{sst: Diese und jene Frau Ist ja nur gewählt worden, weil sie 
eben eine Frau ist. Wenn Sie das wollen, stimmen Sie dieser 
Votlage zur 1/'{ir sind dagegen. Sie leisten damit nämlich der 
Sache der Frau den denkbar schlechtesten Dienst. 
Wenn sich die Beispiele - nicht nur in der. Bundesverwal­
tung -häufen, wo Ftauen w~en ungen0gender Qualifikation 
entlassen werden, dann werden Sie eines Tages für diese · 
Entwicklung die Verantwortung übernehmen m0ssen; 
Was .Sie hier machen, Ist eine Bevormundung der Wähler, es 
ist auch eine Bevormundung der Parteien, und es Ist letzt• 
.endlich ein Zwl:lng und eine Bevormundung all jener Frauen, 
die auf Wahllisten kommen müssen .-:: weil sonst die Quote 
nicht erreicht wird-, obwohl sie eigentlich gar nicht kandidie­
ren und schon gar nicht gewählt werden wollen. Lassen Sie 
dem Wettbewerb freien Lauf, und lassen Sie dem Volk und 
den Frauen den freien Willen. Es ist z. B. jeder Frau vorbe• 
halten, auf der von ihr bevorzugten Liste sämtliche Männer­
kandidaturen zu streichen. Das Ist doch möglich, machen Sie 
Werbung In dieser Richtung! 
Erfolgreiche Frauen brauchen keine Quote, und sie brauchen 
auch• kainen ProtektionismUß, nur · schwache brauchen den 
staatlichen Schutz, staatliche Förderungen, um in Positionen 
zu gelangen,.die sie aufgrund ihrer Nichtqualifikation eigent­
lich gar nie hätten erreichen d0rfen. 

Dass diese Vorlage referendumsfähig ist, das Ist klar, und die 
Freiheits-Partei wird ein Referendum unterstützen. 

Gross Andreas {S, ZH), Berichterstatter: Es war zu erwarten, 
dass diese Debatte zu einer Grundsatzdebatte wird. Oft ist 
die «grosse Initiative» bekämpft worden, obwohl die Volksin­
itiative «für eine gerechte Vertretung der Frauen In den Bun,­
desbehörden» heute an sich noch nicht zur Debatte steht. 
Es steht ein indirekter Gegenvorschlag zur Debatte, der ei­
nen Beitrag zur Versachlichung und Ent-Emotlonalisierung 
di~er Diskussion leisten möchte. Dass dieser Ansatz richtig 
ist,· hat die Diskussion selber bestätigt und haben 1auch jene 

. Redner bestätigt, die gegen die Vorlage argumentiert haben. 
Mit verschiedenen von Ihnen, vor allem mit Herrn Fischer, 
Herrn Dettling und Herrn Steffen, Ist es schwierig, über den 
richtigen Weg zu sprechen, weil Sie slch gar nicht in irgend-. 
eine Richtung bewegen wollen. Wenn Sie nicht von A nach B 
gehen wollen, können wir uns nicht dal'Ober einigen, welcher 
Weg nach B der beste ist. Sie wollen gar nicht von A nach B 
gehen. Sie sehen entweder das Problem nicht; oder wenn 
Sie es sehen, nehmen Sie es nicht genügend emst, um zu 
glauben, dass ein Regelungsbedarf bestehe. Das ist der 
grosse Unterschied, der die Mehrheit der Kommission von 
d1m Sprechern der SVP-Fraktion, der Mehrheit der FDP­
Fraktion und der demokratischen Fraktion trennt. Das muss 
man offen zugeben. · . . · · 
Herr David hat schon angesprochen, dass der Diskurs von 
Herrn Fischer dem gleicht, mit dem vor 30 Jahren das Frau­
enstimmrecht bekämpft worden Ist. Er legt Ihm eine Argu­
mentation zugrunde, wonach die Frauen vom Wesen her an­
ders seien, weniger an der Politik Interessiert, was der Grund 
für ihre Untervertretung hier sei. 
Herr Fischer, Sie sind mit allen Geschützen aufgefahren; die 
Ihnen zur Verfügung stehen - rechtlich, formal, praktisch, 

· vertassungsmässlg. Al.las sei in allen Beziehungen undurch.: 
dacht, zwanghaft und unfrei. Sie haben aber nicht alle Ge­
sch0tze abgeschossen, und diejenigen, die $ie abgeschos­

. sen haben, treffen das Ziel nicht. Sie haben es verfehlt. 
Man kann eindeutig zeigen, dass der Antrag der Mehrheit der 
SPK der Verfassung entspricht und den Sinn des Gesetzes 
berücksichtigt. Das möchte ich Ihnen zeigen, denn das sind 
die beiden Hauptargumentationen all derjenigen, die diesen 
Vorschlag bekämpft haben. · 
Wenn Sie mit der fehlenden Verfassungsmässigkeit argu­
mentieren, müssen wir uns auf das Urteil des Bundesgerich­
tes vom 19. März 1997 zum Fall der Solothumer Volkslnitla­
tive «für eine gleichberechtigte Vertretung der Frauen und 
Männer In den kantonalen Behörden» beziehen. Damals 
wollte rrian atif kantonaler Ebene Ergebnisquoten einführen. 
Diese E 1$quoten sind nach dem Bundesgericht unver-
hältnis . Das Bundesgericht hat aber. in seiner Argu-
mentation z1.1gegeben, dass in Artikel 4 Absatz 2 der Bundes~ 
verfassung zwischen den beiden Sätzen dieses Absatzes ein 

· Widerspruch ,besteht. 
Der erste Satz helsst «Mann und Frau sind gleichberech­
tigt.» Der zweite Satz helsst: «Das Gesetz sorgt für ihre 
GlelchsteHung, vor allem In Familie, Ausbildung, Arbeit.» 
.Herr Steffen, «vor allem» helsst es In der Bundesverfassung. 
Was helsst «vor allem»? Es helsst,·es gibt noch andere Be­
reiche. Aufgezählt werden die wichtigsten: Familie, Ausbil­
dung und Arbeit. Das sind auch die wich~gsten für jene, die. 
nicht Im Parlament sind. Jene, die im Parlament sind, wissen 
aber; dass die Wahrnehmung le_gltimer politischer . Macht 
auch etwas Wichtiges ist, das geregelt werden muss; dass 
dles hier mitgemelnt ist, auch wenn es nicht aufgezählt ist. 
Deshalb ist es unstatthaft, diese nichtabsc;hliessende Auf-

, zählung als Argument dafür anzuführen, dass das, was wir 
hier tun, nicht verfassungsmässig sei. · . . . 
Jetzt aber wieder zum Widerspruch, den das Bundesgericht 
aufzeigt. Das Bundesgericht sagt, dass zwischen dem ersten 
Satz - Gleichberechtigung - und dem Auftrag ans Gesetz, 
die Gleichstellung materiell mit positiven Massnahmen zu 
fördern, ein Widerspruch existiere und dass es die Aufgabe 
des Gesetzgebers se~ die Interessen, die beiden sich kon• 
kurrlerenden Werte, gegeneinander apzuwägen. Diese Ab-
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wägung muss verhälmls~äsSlg sein. Das wird äeflniert Das sehen 1895 und .1917 bei drei Volksinitiativen• von Jenen ar­
Bunäesgericht ~gt. · es sei fOr positive Massnahmen zur Ver- gumentlert, die keine Pl'Oporzregel, keine Einschränkung der 
wlrklichang der tatsächlichen Gleichstellung der Geschlech~ Wahlfreiheit,· wollten. Sie wissen aber ganz genau, Herr 
ter, insbesondere Frauenförderungsmassnahmen, und es Leuba - und das gilt.auch fOr Herm Fehr ~. dass Gerechti~ 
lasse damit unter. Umständen eine Abweichung vom Diskrl- kalt sowohl Freiheit wie auch Regeln braucht, die diese Frel-
minlerungsverbot zu, sofem dies in einem vemOnftigen Ver• . neit einschränken. Freiheit allein wird oft zur Macht des'Stär-
hältnis zum !=legelungszlel stehe •.. · . . keren. Freiheit, die glelchzeltlg auch Gerechtigkeit anstrebt, . 
Das Ist eben der Unterschied zwischen der Ergebnisquote 'brauchtauch Regeln~ · . · .. .· 
und derVO:raussetzungsquote~ Die Voraussetzungsquote Ist In .dem Sinn Ist d!JS eine Regel, die .der Gerechtigkeit dient 
Im Unterschied zur Ergebnisquote auch nach der Au\:}legung und die Freiheit nlc,ht ungebührlich einschränkt, ganz ähnlich 
des Bundesgerichtes verhältnlsmässlg. Das Ist der entsch1:1!• . dem; WS$ wir 1918/19 bei det Einführung des Proporzsy-
dende Unterschied zwischen der Volksinitiative.und unserem stems gemacht haben. . · · 
Indirekten . .:... "kleinen,. - Gegenvorschlag;· das wird soger Im Herr Leuba; erlauben Sie mir noch eine persönliche Bemer-
Urteil des Bundesgerichtes.als richtig angesehen. Deshalb, kung: .. . 
Ist es .nicht angebracht, meine Herren Fischer, Oettling und Monsieur Leube, permettez-mol de faire une remarque per­
Steffen, mit diesem eundesgerichtsurteil auf fehlende Ver- sonnelle: vous avez dlscr.edlte Ja gauche et voas savez tres 
fassungsm,ässlgkelt dieses Gegenvorschlages zu plädieren. blen 'que la democratle slgriifie aussi le respect de l'atilre. Ce . 
Das zweite Haupta('gument betraf sozusagen die ve11J18lntll· n•est·pas vral que lagauche tlre sur tollt ce qul bouge: C'est 1 

ehe Unverelnbatkelt mit dem Geschäftsverkehrsgesetz, mit une «dlscredlta~on„ qui n'est pas dlgne .d'un polilicien de vo-
der Möglichkeit der Fristverlängerung, die dort \IOrgesehen tre experience. Je vous prle de retirer cette remarque. 

· Ist. Hetr David hat schon versucht, Ihnen zu erklären, d{lSS Eine. formale Bemerkung: Wenn. Sie Nichteintreten be-. 
von· einem missbräuchlichen Gebrauch dieser Regelung schliessen, dann s.chelnt uns , dass die zweite Ab-
keine Rede sein kann. Historisch haben. wir seh.r wenig An· · stimmung hlnfälllg wird. Oas h . die Frage, ob die Frist 
haltspunkte., Wenn Sie die Debatte zum Gesetz von 1973 entsprechend dem GVG verlängert werden soll; hat nur ei• 
konsultieren, sehen Sie, dass dieser Absehnltt nicht diskutiert · nen Sinn, wenn inan den Indirekten Gegenvorschlag grund­
wurde. Dann helsst das: Wir gehen vom Wortlaut dieses Ab- · .s~tzlich begrOssJ:. Bel Nichteintreten können. wir auf die 
schnitte& aus. zweite Abstimmung verzichten. ' 
lmWortlaut dieses Abschnittes geht es, um zwei Dinge: .. , 
1. Es geht um die Wahrung der Interessen der Initianten, Sie Ducrot Rose-Marie. (C, FR), rapporteur: Je crois qua le tour- · · 
mOssen davor geschützt werden, d8$8 rmm fahrlässig, mit nant en faveur des femmes est prij, mais malheureusement 
den Fristen; Ihre Initiative. vertrödelt, dass man die• Abstlm- les chances .de sucoos de celles:-ci sontdeux fois moins im-. 
mung hinausschiebt. · . . . . ' portantes que cenes des hommes, • lors des. elections. Le re~ 
Das Ist hier nicht de(Fall. Wir agieren letztlich im Interesse gretque nous -eprouvon& de cette sit1:1ation ne devrait-11 pas 
der Initianten, wenn wir .Illre Initiative nicht einfach ablehnen, trol.tver enfin l'expresslon de sa sincerite dans les efforts.mis 
solidem uns ernsthaft bemühen auszuloten, was Im Sinne po1Jr trouver une solution a ce probleme? . 
der .Problemlösung sinnvollerweise getan werden kann, ohne Certes, le contre-projet qua nous vous prol)OS9fls n'est pas · ' 
z. B. den Wrfassungsauftrag zu verletzen. Wir nehmen also · partalt, loin de la. II n'y a pas de solutlon miracle, mais cette 
un~reVarantworturig w~r. . , . •. propositipn est moderee. Elle est de. nature. aussi a faire 
2. Es kann niemand bestre1m,n,'Class dieser Indirekte Gegen-· avancer la democratle d'un tollt petit pas. Je n'al pas l'lm­
vorschlag mit der Sache, mit der Volksinltlatlve, e~as z.u tun ptession, rnals Je ne suls pas Juriste, ~ue ce contre-projet 
hat. Es kann also nicht argumenti~rt werden: Da$ sei ein Prä- viole la constitutlon. En tout cas, Je. sals que le Tribunal fade-, 
zedenzfall, dank dem man In Zukunft Dinge; die- kürzlich ge- ral.n'a Jamals pris posltlon en la matiere et que ce systeme~ 
macht worden seien, nachträglich in eine Verbindung zu ei• · la est appllque avec sucoos en Belglque. Les cantons, an ge-, 
ner Volkslnltlatlve bringe; man könne dann behaupten, das ileral, pesentblen sOr sur les frelns. C'.e!rt vral pour des ques­
sel ein Indirekter Gegenvorschlag und de~alb _könne man . tlons de pratlcabllite, mais le projet de la majorlte de la com• 
die Behandlungsfrist verlangem. Das Ist nlc!'rt der Fall. Man . mlsslon 8C>Uleve d_es problemes. 11. faudra appllquer la lol, il 
.kann hier ganz klar-sagen, dass wir das nu'r tun, weil wir das appartlent aux cantons .de le faire et c'estnormal ~ue les can• 
. Problem etkennen, 8!11 Problem arbeiten möchten, aber den toils s'lnsurgent . · . 
von der Volksinitiative vorgegebenen Weg als zu scharf, als Monsfeur Fischer-Hägglingen, vous afflrmez que cel'ta.ins 

. problematisch;.. das Ist die Mehrheitsmeinung- ansehen. .. perlis pefnent a trouver des femmes: Eh bien, c'est .etonnant 
Es .Ist hier allerdings immer noch. offen, ob es. einen direkten paroe .que les rivieres sont peupl~s de papables. II y a des 
oder einen indirekten Gegenvorschlag gibt Was all. die Krltl· femmes .lucldes, · intelligentes, lnteressees ,a partlclper a la 
ker nicht bedacht,h.aben, lst,.dass man der.Initiative auch ei~. gestiorl du pays. Peut-&tre~quand vous Jetez vos llgnes, faut-
nen .direkten Gegenvorschlag wl\'(l gegenObel'lßelien können. II changer de methode pour evlter de manquer des touches. 
Aber ob dies sinnvoll Ist; wird man besser etkennen, wenn Pour des ralsons form~lles, vous &tes nombreux a reJeter la 
man das Gewicht,, die Konsequenz des Indirekten ~egenvör- prolongatlon du delal, parce que celle-cl s'appule sur l'lnter-
schlages, erfahren t,at. Das ist die einmalige Chance,· die · pretation de l'artlcle 27 dQ .la loI. sur les rapports entre les 
1973 wahrschelnllch gar nlcht gesehen wurde. Conseils. Vous vous appuyez, Messieurs, sur la genese de­
Man hat die Mögllchkelt, bei den Wahlen 1999 etwas zu pro- cette dlsposltion, argumentant que celle-ci vlse a accorder au. 
bleren, das sinnvoll, das un1$11itten Ist - es· gibt vlele Leute, Parlament le temps necessalre a fällminatlon des dlvergen• 
die sagen, das sei viel zuwenig -; In Kenntnis der Wlr:kung ces'. C'est une Interpretation. La commisslon en a eu une 
dieser Massnahme kann man sorgf&ltlger, präziser und bes• autre, un autre avis jurldique. Vous le. savet, vous avez äs­
ser auch einen direkten Gegenvorschlag, der beispielsweise slste, pour cettalns, · a nos de.liberations .. II ne s'aglt plis, pour. 
eine definitive Voraµssetzl,lngsquote vorschlägt, ausarbeiten la majorite, de tactiques polltlclennes. II s'agit d'ätre reallste, 
und'zur Diskussion stellen. '· . . de concretlser des mesun,s, de tester leur efficaclte et, en-
Es kann also weder vah der Verfassung noch vom Gesetz suite, de proposet un contr&-projet direct sjnous n'avons pas 

~ her von einem Missbrauch gesprochen'werden. Meiner Mel• un contre-projet lndirect, comme l'a dit,M. Gro.ss Andreas tollt 
nung nach. haben jene, die so. etwas behaupten,· zu ober- a l'heure. · .. . . . · .. . . . · . 
flächllch argumentiert . . , . • · · . · . Du raste, J'al l'lmpressloh que le projet du Conseil federal dl~ · 
Herm Leuba möchte Ich sagen: Wenn Herr f:tscher sozusa- verge de la pr6posltion qul est avancee ici. Nous verrons tollt· 
gen Indirekt an die Debatte. um das Frauenstimmrecht erin- a !'heure la P0$itlon de M •. qot.Jchepin, chanceller de la Con­
nerte, haben Sie mich an die ElnfOhrung des Proporzsysterns f~ration. Je crois qu'II ne taut pas tomber dans le juridlsme 
erinnert. Das Propor:zsystem ist eine typische Ein$Chränkung' obsesslopnel. C'.est un tort et je regrette que certelns se lan­
der Wahlfreiheit im Interesse.der klelneh politischen Par• .cent.dans.cette vole quand lls ne veulent pas avouer vral­
telen, der Mil1derheltsmelnungsträg~r. G~nauso wurde .nvl- ment l'obJectif final de le1,1r posltion. · 
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Mille difficultes n'ont Jamais fait un doute, jamals. Nous avons 
täte 150 ans d'un Etat federal moderne. Les femmes ont at­
tendu Jusqu'en 1971 pour avolr un droit devote et d'ellglbilite. 
Nous; avoris donc mange notre pain noir assez longterrips. 

. Ne serait-il pas possible que vous nous permettiez enfin de 
changerun peu de menu? 
Je vous invite, avec confiance, a suivre la proposifion de la 
majorlte de la commlssion. 

Couchepln Fram,ois, chancelier de la Oonfederation: Vous 
me. permettrez peut-iltre une preolsion au debut de mon In­
tervention, parce qu'en lisant la presse ce matin, j'ai constete 
qu'il y avait un certain nombre de confusions qu'il taut lever 
en tous las cas; 
Aujourd'hui, nous ne parlons'pas de l~nitiative populaire dite 
du 3 mars (97.031 ), mais de !'initiative parlementaire de la 
CI P-ON (98.429) et du probltllme pose par la possibilite de 
prolonger ou non Je delal de traitement precisement de !'Ini-
tiative populalre. . . · 
Le Conseil federal s'est prononce contre Je projet de votre 
commission. S'il l'a falt, et je voudrais insister la-dessus, ce 
n'est pas parce qu'il est oppose a la promotion des femmes 
en politique. JI peut donc se rallier, et mal avec lui, a tous les 
arguments developpes dans ce debat en fav'eur d'une repre­
sentation equitable de toutes et de taus dans ce Conseil. Le 
Conseil federal est alnsi favorable a taute mesure qui tendrait 
a renforcer la representafion feminine dans les Conseils, 
parce qu'il estime, comme cela a ete dit dans cette salle ce 
matin, qu'il est important que le Parlament soit veritablement 
te reflet du peuple; or, le peuple est compose d'hommes et de 
femmes, nous le savons taus. 
II est donc favorable a tciutes ces mesures, et·cela me met 
particulitllrement a l'alse. dans.mon r0le de defenseur de la 
position du Conseil federal, puisque Je crois avoir prouve pat 
~es actes combien j'etais moi~ml3ine attache a cette promo­
~ion feminine. Ce q~i explique aussi pourquoi je ne partage 
pas un certain nombre d'avis emls dans cette salle par ceux 
qui sont opposes, comme le .Consell federal, a !'initiative par~ 
lementaire tjui vous est soumise. 
II taut bien entendu s'expliquer. L.e Conseil federal estime 
que I1nitlative parlementaire qui vot.is est soumise, saus le 
dehors de se presenter comme un moyen de promotion · des 
femmes, n'.attelnt pas en fait cet objectif. Bien s0r, dans son 
message.du 17 mars 1997 concemantl'lnltiative populaire, le 
Conseil federal a ecrit, et en cela II rejoignait ce qu'a dit le Tri­
bunal fecJ.eral et qui vientd'etre evoque, qu!:) le leglsläteur 
peut choisir de prlvilegler pendant une periode transitoire -:-­
ce que falt !'initiative parlementaire de la commission -:-, les 
femmes en tant que personne du sexe sous-represente par 
rapport aux hommes. Toutefois, II dit, et c'est la le polnt fon­
damental, que les mesures qu'il taut pouvolr prendre dans 
certains cas a titre transitolre tauchent, partiellement taut au 
molns, A certalns droits fondamentaux. 
Elles ne peuvent donc 13tre prises que si elles sont, d'une 
part, aptes a atteindre le but recherche et, d'autre part, ne­
cessalres pour arriver a cette fin. En cela, le Conseil federal 
sult la doctrine et se rallie a la theorie que le Tribunal fed~ral 
a lui-mame reprise. · 
M. Leuba a illustre en quoi on peut dire que le projet de la 
commission tauche, legtllrement c'est vrai, certalns droits des 
citoyens. La questlon est donc de savolr - etant donne que 
taut le monde est d'accord avec le but, c'est-a-dire faire en 
sorte qu'on pulsse equilibrer 1a representation des sexes 
dans ces Conseils - sl la rnesure proposee est apte a atteln­
dre le but recherche et sl eile est necessaire pour arriver a 
cette fin. 
Je ne vals pas reprendre les statistiques de l'Office federal de 
la statistique, qui ont deja e~ evoquees. Je voudrais simple­
ment relever qu'aussi blen l'Office federai · de la statistique 
que la commission qul. a examlne ce probleme pretendent 
que le bl!t de !'initiative parlementaire, c'est de pouvolr ana­
lyser les effets de nouvelles mesures lors des elections de 
1999, c'est de volr comment on peut recuellHr des Informa­
tions sur l'efficacite de cette solution; Cela n'est en taut cas 
pas une raison suffisante pour porter S:ttelnte a des droits des 

cltayens. SI l'on aalt en plus - cela a ete dit taut l'! !'heure -
que las statlstiques montrent que si, .dans certains pattis, 
I:au·gmentation du nombre des candidates a eu pour effet une 
augmentatlon des elues,' alors que dans d'autres partls l'aug­
mentation du nombre des candidates n'a pas eu cet effet, 
volre a eu un effercontraire,. c'est biei, la.preuve que d'autres 
facteurs entrent en ligne de campte et que ce n'est pas l'aug­
rnentation du nombre de candldates qul peut veritablement 
atteindre l'.obje<;tif. Mals je ne veux pas inslster trop longue­
ment la-dessus, vous en debattrez et en declderez taut a 
l'heure. 
Le Conseil federal - je crois que c'est important - .n'est pas 
frileux, Madame la Rapporteure - ou dols-je dire la Rappor­
teuse? - de. la comml~ion. Je pense au contraire qu'il est 
courageux. II ne se contenJe pas de prendre une belle eti7 
quette, sans voir ce qu'il y a dans le paquet. U estime qu'une 
mesure presentee comme un acte de promotlon en faveur 
des femmes ne doit Atre soutenue que si veritablement cet 
acte est de nature a promouvoir la possibilite pour tes fem­
mes d'13tre elu~. et,11 pense que cette mesure-Ia n'est pas 
une mesure adequate. 
Le Cpnsell federal veut aller plus loin. II ne veut pas se con­
tenter d'un systeme qul dpnneralt bonne conscience pour 
huit ans a un Parlament qul aurait dit: «Nous avons fait le ne­
cessaire pour aider les femmes a rentrer d~s nos rangs, et 
.malntenant nous sommes tranquilles.» II ne veut pas beton­
ner le systeme actuel. Plusieurs orateurs ont dit jusqu'lci que 
!'initiative parlementalre ne falt que clmenter ce qui s'est deja 
fait aux demieres electlons. Et la preuve est falte que ce sys­
ttllme n'apporte pas le resultat escompte. Par consequent, le 
Conseil .federal veut aller plus loin. II estime qu'il taut prendre 
des mesures permettant d'abord d'utiliser les possibilites que 
la lol accorde, si l'on veut vraiment augmenter le nombre des 
femmes dans cette Assemblee. ·comme l'Assemblee com­
porte 200 membres; il est blen clair que taute femme supple­
mentalre sera un homme de moinsl Et cela, les gens doivent 

· le vouloir. C'est important de le savoir et de le dire, et d'avoir 
le courage de le dlrel 
II taut donc que les gens sachent quels sont les moyens qui 
sont a leurdil:lposition. Cela permettrait, beaucoup mleux que 
!'initiative parlementaire, de resoudre la questlon et d'attein­
dre l'objectif que nous recherchons. Je ne vais pas enumerer 
ces moyens, ils sont enumeres par le Conseil federal dans sa 
reponse, je ne veux pas perdre de temps • la-dessus .avec 
vous. Mals je pense que, sur le fond, la question de l'effica­
cite de la mesure proposee .ou de sa qualite de mesure alibi 
est une questlon qu'on doit se poser. Le Conseil federal es­
time que cette mesure n'est pas adaptee. Voila pour le fond. 
En .ce qui conceme Ja procedure, en particulier le probltllme 
de la prolongation du delai de traltement de l'initiative•popu­
laire: sl vous deviez soutenlrJe projet de votre commission, 
vous devrlez adopter, si vous voulez que cette procedure soit 
appllcable·aux elections de 1999, une modification de la loi 
federale sur les droits polltlques.dans les deux Conseils et au 
plus·tard avant la fin de l'annee 1998. Et vous devez faire en 
sorte qu'iln'y ait pas de referendum, parce que s'il y a un re-

"ferendum, une votatlon finale au mols de d6cembre 1998 
. porte le delai refere.ndaire a la mi-avril. 

Ml3me sl l'on est tres efflcace a la Chancellerie federale, II faut 
quand ml3me quelques Jours pour volr sl le referendum a 

. aboutl - a molns qu'II y ait 300 000 signatures, auquel cas la. 
question ne pose pas de probltllmel II n'est par consequent pas 
possible de faire voter le peuple au mois de juln en ralson d'un 
referendum dont les slgnatures doivent Atre deposees a la ml­
avrll, parce que le materlel de vote devralt deja 13tre entre les 
malns des cantans, avant de savoir si le referendum a abouti. 
Par consequent, sl vous voulez que solt appllcable cette so­
lution que propose l'lnitiative parlementaire, vous devez faire 
en sorte qua la decision soit piise au plus ta.rd au mois de de­
cembre 1998, et definitivement. 
Cette solution seralt - la Je rejolns tovt a fait M. Grass - un 
contre-proJet indirect a I1nitlatlve populaire. . 
La, nous dlvergeons effectivement sur !'Interpretation de l'ar­
ticle 27 LREO. M. Grass a dit - son argument est interessant 
et marlte analyse :... que le contre-projet indlrect permettra de 
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faire des experiences et nous dor\nera ains.I les moyens qu'il r,,Jabholz, Ostermann, R~ggenbass, R~ttl, Rechstslner Paul, 
faut pour pouvolr examiner s'il y a lleu de faire un contre-pro- Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth,·. Schmid Odilo, Sema-
jet dlrect, c'est-ä-dlre de nlveau constltutlonnel, a l'lnltiatlve: denl; Spielf'!lMn, Steinegger, Strahm, Stump, Suter, Teu-
ce sen,11t parfalt sl c;:'etait possible, et je serais le premler ä scher, Thanel, Tschäppät, ~ Tschopp, Vallendar, Vermot, 
dire •faites-lel» .Malheureusemerit, ce n'est pas posslble. Vogel, VoUmer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes~ Wid~ 
C'est Impossible materielleme~t parce que, je viens de vous mer, Widrig, Zapfl . · · (97) 
le dlre, pour pouvolr utilJser ta methoda proposee par la com- • · · · 
mlsslon aux electlons de l'automne 1999, II faut qua vous Für den Antrag der Minderheit (Nichteintreten) stimmen: 
ayez paquete le contre-projet lndlrect, c'est-a-dJre la modifl- Voter,t pour 1a proposit/on ·de 1a minorite (ne pas entrer en 
,catlon legislative, le plus vlte posslble. · ... ·. · · mstlere): • . • , .· · . 
L'ldeal seralt que ce solt a cette sesslon mAme, pour evlter . Aregger, Bangerter, .Baumann Alexander, Bezzola; Binder, 
qu'un referendum ne nous emp&che d'exercer la manl~r,e de ' Blocher, Bonny, Bortoluzzi, Bosshard, Brunner Tonl, Bühr,er, 
pl'OCIMier au cours des prochalnes eleotlons; Vous devez C~vadlnl Adrlano, Dettllng,. Dreher, DOnkl, Egerszegi, Eggly, 
. donc avoir finl le contre-projet lndlreot. Et comme vous dltes Engelberger, Eymann, Fehr Hans, Flscher-Hägglirigen, 
que ce demler dolt vous permettre de faire des experiences Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Fridericl, Fritschi, Giezen-
afin d'analyser s'Hy a lieu de presenter un contre-projer dl- · danner, . Gros Jean-Michel, Gu.sset, Hasler Ernst, Keller 

. r&(:t, vous .ne pouvez pas le comme.ncer avant une date pos- Rudolf, Kofmel, Kunz, Leuba, Maspoll, Mo~er, Müller Erich, 
terieure aux eleotlons de 1999 •. La LREQ exlge, pour qu'on Oehrll, Phillpona, Pidoux, Randegger,. Ruckstuhl, Ruf, San-
prolonge le delal de reponse a une Initiative populaire, qu'II y doz Marcel, Sandoz Suzette, Schenk, Scharrer Jürg, Scheu-
ait un contre-projet, dlrect ou lndlrect, en tri,wall. On ne peut rer, SchlOer, Schmid Samuel, Schmied Walter, Speck, 
pas demander une prolongation de delal si on n'est pas en Stamm. Luzl, Steffen, Steiner, .Stucky, Theiler; Tschuppert, 
tralri de travaiiier sur un contre-pr9jet •. ·· • ·· Vetterli, Waber, Weigelt, Weyeneth, Wrttenwiler, Wyss, Zwy-
Or, vous aurez termine le contre-projet lndlrect .:.. vous ne gart . (65) 
pouvez plus l'lnvoquer eömme moyen justifiant !a prolonga-
tion - et vous n'aurez pas encore pu avolr, dans une Cham- Der Stimme enthalten sich - S'sbstlennent: 
bre au moins, le premfer debat sur te contre,;projet direct. Loretan Otto · · , , (1) 
C'est dommage. Je .le depjore comme tout le monde/ mais, 
~theureusement, ~ n'es.t pas p()SSlble. C'est la ralson P,<>Ur EntschuldlgVabwesend sind - Sont excuseslsbsents: . 
laquelle je suls obllge de vous dlre que si te Pariementdevalt · Baader, Borer, Cacc!a,, Chlffelle, ColUmberg, .Dupraz, Epi-
voulolr prolongerle delal et qu'II n'a.pa,s en travait dans une fley, F!:!hr Lisbeth, Frey Claude, Frey Walter, Grendelmeier, 
des Chambres un contre-projet, qu'II soit d.irect ou lndl~ Grossenbacher, Gysln Han$ . Rudolf, • Hämmerle, Heget-

. mals un .travatl en cours, le .Conseil f6deräl sera · obllge de schweller, Hass Otto, Hess Peter, Jutzet, Lachat, Loeb, 
mettre.J'lnltiative populalre en votatiom que le Parlament se Maurer, Meter Samuel, MOhlemann, MOller-Hemmi, Pelli, 
soit determlne ou non sur l'ldee de savoir s'll veut presenter Pinl, Ruffy, Rychen, Sefler , r, Simon, Stamm Judith, 
un contre,;projet. . · ·.. · · .. . .· . Steinemann, ThOr, Wiederkehr, den, Ziegler · (86) 
Alors, st .vous voulez renoncer a votre dtolt de vous pronon-
cer sur !'initiative populaire,. je· rte paux pas vous en• emp~. Präsidium,. stimmt nicht-Pmsldence, pe vote pas: 
bher, mais Je vous dis que st, le 20 mars prochäin, le PE!rle- Leuenberger · . (1) . 
ment n'a pas .un contre-projet en travall,.11 ne pourra pas uti- · · 
llser l'article 27 LREC pour prolonger le.delai de reflexlon et 
le Conseil f6deral devra donc appolnter.la votatlon ßUr l'lnltla- ·. 
tlve populalre quand cela sera p~lble, · · . 
Je vous demande donc de sutvre te projet du Conseil f6deral, 
et ce n'est pas de gaiete de coeur que Je te fats, parce que Je 
suls aussl de l'avis qu'II fauf,irait trouverdans 1a pratlque com­
ment mjeux faire en sorte que tes .femmes soient plus nom-
breuses dans cette assemblee. . . .· · 
Je suis donc obllge de vous demander de suivre I.e projet du 
Conseil f6deral, de refuser la proposltlon de la. maJorlte de vo­
. tre commisslon qul, a notre avls, ne donne pas 1a reponse 
ad~uate au probleme pose et; en tous les cas, de ne pas 
prolonger le delal sl V()us acceptlez tout de mAme, selon la 
proposltion de ta maJorite de votre commlsston,.de faire une 
modification de la loL · · ' 

Initiative 9.B.429 
. \ 

Nsmentf/che Abstimm1.1ng 
Vote nomlnat/f · 
(Ref.; 2347) . 

FOt den Antrag der Mehrheit (Eintreten) stimmen: . . . , 
Votent pour ls proposftion de 1a msjorite (entrer en matlere): 
Aeppll, Aguet, Alder, Antille,. Banga, Baumahn Ruedl, Bal,J7 . 

m~n Stephanle, Baumbergar, ~äum[in, Beguetin, Berberat, 
Bircher, Blaser, Borel, BOhlmann, Burgener, Carobblo, 
Cavalli, Christen, Comby, D,avid, de Pardel, Debons, Delss,. 
Dormann, Ducrot, Durrer, Eberhard, Ehrter, Engler, Fank­
hauser, Fasel, Fässter, .Felli' Jacqueline, Gadlet!t, Genner, 
Goll, Gonseth, Grobet, Gross Andreas, Gross Jost, Gulsan, 
GO~ter, Gysln Remo, Haerlng Binder, Hafner U~ula, Heber• 
!ein, Helm, Herczog, Hochreutener, Hollenstein,. Hubmann, 
lmhof, Jans, Jaquet, JeanprAtre, Keller Christine, Kilhne, 
Langenberget, Lauper, Leemahn, Leu, Lötseher, Maltre, 
Marti Werner, Maury Pasquler, Meier Hans, Meyer Theo, 

Am111Ches Bulletin der Bundesversammlung 

' . 
Bunde~beschluss Ober d.le Elnfllhrung von Fniuenmln- .. 
destquoten auf Natlonalratswahlllisten 
Arrite fed«iral concemant l'adoptlon de quotas d'hom-

. mes et de femmes pour les. Hstes des candldats a 1'61ec• 
tlon au Consell "'tlonal 

DetafJberatcmg-Exsmen de .detalt 

Titel llnd lngl'98,S, z1fi: l Elnleltung 
Antrag derK0111mJssion 
Zustimmung zum EntwurfderSPK-NR · 

Tltre etpreambule, eh. l lntrocluctlon ·. 
Proposition de la · oommlsslon 
Adherer au pn;,jet de ta CIP-CN 

~nommen~ Adopte . 

Art.~ Abs. 1bls, fter, 2 
Antrag der Kommission . . 
ZUstlmmung zum Entwurf der .SPK-NR 

Anfmg Gonseth 
Abs. 1b/s, . . 
.... m0SSf3n zu . wenigstens der Hälfte 
F.rauen aufweisen. · 

Antrag Roth 
Abs. 1bis . · 

,: . 
Kandidaturen von 

.... müssen· zu mindestens 50 Prozent Kandidaturen von 
F.rauen autWe!sen. · · · 
Abs. 1fer . , .·.. . . ·· 
•••. mOsse11 dabei zusammen zu wenigstens 50 ProzentKan­

. dldiaturen von Frauen aufweisen. 
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Antrag Schlüer 
. Abs. 1bisa 

In Kantonen, die auf nur zwei Nationalratssitze Anspruch ha­
ben, ist durch geeignete Massnahmen zu gewährleisten, 
dass die prö Liste aufgestellten Kandidaten insgesamt zu 
mindestens einem Drittel weiblichen Geschlechts sind. 

Art. 22 al. 1bls, 1ter, 2 
Proposition de la commiss/on 
Adh6rer au projet de la CIP-CN 

Proposition Gons,eth , 
Al. 1bls . . . 
Lorsqu'une li~e .61ectorale comporte des candidats des deux 
sexes, elle compte au rnolns 50 pour cent de femmes. 

Proposition Roth 
Al. 1bis 
Les listes des candidats sut lesquelles flgurent des hommes 
et des femmes dofvent porter au moins 50 pour cent de can-
didatures f6minines. ' 
Al. 1ter . , 
.... aoivent porter ensemble au moins 50 pour cent de candi­
datures f6minines. 

Proposition Sch/Der 
AJ.1bis a 
Dans les cantons qul ont droit a seulement deux .sleges au 
Conseil national, II doit etre garanti au moyen de mesures· ap­
propriees que les candldats propos6s par liste solent, dans 
l'ensemble, pour au rnoins un tiers des femmes. 

Gonseth Ruth (G, BL): Ich freue mich, dass Sie sich soeben 
mitdem Eintreten auf diEfVorlage tar Frauenquoten auf den 

1 Natio.nalratswahllisten ausgesprochen haben. Trotzdem, er­
lauben Sie die Frage: Soll dieser Bundesbeschluss wirklich 
etwas bringen, oder &oll er eher eine Alibiübung darstellen? 
Soll dieser Bundesbeschluss·den Effekt haben, bisherige Be­
vorzugungen und Obervertretungen von Männern ,uszuglel­
chen, oder soll er eher zur Abwehrübung verkommen, damit 
vor den nächsten eidgenössischen Wahlen nicht über ,die 
Quotenabstimmung .diskutiert werden muss? Soll dieser 
Bundesbeschluss als .FeJgenblatt herhalten, damit man ver­
stecken kann, wie wenig die meisten Parteien darüber hinaus 
für die tatsächliche Gleichstellung der Frauen tun? 
Zwar Ist es löblich, dass jetzt die Mehrheit des Rates zu Quo­
ten steht, sie als taugliches Mittel zur Gleichstellung sieht, 
doch der Vorschlag der SPK, wonach bei den eidgenössi­
schen Wahlen 19.99 eine Kandidatinnenquote von lediglich 
einem Drittel - und dies bloss für die Nationalratswahlliste -
vorzusehen ~i. ist keine adäquale Antwort auf die Analyse, 
die die ~PK gemacht hat: Die SPK .stellt fest, «dass die 
Frauen gemessen an ihrem Anteil an der Gesamtbevöl· 
ketung Im Nationalrat nach . wie vor massiv untervertreten 
sind •..• Als Folge dieser Untervertretung der Frauen im Na­
tionalrat können sich viele F.rauen durch das Parlament nicht 
hinreichend vertreten fühlen.» 
Das Ist so, weil die Lebensrealität von Frauen, Ihre trauen~ 
spezifischen Erfahrungen und Sichtweisen bei der heutigen 
Männerübervertretung zuwenig Berücksichtigung finden. 
Die Zusammensetzung der politischen Gremien soll ein Spie­
gelbild der Bevölkerung darstellen, lautet ein wichtiger Leit­
satz oder Lehrsatz des staatspolitischen Unterrichtes. Ange­
sichts all dieser zwar.nicht neuen Erkenn~isse ist die vorge­
schlagene Massnahme, nämlich eine Listenquote von einem 
Drittel, sehr enttäuschend, zaghaft und wohl auch nicht wirk­
sam, denn diese Dritteisquote wurde bereits in den letzten 
und·vorletzten Wahlen von vielen Parteien erreicht, ohne 
das,s sich die Zahl der gewählten Frauen deutlich erhöht 
hätte. Diese massive Untervertretung der Frauen Im Parla­
ment bleibt trotzdem nach wie vor eine Tatsache, 1995 weren 

~~~~8;t~~~~e~~~~?ii~~~d::r ~~a~~:.:'. den Gew~lten 
Diese und andere Analysen zeigen: Selbst wenn Frauen für 
politisphe Än1ter kandidieren, sind ihre Wahlchancen je nach 

Sprachregion .eineinhalb- bis dreieinhalbmal tiefer als jene 
von Männern. Die von der SPK vorgeschlagene Regelung 
fällt also hinter das bereits Erreichte zurück und wird somit 
realistischerweise kaum positive Veränderungen bewirken. 
Wenn der Bundesbeschluss keine Alibiübung sein soll, son• 
dem wirklich q,leWahlchancen und die Zahl der tatsächlich 
gewählten Frauen erhöhen soll, dann gen!lgt die Dritteis­
quote schlicht nicht Ich meine: Es gibt kein rationales Argu­
ment für diese minimalistlsche Quote; sie widerspricht auch 
dem Auftrag der Verfassung, f!lr die Gleichstellung beider 
Geschlechter zu sorgen. 
Deshalb schlage ich Ihnen mit meinem Antrag - so, wie Frau 
· Roth mit Ihrem Antrag - eine Quote von wenigstens der 
Hälfte Frauen auf den Wahllisten vor. Nur das bedeutet ge­
genüber dem Status quo von 35 Prozent bei den letzte Wah­
len einen Fortschritt. Nur diese hälftige Vertretung auf den 
Wahllisten wird dem Verfassungsauftrag nach tatsächlicher 
Gleichstellung gerecht . 
Tatsächliche Gleichstellung. bedeutet nämlich gleiche Tell­
habe an den politischen Entscheidungsgremien -- nicht. ein 
Drittel, sondern eben je die Hälfte für Frau und Mann. 
Weil der Beschlussentwurf nicht Mandatsquoten verlangt, 
sondern lediglich Listenquoten, bedeutet die von mir vorge­
gebene Listenquote' von 50 Prozent leider noch lange nicht 
zwingend eine tatsächliche Zunahme der Zahl der gewählten 
Frauen. Es braucht deshalb'als Ergänzung zu diesen Listen­
quoten zusätzliche Massnahmen, wie sie etwa der Bundesrat 
in seiner Stellungnahme auflistet oder wie sie die Eidgenös­
sische Kommission für Frauenfragen in ihrem «überparteili­
chen Manifest zu den eidgenössischen Wahlen 1999» vor. 
schlägt. . 
Die paritätische Vertretung von Frauen und Männern in der 
Politik,ist tar.uns Grüne eine Frage der Gerechtigkeit und der 
Dem9kratie und deshalb auch ein wichtiges Ziel unserer grü­
nen Politik. Wir Grünen sind _massgeblich an der Quoten-In­
itiative beteiUgt gewesen und stehen hinter dieser Initiative. 
Mein Antrag WOrde aber den Beschlussentwurf ein klein we­
nig In die richtige Richtung zugunsten der Quoten-lniti9tive 
verbessern. · 
Zum Vergleich: Mein Antrag Ist sehr ähnlich wie der Antrag 
Roth. Wir wollen das gleiche, haben aber eine unterschiedli· 
ehe Formulierung gewählt. Ich habe mich an die Formulie­
rung der. Kommission angelehnt Oie Form1,11ierung · von Frau 
Roth entspricht aber dem Sprachgebrauch besser. Ich habe 
mich deshalb entschlossen, meinen Antrag zugunsten des 
Antrages Roth zurückzuziehen, um nicht unnötige Abstim­
mungen zu provozieren. . 

. Wir empfehlen Ihnen aber, den Antrag Schlüer abzulehnen. 
Er ist auch nicht witzig. Sein Antrag · ist bereits. im Be­
schlussentwurf enthalten. Also sollte auch Herr SchlOer sei-
nen Antrag zurückziehen. · 

Präsident: Der Antt"Elg Gonseth Ist zugunsten des Antrages 
Roth zurückgezogen worden. ' 

Roth Maria (S, GE): Le contre-projet a l'lnftiative populalre 
«pour une rep~entation· 6quitable des femmes · dans le 
autori~ f6d6rales (initiative du 3 mars)» ~t un proJet mlni­
mallste. Mals c'est au molns un projet qui vise, par 1.m tout pe­
tlt pas, ll favoriser la promotlon des femmes en polftique. 
Comme Mme Gonseth, je vous remercie d'avojr accept~ l'en­
tr6e en matlere sur cet objet. · 
Ce contre-projet pe fixe pas d'obllgation de r~ultats, ce qui 
6tait par ailleurs le cas de l'lnitlatlve populaire, maii; tente 
seulement d'offrlr un semblant d'6gallt6 des chances · aux 
femmes qui se lancent .dans. la politique. 
J'approuve ie constat de· la commlssion, qui voit heureu­
sement un peu plus loln que le Conseil f6d6ral - conserva­
teur -, qul ~tablit que les femmes sont encore grossierement 
sous-repr~ent6es dans les instances politiques. Nous som­
mes 21,5 pour cent icl au Conseil national et, a c0t6, dans 1a 
Ch.ambre haute, elles ne sont que 15• pour cent; sans parler 
de la seule et unlque femme au Conseil Md6rall Les femmes 
composent plus dela moiti6 de l'humanit6: Alors, un Parla­
ment dont 80 pour cent des membres sont des hommes' ne ·. 

Bulletln off!Clel de r Assembl~ f~l'llle 
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correspond pas ä une representatlon democratique de la po• Dann kommt die Frage der Männerlisten. Ich meine: Es.gibt 
pulatlon. . Frauenllster:i, bei denen die lnltlantlnnen aus Ihrer Oberzeu-
Dans 1a: pratlque, une lnt!Pductlon rapide d'un quota d_'un gurig heraus nur eine. Frauenliste wollen. Männer dOrfen das 
tiers de femmes sur les llstes pour l'electlon au Conseil natio- Entsprechende ·offenbar nicht· Diese Überzeugung ist ihnen·. 
nal ne devralt pas apporter de bouleversements. Jt vous rap. verboten. Denn es Ist Ja wohl kaum anzunehmen, dass eine 
pelle qu'en 1995 plus de 33 . pour cent des candldats aux Liste, die aus. Überzeugung nur elna Frauenliste Ist, sich zu 
electlons federales etalent das femmes. Mals enterlner par . einer Listenverbindung mit einer Männerliste hergibt, die ,.. 
une lol un quota de femmes montre neanmolns que les opl- mit µmgekehrtem Vorzeichen. '- die gleiche Überzeugung 

.. nlons sur ia queiitlon des quotas ontbeaucoup ~volue. Marne· vertritt; es sei denn, die. Kommission würde .hier das. lnstru-
les partls d'un. autre bord que le mlen ont remarque que la ment eines Listenverbindungszwanges schaffen. bann hät­
prornotlon des femmes peut .constltuer une recette de succiu3 ten wir der Rechtsgleichheit wieder GenOge getan. 
electoral. · . · · Es Ist alsQ ganz klar, dass das Regelwerk Quotenregelung 
L'e projet de racommission va donc dans la bonne dlrection, noch der Vollendung bedarf. · . . . 

. mais II est encore trop timide. n ne respecte pas·la revendlca- ~eine Damen und Herren: Man mag von meinem Antrag hal-· 
tion Justifiee des femmes .ä · une repr~ntatlon equltable ten, was man will, .Ich fürchte einfach, dass man von der Vor­
dans totis les organes politiques declsionnels. Un slgne posi- Jage Insgesamt etwa dasselbe zu halten h.at. 
tif real conslste en l'augmentatlon-du quqta ä 50 po1.1r cent · . 
C'est la ralson pour laquelle Je vous propose,,au nom de mon BQhlmann Ceclle {G, LIJ)~ Herr SchlOer, Ich habe die Lös~ng 
groupe, d'augmenter la proportlon d'un tlers mentionnee aux . Ihres Problems: Unterstützen Sie den Antrag auf 50 Prozent. .. 
alineas 1 bis eqter, ä 50 pour cent. Cela se ju~ifie egalement Darn.it Ist lhr'Problem mit den Zweierkandidaturen gelöst. . 
eu egard au fait .qu'il s'aglt seulement d'une mesure positive Beim Antrag· Gonseth und beim,Antrag Roth, der ari die Stel~ 
temporalre. La pame $ur les llstes nous semble atre le strlct des Antrages. Gonseth tritt, musste die grOne Fraktion - Im 
minimum. · Gegensatz zur Version der SPK ,- nicht' lange zögern: Sie 
Encore un mot ä mes coll~gues latlris qul se montrent sou- ' stimmt ohne Vorbehalte eil'.lstlmmig zu. 
vent tres sceptiques face ä la revendlcatlon. de ,quotas pour Ich habe In meinem Elntretensvotum deutlfch gemacht; dass 
les femmes.• Je vous rappelle Juste .que, sans res quotas · nn- der vorliegende Gegenvorschlag unserer Meinung nach zwar 
guistlques - mames tacltes, je Je con~ls -:, II n'y auralt pas in die richtige Richtung geht, aber zu zaghaft ist µnd den gros­
de Rornanäs ou de Romandes au Conseil federal. Et les 1,.a- sen Mangel aufweist, d~ er nur mifüstenquoten und nicht­
tins sont une mlnorlte dans notre pays, ce qul n'est .pas le cas wie die Initiative ....1 mit Zielquoten operiert. Das Ist ein ganz 
· des femmes. Donc, si vous voulez atre coherents par rapport entscheidender Faktor, wohl der entscheidendste, der die 
ä vos exigences de mlnoritaires sur Je plari lb1gulstlque; vous · beiden Vorlagen, Volkslnltlatlve · und GegenVQrschlag, aus.-
ne poµvez que sutvre ma proposition d'augmenter 1a propor- · einander'hält. Der Entwurf der SPK umfasst nur den National­
tion defemmes sur les listes,electorales ä 50,pourcent. . ·. rat·und nicht, wie die Quoten-Initiative, die Obrigen Gremien 

· wie Ständerat, Bundesrat, Bundesgericht usw. ZUdem Ist er 
SchlQer Uirich 01, ZH): Ich. freue mich, dass mein Antrag im- zeitlich begrenzt. Alles in allem lstdas, was wir Jetzt beschfos­
mer'hin noch nicht fOr zurückgezogen erklärt worden ·Ist. So sen haben, ein Kompromiss auf.dem tl,efstmögli~hen Niveau. 
darf ich mich In dieser Debatte zu einem der wichtigsten Was den Gegenvorschlag auch noch von der Volksinltlative 
Probleme,' die die Welt heute 1,1rT1trelben, auch noch mit. el- · unterscheidet, ist der prozentuale Anteil, der für die beiden 
netn kleinen Vorschlag äussem .. Ich fOhle mich prMleglert, . Geschlechter gefordert wird. Wllh,rend. die Initiative von der 
an einer Debatte von derartlger:Tragweite teilnehmen Zl! selbstverständllctien unct logischen Hälfte·an Frauen aus-
können. . · · .. . . _ . • · . geht, die In den· entsprechenden Gremien ve~en sein 
Mein Antrag geht von der Uberlegung. aus, dass Grosses, mOssen -was.auch dem Anteil Frauen an der Gesamtbevöl- •. 
das wir da schaffen, schHesslich. auctivor Details, vor Einzel0 kerung entspricht-, schlägt der Gegenvorschlag der SPK el-
helten, standhalten muss. Deshalb bin Ich natOrUch schon .et- nen Anfeil von nur einem Drittel Frauen vor und unterstreicht 
was erstaunt, dass sich der geballte juristische .Sachverstand .· damit noch einmal, wie bescheiden die Forderung ist. 
In der vorberatenden Kommission und der professorale Welt- • Die Anträge Gönseth und Roth wollen wenigstens. In diesem 
.blick des Berichterstatters damit-zufriedengeben, die Dritte- . Punkt dem Sinn uni:t tiefst der Initiative etwas näherkommen 
lung der Geschlechter erst ab der, Zahl drei, ab d.en mittleren .und schlagen einen Frauenmindestanteil von 50 Prozent vor. 
Kantonen, vomehmen.zu wollen. ,Da klaffen einfach Ulcken. Damit wären. die. Fl'a.uen wenigstens auf den Listen anteil­
lch bin der AIJffass1,1ng, dass dJe Kommission sich schon. be- mässlg so vertreten, wie es Ihrem Anteil in der aevölkerung 
mOhen mOsste, diese Ulcken zu. schliessell, Ich möchte dazu entspricht . . · · .. 
mit meJnem Antrag anregen und dabei Immerhin d4f'auf auf• Mit der Unterstützung 

1
dieses Antrages wird der «winzige» 

merksam .machen, dass _drei Kantone von der _hier fastge~ Gegenvorschlag etwas verbessert und dem Anliegen der 
stellten LOcke betroffen sind •. Einer, der Kanton Jura, hat so~ · Vertreterinnen· der· Quoten-Initiative, zu denen auch Frau 
gar die fm~rtinenz, sich hier allein mänl'!Uc;n vertre1$n zu la&- Gonseth gehört, ein wenig mehr Rechnung getragen. 
sen. Das Problem Ist also anzuerkennen.· .• ... Alle 1,1nsereweiteren Vprbehalte Ober.die Y1{irksam~eltvon Li­
Ich frage mich auch, weshalb die Majorzkantone, die Ja hier · stenquoten statt Ergeönlsquoten werden aber auch mit die­
auch vertreten sind, sich nicht dazu aufraffen; Vorschläge fOr • · sem Antrag nicht obsolet. Auch eine 50-Prozent-Quote auf · 
Ihre Verhältnisse einzureichen. Insbesondere die persönlich der Wahlliste ersetzt die Forderung nach einer Ergebnis-. 
betroffenen· t=DP- und CVP~Partelpräslden~en wären sicher quote nicht $le Ist einfach eine· etwas. bessere und gerech­
gefordert, da einen Beitrag zu leisten -.sei es !:lln Job-sharlng tere Gegenvorschlagsvarlante. Die .O\sku$Ston um Zlelquo­
oder die zeitliche ·Zuteilung an die elnz!:llnen Geschlechter ten führen wir dann. weiter, wenn es um die Behandlung der 
vorzuschlagen. . . . · ~ . . Quoteninitiative geht. . · 
Es stellt sich ganz einfach die Frage: Gilt bei der yorgeschla-. Für den Moment bitte. Ich Sie Im Namen der grOnen Fraktion, 
genen Quotenregelung die Recht$Qlelcl:lheit nicht? . Wir dem Antrag Roth zuzustimmen. · 
schaffen da offensichtlich Recht, bei dem Glelchl'lell nicbt · . . . · 1 

mehr gill. Beispielsweise war. es bis Jetzt ein Privileg - es .Thanel Anita (S, ZH): Im Namen der SP-fraktlon beantrage 
hatte nie einen grossen Einfluss auf WahlergebnissJ:t, abE!r as Ich Ihnen, den Antrag Roth zµ unterstOtzE!n, ·. . , 
war elnPrivlieg-, dass slch·selbst einzelne, wenn sie woll- . In der Eintretensdebatte wurde·bere,lts genügend auf den· 
ten, 'QMZ allein auf eine Liste setzen lassen und -irgendein Missstand hingewiesen, . dass die Frauen· In dlasem Paria-
spezielles Anliegen vortragen konnten; Das ist bei Männern ment massiv untervertreten sind. Eine Demokratie kann Je-
In ZUkunft nicht mehr möglich, es seJ denn, es fände steh je- doch nu'r fµnktlonle~en, wenn die Gesamt_bevölkerung paritä;.. 
mand bereit, ihrer Ein:z:ell.dee In einer Listenverbindung L!n- . tlsch an der Macht teilh~ben kann. J<lar Ist, dass der heutige 
terstotzung zu geben; hier lässt man eine Rechtsungleichheft · Missl$nd nur inll-ErgebnlSAl.loten und nicht mit Listenquoten· 
zu, dfe bei Frauen nicht besteht, behoben werden kann. · · 
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Der .Gegenvorschlag der Kommission ist somit In dieser · 
Form mutlos upd · haft und geht mit der Listenquote von 
33,3 Prozent n Sta\us von 1995 zurück, da dfilllnzu­
mal durchschnittlich 35 Prozent Kandidatinnen zur Verfü­
gung standen. Das Ergebnis ist bekannt. Der Gegenvor­
schlag ist zudem sachlich und zeitlich gegenüber der. Initia­
tive beschränkt Er gilt nur für den Nationalrat und nur bis 
Ende 2007. · 
In der. Vernehmlassung zum Gegenvorschlag haben sich 
deshalb u. a. der Kanton Basel-Stadt, die SP und die Grünen 
tor eirie Listenquote von 50 Prozent ausgesprochen. ' 
Wenn wir es mit einer gerechten Teilhabe vo.n Mann und · 
Frau. an der Macht wirtlich emst meinen, müssen wir zumin­
dest diese Minivariante des Antrages Roth unterstützen. 

Keller Rudolf (D, BL); F.rau Gonseth, Frau Roth, Frau Bühl­
mann und Frau Thanei, Sie müssen die Frauen nicht für 
dumm und unwissend verkaufen. Es gibt sehr viele Frauen, 
die zwar auch Frauen wählen, aber aus Ihrer Sicht gesehen 
wählen sie aus guten Gründen vor allem Männer; das stimmt. 
Die Mehrheit m·unserem lande sind Frauen, meine Damen; 
dass wissen Sie. Warum wählt offensichtlich die Mehrheit der 
Frauen dennoch nicht mehrheitlich Frauen, sondern mehr­
heitlich Männer? Haben Sie sich das auch schon gefragt? 
Glauben Sie, das mit einer Quote ändern w können? Ich 
glaube das ganz und· gar nicht •. Sie werden das mit einer 
Quote nicht ändern können - egal,· ob diese Frauenquote 
dann bei So oder bei 50 Prozent liegt. Mit Quoten schaffen 
Sie Alibifrauen, und dieses Image wird Ihnen negativ anhaf­
ten. Das dient den Frauen Insgesamt ganz sicher nicht 
Es gibt bekanntlich in unserem lande eine F'rauenpartei; 

· diese Vorlage Ist kein Problem für diese Frauenpartei. Wenn 
' sich nun aber beispielsweise die Interessengemeinschaft ge­
schiedener Männer als Männerpartei, also mit einer Männer-
liste, an de11 Wahlen beteiligen möchte, dann l<ann sie dies 
schlicht nicht tun. Stellen Sie sich also vor. Sie kann sich 
nicht an den ·wahlen beteiligen! Das heisst, Sie würden in 
diesem Fall eine bestlm~ Gruppe von der aktiven Wahlteil­
nahme ausschliessen. Herr SchlOer t:u~t das schon ausge-

. führt. Ich meine, das ist - in schlichten Worten gesagt - un~ 
demokratisch; .selbstverständlich Ist es auch Verfassungs-
b.ruch. . 
Darum werden wir ein Referendum Ins Auge fassen müssen, · 
zusammen mit verschiedenen · politischen· Parteien und 
Gruppen. Wir lassen uns nicht bevormunden. In dieser 
Frage werden wir die Unterstützung auch sehr vieler Frauen 
haben; das habe ich im Vorfeld dieser Diskussion bemerken 
dürfen. · 
Sehr viele Frauen haben ·uns gesagt, sie seien gegen Quo­
ten. Ich würde sagen; Nicht die Mehrheit .der Frauen ist für 
Quoten; eine Mehrheit der Frauen spricht sich gegen solche 
Quoten aus. Wahrscheinlich unterschreiben aucli sehr viele 
Frauen ein solches .Referendum. Wir haben also alle Chan­
cen, erstens die Unterschriften zusammenzubringen und 
zweitens auch die Abstimmung gewinnen zu können •. 
SD, Lega und Freiheits-Partei haben hier bereits zum Aus­
druck gebracht, dass sie ein solches Referendum unte~tüt­
zen wollen. Ich zweifle n.lcht daran, dass noch weitere Par­
teien und Gruppierungen In einem überparteilichen Komitee 
,eine solche. Sache unterstützen wollen. · 
Den Antrag Floth lehnen wir also ab .. Er ist In unseren Augen 
verfassungsfeindllch. 

Leu Josef (C, LU): DI~ Festlegung von Listenquoten für ge­
schlechtergemischte Wahlvorschläge auf Gesetzesstufe ·Ist 
riach Auffassung der CVP-Fraktion geeignet, die Sensibilisie­
rung der Bevölkerung zu verbessern. Damit werden längerfri-

. stlg die Wal;llchancen verbessert, und die Vertretung von 
Frauen in den eidgenössischen Räten wird sichergestellt. 

. Zudem haben wir In der.CVP bereits während den letzten Na­
tionalratswahlen für unsere Listen eine solche Dritteisquote 
eingeführt. Unsere Partei sieht zudem in Ihren Statuten vor, 
dass in den Parteigremien auf kantonaler Ebene wie auf Bun­
desebene kein Geschlecht über mehr als zwei Drittel ·der 
Mandate verfügen werde. ·• 

Im übrigen sind wir der Auffassung, dass diese Massnahme, . 
die bis zum Jahre 2007 befristet ist, richtig ist. Wir setzen aus 
grundsätzlichen Überlegungen auf die Frelwllligkelt Wir ha­
ben mit der Vorkumulierung, mit der .Reihenfolge der Kandi~ 
daturen, ·Möglichkeiten, unsere Listen entsprechend zu ge­
stalten. Auch hier gilt, dass die Freiwilligkeit der Preis für die 
Freiheit ist. . 
Wir lehnen die Anträge Gonseth und Roth ab. Was den An­
trag SchlOer betrifft, sind wir der· Auffassung, dass seine 
Oberlegungen hier zu. Protokoll gegeben worden sind und, 
dass ~er Ständerat die Angelegenheit noch einmal konkret 
ansehen muss, Wir.werden auch d,fesen.Antrag ablehnen. 

Gross Andreas (S, ZH), Berichterstatter: Ober einen Antrag, 
den Mindestanteil auf 50 Prozent zu erhöhen, ist in der Kom­
mission nicht abgestimmt worden. Aber die Idee war vorhan­
den. Sie wurde zum Tell auch offiziell eingebracht. 
Wenn man die verschiedenen Kriterien zur Beurteilung die­
ses Antrages anschaut, kann man sagen, dass er gemäss 
dein Urteil des Bundesgerichtes wohl Immer noch verfas­
sungsmässlg wäre, Herr Keller Rudolf, weil der faktische 
Durchschnlttsproz~ntsatz bei der letzten Wahl real schon bei 
Ober einem Drittel lag, aber noch nicht bei 50 .Prozent und 
weil selbst 50 Prozent in einzelnen' Regionen .von einzelnen 

. Parteien schon erfüllt sind, aber nicht überall. .. 
Auch die Dritteisquote würde vor allem In gewissen Regio­
nen, in gewissen Teilen des Spektrums der Politik immer 
noch Konsequenzen haben. Das sieht man der globalen, lan­
desweiten Durchschnittszahl nicht unbedingt an. Deswegen 
spricht vieles dafür, dass es verhältnismässig ist und damit 
auch verfassungsmässig. 
Ich persönlich würde das Anliegen unterstützen. Ich muss 
. aber sagen, dass alles dafür spricht,. dass es In der Kommis­
sion keine Mehrheit gegeben hätte, wenn wir über die 50-Pro­
zent-Quote abgestimmt hätten. Deshalb kl:mn Ich als Bericht-

. erstatter nicht für die Anträge Gonseth und Roth sprechen. 
Es stimmt, was fr'au·Bühlrnann gesagt hat Es ist das Tiefst-
,nögliche, aber leider alles dafür ,..dass die 33 Prozent 
ebenso das de1rzelit P< Grösstmögliche sind. 
Was den Antrag SchlOer betrifft, muss Ich Ihnen sagen, dass 
Herr Schlüer einem Irrtum unterlegen ist, wenn er.davon aus­
geht, dass wir irgendwie eine Ausnahme für Irgendeinen 
Kanton gemacht hätten. Wir haben auch keine Ausnahme für 
den Kanton Glarus gemacht, der nur einen einzigen National­
rat hat, und auch keine Ausnahme für diejenigen Kantone, 
die zweiV~rtreter haben. In denjenigen Kantonen, die zwei 
Vertreter haben, haben die Parteien drei Möglichkeiten. Sie 
können eine reine Frauenliste machen, sie können eine reine 
Männerliste machen und beide. miteinander verbinden, oder 
sie können eine Liste mit je einem Marin und Je einer Frau 
machen. Das heisst, was in Ihrem Antrag vernünftig ist, ist in 
unserem Vorschlag berücksichtigt worden. 
Was darüber hinausgeht, Ist sehr wahrscheinlich nicht ernst 
gemeint. Das möchte die ganze Sache lächerlich machen, 
weil Sie die ganze Sache In Zweifel ziehen möchten. Das Ist 
Ihr gutes Recht, hat al:>er hier nichts zu suchen. ln der Politik 
. ist es Immer wichtig, auf die Zelt, den richtigen Moment, zu 
achten. Beim Humor muss man dagegen aufpassen, dass 
man die richtige Gelegenheit, den richtigen Anlass, trHft. Das 
ist vielleicht in diesem Falle nicht der Fall gewesen. · 

Ducrot Rose-Marle (C, FR), rapporteur: Mme Roth souhalte. 
qua las listes de candidats sur lesquelles figurent hommes et 
femmes comportent au moins 50 pour cent de candidatures 
feminines. Vous trouvez qua le projet de la majorite de la 
commission esf insufflsant, et on peut le comprendre. Mals 
d'autres le trouvent excessif. Je crois que la majorite de la 
commission a opte pour une solution m~iane, celle du mo­
dele beige dont Je. vous parlais tout a !'heure - cela m'a ete 
conflrme par un representantde l'administration. Nous avons 
donc procede ä une pesee des. interAts. Et j'ai l'impression 
que nous avons trouve une solution de compromis qul pulsse 
satlsfalre et les uns et les autres; nous l'avons limitee a trois 
legislatutes. Je dois yous dite- M .. Gross vous l'a deja dit taut 
ä l'heure ~ que nous n'avons pas formellement vote .en com-

- . . 
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· mlssion pour un quota de liste a 6() pol.ir cent. Ma.ls certalns 
Pllrtis, c'est vral; sont d'avis que le quota· est lrisufflsant et 
qu'il faudrait, pPur une avanooe slgnlflpa,tlve, aller Jusqu'a 
50 pour cent. , 

Vertretung .der Fl"liuen 

stelner. Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Sandoz 
Marcel, Serriadenl, Spielmann; Steinegger, Strahm, Stump, 
Suter, · Teuscher, . Thanel, Tsc,tiäppät,- Tschopp, Vallendar, 
Vennot, Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber 
AQnes,·Widmer, Widrig, Zapf!, ZJegler (87) Au nom de.la commission, Je rejette la proposltlon Roth parce 

qu'elle ne sert pas vralment la cause qu'elle veut defendre. 
Monsieur Schlüer, J'avals l'impression que .votre propositlon .· Dagegen stl(Timen - Re/ettent ·Ie pro/et: . . . 
etait anachronique. Mals en·koutant vos remarques, Je suls .Bangerter, Bezzola, Blocher, Bortoluzzl, Bosshard, Brunner 
oblig~ de consta.ter qu'elles sont pertlnentes. SI un .canton .. Tonl, · Bührer, Cavadlnl Adriane, . Dettling, Dreher, DOnki, 
ne peut ~eleguer que ~ux representants au Parlament, ap- , · Egerszegl, Eymann, fehr Hans, . Flscher•HäggUngeil, 
paremment, II sera dans l'obllgatlon de presenter sur i:ine llste Fischer.Seengen, Föhn, Freund,. Frlderici, Frltschl, Giezen­
a la fois un hemme et une femme, ou deux lls~s apparen• danner, Grps Jeari-Mlchel, Gusset; Hasler Ernst, Hass Otto, 
tees- deux hommes, deux femmes. Mais II a aussl la possl- Keller Rudolf,· i<ofmel, Kunz, Lauper, Leuba, Maspoli, Müller 
billte, et je l'al demande tout ·a l'heure, d'etabilr trols llstes - Erich, Oehrtl, Phllipona, Pl.doW(, Ruckstuhl, Sandoz Suzette, 
deux ma~ulines, une feminine. La proportion de·cette taoon Schenk, Scharrer JOrg, Scheurer,. Schlüer, Schmid Samuel, 
est respectee. Quant aux listes purement mascullnes que Schmied Walter, Speclt, Stamn;i ·Luzl; Steffen, Steiner, 
vous demandez, nous en avons effectivement parte en com- · Stucky, Theller, Tschuppert, Vetterti, Waber, Weigelt, Weye-
mlsslon. Cette proposition avait alors ete rejet~ parce neth, Witteriwiler, Wyss, Zwygart · (57) 
qu'elle n'allalt pas dans le sens souhalte, c'est-a-dlre la pro- 1 

motion de la femnie. Vous a.urlez peut-ätre pu faire un amen- · Der Stimine enths/ten sich - S'&bstiennent: 
dement dans ce sens-:la et nous aurlons pu no.us deterrniner, Engelberger ·· · · 
comnte on le falt dans toute democratje. . 

.(1) 

· Volla mes remarques concemant ~s deux propositlons. 
. . . 

Abs. 1 bis a -Al. 1bl.s· a , 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag SchlOer ·. 
Dagegen 

Abs. 1bis-AJ. 1bls ·• 

.. 
46.Stlmmen 
.90,Stimmen 

Präsldeni: Frau Gonseth hat .Ihren Antrag zurOckgezogen. 

· Entschuldlgtlab.wesend sincf -. Sont exduslJs/absents; 
Aregger, Baader, B(lumann Alexander, Binder, Btinny, Borel, · 
Borer, .Caccla; Chiffelle, Columberg, David, Deböns, Dupraz, 

. Eggly, Eplney, fässler, Fehr Lisbeth, Frey Claude, Frey Wal, 
ter, Grossenbacher, Gysln Hans Rudolf, Hafner Ursula, 
Hämmerle, Heb,erleln, Hegetschweifer,Herczog, Hess Peter, 
Jutzet. lachat; Loeb, Loretan Otto, Marti Wemer, Ma.urer, · 1 

M.eler Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Moser, MOhle­
mann, Müller-Hemm!,. Pem, Plnl, flandegger, Ratti, Ruf, 
Ruffy; · Rychen, Schmid Odllo, ·Seiler .Hanspeter, · Simon, 
Stamm Judith, Steinemann; Thilr, Wiederkehr, Zbinden (54) . . ' , . ,-

Abstimmung- .Vote : 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Roth 

f:',äsidiuin, · stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
66 Stimmen . Leuenberger · (1) 

Abs. 1ter-AJ. 1ter 

Abstimmung - Vote · . . 
Filrden Antrag der Kommission 
FOrdenAntrag Roth · 

Abs. 2-AJ. 2 .. 
Angenommen-Adopte 

59Stimmen 

84Stlmmen 
55Stimmen 

Art. 2? Abs. 1 bis; 28; 29 Abs. 2, 2bls, 2ter; 31 Abs. 1, 1 bis, 
3; Zlff.11. 
Antrag der Komml8$lon 

1 • Zustimmung zum Entwu.rf der SPK~NR 

Art. 27 al. ~bis; 28; 29' al. 2, 2bls, 2ter; 3.1 al,11, 1h18, 3; 
eh. II . 
Proposition de la commlsslon 
Aclherer au projet de. la CIP-CN · 

Angenommen -Adopt6 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, nomlnatif 
(Ref.: 2348) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aeppll, Aguet, Alder, Antille, Banga, Baumann Ruedl, · Bau~ 
mann Stephanle, Baumbergar, Bäumlln, Beguelln, Berberat, 
Blrcher, Blaser, · Bilhlnianri, .. BurgenEi!r, Carobblo, Cavalll, 
Christen, Comby, de Daroel1 belss, Qorrnann, Ducrot, Dur~ 
rer, Eberhard, Ehrler, Engler, Fankhauser, Fasel, Fehr Jac­
queline, .Gadtent, Genner, Goll,, Gonseth;. Grendelmeler, 
Grobet, Gross Andreas, Gross. Jost, Gulsan,. Ganter, Gysln · 
Remo, Haerlng Binder, t,lelm, Hochreutener, HoU$nsteln, 
Hubmann, lrnhof, Jans, Jaquet, Jea'npretre, Keller'Chrlstlne, 
Kühne, Langenberger, Leemann, Leu, Lötseher, Maitre; 
Maury Pasquie(, NaJ;>h.olz; Ostermann, Raggenbass, Rech• 

Amtliches Bußetin der Bundesversammlung 

· Initiative 97.03.1 

· Namentliche Abstimmung 
Vote nomfnatif. · 
(Ret: 2362) 

' 
Für den Antf'8/1 der Mehrheit Stimmen! 
Votant pour la proPQSftion de la ma}orlte: 
Aeppll, Aguet, Alder, Antille, Banga, 'Baumann Ruedi, Bau­
mann Stephanle, Bäumlin, Beguelln, Berberat,:ßlrcher, Bla• 

• ser, Bühlma.nn,. Burgener, Carobblo, Cavalll, Christen, . 
Comby,.de .DaroeJ, D6rmann,. Ducrot, Fankhauser, 'Fasel,· 
'Fe~r Jacqueline, Gadient, Germer, Goll,. Gonseth, Grobel, 
Gross Andreas, Gl'd$S. Jost, Gulsan, Günter,· Gysiil Remo, 
Haerlng Binder, Heim,· Hollen~tein, Hubmann, Jans, Jaquet; 

· Jeanpretre, Keller Christine, Langenberger,. Leemann, Leu, 
Lötseher, Maitre; Maury Rasquler,. Ostermann, Rechsteiner 
Paul„ R~hstelnet ,Rlldolf, Rennwald, Roth, Sandoz Marcel, 
Semadeni, Spielmann, Strahm, Stump, Teuscher; Thanei, 
Tschiippät, Tschopp, Vallendar, Verrnot, Vogel, Vollmer, von 
AJlmen, vor, Feiten, W_eber Agnes,,Widmer, Zapfl, Zlegler 

. . '(72) 

· Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
· Votent pour ta propc,sltlon de la mlnorlte: . 
Bangertet, Baumberger, Bezzola; Blocher, Bortöluzzl, Boss­
hard, Brunner.Tonl, Bohrer, Cavadlnl (\drtano, Oettling; Dre-~ 
,l:ler,. DOnkl, Durrer, Eberhard, ·. Egel'$Zegl, Eh(ler, 

· Engelberger, Engler, Eymann, Fahr Hans, FIScher-Hägglin­
. gen, Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frltschi, Giezendan­
ner, Grehdelmeler, Gros Jeari-Michel, Gusset, Hasler Ernst, 
Hess Otto, Hochreutener, lmhof, Keller Ru~olf, Kofmel, 
Kühne, Kunz, Lauper, Leuba, Maspoll, MQller Erich, Oehrli, 
Phlllpona, . Raggenbass, .·. . Ruckstuhl,'. Sandoz . Suzette, 
Sch811k, Scharrer JOrg; Scheurer, SchlOer; · Schmid Samuel, 
SchmledWaltEi!r; Speck, Stamm Luzi, Steffen, Steiner, Thel­
ler,Tschuppert, Vettertl,Waber, Welgelt, Weyeneth., V\lidrig, 
wm.nwller, Wy_ss, Zwygart ' · . (66) 



· Commui:iJcations du p_resldent . 

Der Stlmmeenthaltsn S!dl- S'SDStlennent: 
Suter . ~ (1) .. 

E~westmd ~-$Jr!t ~xcuseslabsents: . 
· 1'rElgQer, B•er, Baumann Alexander, Binder, Bonny, Bore!, .. 
Borer, Caccla. Chiffelle,.Columberg, David, .Oebons. .Deiss, 

, P,upraz.: Eggly, ~u:iey; Füsier, "Fahr· Us~; Frey Claude; · 
frey, W~r,, Frld8.flc:I, Grossent)aoher, ~ysln Hans Rudolf, 
Hafner U~ula, Häm11J8rte, Heberl~ln., · Hegetsc,hweller, Herc~ · . 

, zog, Hess Peter; Jutzet, 4(:hat. Ldeb, lo~tan Otto, Martl 
Werner, Maurer, Meter Hans, Meier.Samuel, Meyer-Theo, · 
Moser, MQhlemann, MQDer-H~. Nabholz, Pelll, Pldoux. 

·· Pint; Rancfegger,' Rattl, Ruf, Rtifl'y; -~en. Schml.d. Odllo, 
SeHerH~speter, Simon, Stamm,Judlth; Stetnegger, Steine~ 
mann, Stucky, ThOr, Wiederkehr, ~Inden . ;; · (80) 

~diu,fr; stbnmt ntchti-Pn§sldencs, ne vote pas: 
Leuenberger · 

· · Präsident: Damit lstdle Frist für die Be~lunp der Volks-
.. initiative UlJl eio·~hrverlängert. • · · 

' . ' 

.An den.-~d~t-Aü, Com1elf ctes Etats 
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97.031 

«Für eine gerechte Vertretung' 
der Frauen . · · · · · · 
In' den Bundesbehörden». · 
Yolkslnltlatlve ·. " 
«Pour une representatlon equltable 

·· desfemmes 
dans les auto.rlte.s r,derales». ·. 
Initiative populalre 

'· 

Frist.- DtJlai 
Botschaft und Besohh.i'ssentwOlfvo~ 17. März 1997 (BBI 1997 III 537) 
Meesege ~projetd'arrt\14 du 17 mars 1997 (FF 1997.111 "89) 
Beschluss des Nliltlonalrates vom 24, September 1998 . 
~Ion du. Conseil ~nal du 24 septembre 1998 

.. Antrag,der Kommission 
Mehmeit . , . 
·1. Pie Behandlung des EntwurfesfOr einen BundeJ,beschluss 
Ober die Einf9hn.mg von Frauehmlndestquoten auf National­
ratswahllisten (98.429) wird gemäss Artikel 12 Absatz 2 des 
(3eschäfJ$verkehrsg'esetzes · aufgeschoben, bis .. clie . Volks· 
initiative «für eine gerechte Vert(EltUng der Frauen. In den 
Bundesbehörden» (97.031 ).zur Behandlung In den Ständerat 
gelangt.· ··,. 
2.' Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, die. Frist 
für die Behandlung der Volksinltlatiye «für eine gerechte Ver­
'tretung der Frauen in der;i Bundesbehörden» (97.031) um ein 

· · Jahr bis zum 20. M,ärz 2000 zu verlängern. 

Mil)c/erhelt 
(Battlker, Aeby, Forstar, Schallberger) • 

. Rückweisung an die Ko,nmjssion . , . . . 
mli dem Auftrag, dem Rat einen Antrag zum Eintreten auf 
den Bundesbeschluss Ober die Einführung von Fraüenmin~ 
, destquQten auf Nationalratswahllisten (98A29) zu. unte!'brel· · 
ten. · · 

PrqpQSltlon de la comm.lsslon 
·• Majt:Jrlte . . . , . . .. , 

1. Conformement a l'artlcle 12 allnea 2 de Ja loi sur les rap- · 
PQrts entre les Consellfil, leiralterrient du proJet pour un arräte 
federal concemant l'adOptlon de quotas d'hommes.et de fem• 
· mes pour les ttstes des candldats a l'eJ~ction au Conseil na­
tional (98.429) est alourrie jusqu'ä ce que l'initiatlve·populalre 
apour une representatiOn equltable des femmes dans les 
autorit~ federales» ·(97;031) solt examin6e par le Conseil 
des Etats •. · . . 
2. Adherer ä la dec;lslon du Conseil national de proroger d'un 
an Jusqu'au 20 mars 2000 le delal lmpartl pour le t.-aitement 

. de l'lnltlative populafre «pour une representatlon equltable · 
des femm.es dans les autorit~ federaies» (97.031). 

Minorit~. .· . . 
' ~Ottlker, Aeby, Forster, Schallbarger) 

Renvol a la commlsslon . . · . . ·· . . 
avec rnandat de presenter au Conseil une proposltlon rela- -
tlve ä l'entree en 111atJ,re sur l'arr€!te f6derai concemant 
l'adoptlon de quotas d'hommes et de femmes pour les llstes 
des candldats ä l'election au Conseil nationaJ (98.429). 

Spoerry Vrenl (R, ZH), Berichterstatterin: Zu den beiden Ge­
$Chäften haben Sie eine ku·rze Fahne vor sich. Aber so eln­
fach'lst die Vorlage lelc;ler nlcht,wle·man dies aus derkllap­
.pen Fahne.schfiessen könnte. Im Gegentell: Die Geschichte. 
)st recht verzwickt,. weshalb-Ich um Verständnis bitte, dass ich 
· 1n meinen Ausführungen etwas ausholen muss. 
Der ·Nationalrat hat In der letzten Herbstsession dem Be-: 
schlussentwu~ zu einer parlamentarlscl;ten Initiative seiner 
SPK zugestllilmt, welche es ermf>gHchen soll, bei den näch• 
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sten eidgenössischen Wahlen und befristet bis Im Jahr 2007 
Listenquoten für die Frauen elnzufOhren. Das Bundesgesetz 
über die politischen Rechte soll festhalten, dass geschlech­
tergemlschte Wahlvorschläge mindestens einen qrtttel Kan­
didaturen von Frauen aufweisen müssen. Bei verbundenen 
Wahllisten muss zusammen mindestens ein Drittel Frauen 
auf den Listen figurieren: Wenn Männer auf einem Wahlvor­
schlag Obervertreten sind, so streicht der Kanto.n die letzten 
Kandidaturen von Männern weg. Listenquoten oder auch An· 
gebotsquoten, wie man sie nennen kann, sind Im Sinne d.es 
nationalrätlichen Beschlusses verfassungskonform~ sie tan­
gieren die Wahlfreiheit der ~Orgerinnen und Bürger nicht. 
Gewählt sind auf Jeder Liste Jene Personen mit der höchsten 
Stimmenzahl, unabhängig von Ihrem Geschlecht. 
Anders verhält es sich bei den SOl;Jen.annten Ergebnisquoten, 
.deren Einführung von einer Volksinitiative verlangt wird. 
Diese Volksinitiative will, dass In jedem Kanton, welcher 
mehr als einen Nationalratssitz zu besetzen hat, die Vertre~ 
tung zur Hälfte aus Frauen·besteht. Jeder Vollkanton muss 
einen Ständerat und eine Ständerätin nach Bern schicken. 
Im Bundesrat müssen mindestens drei Frauen Einsitz nah• 
man, und das Bundesgericht muss sich. zu 40 Prozent aus 
weiblichen Richtern zusammensetzen'. Diese Ergebnisquo­
ten sind problematisch; sie.schränken den Wähleiwlllen mas­
siv ein. 
Gewählt sind nämlich nicht mehr jene Personen, welche auf 
ihrer Liste die höchsten Stimmenzahlen erreichen, sondern 
jene, welche nach den Regeln der Ergebnisquoten das rich­
tige Geschlecht aufweisen.. • 
Diese VolksinitiatiVe wurde am 21. März 1995 als Folge der 
Ereignisse rund um die Wahl unserer zurzeit einzigen Bun­
desrätin eingereicht. Bis heute ist di.ese Initiative aber noch 
nicht bis zum Ständerat vorgedrungen, und sie liegt uns auch 
heute nicht zur materiellen Behandlung vor. Erst zwei Jahre 
nach ihrer Einreichung, nämlich am 17. März 1997, hat der 
Bundesrat die entspfechende Botschaft zu dieser Volksinitia­
tive mit dem Antrag unterbreitet, sie ohne Gegenvorschlag 
abzulehnen. 
Der Nationalrat ist bei diesem Geschäft Erstrat. Er nimmt &ich 
dafür Zeit und hat die Initiative bis heute nicht im Plenum be­
handelt und verabschiedet Dafür hat er einen Gegenvor­
schlag ausgearbeitet, eben den Beschlussentwurf zur parla­
mentarischen Initiative «Frauenmindestquoten fOr National­
ratswahllisten». Diesen hat er uns in der letzten Herbstses­
sion als separate Vorlage übeiwiesen, getrennt von der ihn 
auslösenden Volksinitiative. Gleichzeitig hat der Nationalrat 
beschlossen, die Behandlungsfrist fOr die Volksinitiative mit 
den Ergebnisquoten um ein Jahr zu verlängern, also bis zum 
März 2000. . 
Der Nationairat will mit den Listenquoten bei den eidgenössi-

. sehen Wahlen 1999 Erfahrungen sammeln. und erst an­
schllessend Ober die Volksinitiative befinden. Das aber wider­
spricht unserem Geschäftsverkehrsgesetz bzw. dessen Aus­
legung. Danach Ist den Räten die Verlängerung der Behand­
lungsfrist einer Volksinitiative von vier auf fOnf Jahre nur dann 
gestattet, wenn sie noch über einen Gegenvorschlag beraten. 
Ist aber ein Gegenvorschlag In beic!en Kammern verabschie­
det und dem. Referendum unterstellt, darf die Behandlungs­
frist einer Voiksinitiative nicht mehr verlängert werden. Über 
diesen Punkt herrschte In der Staatspolitischen Kommission 
Übereinstimmung, als wir uns an unserer Sitzung vo.m 27. Ok­
tober mit der Problematik auseinandersetzten. 
Für unsere,Kommlssion war klar, dass eine Verlängerung der 
Behandlungsfrist der Volksinitiative nur dann In Frage 
kommt, wenn der Gegenvorschlag nicht In beiden Räten in 
der Wintersession verabschiedet wird. Sollte hingegen auch 
unser Rat dem Entwurf zur parlamentarischen Initiative der 
SPK-NR mit den· Llstenqlloten zustimmen, so können wir 
keine Verlängerung der BehandlungsfriSt tor die. Volksinltia-
tive zugestehen. · 
Mit dieser Prämisse machten wir uns daran, den Gegerwor­
schlag zu beraten. Bei dieser Beratung Ist von.selten der an­
wesenden Vertreter der Bundeskanzlei ein Aspekt einge­
bracht worden, der im Nationalrat offensichtlich zu wenig Be­
achtung gefunden hat. Die Vertreter der Bundeskanzlei ha-
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ben uns überzeugend dargele~ - Ich bitte Herrn Bundes­
kanzler Couchapin, dies heute fOr die Ratsmitglieder noch­
. mals .zu bestätigen -~ ,:lass eine Annahme des Gegenvor­
schlages c:lurch den Ständerat in der Wintersession nicht zur 
Folge hat, dass die Listenquoten bei den kommenden eidge­
nössischen Wahlen im Herbst 1999 zur Anwendung kom­
men. 
Dies ergibt sich zwingend aus dem Ablauf der Vorbereitun: 
gen, welche die Kantone und die Parteien treffen müssen, 
um die Wahlen rechtzeitig zu organisieren. Bislang- hat die 
Bundeskanzlei bereits ein Jahr zum voraus, also fm Herbst 
des Vorwahljahres, den Kantonen In Form eines Kreisschrei­
bens die notwendigen lnformatfonen zugestellt, welche die 
Kantone benötigen, um Ihrerseits den Parteien zu ermögli­
chen, die Wahlvorbereitungen rechtzeitig zu treffen. FOr das 
nächste Wahljahr ist das bislang nicht geschahen, eben we­
gen der Thematik, die wir heute besprechen. Der allerletzte 
Zeitpunkt für diese Bekanntmachung im Blick auf die Wahlen 
1999 Ist aber definitiv der Januar 1999. 
Nun wurde bereits bei der Beratung der Listenquoten im Na­
tionalrat das Referendum gegen den nationalrätlichen Be­
schluss angekündigt. Sobald aber ein Referendum angekün­
digt Ist, Ist das Schicksal einer Vorlage vorläufig offen. Bis 
klar entschieden ist, muss die Referendumsfrist abgewartet 
werden oder - beim Zustandekommen der notwendigen Un­
terschrittenzahl - auch nocl'.I die Abstimmung. Es bliebe da­
her im vorliegenden Fall dem Bundesrat Im Januar 1999, wie 
uns versichert wurde, nichts anderes Obrig, als den Kantonen 
trotz verabschiedetem G·egenvorsch~g mitzuteilen, dass die 
Wahlen 1999 noch ohne Listenquoten Ober die BOhne gehen 
müssen, weil die entsprechende Gesetzgebung nicht sank-

. tloniert ist - es sei denn, wir wOrden die Vorlage mit den Li­
stenquoten Im Dringlichkeitsverfahren behandeln "und damit 
die Wirkung eines Referendums zum jetzigen Zeitpunkt aus­
schalten. Dieses Vorgehen hat aber in unserer Kommission 
niemand ernsthaft ins Auge gefasst. 
Gestützt auf diese Darlegungen von selten der Bundeskanz­
lei hat sich die Mehrh~it der Kornmission zu dem Vorgehen 
entschlossen, das Sie heute auf der Fahne vorfinden. Wir 
schieben die Behandlung der Vorlage über Listenquoten im 
Sinne des- Nationalrates auf, bis die Grosse Kammer auch 

, Ober die Volksinitiative mit Bezug auf Ergebnisquoten befun­
den hat und uns dann, so wie das Oblich ist, beide Geschäfte 
zusammen übeiwelst. Wenn Sie diesem Antrag der Mehrheit. 
der Kommission folgen, blelbt der Gegenvorschlag pendent, 
was uns erlaubt. der Verlängerung fQr die Behandlung der 
Volksinitiative um ein Jahr zuzustimmen. · 
Ich persönlich bin überzeugt, dass wir den Frauen.damit den 
grösseren Dienst erweisen, als wenn wir heute den Gegen­
vorschlag-pro forma gutheissen wOrden - im Wissen darum, 
dass der Bundesrat im Ja.J1uar 1999 eröffnen muss, dass die 
Listenquoten fOr die Wahlen 1999 aus administrativen Grün­
den nicht greifen können. . 
Wenn Sie der Mehrheit zustimmen, dann bleibt das Ge-

- spräch über einen möglichen Gegenvorschlag pendent, und 
auch die Volksinitlative bleibt pendent. Damit wissen die Par-. 
telen, dass sie sich mit der Frauenförderung MOhe geben 
mQssen und rechtzeitig - nicht erst fOnf vor zwölf - Frauen 
«aufbauen» sollen, die dann die erforderliqhen Listenplätze. 
mit Aussicht auf Erfolg einnehmen können. 
Noch ein Wort zur Minderheit Dia Minderheit ist sich in einem 
Punkt einig: Sie will einen Entscheid Ober die parlamentari­
sche lnltiatlve. bezQglich Listenquoten in dieser Winterses-. 
slon erreichen. Nicht einig Ist sich die Minderheit allerdings 
darin, wie dieser Entscheid aussehen soll, also ob der Ge-
genvorschlag des Nationalrates unterstützt oder · · 
werden soll. Wenn ich mich nicht täusche, sind 

. der der Minderheit gegen den Gegenvorschlag des National­
rates, zwei sind bereit, ihn zu unterstützen. Wenn Sie die Vor­
lage also Im Sinne der Minderheit an die Kommission zurüqk­
welsen, ist offen, wie Ihre Kommission entscheiden würde -
ob sie mit einem Antrag, den Gegenvorschlag des National­
rates zu unterstützen oder Ihn abzulehnen, zurückkäme. 
Ich bitte Sie im Namen der Kommissionsmehrheit, unserem 
Antrag zu folgen. Wir verpassen damit nichts mit Bezug auf 

( 
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die Frauenförderung. Die Vorlage liegt In unserem Rat zu 
spät auf dem 11sch, um 1999 Wirkung entfalten zu können. 
Das hat nicht Ihre Kommission, nicht unser Rat zu, vertreten. 
Es islnicht uns anzulasten, dass dieses Geschäft.beim Bun~ 
desrat und beim Nationalrat so lange liegengeblieben Ist. 
Wenn Sie der M&hrh~ folgen, geben Sie, zudem unserer 
Kommissicm und dem ganzen Stäilderat nach der langen. 
Vorphase der Behahdlung im Bundesrat -und Im Nationalrat 
auch ausreichend Zelt, un, sloh seriös sowohl mit der Volks­
initiative wie auch mit dem natlonalrätlibhen Gegenvorschlag 
auseinanderzusetzen. , · · 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie nochmals, der Mehrheit zu' 
folgen., · · 

sten wenti,nens das qu~tltatlv~ Angebot an Frauen einen 
MlnlmalWert von einem Drittel erreicht. Ich bin der Meinung, 
dass wir die Parteien heute in ihrem eigenen Interesse zu lh· 
rem (31Qck zwingen mllssen. · Die Ustenquote Ist ein Instru­
ment dazu. Weitere Frauenföi'derungsmassnahmen mO~en 
folgen.. . .. · . ,' · · . 
Machen wir al,so heute einen bescheidenen Anfang zur Erhö- · 
hung der Wah.lchancen der Frauen. Das Anliegen ist staats­
und gesellschaftspolltlsch zu wichtig, als dass es mit einer 
durcbschaubaren Verzögerungstaktik auf die lange Bank ge-
schoben werden dürfte. . · ' · . , · 
Wer die Quoten-lnltiativEI als Maximalforderung ablehnt, wie 
ich das auch tue, muss· alis Gründen der Giaubwordigkelt 
wenigstens fQrdle Einführung einer Ustenqt.iote .für Frauen 

BQttlker Rolf (R, SO):•ich möchte Fra~ Spoerry, Präsidentin von einem Drittel sein, un.d dies bereits für"dle Nationalrats-
der SPK, für ihre Ausführungen danken: Es ist so, dass wir wahlen 1999: Mit etw~ gutem WIiien. des Ständerates wäre 
vom Verfahren Mr In einer schwi~rigen Ausgangslage sind, dies zeitlich möglich. \No ein WIiie ist, Ist auch ein Weg! 
Man ka.nn sagen, das Verfahren sei der eine Bereich, die Ich bin. nicht so sicher In bezug auf das Argument mit clen 
Sachlage der andere. Bundesrat und Nationalrat haben hier Krel8$chrelben an die Kantone, die.wissen wollten, woran sie 
auf eisiger Grundlage eiAen Slalom ausgesteckt; bei dem · seien; Kreisschreiben verkörpern In meinen Augen keine ver-
es - bezogen auf dasVerfahren -schwierig Ist, durchz!Jkom- bindllchen zeitlichen ,Eckwerte; das 1s, kein Argument,• um 
rrien, ohile einzufädeln.. . . , . · nlchtvorw~rts zu machen und In dieser Session nicht wenig~ 
Gestatten Sie mir, Herr Bundeskanzler,•·. noch eine· B~er- . stens diese parlamentarische Initiative zu beraten. · 

· kung an ihre Adresse und an die Ad~esse d.es Burdesrates: in diesem Sinne vermögen die Argumente der Mehrheit der 
DieVolksinltiatlve „für .eine gerechte Vertretung der Frauen SSK bezüglich der Problen:iatik der Einführung der Listen-
in den Bundesbehörden» ist am 21. März 1995 eingereicht quote auf der Zeitachse nicht zu überzeugen. Die Behaup-
worden, also vor den letzten eidgenössischen Wahlen. tung, die Zeit reiche nicht, um die Listenquoten bereits bei 
HeU1e- Frau Spoerry hat 8$ gesagt: es ist nicht ,unbedingt den Nationalratswahlen 1999 anzuwenden, ist vorgescho-
am Ständerat und nicht an der Kommission.des Stii.ndera- ben und unehrllcp. So argumentiert nur, werden Status quo 
tes- kommen wir und sagen; es reiche nicht mehr für qie beibehalten und'hichts ändern will. · · · 
nächsten Wahlen.' So können wir doch nicht polltisiereni Das Im NatiQr:ialrat besteht, wie In den meisten Parlamenten und . 
muss dann auch noch nach aussen k()mmunlzlert und vertre0 Regierungen, 'ein Defizit bei der Repräsentation der Frauen. 
ten werden. . , · ·. · · .Bel den 1etzten Nationalratswahlen 1995 wurde nur gerade 
Ob man Jetzt fOr die Quoten~lnltiative Ist o~er nicht, so ka.nn gut jeder fQnfte Sitz durch eine Frau besetzt; .21 ;5 Prozent. 

· man nicht vorgehen. Wenn , der Bundesrat zwei, Jahre Ziehen wir in Betracht, dass (las Parlament elil Abbild der Be-
braucht, um einen Antrag auf Ablehnung ohne Gegenvor- völkerung sein soll, in dem die Sevöl~ening sich auch wieder-
schlag zu stellen, dann, meine ich, ist dasviel zu lange. Wir erkennt, kann von e.lnem offensichtlichen Nachholbedarf ge-
haben noch andere Volk$initlativen, Ich denke z. B. an die In~ sprachen werden. Die Frauen,. welche in der Bevölkerung In 
itiative «für eine Regelung der Zuwanderung», bei der der der Mehrheit sind, sind Im Nationalrat zu weniger als einem 
Bundesrat sogar drei Jahre gebr'aucht hat, um eiilen Antrag •Viertelvertreten. Angesichts der Tatsache; dass der Frauen-
auf Ablehnung ohne Gegenvorschlag zu steilen. Das .muss antell nur langsam ansteigt und bis Jetzt die 21,5 Prozent vori 
man als Schlamperei bezeichnen: das ist :rrödelel. Vor. allem 1995 das beste erreichte Ergebnis sind, ist es wohl kein ab­
auch dann, wenn wir als Parlamentarjerlnnail und Parfametl-. weglges Unterfangen; Ober Massnahmen nachzudenken 
tarier dem Volk diese. Probleme .auf die Zeitachse bezogen ·und . zu diskutieren, die · dieses Defizit verkleinern, Um so 
erklärE]ln und lhin gegenüber so argumentieren inOssen, wie.· mehr, als uns auch das Glelchstellungsgesetz dazu anhält, 
es. die Kommissionspräsidentin gemacht .hat: dass. wir näm~ Massnahmen für die Gleichstellung der Geschlechter zu er-
lieh Z1;>it- und Verfahrensprobleme bekorilmen und nicht greifen. . . · · . . · · · , · . · . . - · 
mehr rechtzeitig aut die Wahlen 191:19 entscheiden können. , · Der Vorschlag der StaatspolltJschen Kommission .des Natio­
So ka.nn es in diesem Bereich nicht weitergehen: Man muss nalrates, für die kommenden drerNatlonairatswahlen auf den 
sich nicht wundem; wenn Volksinitiativen gestartet werden, · . Wahllisten eine Mindestfrauenquote von 35 f>rozent elnzu• 
die, bezogen auf Volksinitiativen. uhd andere Volksrechte, auf . führen, ents~d als .ReaktiQn auf die Volksinitiative „für ein·e 
Behandlungsfristel) für' Bundesrat uhd Parlament abzielen. gerechte Vei:tretung der Frauen in den Bundesbehörden». 
Ich muss meinem Unmut darüber AuSdruck geben, dass el~e Diese !riitlative verlangt die Elriführung einer Ergebnisquote. 
Volksinitiative, die vor den letzten eidgenössischen Wahlen • Die Wahlergebnisse sollen nach einer bestimmten Quote 
eingereicht wurde, nicht einmal auf die nächsten WahJen hin ~korrigiert.; werden. In seiner Botschaft an das Parlament hat 
Wirksamkeit erhalten kann. · . · · . '' ·. · . < , . . der Bundesrat die Ergebnisquote als zu starken, Eingriff ab-
Zur Sache: Ich vertrete den Standpunkt der•Mlnderhe~. und gelehnt. Die von der Staatspolitischen Komml$Slon 00,$ Na-, 
möchte Ihnen diesen kurz begrOnden; Mein Mc,>tto Ist „Mehr tlonaJrates vorgeschlagene Listenquote vop 35 Prozent da-
Chancenglelchhelt, keine Wahlgarantie». Am letzten Sams- gegen stellt einen ~tiv sanften Eingriff dar. Dies.er Eingriff 
tag warJn der «NZZ» unter dem Titel «Quoten und t>emokra- kann · bei · einer Güterabwägung zwisch.en demokratischer 
tie» folgendes zu lesen: «Die Wahlerfolge der Frauen spie- Wahlfreiheft und dem Gebot der Repräsehtativltlit sicher.ver-. 
geln In hohem Masse den Stellenwert der Frau,ensektionen In treten werden. . , . · 
den jeweiligen"Mutterparteien wider. Sie slrid also .auch ell'l Ob jedoch' die befristete. Elrführung • einer Listenquote den 

. Ausweis dafür, was die· Pai:telen für Ihre Frauen tun; In einer gewünschten Erfolg zeitigt -;- eine Erhöhung des Frauenan• 
echten Demokratie gehört die 'Förderung , der Frauen. zum :teils. Im Natlonalr.at -, Ist. nicht sicher. Untersuchungen des . 
Pflichtenheft der Parteien. lhreWahl liegt in de.n Händen der Bundesamtes für Statistik !:laben gezeigt, dass es zwar eirien 
Wählerschaft, und d~e ist bekanntlich gut zur l:iiilfte welb- .. statistischen Zu~ammenhang zwischen dem Anteil von Kan-
lich.» . · . . . . · . : . . . ·. · . · dldaten un~ Kandidatinnen auf der Wahlliste und.dem Anteil 
Dieser Schlussfolgerung ist eigentlich n.lchts beizufügen. Es an ge~l~en Frauen gibt. lri seinen Publikationen bezelch­
lst aber ebensounbesb:itten, wenn man selbstkritisch genug . net. das Bundesamt für Statistik es jedoch als !:)inan Trug­
ist, dass vor allem die bOrgerilchen Parteien für die Frauen- schiuss, wenn daraus·. abgeleitet wird. dass dieser statistl-

. förderung im Bereich. von Wahlen viel zuwenig tun. Eine LI· sehe Zusammenhang ein kausaler sei, dEµ3S also eitle höhere 
stenquote erzeugt In diesem Stnne einen.sanften Druck auf Frauenq!,Jote auf den Wahlllsten,die polltische Repräsenta­
dle Parteien, endlich etwas In bezug auf die Äufb;iuarbelt zu- tlon In Parlamenten und Regierungen automatisch erhöhe. 
gunsten von Frauen zu unternehmen, damit auf den Wahill· .DieWahlchancen w~rden - so das Bundesamt für Statisti.k-: 
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noch von anderen Faktoren beeinflusst: von der Anzahl der 
Bisherigen, welche nur in Ausnahmefällen abgewählt wer­
den; vom Bekanntheitsgrad der einzelnen Kandidierenden 
oder vom politischeh Umfeld einer Partei, welc.hes unter­
schiedlich auf die verschiedenen Frauenförderungsmass­
n_ahmen reagiereri kann. 
Nun kommt von mir aus gesehen das Hauptargument dafür, 
dass wir das Geschäft heute an die Kommission zurückwei­
sen und hoch In dieser Session einen Entscheid fällen soll­
ten: Gerade weil über die Wirksamkeit von Frauenförde­
rungsmassnahmen nur wenig gesicherte Erkenntnisse vor­
liegen und weil wir. uns aufgrund unseres differenzierten 

. Wahlsystems nicht auf Erfahrungen, dfe In anderen Ländern 
gemacht werden, abstützen können, empfiehlt sich die zeit­
lich befristete Einführung einer Listenquote. An Informatio­
nen Ober die Wirkungsweise von solchen sanften Massnah­
men dürften all jene ein Interesse haben, welche eine Ver­
besserung des Frauenanteiles wünschen, denen aber harte 
Eingriffe wie die Ergebnisquote gemäss Quoten-Initiative zu 
weit gehen. 
E.s geht mir darum, dass wir heute entscheiden - wie auch 

· immer. Frau Spoerry hat es richtig gesagt Die Minderheit Ist 
eine unheilige Allianz; das. stimmt. Es Ist aber ehrlicher, wenn 
.wir heute Jm Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen einen 
Entscheid fällen, ein Signal aussenden. Das ,Ist der erste 
Punkt Der sachliche Punkt Ist: Wir. kommen nicht darum 
herum, wenigstens befrislet eine solche Listenquote elnzu­
fuhren, well wir keine gesicherten statistischen Materialien 
haben, die uns zeigen, wohin die Reise geht. 
Ich danke Ihnen, wenn Sie der Argumentation der Minderheit. 
folgen und noch vor den eidgenössischen Wahlen einen. Ent-
scheid-herbeiführen. , 

Aeby Pierre (S, FR): Les bras . m'en tombent litteralement · 
quand j'entends par1er Mme Spoerry et mon collegue de mi­
nor1te de hasard, M. BOttikerl On 'peut ätre contre l'inltiative 
des quotas,· 1::'est legitime; on peut avoir un certain dedain 
des declsions du Conseil national, c'est peut-ätre un peu 
molns legitime, mals enfin on en a le. drolt; on peut avoir un 
certain mepris du consensus concocte dans les arriere-cul­
sines de la salle des pas perdus du Conseil national, encore 
une fois, c'est un drolt que je reconnals a chacun. Mals ators 
on le dlt. On le dlt et on ne.travestit pas les faits tels qu'lls se 
presentent, de maniere tres claire, a la lecture des älsposi~ 
tions legales applicables. On n'echafaude pas des barrages • 
de procedure, qul en fait sont faux et ne correspondent pas a 
.ce que nous avons a decider. On ne dit pas qu'il n'est pas 
posslble de mod!fier les regles des electlons a~ Conseil na­
tional pour l'automne 1999, car II est possible de Ie faire. 
Nous avons deja perdu un bon mois, peut~e deux, c'est 
vral, ri'lals II est possible de le faire. 
Quelle est. la question qui se pose? J'aimerals recentrer un 
peu le debat. Le Conseil national a decide nettement de mo­
dlfler les regles au Jeu pour 1999. A partir de cette deoision 
de principe, il a trouve les moyens jiJridiques de le faire: II a 
d'une part prolonge le delal de traitement de !'Initiative ,des 
quotas, et II a d'autre part modifie l'une ou l'autre dlsposition 
de la 10I.federale sur les droits polltlques. Nous appartient-11 a 
nous, vraiment, ·de dire au Conseil national, qul gare demo­
cratlquement son propre mode d'electlon: «Ecoutez, nous 

· n'entrons pas en matiere, ncius n'avons pas envle que le 
Conseil national change les regles pour 1999.» Je crols que 
c'est, de notre part, une attltude qul n'.est pas deriuee d'une 

, certalne arrogance et, a mon sens, nous n'avons pas le droit 
de dire a l'autre ·Chambre: «Nous allons tout mettre en 
oeuvre pour empecher que les electlons de 1999 se derou­
lent selon des regles legerement changees.» 
Ces ret,les, c'est peu de chose: ce sont des quotas de llstes, 
c'est de demander un tlers de femmes sur toutes les listes 
electorales. C'estvralment un mlnlmum. C'est un essai extre­
mement interessant en terrrNjlS de sciences politiques, en ter­
mes soclologlques aussl, en termes d'encouragement des 
femmes a partlciper a la vie publlque dans le pays. Et en plus, 
c'est limlte dans le tempsl Vous n'avez pas pu lire, tous, ce 
(!ul a ete declde par Je Conseil national puisque les mMoeu-
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vres de la majorite de la Commlssion des lnstitutions pollti­
ques · conslstent precisement a empächer notre Conseil 
aujourd'hul de reallser queis sont les enjeux de ce debat Je 
le repete: les enjeux sont de modifier les regles des elections 
pour 1999 pour le Conseil national. Et si on ne veut pas les 
modifier, on dit: «Nous ne voulons pas les modifier pour 
1999, et nous alrons tout mettre en oeuvre pour faire obstacle 
a cette modlficatlon.» Mals on ne va pas inventer des obsta­
cles de. proeedure ou des obstacles legislatifs qul n'existent 
pasl . . 
Quelle etait !'Idee du Conseil national? L'idee du Conseil na­
tional etait qua la Commlsslon des lnstitutions politiques de 
notre Conseil entre en matiere, adopte, avec peut-etre l'une 
ou l'al,.ltre divergence, ·le contre-projet indirect, le soumette lcl 
en plenum, que l'on elimlne les divergences et que nous ar­
rMons a la votatlon finale le 18 decembre prochaln, demler 
Jour de la sesslon. Et une votation finale le 18 decembre, der­
nier Jour de la sesslon, permet de modlfier les regles des 
electlons. au Conseil national pour octobre · 1999. 11 taut atten­
dre jusqu'li fin mars 1999 pour le delai referendaire, et en­
suite tout peut partlr. II ne faut pas venlr nous raconter que si 
las cantons, debut avril 1999, ont toutes les regles, et notam­
ment cette questlon des quotas de listes, ils ne seront pas a 
meme d'organiser des elections. C'est fauxl On nous a dit en 
commlssion que certalns cantons devaient changer leur loi, 
mais on ne nous a pas dlt lesquels. Je ne sals toujqurs pas 
quels cantons dolventchanger leur loi. Mol, j'ai examine ltS, 
et je n'ai pas trouve an. vertu de quoi certalns cantons de­
vraient changer leur propre lol cantonale. Donc, jusqu'a 
preuve du contraire, je consldere que c'est faux. Et mäme, si 
c'etait vra~ les cantons ont tout le temps de preparer cette 
modification de lol des le mois de janvier de l'annee pro­
chaine. 
II n'y aurait eu plus q u'un obstacle sl nous avions respecte ce 
scenario, ce deroulement logique: c'est le depOt de referen­
dum. Alors evldemment, en cas de referendum constate a fin 
mars 1999, c'est vrai qu'on ne changerait pas les regles du 
Jeu de l'election au Conseil national pour octobre 1999. Mais 
si un Parlament n'est pas capable de prendre ce genre de 
r1sque - et c'est le droit le plus legitime, alors, du peuple de 
deposer un referendum-, la situation esttout autre: le Conseil 
national constaterait qu'jly a depöt de referendum et ,qu'en 
consequence, on votera selon · le meme systeme en 1999 
qu'on vote depuis un certain nombre d'annees deja, Mals II 
ne nous appartient pas a nous, aujourd'hul, de creer un obs­
tacle artificiel a ce deroulement ideal des operations selon le 
voeu blen arräte de nos collegues du Conseil national. 
En consequence, je vous exhorte a soutenir la propositlon de 
minorite. Cera slgnifie que votre commlssion se reunira cette · 
semaine encore ou la prochaine, vous representera sans di­
vergences, parce que ce n'est plus possible.maintenant, le 
projet de maniere a ce que nous pulssions proc~er au vote 
final a la finde Ja session et que nous pulssions changer les_ 
regles de l'election du Conseil national pour octobre 1999. 
C'est l'enjeu de cette decislon prise a une tres nette majorit„ 
du Conseil national. Je considere que toute autre opinion est 
quelque chose de tout a fait vexant pour nos collegues du 
Conseil national. 

Forster Erika (R, SG): Sie erwarten wohl von mir, dass Ich. 
jetzt in das Hohelied auf diese parlamentarische Jnitlatlve ein­
stimme und Sie ebenfalls bitte einzutreten, damit wir die Vor­
lage behandeln können. 
Ich bitte Sie darum einzutreten und bitte dann um ROckwei-, 
sung. ~eh bin aber der Meinung, dass wir dann ih der Kom­
mission nicht auf dieses Geschäft eintreten sollen. Ich habe 
sehr wohl meine Gründe dafür und möchte sie Ihnen darle­
gen: 
Vorschläge wie die vorliegende parlamentarische Initiative 
der SPK des Nationalrates, frei nach dem Motto ccNOtzt es 
nichts, so schadet es nichts», bringen wenig und sind meiner 
Meinung nach auch nicht glaubwürdig. Wer tatsächlich eine 
gerechte Vertretung der Frauen in den Räten respektive in 
den Behörden anstrebt, wird nur ernstzunehmenden Mass-
nahmen zustimmen können. ' 
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Damit die Wählenden )n Jtirer Wahl frei sind, mQssen wenig•' voile a r~gard de la procedur~ qul a ete utillsee par le Conseil 
stens zwei Voraussetzungen etfOllt sein: . , national .. Nous r,ous trouvons donc davant une sltuation plu-
1. · Es müssen ausreichend, im· Idealfall 50 Prozent, Frauen tot curieuse ou aussi bien dans la maiorite de la 'corrimission 
respektive MAnner auf der Us~ sein. , . · qua dans ia mlnortte se p!acent des repr~entants de tendan-
2. Es m~en, was Qualifikation und Erfahrung In versohle- ces fort diverses. C'est dlre sl dans cette dlscussion vont se 
densten Lebensbereichen anbelangt, auch wirklich wählbare mAler des questlons ll ia fols de fond et de fOrme, ~t qua nos . 
Pen;Onllchkelten. allf der Liste sein. · . · · . decislons se fondent aussi blen sür des arguments materlels. 
J99e Partei, die ·~as auf sich hält, muss daher bestrebt· qua sur ~es consrderatlons de prOC.edure. · · 
sein, in den vorderen Rängen qualifizierte Kandidierende l:>ei• Sur certalns polnts, la Conimlsslon des instltutlons polltlques 
der Geschlechter zur Wahl zu stellen. i::rauen die kur:z vor Ab- . de notre ConseU estqLlasl unanlrne, eil partlculler sur le falt 
s,chluss der Llstenges~ltung noch «geködert» werden; aber·· que le nombre de femmes dans les Conseils, a tous ras ni­
vorher nie Gelegenheit hatten, sich in. Irgendeiner Form zu ve1:1U>c de riotre democratie, ne correspond pas i!l la. popula~ 
profilieren, werden nurverhelzt und entsprechend entmutigt.. tlon feminine. C'est absolument evident. Nous sommes ega­
Oer partnerschaftliche und faire Umgang mit den welbllche\l lement i!l peu p~ tous d'accord sur le falt qua !'initiative po­
Partaimltgliedem verbietet ein solches Verhalten. Das We- , . pulaire «f)Qur une repr~entatlon ~ultable des ferrimes.dans 
senUlche an der Initiative Ist denn auch, dass sie eine breite las a:utortt~ federales» est brutale, qu'eile est excessive et. 
und fundierte Diskussl9n darüber ermöglicht, weshalb es ge- . qu'eile ne respecte p~ la volonte ,democratique exprimee au 
wissen Parteien - gemeint sind die bOrgeril9hen Parteien - . . sein des partls. Elle estbrutale parce qu'il s'agit d'un quota 
schw,erer fällt als anderen, zwanglos zu ~iner elnlgermassen d'elus ~t non pas d'un quota de Hstes, comme ie \taut i'lnltia~ 
ausgewogenen Vertretung der Geschlechte.r zu kommen. thle p1:1rlement~iredooide~ par le Conseil national; eile est.ex­
lch bezweifle, ob.staatliche Zwänge,hler das richtige Rezept cesslve parce qu'elie fixe des nlveaux de'repr~entation fe- . 
sind. Obwohl Ich ver$tehe, dass den iniUantinnen.., 27 Jahre mlnine plus ambltleux qua ceux retenus par r1r11t1atlve parle­
nach. der BnfOhrung des. Stimm- uncl Wahlreehtes der ment1::tlre. de la CIP-CN: et alle est contralre ~u choix demo-
Frauen - angesichts der Tatsache der Kragen platzt, dass cratlque,. car · eile lmpose i'election · de candldats ou · de 
Frauen es heute vielfach schwerer haben, als die Gewählten candidates avec des *ultats ~iectoraux plus faibies qua 
der ersten und zweiten Stunde, zu a'usslchtsrelchen · Listen- · d'autres. · · 
plätzen und clamit zu achten Wahlchancen zu komn,en. La Commission des lnstjtutions polltiques de notre Conseil 
Es gibt aper einige Tatsachen, weshalb wir getade auf bOr- est donc .largement d'avts q'ue l'initlatlve pariementair:9 .de la 
gerllchen Listen weniger. Frauen vorfinden: T!llSBche Ist · .Cl~-CN est plus douce, parce qu'ii s'aglt d'un quota de 1istes 
doch; dass. Fräuen vielfach effektiv weniger ünterstatzung et qu!:l la representatlon feminine est limittSe a un tlers des 
von Parteigremien haben. Tatsache ist auch, dass sie eine candldats, contre 50 poui' centdans l'lnltla~ve populairf:;I. Et, 
geringere Präsenz In den Medien haben, weniger vernetzt je veux l'attirmer icl p!irce qu'on .ne i'a• pas tellement entendu 
sind und damit mit dem Nachteil eines geringeren Bekannt- ' · ca matln, la majorlte des membres de la Conimlssion des lns­
heitsgrades starten müssen. . .·· ·. · ·. · · titutions polltiquas est pr&tea soutenir sur le fond cet objectif 
Tatsache ist auch, dass Frauen mit Familie, insbesondere. , de l'lnltlatlve pa!!lementalre de la CIP•CN. Elle apporte an ef• 
mit Kindern im Vorsehul- oder.Sphullalter, In den wenigsten fet t.1ne soluUon partielle· au probleme de base et ,ne trase 

· · Fällen Strukturen vorfinden .., . welcher . Mann Qbemimmt une vole qui peut .constltuer un element fOndamentaJ. de dis- • 
schon gerne vel'i'n8hrt Haus- und Familienarbeit --, die ihnen • · cussion qua nous Jugeons valabie. La volonte est tQutefois 
Oberhaupt die Annahme eines .Natlonalra~mandates erlau• · cialrementaffirrritSe par la cornmission quW s'aglt d'en debat; 
ben warde~ Ta•che Ist weiter, dass ·gerade• Frauen 9le tre serelnement et 81:lOS preclpltation. II ne s'aglt pas de ma-
Chance nicht wahrnehmen, auf ih.ren Listen andere Frauen noeuvre de la part de la maJorlte de la commlssion, comme 
zu kumulieren. . · · · .· on i'a lalsse entendre ca matln. Mals nous nous refusons de 

. Die parlarruJ!ntarlsche. Initiative der SPK tles Nationalrates recourlr poLir celte questlon importante a u:ne procedure d'ur-
vermag an all diesen Tatsachen nichts zu ändern. Mit der An• gence qui empkheraft un veritable examen serieux. 
nahme der Initiative werden aber unbestrittenermassen Hoff-. M. Ae9y a affitme .qu'on 1:1rrlvait a·reglerce· probli!me pourles 
nungen verknOpft, die mit Sicherheit r'llcht erfüllt werden; LI- , .. electionsde 1999 sans recourlr a l'urgence. J'al eu la convic­
stenquo~n garantieren Ja bei. weitem noch keinen f>iatz im tlori absoiue par las travaux d~ la commlsslon - Je pense qua 
Nationalrat Mit der Annahme der lnltlaUv.e schreiben wir von' M. le Chanceiier de la Confederation va le confirmer lcl ~ qua, 
Staates wegen fe,t, was · 1n den Partelen1 die. Frauenförde-. sans recourtr a i'urgence, U etalt impossible de mettre sur 
rung zu ihremlhema gemacht haben, bereits auf freiwilliger pied ces nouvelles dlspositlcins pour las etectlons de 1999, 
Basis getl:ln wird. Zudem bestehen bereits mit dem heutigen car nous ne pouvc;>ns tout de. mAme pas, dans un o.bJet aussi 
Wahlrecht Differenzierungen nahezu beliebiger Art, weiche sensible et lmportant ®"cemahl las drolts populaires, recou~. 
als Frauenförderungsmassnahmen bestens ~n~ werden rtr i!l l!i proeedure d'urgenc;:e qui empAche le refe~ndum. Or, 
können, sofern. der politische Wille vorhanden Ist. Gerade ie referendum ä deJa ete annonce par au moins trois forma •. 
wir, die wir Ja in den Parteigremien an den. Schalthebeln. slt• .· tlons polltlques sur cet objet. Je trouve alors que Ja procedure 
zen, haben aus eigener Kraft die MöglTchkeit, darauf hinzu~ \ d'urgence dans une teile matli!re n'est absoiument pas ac~ 
wirken, dl:ISS wirklich Frauenförderung gemaeht wird, .die die- · ce~le, ~r outre 'le falt.qu'eHe exige de nous un examen 
sen Namen auoh vei;dlent. . . . •·. . .. hätif du pr6Jet, cette prc>cedure. emp~e l'exerclce du rete-
leh denke dahe,r.,, dass wir dieser. Initiative.nicht zustimmen rendum. Etce seralt tout de mAme .un comble que, pour un 
sollten. Wir sollten altes andere tun, das den Namen «Frau- · objet qul tou. ehe de sl pr~ aux drolts populiµres, npus empA--
enförqerung» aµch wirklich verdient. · · .· · chions rexpl'(i)sslon du rMerenduin facultetif. . . 

. Ich bitte Sie, die Initiative an die Kommission zurückzuwel~ S' · t de .i'inltiatlve populaire «poun.1ne repr~entatlc)n.' 
sen, und Ich hClffe, da® Sie in meinem Sinne entseheiden;' . le des femmes ,dans las auto~ 1ederales", Ja pro~ 

longatlon du delai de traltement est toujours possible, i!l con­
dltlon qua l'un <:las Conseils alt vpte sur un c:ontre-projet. La 
majortte de ia' comrnisslon propose donc avec ralson une pro• 
cedLlre ordinalre qul constste, tout d'abord, i!l proionger le de­
lal pour ie traltement. de l'inltlative populaire, d'une annee, en~ 

Delalay Edouard {C;1,VS): Surcet objet dont nous debattons, 
· _ Je partage i'avls de Ja maJorlte <:le la commlssion, -mais je 

l'avoue d'embltSe, j'aurais sur blen des points pu me rallier a 
lamlnorite BOttiker. Je m'explique •. · · . 
Dans chacun des deux camps- et pas seuiement daos la ml­
nortte -- qul se. sont form~ en commlssion, se trouvent des 
conceptions fOrt diverses sur le fond du p'robieme, qul vont de 
la volohte de contribuer parune action lmmediateA ameiiorer 
ia representatlon. feminine ~ las. Consel~. a une posltlon 
qul est plutOt falte de t~lstance a toute initiative lc¾;ilslaUve 
dans ce. domaine, an passarit par un scepticisme· a palne 

• ,•. ' ' ' 1 ' •• ' 

· sulte a e.xamln.er !initiative populaire par notre Consell et, an: · 
fln, .. a reprend~e le dfbat sur l'initlatlve pariementalre de 11:i · 
„CIP-CN sur las quotas de llstes, serelnement, une fois qua 
notre Consell se sera ,prolionce sur l'inltlatlve populalre, et 
tout cela parce qua nous ec::artons la solutlon de i'urgence-et · 

· qua nous souhaltons, sureet objet, un debatouvert et tout i!l 
falt C?mplet. · 

· Bulletin ofllclel de r Assembl~ fed6ral~ . 
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C'est pour ces ralsons, pas seulement pour des motifs de 
proc~ure, mais par respect pour les droits populalres, que je 
vous invite a soutenlr la proposition de. la majorite de la. com­
mission. 

Mals,el'.I Theo (C, GR}: Es ist einigeimassen heikel, wenn. 
wir uns hier als Ständerat In das Verfahren der Nationalrats­
wahlen einmischen, aber es ist Ja 'Im Zweikammersystem 
selbstverständlich so, dass auch wir uns· damit befassen 
müssen. Für mich Ist es .unbestrHten, dass der Anteil der 
Frauer:a in der Politik erhöht werden muss, allerdings Ist dabei 
festzustellen: Bereits auf der Stufe Gemeinde hat man prak­
tische Schwierigkeiten, Jewellen. Oberhaupt genügend Frauen 
zu finden; Ich spreche da durchaus aus eigener Erfahrung 
uni:! !i!,Ufgrund eigener B,emOhungen in dieser Richtung. 
lch äussere mich hier In erster Linie als Präsident einer Kan­
tonalpartei, die dann letztlich für die Vorbereitung der Natio~ 
nalratswahlen wesentlich mitverantwortlich Ist. Es gibt selbst­
verständlich auch die grundsätzliche politische . Frage, wie 
sinnvoll ~lche Vorschriften für Quoten sind. Parteien sind Ja 
letztlich politische Gruppierungen, die politische Aussagen 
machen, die Ideologien vertreten, die Haltungen zum Aus­
druck bringen, und zu diesen inhaltlichen Aussagen der Par­
teien gehört natürlich auch, wie diese Parteien mit den Jun­
gen, mit den Alten, eben auch mit Frauen und Männern oder 
mit den Berufsständen, also mit den sozialen Gruppierungen 
und Schichtungen in diesem lande, umgehen. Die Frage ist 
die, wieweit man nun .diese Parteien im Prinzip in einem 
Spektrum bevormunden soll, eben auf Gruppierungen be­
sondere Rücksichten zu nehmen, weil es letztlich auch eine 
Aussage der Partei Ist, wi,e sie. mit den einzelnen sozialen . 
Gruppierungen umgeht. Das Ist eine politische Aussage, und 
da fragt es sich, wieweit man hier den Parteien Vorschriften 
machen soll. 
Ich persönlich bin der Meinung, dass es heute für eine. politi• 
sche Partei zur Selbstverständlichkeit gehört, dass bei Wah• 
len - und vor allem bei Wahlen In das eidgenössische Paria-

. ment, in den Nationalrat - ein Anteil. von 40 Prozent Frauen 
auf den Listen stehen sollte. 
Nun aber zum praktischen Teil: Er beschäftigt mich in meiner 
Funktion als Präsident einer Kantonalpartei sehr.· ich meine, 
dass wir zeitlich In einer unmöglichen Situation sind. Wir sind 
daran, in der Partei die Wahlen vorzubereiten. Das können 

. wir nicht Irgendwann im April machen, sondern es geht 
darum, jetzt die Kandidatinnen und Kandidaten zu suchen. 
Gerade in einem .grossen Kanton wie dem Kanton Graubün­
c!en, mit einer sehr differenzierten Struktur, braucht es Zeit, 
um diese Gespräche Innerhalb der Partei zu führen. In einer 
höchst unangenehmen Situation, wo man rticht weiss, wie 
das ablaufen soll, wird das a.l;)er sehr schwierig. Das kompli­
ziert das bereits komplizierte Vorverfahren der Nationalrats- · 
wahlen und macht es an(älliger für Fehler. 
Ich meine, dass wir unbedingt die Mehrheit unterstützen soll­
ten. Wir ermöglichen damit, dass wir diese Fragen ohne Zeit­
druck ausdi$kutieren können. Persönlich macht mi~ der An· 
trag der Minderheit Büttlker auch deswegen etwas Mühe, 
weil er keine politische Aussage bringt, wenn wir ihm zustim­
men. In dieses Ergebnis könnte man sowohl die Position von 
Herrn Büttlker als auch jene von Frau Forstar hlneinlnterpre• 
tieren, und das wäre schlecht. 
Ich bin also voll überzeugt, dass wir den Weg der Mehrheit 
gehen müssen. Es Ist nicht. möglich,· das Problem Im Jahr 
1999 zu lösen. Wir schaffen für die Leute an. der Front eine 
grosse Erleichterung, wenn die Regeln klar sind und die Bun- · 
deskanzlei die entsprechenden Vorgaben machen kann. 
Ich habe noch eine Frage an die Kommissionspräsidentin be­
züglich unseres Entscheides für die.Mehrheit: Wie läuft das 
zeitlich genau ab? Wir haben ja dann eine Differenz zum Na­
tionalrat. Das würde mich Interessieren. Ich habe das viel­
leicht in den Ausführungen Clberhört. · 

Slmmen Rosemarie (C, SO): Seit nunmehr 27 Jahren,.seit 
der Einführung des Frauenstimmrechtes Im Jahre 1971, ken­
nen wir das Problem, dass wir Frauen Im Verhältnis zum An-

: teil an der Bevölkerung untervertreten sind. Es hat nie an 
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Ideen gefehlt wie es zu bewerkstelligen sei, dass man hier 
zu einer vernünftigen. und ausgewogenen Vertretung kom~ . 
men könnte. Die Massnahmen bilden einen ganzen, breiten 
Fächer. Ihre Vertreter reichen von Jenen, die gar keine Mass­
nahmen wollen .:.. die sozusagen den absolut freien Markt in 
der Politik wünschen-, bis zu denjenigen, die die Quoten-In­
itiative befürworten, die nicht nur einen Weg, sondern auch 
ein Ziel verbindlich vorschreibt. Dazwischen liegt die ganze 
grosse Palette jener Vorschl~ge, :die gemeinhin als soge­
nannt sanfte Massnahmen bezeichnet werden. Zu diesen 
sanften Massnahmen · gehöreo auch die Listenquoten. 
Viele Parteien, verschiedene Kantone wenden diese Ustim­
quoten bereits freiwillig an •. Es ist kein Geheimnis, dass die 
Erfolge nicht überwältigend sind, um es einmal milde auszu­
drücken. Wer darüber enttäuscht Ist, der hegt die völlig un­
realistische Erwartung, dass Listenquoten allein einen Effekt 
haben könnten. Dem ist aber nicht so. Listenquoten sind nur 

, dann sinnvoll, wenn sie von flankierenden Massnahmen be­
gleitet sind. Das fängt schon auf den politischen Ebenen sehr 
weit unten an. Es hängt damit zusammen, dass Frauen.Ge­
legenheit haben müssen, sich von beruflichen. oder auch fa­
miliären Pflichten etwas zu. entlasten, um genügend Zeit fQr 
die politische Tätigkeit zu haben. Es hangt damit zusammen, 
dass Frauen in Kommissionen gewählt werden müssen, und 
zwar in wichtige Kommissionen, dass man ihnen Medienprä­
senz verschaffen mt1SS, damit sie sich einen Bekanntheits­
grad erwerben können usw. Wir brauchen alle diese Mass­
nahmen nicht erst, wenn es um National- und Ständerats­
wahlen geht, sondem bereits in den Kommissionen, in den 
Gemeinderäten, in den Kantonsräten. Diese flankierenden 
Massnahmen sind wichtiger \Jr'ld effizienter;als es die Listen­
quoten sind. Aber ich bin der Meinung, dass Listenquoten 
trotzdem eine gewisse Wirkung haben, damit die Wählerin­
nen und Wähler ad oculos demonstriert bekommen: Hier sind 1 

Frauen vorhanden, die sich auch zurVerfOgung stelll[ln. 
Herr Büttiker hat es gesagt, und da muss ich ihm recht ge­
ben: Die Quoten-Initiative liegt schon lange, schon viel zu 
lange auf dem Tische des Hauses. Wenn wir der Mehrheit 
folgen, bringt uns dies in die unangenehme Situation, dass 
wir noch einmal -- mit dieser pendenten Quoten-Initiative - In 
die Wahlen gehen· und sagen müssen: Wir haben nichts an­
zubieten. Das stört mich ausserordentllch. 
Aber auf der anderen Seite nun in dieser zeitlich und verfah­
rensmässig so schwierigen Situation einer Minderheit zuzu­
stimmen, von der Jedes einzelne Mitglied eine andere Mei­
nung vertritt, und mit dieser Zustimmung auch die Kantone 
vor den Kopf zu stossen - ganz abgesehen davon, dass wir 
die Parteien In Schwierigkeiten bringen; ich sage das auch 
als Parteiverantwortliche -, ist wohl auch nicht der Weg, um 
in einer.so heiklen und so wichtigen Angelegenheit zu einer 
bestmöglichen Lösung zu finden. 
Aus diesem Grunde bleibt auch mir nicht!:! anderes übrig, als 
der Mehrl:ieit zuzustimmen, im Wissen darum, dass wir hier 
während vier Jahren eine Chance verpasst haben. Das hin­
terlässt bei mir einen unangenehmen Nachgeschmack. 

Brunner Christiane (S, GE): Je vous avoue que j'ai de la 
peine a comprendre la proposition de la majorite de la com­
misslon, Je me den,ande de quol la majodte des membres de 
la commlsslon peut bien ~voir peur puisque ce contre-projet . 
lndirect a l'lnltiative des quotas vote par le Consell national 
n'a, d'une part, rien d'extremlste ni de· dangereux et que, 
d'autre part, II n'ebranle pas les fondements de notre demo­
cratie. Ce contre-projet represente en quelque sorte un mo-, 
deste pr'ojet pilote en matll)re de mesures d'encouragement 
pour arriver plus rapldement a une mellleure representatlon 
des femmes au Consell.natronal. C!est un projet pilote dans 
la mesure ou ses effets sont clalrement llmites dans le. temps. 
En outre, le champ d'application de l'arrete est aussi clalre­
ment limlte au Conseil national. 
L'lntention de cet arrAte est de pouvoir recolter des experien­
ces avec un systl)me de quqta pour les listes sur trois perle­
des electorales. II doit permettre ensulte au Parlament de .tl· 
rer les consequences qul s'lmposent du succes de cette ex­
perlence. C'est en quelque sorte. un test des effets des quo-
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ias. Mais c'est une mesure qul 9131 e~me~t.alle~ par preparer vos llstes et vos candldatures, que _l'arrAte federal 
riipport ä celle qul est proposee par l'lnitlatlve populalre. · .solt adopte ou. pas, qu'II y alt un rMe~ndum ou non. Vous 
II est vral que le quota d'un tiers de candldatures feminin~ aurez alnsl realise ces .'deux objectifs: d'une part,. vous 
est dans le fond dejä une realite sl on prend l'911$emble des. n'aurez plus· de probl~mes, pratiques et, d'autre part, vous 
Jlstes pour l'election au Conseil national en 1995. Globales ': aorez servl la cause de l'egallte des chances des femmes au . 
ment et sur rensemble de la Sulsse, lln'y auralt pas de diffe- nlveau parlementaire; .· ·. • · .·· . 
renceaveccequi esten qu1;1lqtiesortedejädevenu lanorrne •. · Je vous invltealnsl ä soutenirJa proposltlon de mlnorite. 
Mais c:ela vaut seulement dans une optiqu.e globale, etsi on · · · · . 
falt la moyenne ehtre les partis qul ont presente 50 pour cent Schallbei'ger. Peter.Josef (C, NW}: . Die . Oiskusslon · veran­
de femmes et plus sur les llstes et ceux qul n'en ont presente · lasst mich zu begründen, warum Ich In der SPK für den An­
que .1 o ou 15 pour cent ou pas du tout, et aussl sl on falt la , trag der Minderheit gestimmt habe: Es Ist absolut richtig, was . 
moyenne entre les reglons urbaJnes et les reglons rurl:!les. · Frau Spoerry in Ihrem Elntretensreferat ausgeführt hat, näm- , 
En d'autres terrnes, le fait d'obliger tbus les partis a presenter .. lieh dass die Vertreter der Minderheit zwei verschiedene Mei­
au molns un tiers de temmes l:!Ur les ffstes representeralt un' nungen ,haben. Wenn. von · einer unheillgen Allianz. gespro­
progres certain par rapport a la sltµatlon ~uelle. II sera lnte- chen wird, so existiert eine solche beim Mehrheitsantrag ge-
ressant d'observer !es resultats de ~s .mesures dans dlx nau!3(). Das soll hier doch gesagt sein. • · 
an$, notamment de volr sl Je quota sor l~_ llstes.se repercute Wir treffen heute kelnen.tnaterieUen Entscheid Ober die par~ 
aussl sur la propo.rtion de femmes elues .dans les fon:natlons lamentar:lsche ln_ltiatlve der SRK-NR betreffend Frauenmln-. 
politlques et les regions Oll aujourd'hul alles ont le plUlii de destquoten. Wenn heute materiell entschieden werden 
peine ä accecler .ä un siege au Con~H national. . · . . .. . · mQsste, dQrfte oder könnte, darin wäre mein Entsct,eld ganz 
Pour ma ~part, je suis convalncue qu'il en sera. ainsl et que klar auf der Lihie des Votums von Frau Forster, FOr mich ist 
la composltion du Conseil' national se rapprochera plus Gleichstellung nicht IJnglelchbehandlung. Die parlarnentari-
qu'aujourd'ht.li de la composition reelle de la populatlon sehe Initiative ·worde eine , Ungleichbehandlung der beiden 
sulsse.-Je ne 'pense pas que cette mesure soll contraire ä Geschlechter bringen. Ich bin fOr die Gleichstellung, für glel-
la lib$te de vote des citoyenn8$ et des citoyens. II s'agit de ehe Voraussettungen b(:11 der Wahl In die Gremien. lph meine 
quotas de listes et non de quotas de resultats. Les electrices aber, ·. wenn man · . schon von • Nationalratsnomlnationen 
et les. electeurs peuvent. rester parfaltement libres de voter spricht, soll es für Frau~n und .Männer Voraussetzung sein, 
pour les personnes de leu~ cholx, de pratlquer le cumul et le dass man von unten nach. oben dem Volk gedient hat: Man 
panachage, de n'älire .eventuellement que des hommes. ou soll dem Volk In derGemeinqeg'edlent haben, später Im Kan-

. que des femmes, comme c'est deJl:t_ le cas malntenant. . · . ton, und dann Ist man wOrdlg, .dem Volk auch Im eidgenössi-
Nous connalssons ä . vral dlre. des quotas · blen plus contrai- sehen Parlament zu dienen; · 
gnants dans le systAme ~uel, les quotas de resultats dans ' Wir haben ja Im Ständerat eih13n wunderbaren Beweis, dass 
le s~me. des eleqtions a Ir( proportionnelle. Nous accep~ aucf'I Frauen durchaus die Chance .haben, nach oben zu 
tons des regles qui donnent beaucoup plus de p<;>ids, electo- kommen. Betrachten Si~ unsere Ständerll.tlnnen: Alle haben 
ralement parlant, au vote d'une cltoyenne ou d'un cifoyen. von unten nach oben gedient und ihre Aufgaben auch In der 
d'un petif canton qu'a1,1 vote de quelqu'un dans un grand can- · ' Famllle nicht vemachlässlgt. Wir haben mehrere Frauen mit 
ton, par exempie. Soll)'ent, II existe des regles tacites de quo- drei. Kindern hier, eine Frau hat sogar vier Klrider. Sie haben 
tas pour las mlnorites linguistlques et nous y sommes slchzumTellheraufgedientbiszurGrossrats-bzw.Kantons-
d'ailleurs tres attaches. Dans la mesure oll ces regies ont ete ratspräsldentln, Wir haben also den Beweis, dass die Frauen 
cholsies parJe peupie dans _le respectde la d~atle, on nach oben kommen. können, .wenn sie ~ ihre dazu beitra-
les consid~re comme des regles democratiques, m&me sl el- gen •. 
les _ lmpliquenf de falt des dlfferences de. traltement et dl:) Nun habe Ich mich: aber doch materietrgeäussert. Ich will Je­
chance. La .mAme chose vaut pour les quotas qul vous sont .doch begrOnden,. wanm:i ich fOr den Antrag der Minderheit 
lci proposes, 0~ lors_ que le ~Jrlement aura dlt oui, que le gestimmt 'habe: Ich bin durchaus nicht gegen ausgereifte 
peuple.les aura aooeptees, ces regles auront ~te etablles Vorlagen, i,vle hier gesagt wurde. Vieles braucht seine Reife-
dans l'esprit etles rl¾11esde la deffl9Cratle. , zeit, aber auch die milsste vemunftig begrenzt werden.· Ich 
II me sernble aussl que la volonte d'avolr une reJ:!re&entatlon bin aber sehr gegen Tröleret. .Es wurde heute sowohl. von der 
equltable, conforrne. ä la reaflte soclale, desfemmes dans les Mehrheit wie auch von der Minderheit Unbetiagen Ober die 

. instances politiques, est une volonte profor1dement democra- Trölerel ausgedrückt, die beim 1;3undesrat begann und sich 
tlque. On noos dit «Oui,. mals si le pe~ple le v«:1~, II peut ellre dann· Im · Nationalrat fortg8liietzt hat. Sollen. wir. nun diese 
des femmes. Ce n'est pas au leglslateur de lu1 lmposerdes . Trölerelfortsetzen, Indem wir unseren Entscheid noch weiter 
regles ou d~ lul faire la 19900.» .C'est vnil;Je peuple est sou- hinausschieben? 
verain et le peuple compose de plus de 50 pour cent de fem- Schon als Kinder sind wir - ich nehme an, auch Sie - dazu 
mes eilt plus facilement des hommes .que des femmes. Pour. erzogen . worden, das. Sprichwort emst zu· nehmen: «ver­
mol, ce1a·n•a·r1en d'ete>nnent. On ne bouscule pas en quel• schiebe nicht auf morgen, was·c1u heute kannsfbesorgen.» 
ques annees des sl~les de traditlons · et de prejuges. La Wir können es Ieidern~ht. heute besorgen, aber f~Oher oder 
question est de savolr sl. nous. voulons donner un coup de später._ Im Beruf hätte Ich mit aller Sicherheit längst Konkurs 
pouce po. ur accelerer la rea(lsation _de l'egallte des_ ,chances gemacht, wenn Ich. auf dl~e Weise gearbeltethätte wie die 

. entre hommes et fen:imes dana la vle polltlque ou si no4s Rate, die dieses_ ~eschäft vor uns behandelt hab4;1n, Ent­
. 

1 vourons, un peu. hypocrltement, lalsser faire le temps, comme scheide, die reif. sind, niuSlii man treffen; so kommt man vor-
l'a falt-jusqu'a present le .Conseil federaf, qe qul pourrait Atre wärts. Auch ;ein Sta,at kommt vorwärts, wenn er fälllge Ent-
nettement plus long; _·· .· . · . . . . . . · scheide nk:hthinausschlebt. . · . . , · •. · 

· La menace. de referendum dans ta discusslon que nous te- . Ich möchte ßle doch bitten; hier ein Zeichen zu setzen, ein 
, nons ce l'J'.'latln ne .me parat~ pas. une ,menaoe särieuse dans -Zelche~ an die ,Adresse. _des B~ndesrates wie auch des Na~ ·" 

Je .cas partlculler • .Et Si referendum il, y a, eh blen, nous vote- tlonatrates, dass Sie nicht Geschäfte vor sich her . «tschut­
rons et nous repousserons de .ce falt la mlse .en vlgoeur de ten», die entscheldungsrelf sind. Das können tNlr tun, 'l\'enn 
l'arrAte f~eral. A l'heure actuelle, la menace qul a ete falte . wir dem Antrag der Minderheit-zustimmen. 
~e referendum ne me parait pas devoir etre prise au serieux, · 
Ouantaux problemes admlrilstratlfs, lorsqu'on n'a pas la vo- Spoeov Vrenl (R, 'ZH), Berichterstatterin: Zunächst tt:iöph~e . 
lonte politJque de ta:ire qu~lgue chose, on evoque toujours les · Ich sagen, dass Ich sehr viel Verständnis habe für alle; die 
problemes adminlstratlfs pour mettre les choses en place. Et hier Ihre Frustration darüber zum Ausdruck gebracht haben, 
quant aux problAmes pra.tlques, Monsieur Malssen, 11s·sont dass dieses Geschäft so lange tn unseren Alten.geblieben 
extr~ement faclles a resoudre. Vous n'avez qu'ä faire, et Ist und dass heute auclreln positiver Er)tscheid fOr die Wah• -
las partls polltiques n'_ont qu'a fat~; a l'heure actuelle dejll, len 19991nlc:ht mehr operativ werd~n kann, _wie wir von Herrn 
comme si l'am)te. t~erai etalt adopte; Alnsl, vous pourrez Bundeskanzler Couchepln noch hör.en WE!rden. ,, 
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Ich verstehe insbesondere auch die Frustration von Herrn 
BOttiker. Ich muss Sie daran erlnnem: Am 3. April 1995, als 
ich noch Mitglied des Nationalrates war, stellte Rolf Büttlker 
in der Staatspolitischen Komm~lon bei der Beratung des 
Gesetzes über die poHtlschen Rechte qen Antrcig, Listenquo­
ten einzuführen. Dieser Antrag wurde noch an die Bundes­
kanzlei überwiesen, um die Formulierung etwas besser aus­
zugestalten, und kam dann zurOck In die Kommission. Am 
3.14. September 1995 lehnte· die Staatspolitische Kommis­
sion des Ständerates den Antrag Büttiker aber mit 7 zu 3 
Stimmen ab, was dann Rolf Büttlker veranlasste, diesen An­
trag im Plenum nicht mehr zu stellen. So gesehen Ist auch 
unser Rat · nicht ganz unschµldl!lJ daran, dass wir dieses 
Thema nicht frOher aufgegriffen haben. 
Aber im konkreten Geschäft Ist das nicht unserem Rat zuzu­
schreiben: Wir werden Jetzt zum ersten Mal mit dem Gegen~ 
vorschlag des Nationalrates. konfrontiert und können nicht 
gleichzeitig über die Volk$inltlative befinden. Das möchte ich 
Peter-Josef Schallbergar sagen: Wenn wir heute entschei­
den, entscheiden wir nur über den Gegenvorschlag cles Na­
tionalrates, nicht Ober die Volksinitiative. Es ist ein problem,~ 
tisches Vorgehen, nicht über die Volksinitiative zu beraten, 
welche die ganze Diskussion ausgelöst hat, aberlm EUzugs­
tempo einen Gegenvorschlag dazu zu verabschieden, ohne 
d8$S die Garantie besteht, dass dieser Gegenvorschlag wirk­

, lieh zeitgerecht- nämlich fOrdie Wahlen 1999 - operativ wer­
den kann, Dazu werden Sie den Herrn Bundeskanzler hören. 
Persönlich.habe auch ic;:h ein ungutes Gefühl. Ich hätte ohne 
diese administrative Schwierigkeit des Nicht-Vollziehen-Kön­
nens dem Gegenvorschlag des Nationalrates fOr einen befri­
steten Probelauf :für drei Wahltermine zugestimmt. Es gibt 
zwar gute GrOnde zu sagen, d~ diese Listenquoten nichts 
nützen. Sie sind keine Garantie dafOr, dass mehr Frauen ge­
wählt werden. Wir.hatten bereits bei den letzten Wahlen in 
der Schweiz über alles gesehen einen Drittel Frauen auf den 
Nationalratslisten. Zudem bestehen heute schon, wenn·der 
politische Wille da ist, Frauen.zu fördem, wesentlich effizien­
tere Massnahmen als es die Listenquoten sind: Man kann 
Frauen beispielsweise vome auf die Liste setzen; man kann · 
.sie kumulieren. Wenn man also will,.kann man die Frauen 
heute schon fördern. 
Trotzdem hätte ich pe!'9önlich diesem Gegenvorschlag zuge­
stimmt, weil ich der Meinung von Frau Simrtten bin, dass er 
eine gewisse Bewusstseinsbildung auslösen würde. Ich 
glaube an die bewusstselnsbildende Wirkung eines Geset- . 
zes. Wenn der Druck auf die Parteien da Ist, dieses Ziel er­
reichen zu müssen, strengen sie sich mehr an, die Frauen als 
Politikerinnen aufzubauen. Und darum geht es: Wir müssen 
vermehr;t Frauen als Politikerinnen aufbauen. 
Aber die Situation Ist Jetzt eben so,. wie sie 1st; Da muss ich 
den Vertretern der Minderheit und all jenen, die sich negativ 
äussem und fast unterstellen, wir wollten die Listenquoten 
eben nicht, darum wählten wir diesen Weg, schon sagen: 
Einwände der Bundeskanzlei einfach so in den Wind zu 
schlagen, das geht natürlich nicht. Die Bundeskanzlei hat seit 
x Wahlperioden die Verantwortung für die Durchtohrung der 
Wahlen. Sie hat die Erfahrung, wie das läuft. 
Eidgenössische Wahlen sind etwas ganz Wichtiges. Wenn 
der Ständerat nicht mehr Rücksicht darauf nimmt, dass diese 
Wahlen reibungslos vorbereitet und durchgefOhrt .werden 
können, dann Obemlmmt er von mir aus gesehen eine 
schwere Verantwortung. Es Ist kein Zufall, dass 19 Kantone 
den Gegenvorschlag des Nationalrates in der Vemehmlas­
sung zumindest in bezug auf die nächsten Wahlen abgelehnt 
haben. $le sehen eben die Schwierigkeiten bei der DurchfOh­
rung. · 
Im Gegenvorschlag des Nationalrates gibt es Detailbestim­
mungen, zum Beispiel, dass bei Listenverbindungen insge­
samt ein Drittel der Kandidierenden Frauen sein mOssen. Bel 

, solchen Bestimmungen Ist noch offen, wie man sie. genau 
vol{ziehen will. Diese Bedenken und Schwierigkeiten sind da, 
. und deswegen finde Ich es - nicht mit Begeisterung, aber mit. 
dem Kopf- richtig, Jetzt den Weg der Mehrheit zu wählen. Ich 
bin der Meinung - das habe ich schon gesagt -, dass mit 
dem Weg der Mehrheit der Druck bestehenbleibt Nach wie 
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vor haben wir eine Volksinitiative und einen Gegenvorschlag, 
die diskutiert und verab;:lchledet werden müssen. Die Par­
teien wissen, dass hier. wahrscheinlich etwas auf. sie zu-

~~~:~en Frage von Kollege. Maissan in bezug auf die Frl-
, sten: Die Mehrheit ist einverstanden, die Be.handlungsfrlst fOr 

die Volksinitiative, welche Ergebnisquoten verlangt, um ein 
Jahr zu verlängern. Damit bekommen wir ein Jahr mehr Zeit, 
um eine saubere Antwort sowohl auf die Initiative wie auch 
auf einen allfälligen Gegenvorschlag zu geben. In einem Jahr 
müsste. dies verabschiedet sein, frOh genug fOr Parteien, 
Kantone und B.undeskanzlei, sich für die Wahlen 2003 auf 
die neue Situation einzustellen. · 
In diesem Sinne bitte ich Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Couchepln Franc;ois, chanc.elier de la Conf~eratlon: Je 
voudrals quand mAme qu'on sltue bien le · probleme. Au­
jourd'hul, nous ne parlons pas de !'initiative populaire,.nous 
parlons de !'initiative parlementaire, et encore, sur un pro­
bleme de procedure. Alors,, Je suis toujours prAt a accepter 
les critiques justiflees, le Conseil f~eral aussi. Mais sur l'ini• 
tiative parlementaire: la commlssion du Conseil national s'est 
donne une annee pour, elaborer le CQntre-projet, et le Conseil 
f~eral a repondu a une demande du 27 aoOt 1998 le 9.sep­
tembre 1998, c'est-a-dire une semaine et demie apres avoir 
re(,u la demande de consultatlon. Je pense que, pour une af• 
faire aussi importante que le droit.de vote, on ne peut pas dire 
que, dans ce cas-la, Je Conseil f~eral a veritablement perdu 
du temps. 
Je dois, et Mme la presidente et certalns autres orateurs l'ont 
demande, vous donner encore quelques explications sur 
deux points. · ·. 
Je vriudrais d'abord preciser que le Conseil f~el'l:lln'entend 
pas s'immiscer dans le probleme de la maniere dont les affai­
res sont ~itees entre le Conseil national et le Conseil des 
Etats. C'e,st un. probleme inteme au Parlament Je n'inter­
viendrai clone pas sur ce point-la. Je dois simpiement vous 
dire qu'en ce qui conceme la forme de l'arrAte f~eral et son 
application possible, II y a un certain nombre de problemes. 
Et malMureusement, ce ne sont pas des Inventions comme · 
on a pu le lalsser entendre tout a l'heure dans cette enceinte. 
Je dois egalement vous parler du probleme de la prolonga­
tlon du delai, qui a deja ete evoque de manlere simple, Je 
orols par la presidente de la commission, et qui n'est pas dif­
flcile a resoudre. La propo81tion de mlnorlte, si j'ai bien en­
tendu ce qui a ete dlt ce matin, a pour but essentiel de faire 
en sorte que, par une decision prise . par voti'e Chambre a 
cette sessloh, qui permef:b:'ait donc un vote final des deux 
Chambras a cette sesslon, on pulsse encore appllquer cette 

,nouvelle procedure aux.elections de 1999. J'aimerais beau­
coup que ce soit pQSSible, parce que je suls aussi choque de 
volr qu'II faut tant de temps dans notre systeme polltique pour 
arrlver afalre ce genre de modification. Mais, malheureuse­
ment, II y a un certain nombre d'obstacles materiels que nous 
ne pouvons pas ellminer. Sans reprendre tous las arguments 
exposes tout a !'heure par M. Maissen, je pense quand mAme 
qu'il faut vous !es rappeler. 
SI les deux Consei~ adoptent en votation finale cet arrAte fe­
deral le 18 decembre prochain, il ne peut Atre publle que le 
29 decembre 1998; C'est la premiere date possible de publi_. 
catlon qui suit la decision. Cela porte le delal referendaire au 
8 avril 1999. Nous avons encore deux votations avant les 
elections, qui sont fixees · au 18 avril ·1999, c'est-a-dire. 
10 Jours apres l'ecMance du delal referendalre, et au 13 Juin 
1.999. Pour le 18 avril: II est clair que tollt le material de vota, 
les questions, les expllcations, les builetins de vote sont deJa 
dlstribues 1 O Jours avant; seien la loi. IIS seront dlstribues le 
30 janvier pour que. les cantons puissent les transmettre en­
suite aux interess~. II n'y a donc pas moyen de soumettre 
au vote populaire du 113 avril une affalre dont on ne saura que 
le 8 avril sl le referendum .a aboutl ou pas. 
Reste le 13 juln. Effectlvement, II est techniquement possibl!3 
de soumettre le 13 juln 1999 l'arrAte f~eral au peuple suisse 
dans l'hypothese oCI le referendum aurait abouti. II faudrait 
qu'il ait aboutl largement parce qua sl c'est tres serre et qu'on 
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dolt faire deux fols le contrele, comine la lol et fes directlves . les deux Chambr~, c'est-a'.'Cllre a :fln d~embre, qul sera va~ 
du Conseil fecleral nous l'irnposent, ce seralt deja dlfficile: lable une ann68 s'il y a· raferer@um. ce qui fait que nous pour- • 
Mals enfin, l'admlrllstration n'.a qu'a s'arranger, elle dolt pou~ rons voter sur le raferendum apres les electioRs, c'est-a-dlre. 
volr faire le necessalre sl c'est Indispensable. . , expertence falte, · ce qul ne serait pas forcement mauvals. 
Malsle 13Juin, c'estqliand m@me un petlt peutard pour pr~ Nous pourrions mt!mle lmaglner que, d~ns cecas-la, le rete- • 
.parer des llstes electqrales pour le triols p'octobre paroe que rendum soit soumis a la votation populalre en m~e teml)S 
la Ch1mcellerte federale, jusqu'a 1T1alntenant, a toujours en- que . !'Initiative. populaire, ce qul permettrait de. slmplifier le 
voye les dlrectlves pour les electlons une an.nee avanl Cette probleme de la campagne. Ce n'est pas ·mon · propos . 
annee, conipte tenu notamment de la: sltuation, nous avons d'aujourcfäul d'13n parler. · . ·· · . · · 
attendu et nous allons les envbyer au plus tard„ le 30 Janvler. Reste le probleme de la. prolongatlon du delai. Je voudrals 1a 

. Or, c'est deja tard parce que les cantons en ont besoln pour . aussl vous rappeler qu'on a crltlque les lenteurs du Conseil 
praparer euxsmflmes leur travall. . . . · . federal concemant' ie traltement . de cette initiative. Pour le 
On pourralt, pour fltre une adminlstration efflcace; envoyer moment. le Corisell feder~, datis les delals qui lul sont lmpar-
d8Ul< verslons; c'est falsable, 98 ne pose pas de problemes. tls, a falt un message et le,Consell .natlonal s'est accorde un 
technlques. Seulement, il faudra blen qu'un jour quelqu'un delal supplementaire et n'a pas encore traite, apres blentöt 
dlse.laquelle est la l>onne, et a.un moment dönne. C'est.la deux ans, le 1T1essage du Conseil federal. II a le droit.de le . 
que reside la.difficulte. , • . ' . · · . . . •. • faire pulsque la lol prevolt que s'il y a un contre-projet en pre-
SI les quotas dolvent fltre lntroduitS - ef98, o'est le. polnt le paratlon, c'est-a-dire que stl'un des Conseils a approuve un 
plus grave -, cela exige "dans olnq oantons, mais de manlere contre-projet et que l'autre .n'a pas encore eu le temps de le · 

· absolument lmperatlvedans un canton, qu'on n,odlfle la 1.e~ faire, on peut prolonger IEI delal d'une annee, mais c'est la. 
glsJation oantonale sur les votatlons.Le oanton de Zurlch:doft ' seule ooridition. II fllut qu'au moment de l'echeanoedu delai, . 
lmperatlvernei:ttchanger sa loi. Les oantons·de ·Fribourg, de c'.est•a-dire le20 mars 1998, l'une 6es Chambres alt aocepte 

• Soleure, de Bäle-Vllle et du Jessin devraient la changer, un'contre-projet et l'a'utre pas enoore. SI le Conseil national 
rnals ce n'est pas absolument lmper:atif. On poufrait encore· n!avait pas presente U!l contre-projet, II n'aurait pas pu s'ao-

. faire avec, mals lls devralent. modlfler leur legislation ensuite. corder de delai. · Et sl vous prenez la c:leolslon de tralter cette 
Et je yois mal des parlements oantonaux modlfier leur. legis- affaire a cette session et qu'un vote final lntervlent sur le oon- · 
lation avant de savoir sl la lol federale est valablement modl~ tre-projet,au mbls de d~mt>re, n n'y aura P,lus de rnotif a 
fiee ou pas. Nous ne pourrons dono pas prendre des dlspo- prolongerle delai parce qu'II n'y aura plus de contre--projet en 
sitions avant le 8 avril 1999 sl le teferendum echoue, dono s'II travall. . . . . 
ne ra.unlt pas le1nombte.de signatures voulu; L.es parlements Alors, c'est une hypothese, le Parlement devra, jusqu'au 
oantona.ux ne ·PQurro,nt pas prendre leLJr decision avant le. 13 20 mars 1999, prendre positlon s'il le veut; s'il rie veut pas 
juin 1999 sl on arrlve a faire voter 9a par le peuple et t:1ue ce prendre posltlon, II ne prendra pas posltion, et le C~>nseil .fe-
demler refuse. Si Jamals le peuple accepte, oe qul peut ätre deral mettra l'inltlative populaire en votation sans reoomman-
vraisembla.ble, Jls ne pourront donc prendre leur decislon par-. dat!on du Parlement, ce que la loi permet II faut fltre logique: 
lernentaire de modlfier las lots, et en partlculier dans le can- ou bien ontravaille sur un coritrEl•pro]et et on s!aocorde un de:. 
ton de Zurich: ou c'est imperatif, que des la mi-juln. · laJsupplementalre,' ou bien on a deja finl le travall et on n'a 
Dans l'hypothese ou lls le. font le Jundi qul suit la votatlon, plus de motif de s'aooorder un de.lal supplementaire pour ela-
o'est-a-dlre le 14 Juln, oompte tenu du delafreferendaire oan- borer un contre-projet pulsqu'll 8"st deJa fall Par consequent, 
tonal de.46 jours, 98 n'est que le 4 aolit au plus t6t que les leParlementdoltprendrepositioniurl'inltiatlvepopulairedans 
Zurichols sauront comment lls peuvent faire leurs llstes. Je le d~1a1·qul lul .est lmpartl, d'est-a-dlre jusqu'au ?O mars 1999. 
vous rappelle que selon la Jol, les oantons ont le drQltde fixer, Je .ne vala pas m'lromlscer. !Jans les probJemes Internes du 
la'date du depOtdeslistes. Dans..le oanton de Zurlch, ta date ··. Parlernent, vous allez d6older de renvoyer le tout .a la oom­
du depOt des llstes, c'est le 2 aoOt Autrement dlt, Je 2 a,o0t, · m~ipn c:omme ·le propose la mlnorlte qe la .commlsslon ou · 
le jourou l'on devralt deposer les listes a Zurlch, on ne sa1Jralt d'ajoumer le traltement de rlnltlative parlementaire 98.429 et 
pas encore, dahs la meilleure. hypothese, quelle '81 la lol qui · ' 1 de proroger dun an le delal lmparti pour tralter !'initiative po-' · 

· s'applique al.U( eleotlons de 1999. .· . . , . . . , · pulalre QOmme le propose la maJorite de Ja commlsslon. 1Je 
Est-ce.quec'est encore dlgne d'une electlon democratique voufals vous rehdre attenfflS au fait qi.le sf vous voulez que 
de notre Parlament national? Mol, je pense que 98 ne l'est ces disposltlons entrent en vigueur et soient appllquees lors 
pas. · .· · · des electlons d'octobre 1999, 98 ne peut &tre falt que saus la 
Je vous rappelle en plus que, pour pouvolr prasenter les 11s~ forme d'un. arr&te f6deral urgent. Ca suppose dono qu'une di- · 
tes, .on dolt les accompagner de sfgnatures. Or, dans les ca.n- vergence avec le ConseH natlon.al solt encore elimin68, sinon . 
tons de Zurlch et de 13eme eri particuller, po~r que la liste solt la prooedure normale sulvra son COUR!: on pourra elaborei' 
valablement deposee, il taut. 400 slgnatures, 200 _dans les des dlsposltlons et faire eQ sorte que. oes dlsposltlons s'appll-
,c;antons d1Argovle, de Saint-Gall, de Gen~e et de Vaud et quent aux electlons de 2003. · 
100 dans tous las autres cantons,.11 taut que les partls polltl- · 
que(I puissent savolr, pratlqueaiient, comment organlser leurs Pi:ftsldent: Die Abstlmmung,bezleht sich· ~uf beide Vorlagen 
listes de Ollndldats: II faut qu'lls trouvent 400 slgnatures dans · (97~031 und 98.429). 
les oantons de Zurich .et de Beme, 200 dans une partie. et 100 

.daris i'autre partle des cantons. Tout.98 prend d.u temps et 
dolt fltre falt serleusernent . . , 
Je pense qu'II n'est pas possible de·cp_nserver une dlgnlte a 
oes eleotions si l'on veut raocotirclr les delals et obllger les 
autorltes, les partis polltlques et les oandldatea et cändldats 
a faire cette espece d'exei'olee allbl. la 1:1eule SOiution setalt 

•ce qu'avait propose Mme Brunner, c'est-a-dlre que tous {es 
partis, spontanement et sans que la lol les y obllge, · fassent 
ce que propose le c;ontre-projel Mals1 paradoxalement, s'lls 
le falsalent. on n'auralt plus besoln de ,la lol. PersonnElll'e-
ment; je ri'y vois aJJcune objectlon, car je.suls pour la llmlta~ 
tlon des lols lorsqu'elles ne sont pas indispensables. Dono, la 
seule manlere d'evlter cette es~ de mascarade 1~1s1a„ 
tlve, c•~ de · dire que · nous · voulons que cette dlsposl1ion 
s'appllque atJX elections de l'annee prochalne et, par conse~ 

. quent, nous prenons i.ln am:lte federal urgent qul. entrera en 
vlgueur le lendemaln ou le Jour mflme !Je son approbatlori Par. 

p.bstlmmung - Vote . 
Für denAntrag der Mehrheit 

· Für den Antrag der MirJ.Qerhett 

Initiative 97.031 , . . 
An den Natfona)rat -:--Au. Ccmsell national .... 

J 

30 Stimmen 
1.2 .Stimmen 
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97.031 

-«Für eine gerechte Vertretung 
der Frauen 
In den Bundesbehörden». 
Volks Initiative 
«Pour une representatlon equltable 
desfemmes , 
dans les autorltes federales». 
lnltlative populalre 

Fort1Jetzung - Suite 
Siehe Jahrgang 1998, Seite 1808- Vofr anmle '1998, piige 1806 
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Minderheit 
(Fischer~Hägglingen, Back, Binder, Dettling, Fehr Hans, 
Freund, Fritschi, Steffen) 
Nichteintreten 

Proposition de la commission 
Majorit~ 
Entrer en matiere 
Mino~ .. 

· (Flscher-Häggllngen, Beck, , Binder, Dettllng, Fehr Hans, 
Freund, Frltschl, Steffen) 
Ne pas entrer en matiere 

Frltschl Oscar (R, ZH), Berichterstatter: Wenn Ich mit einem 
Querverweis auf die gestem beratene Volksinitiative «für Be-

. schleunlgung der direkten Demokratie» beginnen darf: Die 
Volksinitiative «für eine gerechte Vertretung der Frauen in 
den Bundesbehörden», auch «Initiative 3. März» genaQnt, 
die heute zur Behandlung ansteht, kommt bereits recht ange­
jahrt, nän;ilich gut vier Jahre nach ihrer Einreichung, In den 
Erstrat! Daran sind Bundesrat und Parlament je etwa zu glei­
chen Teilen schuld. Wir gehen also noch Im Rhythmus der al­
ten Fristen vor. 
Die Initiative hat in der Tat eine komplizierte -um nicht zu sa­
gen: vertrackte - Entwicklungsgeschichte Im Parlament hin­
ter sich. Lanciert wurde sie im.Herbst 1993 im Nachgang zur 
Wahl der Nachfolge von Bundesrat Rene Felber vom 3. März 
· 1993, bei cJer im erste,n Wahlgang keine fraure0ssiert hatte. 
Das Volksbegehren will vorerst den Grundsatz verankern, 
dass die Frauen lnallen Bundesbehörden angemessen ver• 
treten sein sollen. Im folgenden hält es fest, wie dieser 
Grundsatz fOr die , einzelnen Bundesbehörden spezifiziert 
werden soll. In den Nationalrat hat jeder Kanton eine Delega~. 
tion zu entsenden, In der die Differenz zwischen der Zahl der 
~arln vertretenen Frauen und Jener der darin vertretenen 
Männer nicht mehr als eins beträgt. Jri den Ständerat hat Je­
der Vollkant~>n zwingend ~ine Frau und einen Mann zu wäh­
len. Df3m Bundesrat haben mindestens drei Frauen anzuge­
hören. Es können aber auch sieben sein, denn eine Männer­
quote besteht nicht. Gleiches soll fOr das Bundesgericht gel­
ten: Mindestens 40, maximal 100 Prozent soll hier der Anteil 
der weiblichen Mitglieder betragen. _ · 
Die genannten Frauenquoten sollen unbefristet gelten. In ei­
ner Ubergangsbestlmmung wird festgehalten, dass die Wie­
derwahl voi:i männlichen Mitglledem des Bundesrates und 
des Bundesgerichtes möglich sein soll, auch wenn die Quo­
ten nicht erreicht sind. Dagegen d0rften bei Ersatzwahlen so 
lange nur Frauen gewählt werden, bis die vorgegebenen 
Quoten erreicht wären. Das hätte insbesondere beim Bun­
desgericht zur Folge, dass auf Jahre hinaus ein Wahlstopp 
fOr Männer bestünde. 
Die Staatspolitische. Kommission des Nationalrates begann 
Ihre Beratung der Initiative Im August 1997 mit einem Exper­
tenhearing. Nach gewalteter Debatte beschloss sie - denk­
bar knapp, nämlich mit Stichentscheid der Präsidentin --', eine 
Subkommission mit dem Auftrag zu betrauen, die Möglich­
keiten eines Gegenvorschlages zu evaluieren. 
Diese Subkommission lieferte Im Mal 1998 den Antrag auf ei­
nen Indirekten Gegenvorschlag In der Form einer parlamen­
tarischen Initiative ab, die sich auf eine Regelung f0r die Na­
tionalratswahlen beschränkte. Der prinzipielle Unterschied 
zur Volksinitiative besteht darin, dass dieser Gegenvorschlag 
Listenquoten vorsieht, nicht aber Ergebnisquoten und dass • 
er befristet ist. Mit anderen Worten: Vorgeschrieben wird, 
dass der Wählerschaft ein Angebot mit einer Mindestanzahl 
an Frauenkandidaturen unterbreitet wird. Hingegen wird 

· nicht dekretiert, wie das Ei:gebnls geschlechtermässlg aus-
sehen muss. , , 
Mit diesem Vorschlag hätte die Kommissionsmehrheit geme 
bereits bei den eidgenössischen Wahlen von diesem Herbst 
Erfahrungen gesammelt. Ent,sprechend hätte tie ihren definl• 
tlven Entscheid Ober die Volksinitiative bis zum Vorliegen sol• 
cher Erfahrungen zurOckstellen wollen. Der Ständerat ver­
schloss sich Indessen dieser Absicht. Er-sistierte die Behand­
lung der parlamentarischen Initiative und will sie nicht In Be-
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ratung ziehen, bevor 1hm nicht auch die · Stellungnahme Nährstand im Altertum war eine Quoteneinteilung. Desglel-
unseres Rates zur Volkslnltlatlve vorliegt. . · chen. die Gnederung in die politisch herrschenden Zünfte 'in 

' In der Folge führte die SPK die Beratung des Volksbegeh- den .mittelalterlichen SJädten, die Bnteilung in· Adel,. Geist-
rens zu, l:nde, das damit, wenn nicht nach Irrungen, so doch . llchkeit und Bürgertum .im Feudalstaat und. das Zensüssy-
nach einigen Wirrungen, denWeg ins Plenum fl~det · stem_bel.Blsmarck, · . . .. . 
Die Kommission .schliesst sich dabei mit 13 zu 6 Stimmen· Das Ubergewlcht dieser ablehnenden Gründe führt, um zum 
dem Antl1lg des Bundesr~tes an und- empfiehlt ein Nein zu'r Schluss zu kommen, die 1 a-zu-6-Mehrheit der Kommission 
Volks.Initiative. Mit 12 zu .6 Stimmen entschied sie sich zu- dazu, Ihnen die Neinempfehlung zu unterbreiten. · . 
dem, auf einen Gegenentwurf mit Ergebnisquoten, wie Ihn.· Ein Nein empfiehlt Ihnen die Mehrtielt'der Kommission auch 
die Minderheit I gem&ss Fahne 97 .• 031-1 unterbreitet, 2:u,ver-' zum Gegenentwurf der Minderheit 1. Der'Vortell dieses Ge-· 
zlchten. · · ·· ' genentwurfes mag in der Befristung der. Fördermassnahmen 
Welches sind nun die hauptsächlichsten Argumente pro und Hegen. Piber auch die Minderheit I operiert mit Ergebnlsquo-
kontra, die In der Kommission vorgebracht worden s.ind? ten; und die, Einwände gegen solche Quoten sind, wie ge-
Dle Anhängerinnen und Anhänger der Volkslnitlative f~ten zeigt worden Ist, grundsätzlicher Natur. Es geht also nicht 

' vorab mit dem Argument, die po(itlsclie Macht liege .auch darum. ob die Quote nun 40 oder 50 Prozent beträpt. .. . 
heute - fast di'elsslg Jahre nach EinführunQ des Frauen~ Ich bitte Sie Im Namen der Kommissionsmehrheit, t>elm bun-
stlmmrechtes - mehrheitlich In der Hand,der Männer. Quoten desrätlichen Antrag zu bleiben und die Initiative ohne Gegen-
selen demnach eine Frege der Gerechtigkeit ein Miffel, um • ~ty/Urf zur AfJlehm,mg zu empfehlen. 
MachtPositionen endllcn · gerecht zwischen Frauen und Män~ 
nem zu verteilen; . ,.· . · . . · : 

1 
:, DucrotRose-Marie (C, FR), rapporteur: Les femmes scandi­

Zum zweiten betonen- sie, Frauenförderung sei und bleibe . naves jouent un l'Ole de cholx en politique, dantl Mconomie 
unbefristet nötig. Weil Männer eher Berufe mit Sozialprestige · · et mäme a la. malson. ~lles ont gag11e tootes. les batallles de 
b1;1klelden würden, werde es für Frauen auf absehbare Zelt. ·l'egallte en .donnant a la notion de femlni4:1me uneconnotatlon 

'hinaus schwieriger bleiben, gewählt zu werden. Das mü~ positive, $t1Irar)i ainsl les. mmeu~ masoulins noidlques, qul 
· durch Quoten ausgeglichen werden. . .. . sont ch~plons toutes oategorles du rafflnement egalitalre. 
Zum dritten legen sie dar, Quoten s1;1len In der Schweiz ga,ng En 199ß, aucun pays.au monde ne oompte' autant de femmes 
und gäbe. Bel der Wahl .des Bundesrates worden .Sprachen en politlque que la SuMe: le Parlament est a 43 pour cent äu . · 
und Partelen(!uoten. genau beachtet„ebenso bei der Wahl Ins~ feminin, e.t 11 minlstres sur 22 appärtiennent au. sexe faible, 
Bundesgericht. Elgentllch werde durch diese vorgesot)lage- et leur portefeume. n'a rle.9 de symbollque. Comment oes fern~ 
nen Quoten das Proporzsystem, das für eine repräsentative mes ont-elles eu un aco.es a:uss.I alse au panth~n de la poli-
Vertretung der verschiedenen polltlsohen. Kräfte sorge, ·nur tique? Etonnarriment,· lf n'y a.pas: eu de mesure. legislatlve ou 
insofern weiter \18rfelriert; als. auch beide Geschl&Qhter ge- , constitutionneUe contraignante speciflqueme11t destinee a 
recht vertreten seien. . · . . · , · ' , · . promouvolr la partlclpation des femmes a la via polltique. Pas 
Nun, und zwar etwas ausführlicher, da von einer deutllchen · · de quota oude dl$crlmlnatlon positive eri faveur de la femme, 
Mehrheit :der KorrimJsslon getragen; die Argumente der Geg- mals toufe une serle de mesures de soutien ä l'interleur de la 
ner. · , . , . · . . famllle; pour la famllle, et li'1urellement a tous les echelons 
1 •. Davon abgesehen, 'dass uns die. Initiative auf einen weite- du p9uvolr: II convient de ie SQUHgner: la mentallte progres-
ren helvetischen Alfelngang fOhren würde., denn kein anderes siste de ce pays demc:i.ntre que les Suedols sont vralment au 
Land in Europa kennt Gesohlecbterquoten,. bestreiten die top de la modemite... , , · · · 
Gegnerinnen und Gegner die Richtigkeit der vorhin dargeleg- 1 Sans porter la lanteme rouge de la representa,on feminine 
ten Argumentation zu den Quoten. Am .ehesten wirke noch dans les mandats electifs, la Sulsse falt urie avancee timide 
die Wahlkreiseinteilung In Kantone In qewissem Sinne quo• dans le processus de. particlpation des femmes ä la vle polf.. · . 
tenblldend. Sie garaptiere den kleinen Kantonen ihre Sitze.. ,qua. Sous'.la coupole, en 1995, let$ femmes ·representatent 
Piber da In diesem Land eine Wahlkreiselntellung In lr.gendei; respectlvement le 21,5 et le 17,4 pour cent des elus au Con­
ner Form Ja ohnehin nötig sei, erscheine in einem Staat mit- seil national et au Consen des Etats. Actuellement, a la sulte , 

\ gemAss Verfassung - «souverär\5"'• Kantonen die vorge- de d~lstemerits, ma:ls aussl ä la suite de departs program-
nommene Elntenung naheliegend, zumindest Jedenfalls nicht mes, la pr0p9i'tlon · d~ elues .a augtnerite sOrement, lente-
arbiträr. Gesonlechterquoten dagegen sind arbiträr/ ebenso- ment, et paroe qu'on sait que les femmes c:onstituent souvent 
gut kön~en duoten für Altersgruppen g~fordert werden. • le gros 'du peJoton des vlennent-ensulte; Pour memoire, je 
2. Quotenregeiungen .verletzen Wahlfreiheit und ·Rechts:. · voudrais vous rappefer que nous somnies maintenant 

. gleichheit. Wenn in elnf!lm VoHkanton. das welbllohe MltgUed 5() femmes au Conseil national; il y en a e1100re 7 au Conseil 
· aus deni ständerat zurücktreten würde, dürfte nur eine Fr.au des Etata. · Nous occuporis;;.. c'est interessant - le 12e. rang 

gewähl~ werden. Das Wäre eine Einschränkung der Wahlfref.. · au nlVeau mondial. La sltuatlcin n'est pas catastrophlque, an 
Heft und ausserdem ein Eingriff Ins passive Wablrecht der 'tout'oas pas. · . · ' · , ·. · 
männlichen Stimmberechtigten. WOrtle dennoch ,ein Mann · Et pourtant, noLis vollä oontraints a analyser une Initiative po-

. kandidieren und erhielte er am meisten Stimmen, wäre er pulail'EI vlsant ä institu.er un quota de femmes dans les ph..1~ 
nicht· gewählt.·· Das wiederum ·wlre, eine Ver1etzung. der ha~charges de l'Etat.Selon lestermes del'inltiative «pour, 
Rechtsgleichheit. , . .·,.. . . . . une repr~entaJIOn ~uitable des femmes dans les autorit~ 
3. Quotenregelungen verstossen. gegen das . Gebot der federales»'; appell§e aussl lnltlatt:ve du 3 mars, la dlfferenoe. 
Transparenz bei Wahlen: Die !)lshe'rlge Auszählung der Stim• .entre le nombre cle femmes et d'hommes elus au Conseil na­
rnen wOrde nur noch zu. einem provisorischen Wahlergebnis tlonal dans un ~on ne pourralt ätre superleur a un. Chaqüe 
führen. Hinterher müsste nämlich, ll!'Qrde die Quotenvorgabe , oanton elirait un hqmme etune femme au Conseil des Eta~. 
nicht von selbst erreicht,· «ausgeknO~lt» werden, bei wel- Selon les. lnitlants, le Conseil federal pourralt ~re oompose• 

.. eher Parteiliste' das provisorische. Resultat definitiv würde · de sept femmes sur sept, alora. que la presence masouline 
und auf welchen anderen P.artelllsten Kandidaten mit mehr poumilt ~re llmitee a quate sur sepl Mäme aberration -
Stimmen «ins Gras beissen» mDssten, damit Kandidatinnen· · parce qua c'est. u.ne aberratlon. - au Trib1.1nal federal, ou las 
mit weniger Stimmen als gewählt erklärt wer(len könnten. femmes po1.,1rralent oocuper 40 pour cent des postes de Ju-
Welche Berechnungsmethode dabei auch Immer zum Zuge ges, etoelajusqu'ä cent pouroent, aiors qua 1a proportlon de . 

· ' käme, transparent und ~ar wären solche Verfahrel\l nicht juges masculins devralt s'arräter a 60 pour cenl En vlsant a 
4: Ergebnisvorschriften bei Wahlen -: mindestens bei deino- reallser l'egallte, l'initlatlve qul nous · est proposee est fran- · 
kretischen - sind ein Wlderspruch·fn sich selber~ Es macht cheme!'lt inegalltalre. Elleest.mäme dlscrlmlnatoire ä l'egard . 
gerade den Sinn einer Wahl aus; dass die Wählerinnen und des. hommes. . .. · . ' .. 
Wähler das Ergebnis diktieren, nicht Irgendeine Vorschrift. · Au sein de votre commlsslon, l'absolu des exlgencet$ qui ont 
Insofern Ist die Quoten-Initiative ein ROckschrlttln votdell\O" ete posi§es par cette Initiative n'a pas manque de susciter .de 
kretische Zeiten, .Die Einteilung .In Lehrstand, .Wehrstand und vives protestations etayees aussl par de solides argumenta• 
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tions: la majorite a releve la perversite de cette initiative qui, 
pour repondre a une sltuation insatisfalsanJe, pourralt lmpo-

. ser une demarche palliative artlflcielle qul le seralt blen plus. 
Les experts qui ont ete audltionnes dans notre commlssldn, 
et dans'notre sous-commission aussi, n'ont pas conteste la 
valldite de cette initiative sous rangle de l'unite de 1a matlere. 
Mais certalns, pourtant, ont denonce une atteinte grave a la 
liberte de vote et a l'egalite preconlsee dans la constitution. 
.Les experts heureusement font la dlfference entre une ega­
lite de chance et une egalite de resultat relevant avec ralson 
que ce sont les electeurs qul dlctent les resultats, et non la 
loi. Les dispositions legales peuvent fixer des condititlns et QB 
s'arrAte la, unlquement. Le systeme propose n'exlste dans 
aucun pays et son acceptatlon pourralt mettre en contlit Ja 
Sulsse avec le drolt international. 
Les quotas, on le sait, ont ete instaures pour proteger les 
groupes, minoritaires. Les femmes ne forment pas une mino­
rite, nl de falt, nl de drolt: Les elus - et nous en. som~es -
tirent·1eur legltlmite d'une eiection voulue par le peuple. Je 
crains que les femmes ne. parviennent a '388eoir la leur s'U 
taut l'lmposer par Ja force. 
Votre commisslon, suivant en cela le Conseil federal, vous 
propose de recoinmander au peupie et aux cantons de reje" 
· teir l'irtitiative du 3 mars, · cecl a une forte maJorite de 12 voix 

·. contre 5 et avec 2 abstentlons. 
La mlnorite l(Gross Andreas) piaide pour une parite hom­
mes/femmes temperee a 40 pour cent pour l'election au Con­
seil national uniquement. Elle milite egalement pour qua les 
dJspositions solent temporaires, donc llmitees a 12 ans. 
La rnajorlte de la commission ne s'est pas lalssee sedulre par 
la proposition de minorite I qui rassemble contre elle tous les 
arguments. q~I ont ete developpes en defaveur de !'initiative 
du 3 rnärs. On ne saurait asseoir la mixlte du politique, qui est 
le' but affirme des partlsans. de la parite, sur un critere en sol 
segregationnlste. · 
II faut le reconnaitre. Le Parlement doit Atre le reflet du peu­
ple, donc compose d'hommes et de femmes; Dans cette en­
celnte, nous sommes la majorlte a le reconnaitre. L'egallte 
tratne la patte et nous pouvons eomprendre que les femmes 
revendiquent une meilleure. place, une meilleure repr~enta-

. tion. Mals pourtant nous ferons • l'economle de l'artillerle 
lourde, et nous privileglerons le coup de eoeur plutöt que le 
coup de force. 
La commlsslon vous presentera tout a l'heure un contre-pro­
jet. On en a deja dlscute en septembre demier. Je vous pro­
pose de l'adopter parce que c'est la seule solution qul porte 
le molns prejudice aux droits lndividuels ll. l'egalite de traite~ 
ment et aux aroits politiques en general. 
Je vous invite, au nom de Ja majorl~ de la commlsslon, a re­
Jeter !'initiative du 3 mars et lt soutenir le contre-projet de la 
majorite de la commisslon qui est le plus raisonnable . et le 
plus sense pour la promotior:i de laJemme. • 

Hubmann Vreni (S, ZH), Berichterstatterin: Ich spreche zur 
parlamentarischen Initiative «Frauenmindestquoten für Na-
tionalratswahlllsten» der SPK. -
Ich nehme an, dass Sie sich wunderten, als Sie die Unterla­
gen zu diesem Geschäft erhielten. Sie haben als neue W>r- · 
lage einen Text erhalten, dem unser Rat Im September 1998 
bereits zugestimmt hat. Es ist wörtlich der gleiche Text, und 
Sie haben recht, wenn. Sie sich gewundert haben. Es Ist In 
der Tat eine sehr wunderliche Geschichte. 
Lassen Sie mich kurz zurüc!<blenden: Im August 1997 eröff­
nete die Staatspolitische Kommission die Dlskussi,on Ober 
die Quoten-Initiative mit einem Hearing mit Vertreterinnen 
des lnitiativkomitees und Expertinnen· und Experten. Es 
zeigte sich, dass die Umsetzung dieser Initiative nicht ganz 
einfach Ist. Wir beschlossen deshalb, eine Subkommission 
zu. beauftragen, einen Indirekten Geg~nvorschlag auszuar­
beiten. Das Ergebnis dieser Arbeit überzeugte qie Staatspo­
litische Kommission, und wir reichten den ~orschlag als par­
lamentarische Initiative ein. 
Die ld.ee dieses Indirekten Gegenvorschlages ist ebenso ein­
fach wie bestechend: 
1 .' Er beschränkt sich auf den Nationalrat. 

• 

2, Er Ist einfach zu realisieren; anstelle von Ergebnisquoten 
werden Listenquoten verlangt: Nationalratswahllisten müs­
sen in Zukunft wenigstens zu einem Drittel Kandidaturen von 
Frauen aufweisen. · · 
a. Diese Reg1;Jlung Ist zeitlich befristet. 
4. Sie sollte - das ist entscheidend - bereits In den Wahlen 
vom nächsten Herbst getestetwerden und ihre Wirksamkeit 
beweisen. Aufgrund der Ergebhisse sollte dann über die 
Quoten-Initiative, die viel weiter geht - wir haben es gehört -
diskutiert werden. 
Sie waren mit diesem Vorschlag einverstanden und stimmten 
ihm (mit 87 zu 57 Stimmen) zu. Bis zu diesem Punkt war dies 
eine ganz nonnale Geschichte. Das sollte sich aber rasch än­
dern. 
Am 2. Dezember des letzten Jahres beschloss nämlich der 
Ständerat mit 30 zu 12 Stimmen, die Behandlung dieser par­
lamentarischen Initiative aufzuschieben und erst zusammen 
mit der Volksinitiative .zu behandeln. Die Begründung für die­
sen Entscheid war seltsam. Die Vorlage - so wurde gesagt -
liege zu spiit auf dem Tisch, um bereits für 1999 Wirkung ent­
falten zu können. Man wollte den Parteien nicht zumuten, In 
so kurzer Zelt noch Frauen «aufbauen» zu müssen. Indem 
man das Geschäft pendent halte - so die Berichterstatterin, 
Frau Spoerry-, signalisiere man den Parteien, «dass sie sich 
mit der Frauenförderung Mühe geben müssenund·rechtzel­
tig' - nicht erst um fünf vor zwölf .... Frauen 'aufbauen' sollen, 
die dann die erforderlichen Lis\enpliitze mit Aussicht auf Er­
fdlg einnehmen können», . 
Eine solche Begründung, siebzehn Jahre nach· der Einfüh­
rung des Gleichstellungsartikels und mehr als zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gleichsteßungsgesetzes,. grenzt an 
Zynismus und Ist um so inakzeptabler, als die Vorschrift Ja 
nur die Wahllisten des Nationalrates betrifft. Tröstlich ist für 

. uns, dass .nicht alle ·Ständerätinnen und Sfänderiite diese 
Meinung teilten. Ein Fraktionskollege der Berichterstatterin 
sprach sogar sehr deutliche Worte; Er lehnte dieses Vorge­
hen als eine «durchschaubare Verzögerungstaktik» ab. «In 
einer echten Demokratie gehört die Förderung der Frauen 
zum Pflichtenheft der Parteien.» , 
Der Beschluss des Ständerates, die Behandlung des Ge­
schäftes aufzuschieben, verunmöglicht das von uns vorgese­
hene Vorgehen. Es ist nicht mehr möglich, mit dem im indi­
rekten Gegenvorschlag vorgesehenen Prozedere in dert 
Wahlen 1999 Erfahrungen zu sammeln und erst anschlies­
send über die Quoteh-lnitiative zu entscheiden. 
Unsere Kommission wollte deshalb die parlamentarische In­
itiative zurückziehen.. Das war aber aus verfahrensrechtii­
chen Gründen nicht möglich. Daraufhin verabschiedete sie 
eine neue parlamentarische Initiative, die mit dem Text des 
Gegenvorschlages identisch Ist. Sie aktualisierte lediglich die 
Daten und legte die Geltungsdauer bis Ende 2007 fest. · 
Diese Initiative Ist von der Kommission mit 13 zu 6 Stimmen 
gutgeheissen worden. Auch der Bundesrat hat dieser lnitia• 
tive zugestimmt. 
Damit laden wir den Ständerat ein, unsere erste parlamenta­
rische Initiative · abzuschreiben und - zusammen mit der 
Volksinitiative - diese zweite. parlamentarische Initiative zu 
behandeln. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat 
zu fdlgen. 

Comby Bemard (R, VS), rapporteur: Nous tenons en pream­
bule lt soullgner l'interAt de !'Initiative populaire «pour une re­
presentatlon equitable des femmes dans las autorites fede­
rales», qul a le marlte de soulever un vrai probleme de so­
ciete, celul cte la sous-representation chroni9ue des femmes 
dans la vie politique. Cette sltuatlon entraine indenlablement 
une perte de substance pour l'ensemble de la soclete helve-
tique. _, 
Certes, des progres signlficatifs ont ete reallses depuis !'In, 
troductlon du suffrage feminin en 1971. La particlpation des 
femmes au sein du·consell national et du Conseil des Etats 
atteint aujourd'hui la tnoyenrie des pays europeens, mais il 
reste enQOre, II taut bien le reoonnaitre, un long chemin a par­
courir dans cette dlrectlon. C'est pourquol la majorite de la 
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commlsslon souhalte vivement l'adoptlon d'un contre-projet • La Conseil federal. ne s'oppose pas a ca qu'un essal soit falt 
lndirect a l'lnltiative populaire pröcitee,. en introdulsant las pour les elections du Conseil national de 2003 et de 2007. !I 
quotas de listes pour. las electlons au Conseil nati.onat estlr'ne cependant que l'efflcacite des mesur.es proposees 
A cet effet; nous vous soumettons une Initiative parfemen- r.este a. conflrmer. La Coosell des Etats a refuse de se·pro-
taire, an regrettanf amerement que le Conseil des Etats alt noncer sur l'inltlative parlementalre tant qua notre_ Cqnseil 
empAche uoe application de ces nouvelles disposltlons pour . n'avalt pas prls une posltion concemant l'initlative populalre 
las elections feclerales de cet automne. Nous fustigeons cette apour une 'representatlon equltabJe des femmes dans . las 
aUitudeatt~ntlste dont las cons~u~nces !'10ntfächeuses pour a\Jtorltes M(lerales». Des lors, la majorlte de ·la commisslon a 

. la.promotlon des femmes dans 1a via politlque de ce pays. astlme qu'll appartenait li notre CoMell de se prononcer sur 
II y a lndiscutablement, outre la necessite d'une amelloration cette Initiative. populalre et. de soumettre li nouveau au Con-
quantitatlve, la.necessite imperleuse d'une amelloratlon qua- seil des Etats un i'louveau con~projet lndlrect, valable pour 

, lltative de· 1a partlcipation des femme!t li la via polltique, et · de1.1x perlodes de leglslature seulement, ~lle qul commence 
, cela ne peut se faire qua par un certaln nombre de mesur.es en2003. et celle de. ~007, etant entendu qua las. nouvelles 

structurelles d'accompagnement dans dlfferents domalnas dispositlons ne seronf pas valables pol.Ir les electlons au 
·. qui concementla vie des femmes. .•• ·· . . , Conseil national de 1999, a cause du blocage vouJu par le 
. En resume, la majorite de la commlsslon, comme l'ont .releve •• Conseil des Etats. . . . . · 

· les differents · rapporteurs, vous invite li rejeter une Initiative . . Quant li alle, 1a mlnorlte de la commlsslon a conslder.e qu'll . 
· populalre dlscrlmimitoire qul porterait .attelnte aux droits fpn- . n'etalt pas necessalre de deposer un nouveau coritre-projet 
damentalJ)( des cltoyennes et des citoyens, mais. vous re- sur le mAme tMme. Cette manlere de faire seralt, li son avls, 

· commande de ne;polnt suivre le Coi'lseil federal qul recom- · contralre li la loi sur les rapports entre las -Conselis. Certes, 
m~de au peuple et ä.U)( cantons de Ia. r(!ljeter pUrement et . sur le plan lormel, des r.eserves peuvent Atre formutees con­
simplement sans lul opposer d.e contre-proJet.: · ~mant ceue maniere de proceder. Mais la majorite de la 
La majorite de la commlsslon propose; .en effet, d'approuver · 09mmisslon attache une de importance li l~aspect politi• 
le contre-pi'ojet lndirect qul permet de progresser sut le ehe- . quedu probleme et so.u u'un progresslgnlficatlf solt en- . 
min del'egalite entre las femmes et Jas horrimes en politlque; 'treprls dans le doinaine de la promotlon des .femmes sur le 
Dans Ie contexte des trevaux de la commlssion parlemen- plan polltique. · · · · .. . · 
tairl:l, le professeur Gri$el s'est prononce tres clalrement en Des Iors, la majorlte de Ia commlsslon a prlvllegie cet aspect 
1aveur d'un contre-projet lndirect ä l'Inltiative populalre en de- en dem~dant au ConselJ c;tes Etats, comme vient de le dite 
clarant notamment: «Forcer. la maln.des partis pendant quel- Mn'le Hubmann, c;le classeren quelque sorte le premler con• · 
que temps pour qu'ils lntrod1,1lsent davantage d,e candidates tre-projet, devenu caduc par Ie fait qu'il ne peut pas. Mre ope- · 

. sur leurs listes, cela me paraft la solutlon envlsageabie.» rationnel, .comme prevu, pour las elections dJJ Conseil natio­
La mesure e!'lvlsagäe a pour but de garantir l'egallte des nal de cet automne~ Par 1~ voix contre 6 et avec 1 abstention, 
chances, et pas de forcer l'egalite au niveau des resunats. II · votre conimlssion adecidede soumettre un nouveau coi'ltre­
s'agit bien s0r d'une difference notoire avec l'initiatlve popu- . projet adapte lila situatlon actuelle, c'est01i-dire en modiflant 
lalre qul exige Ia correction des resultats dans certalns cas. · las perlodes couvertes par ceue Initiative parlementalre. Ce 
Neanmolns, la, rnajorite de 1a commlssion .estlme que de falsant, ta majorlte .de la commlsslon• n'a pas voulu rajeter 
mellleures cha,ices. offertes au . depart condulront a de l'lnltlative pop.ulä.ire sans. proposer. clalrement un contre-pro-
mellleurs resultats li l'arrlvee.. ·· · · . · - · •. Jet comportant 1a notion. des quotas de liste&. II appartiendra,. 
En · 1995, les. femmes constitualent d'or.es et deja 35 pour . : par consequent, au Conseil des Etats de classer Ia premiere 
cent des candldats a I'election au Conseil national, mals alles mouture du contr&;-projet, en ,retenant la deuxleme moutu.re 
n'etalent plus que 21,5 pour cent. de. l'ensemble des elus. ··. · qul, eile, est adaptee a la nouvelle Situation. 
Mals II seralt faux de pretendre qu'ul'I quota de ~.3 pour: cent Dans ~t esprlt, votre commission vous propose, par _1~ volx. .. 
de candldats hommes ou femmes par llst.e n'entralneralt contre 8,, d'accepfy:)r ce nouveau contre-projet qul rernplace-. 
aucun prog~. lf faut en effet savoir que ces chlffres ne sont ralt le 'premler contre-projet (98.429). Au. nom de la majorlte 

. q4e · des. moyennes · nationales qui cachent bien s0r une . de Ia commlsslon; Je vous invlte par consequent a · rejeter la 
grande dlverslte entre las reglons et las partls politiques.. , . proposition di) mlnorfte Flscher-Hägglingen · de non-entree 
La mlnorlte de 1a commlsslon .rejette egalement las quotas de ·, en matiere sut le contre-projet pr.6clte, $1nsl_ que la proposl~ 
listes, en conslderantqU:11 estHlusoire de voulolr imposer aux tion de mlnorlte II {Bühlmann) allant dans le seris de .recom­
partls politlques de präsenter plus de candidates sur las llstes mander au peuple et aux cantons d'accepterJ'lnitiatlve popu• 
pour l'election au Conseil national. lls le font deja de leur pro- · lalre. · · 

. pre volontei La contre-projet indlrect a l'InHlatlve populalre, 
propose par ia majorite. dE? la comrrilssion, prevolt que lors 
des deux prochalnes electlons. portant sur le renouvellement • 
integral. du Cdrisell national, las femn:!es constltueront au 
molns un tiers des candidatures sur chaque llste prasentant 
des candldats des deux sexes. Las listes presentant exclusl~ 
vement des candfdatures feminine~ seront posslbles, afln de 
malntenlr las dlsposltlons en vig1,1eur qul ont dfäjli falt leurs 
preuves pour la promotlon de.ia .condltion feminine sur Ie plan 
pclltique. Eh ·revanche,· 1es .llstes presentant txclusivemenf 
des candldatures masculines ne seron.t posslbles, pendant la 
pt$rlodetransltoire de,2003, a la fln de 2007, que si alles sont 
apparentees a des Ilstes de mAme denomlnatiqn pr.esentant 
unlquement des temmes, et qua le quota'd'un tiers de-fem­
mes est attel.nt entre las differentes listes apparentees. . 1 . 

Depuls qua la Commlsslon des institutions. polltlques de no­
tre ConseH a adopte son premler projet de quotas de II&tes ie .. 
27 aoQt 1998; le Tribunal federal, dans son arrAt du 7 octobre . 
1998 concemantrlnltiatlve pöpulalre uranalse «pourJss mA­
mes chances d'eledion», s'est prononce expressement sur 
la constitutlonnallte des qu• de llstes, Je crois que c'est 

. quand n:ieme une Information lmportante qui a ete communl• 
quee ii la commlsslon et qul dolt l'Atre aussl au plenum. Salon 
Ie Tribunal fedei'al; las quotas de listes.representent des ms-: 
sures adequates dans Ie domalne de l1egalite. · ·. 

' , ; .·· - \ 

. Amtliches BUlletln der BU~rsammiurig: 

• • 1 

Maury·pasq&ller Llliane (S, GE): Pas besoln d'Atre grand· 
eiere -- et d'ailleurs, l'eicpression. n'exlste pas au feminin -
pour eavolr qua les femmes sont peu presentes, quand elle,s 
ne sont pas tout bonnement absentes, dans tous las postes · 

· . a responsabllites de la societe, qu'il s'aglsse des milieux eco-
. nomique, rellgleux ou polltlque. Elles constltuen\ pour1ailt 
une bonne moitle de la populatlon. Leurs capacltes, leur ln­
telllgence sont, en quantite .comme en qualite, comparables · 
a celle des hommes, etU ne se trouve plus persorine, fi· 
l'heure actuelle, dans notre pays, pour oser dlre - et j'espere, . 

' penser :-, comme l'a falt PiU' exemple I1:glise pendant un cer­
taln .nombre de slecles, .que le f<>Eltus de sexe feminin. 
acquiert une äme plus tard que ceIµi de-se~e masculin. Volla· 
28 ans, les femmes sulsses ont m~me.ret;u·un certifi«::at de 
eornpetence sufflsante et egale a celle des hommes sulsses. 

,sous forme de droltde vote. · 
00 est donc le probleme? D'abord, et c'est une ~Vidence, on 
ne change P!ilS en quelques annees des comportements et · 
des polnts de vue acquls et e.ntretenus. pendant des sl6cles. 

· Pour las changer, 1.1 faut en avolr la fetme volonte et se don- , 
ner des inoyens conci:ets. Pa.rml ces moyens, ontrouve aussi. 
blen l'acces a la formation qua le partage des täches mena­
ger.es .et familiales, la presencl;l. dans. les medlas que la pos-

. slblllte de concilier horalres de trevall et vie de parent, 01.1 en-
(#l >. , • , • 
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core la posslblllte de falre valoir pleinement tous ses drotts de 
citoyer,ne, au1ant celul de vote tjue d'ellgibillte aux plans le-
gislatlf et executlf,. communal, cantonal et federal. · 
Pour mettre ces rnoyens a dispositlon de la societe, tous ses 
secteurs doivent s'engager: les responsables de la scolarite 
et les parents; les universites, qui forment le corps ensei~ 
gnant; les autorltes politiques, qui votent les budgets et don- . 
nent des mandats; les admlnlstratlpns, qui appliquent les dl: · 
rectlves; les partenalres soclaux, syndicats et entreprlses; 
qui negocient et mettent en oeuvre les conditions de travail; 
!es medlas, qul donnent a voir et mettent eh scene, malheu­
reusement sl souvent seuleryient des Images masculines. 
Bref, tout le monde porte une part de responsabllite dans la 
mise a l'ecart, involontaire mals blen reelle, des femmes et 
donc dans l'appauvrissement que constltue cette mise a 
l'ecart pour l'ensemble de la soclete. 
L'lnitiatlve · populaire «pciur une representatlon equitable des 
femmes dans les autorltes federales» donne au Parlament 
l'occasion de faire sa part, d'apporter sa plerre a l'edifice de 
l'egalite reelle entre ~ommes et fel'!'lmes et de contrlbuer, ce 
faisant, a un plus grand equilibre et a une rnellleur~ utlllsation 
de toutes les forces vives de la.societe. 
De nombreuses crltiques ont deja ete emises contre les q1,10-
tas, mais on peut relever qu'elles sont souvent pour le rnolns 
discutables, puisqu'elles se basent sur une argumentatlon 
sub}ective qul ne tient pas compte du but poursuivl et qul ap­
plique deux polds, deux mesur8$ a des buts similaires. Alnsi, 
ori peut dlre.que la Suisse connalt a !'heure actuelle. de nom­
brel.ix quotas, tels les cercles electoraux formes par.les can­
tons ou, dans une certaine mesure, le systeme proportlonnel, 

· qui pennet a une personne d'f}tre elue alors qu'elle a obtenu 
moins de volx qu'une autre qul ne slegera jamais. On trouve 
encore d'autres exemples de quotas comrrie dans les consti­
tutlons des.cantons de Beme et.du Valais qul garantlssent 
l'elactlon au Conseil d'Etat de candidates et candidats selon 
leur origlne geographique. Utiliser un quota pour l'election de . 
femmes dans les autorltes federales ne constitue ainsl qu'un 
element de plus de ce systeme qui connait et pratique 
d'autres quotas. . 
On a aussi entendu que l'instauratlon de quotas de femmes 
revlendrait a empf}cher le peuple d'elire librement ses autori­
tes. Mals, gräce a !'initiative que nous traitons aujourd'hui, 
rious avomr justement la possibilite d~ demancler aux cl­
toyennes. et aux citoyens s'ils sont d'accord d'apporter uha 
sorte de filtre ä leur vote, filtre temporalre ou permanent, ge­
ne~I _ ou particuller, qui permette de corriger une. inegalite 
crlante de notre systeme, mf}me sl tout le monde se defend 

··de la vouloir cette lnegallte. . _ 
Nous avons toutefois ete sensibles a un certain nombre de · 
reproches falts a !'initiative populaire et c'est la raison pour 
laquelle la mihorlte I vous propose un contre-projet dlrect a 
l'initiatlve precitee. CeluHa repond en effet a un certain nom-

. bre de ces reproches. Le contre-projet ne contlentpas les c0-
tes qui peuvent paraitre inegalitalres de !'initiative puisqu'il 
assure une protectlon egale aux .femmes et aux hommes par 
la_ formulatlon: «au molns 40 pour oent de deputes de chaque 
sexe». · · 
Le contre-projet repond aux reproches qul feraient des quo­
tas lln but en soi, car II s'aglt d'une dispositlon transitoire va­
lable pendant douze ans qui permettrait pendant ce laps de 
temps a un ·certain nombre de femmes d'f}tre presentes sur 
la scene polltique et de demontrer, comme une preuve par 
l'acte, leur capacite a exercer ces fonctions et qui offrlialt 
aussi a la popull;ltlon la possibllite d'f}tre convaincue par cette 
demonstration. Ce laps de temps de douze ans permettralt · 
egalernent de faire une evaluation des quotas afin de voir s'il 
est Judlcieux de les recondulre et de les etendre ä d'autres 
autorltes. 
Le contre-projet_offre une alternative a celles et a ceux qul 
pensent que les quotas, tels qu'lls sont proposes par !'Initia­
tive populaire, sont lnapplicables a l'a9minlstratlon, au. Parla­
ment federal, au Gou,vemement et au Tribunal federal. L'l(IS­
tauration de quotas au seul Conseil national offriralt les avan­
tages d'une simplification de la procedure, surtout par rapport 
ä l'electlon du Conseil federal et du Tribunal federal, et la 

possibllite d'une experimentatlon suffisarnment vlslble et im• 
portante. 
La mlse en place transltofre de quot~ d'hommes et de. fem­
mes elus au Conseil national correspond enfln pleinement 
atp< mesures preconis~es dans une c:onceptlon globale de 
promotlon des femmes en accord avec la Commlsslon fede­
rale pour les questlons feminines qui «exige des quotas 
comme moyen transitoire destine a compenser de la maniere 
la plus effjcace la sous-representation des femmes en pollti· 
que». Comme le dlt le professeur Andreas Auer. «Reprocher 
aux quotas de toucher aux droits polltiques est comme se 

• plaindre qu'on se moullle en prenant son bain.» 
Je vous lnvite donc ä vous mouiller et a decider de prornou­
voir concretement et efficacement la reelle egalite des chan· 
ces entre femmes et hommes, a vous donn~r les moyens 
d'obtenlr les resultats que vous pretehdez rechercher et a 
soutenir le contre-proJet dlrect de la minorite 1. 

Gros Jean-Mlchel (L, GE): Lors des demieres electlons fede­
rales de 1995, vous le savez pulsque vous veriez du mf}me 
canton que moi, le peuple 9enevols a voulu se faire represen­
ter au Conseil des Etats par deux femmes. Est-ce q1.1e vous 
aurlez trouve normal, si l'initlatlve que vous soutenez avalt 
ete en vigueur, que l'on annule l'election de la deuxleme 
femme au profit de l'homme moins bien classe? 

Maury Pasquler Liliane (S, GE): Monsle.ur Gros, je vous re­
ponds volontiers que j'aurais ete tout a fait d'accord qu'on an­
nule cette election puisque, dans le mf}me temps, sur les 
onze elus genevols au Conseil national, cinq au molns 
auralent ete des femmes, (HitariM) 

Bühlmann Ceclle (G, LU): Die Minderheit II beantragt, die 
Volksinitiative den Stim!'Tlberechtlgten zur Annahme zu emp­
fehlen. 
Die Vorgeschichte .der Initiative Ist bekannt; lqh kann das 
ganz kurz machen: Der Eklat der Nichtwahl von Christiane 
Brunner wurde von vielen Frauen innerhalb und stärker noch 
ausserhalb dieses Hauses als Schlag ins Gesicht empfun"' 
den. Diese erneute Erfahrung der Nichtberücksichtigung des 
legitimen Anspruchs auf eine Vertretung In der Landesregi&­
rung hat viele Frauen mobilisiert. Wir woflte'n nicht melir län­
ger auf die «historische Langsamkeit» vertrauen, mit der sich 
der Anteil der Frauen schrittweise und -wie·man uns Immer 
wieder vertr()stet - sozusagen natürlich, organisch und autO:. 
matisch erhöhe. · 
Von,wegen automatisch! Nur dem hartnäckigen Kampf der 
Frauen ist es zu verdankeh, dass es Oberhaupt Frauen In po­
litischen Ämtern gibt. Von wegen natürlich! Wenn etwas ge­
sellschaftlich gewollt und gemacht worden ist, dann die 
Schlechterstellung der Frauen In Gesellschaft und Politik. 
Fr13u Ducrot, wenn Sie von «progres timide» sprechen und 
uns damit vertrösten, dann möchte ich Sie doch an den letz• 
ten Sonntag erinnern: In drei Kantonen haben die Frauen 
nicht nur verloren, sondern· massiv verloren. Wo sehen. Sie 
denn darin einen «progres timide», den Frauen angeblich, 
wenn sie einfach genügend Geduld hätten, machen? 
8ne zweite Bundesrätin macht noch keinen Frauenfrühling, 
und dem wollen wir abhelfen - Ul'.\d zwar jetzt und so.fort! Wir 
wollen nicht, dass erst fOr unsere Enkell.nnen In den Bundes- . 
behörden, im Bundesgericht, In der Verwaltung, In den Re­
giebetrleben, ah den Hochschulen die Frauen gerecht vertre­
ten sind. Wir wollen es noch. erleben! .Die Quote Ist dabei ei­
nes 1:ler effizientesten HIifsmittei, andere Massnahmen 
braucht es selbstverständlich auch. 
Frau Ducrot, Sie haben Schweden zitiert: Von dem, was es 
dort noch alles gibt, können wir nur träumen! Das haben wir 
in der Schweiz alles nicht: g81')ügend Tagesschul!:m, Kinder­
tagesstätten, kurze Arbeitszeiten, die es den Frauen ermög­
lichen, Beruf, Politik und Familie zu vereinbaren. 
Um das Hilfsmittel «Quote» geht es also In der vorliegenden 
Initiative, und Qusten sind keine Seltenheit in diesem Lend­
das hat tterr Fritschi gesagt -: Sie sind geradezu das Wun­
dermittel, wenn es darum geht, die verschiedenen Interessen 
auszutarieren, nämlich die der unterschledllche,n Sprachen, 
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der Regionen, der Kantone, d.er politischen M_lnderhelten. Nur, schlechter durch diese Massr\ahme.so normaUslert hat, dass 
nennen wir sie dann nicht Quoten, sie heissen, Proporz, Stän- • es politisch.vom Tisch Ist ~ und nichts anderes Ist das. Ziel 
deinehr', Minderheitenschutz oder ähnlich„ Niemand stellt in dieser Initiative! .. .. 
Abrede, dass diese Interessen ausgewogen vertreten sein Deshalb bittet Sie die fv11nderhelt II, die Annahme der lnitia-
müssen, wenn es um die Geschicke dieser Betroffenen geht. flve zu empfehlen. . . · · ·. · · ·. 
Was Ist Polltlk ande~; als diese· verschiedenen Interessen· 
möglichst zum Wohl~ aller gegeneinander abzuwägefn?·'Das Flscher-HägglingenTheo (V; AG): Pie Kommlsslonsminder­
ist eine uralte Einsicht eln8$ demokratischen; multikulturellen , helt I beantragt, auf den indirekten Gegenvorschlag der Korn-
Landes wie der Schweiz. Und nun kommen wir Frauen - mlsslon1. die. parlamentarische lnttlative, nicht· einzutreten, 
ß2 Prozent der Bevölkenmg machen wir aus.;.;. und sagen: und zwar neben materiellen GrOnden vorab au& formalen 
Auch ~lrverlangendie angemessene VertretungJnall diesen GrOnden, · . , · · 
Gremien, In denen die Entscheic!e getroffen werden, die uns, Ich möchte nicht auf die.materielle Seite dieses Antrages ein-
diese 52 Proze,nt, eben auch ·etwas. angehen, .Eigentlich ist . treten, sondern vor allem etwas die rechtliche Seite beieuch:­
dies eine dem System längst vertraute Logik; ein Proporz . ten, weil wlrja imSeptember 1998 ein!ilehend über diesen in-
aufgrund der effektiven Repräsentanz in der Bevölkell.lng "."' direkten Gegenvorschlag diskutiert haben. 
und schon wenn wir Frauen mit diesem Anspruch kommen, · Der neue. Gegenvorschlag ve~tösst gegen Artikel 21 bis Ab­
setzt Heulen und Wehklagen ein. Von der Einschränkung . satz 3 des Geschäftsvetkehrsgesetzes und gegen das Prin­
des Wählerwillens und der demokratischen Rechte, von. der · zip des Zweikammersystems. Wir i3ind der Auffassung, dass 
Missachtung des Wählerwlltens, voll der10bei;m/iSSiQen Ein-: ·· der Rat als ges~geberide Behörde vorab selber für die Be-
schränkung d13r Wahlkeihelt und dergleichen Ubertrelbungen achtung des von ihm geSetzten Recht4!;l8 einzutreten hat. 
mehrw)rd geredet . . . , . . . ' Zur Ausgangslage: Unsere Kommission hatlm Rahmen der 
Der Berichterstatter hai vorhin den Vogel abgeschossen mit · Behandlung der Volkslnltiatlve «für eine gerechte Vertretung 
seinem BildVon Männern, die «Ins Gras belsseti„ r'nOssten - der Frauen, In den Bundesbehörden» beschlossen, einen in­
man muss sich• das einmal 'vorstellen; Ich habe Immer ge-: direkten GegenvorsQhlag zu untEirbrelten. Unser Rat hat die- . 
glaubt, «Ins Gras belssen» .helsse sterben, Wenn ein M~ri · sem Gegenvorschlag am 24. September.199& nach längeren 
stil1rt, wenn er einer Frau Platz ma.cl'len muss, dann kan~ich .. DlskU$Sipnen zugestimmt. Der Ständerat hat am 2. Dezem-
nur sagen: Es .ist der be$ Beweis dafO~. dass die Männer ber 1998 besc::hl~en, den indlre~h ßegenvorschlag erst, 
eben nicht das starke GeSQhlecht sind, wie sie Immer t>e- bei Vorliegen des Beschlusses des Nationalrates zur Volks-
haupten. (Heiterkeit) . . . , . Initiative zu behandeln. . . 
Vielleicht hätten wir das Ganze eben nicht als Quote - um Unsere .Kommission hat hierauf, am 25. Februar 1999, be,, 
Herrn Fritschi und andere zu beruhigen -, sondern als Ge- schlossen, die Ablehnung der Volksinjtiatlve zu beantragen. 

, schlechterproporz bezeichnen müssen. Dann hätten wir all , Gleichzeiti(;rhat sie beschlossen/mit einer neuen parlamen­
den formaljuristischen Verteufelungen der Quote vielleicht . tarischen Initiative dem Rat einen Indirekten Gegenvorschlag 
ein bisschen den, Wind · aus den Segeln nehmen könrten ;.. zu unterbreiten, und zwar mit dem gleichen Inhalt, wie ihn der. 
aber wahrschelnllch nur ein bisschen, Denn hinter formalen -R$ mit dem Gegen'\'orschlag am 24. September 1998 ge-

. Argumenten steckt natürlich viel mehr, nämlich-das kennen nehrnlgt hat: Dagegen fällt er bei den kommenden. Wahlen 

. wir - die Angst, Macht abgeben tu,mOssen und Einfluss z1,{ vom Herbst 1999 ausser Betracht 
verlieren. l;)arurn geht es dochl WeM diese 200 Plätze hier Bel einer Annah"1e des Eni.Wurfes gern~ der neüen parla-
lm Saal zur Hlilfte den Frauen ·gehören, heisst das: Es wird menuuischen Initiative wird 1:1lch der Ständerat mit zwel 
:enger fOr die Männer •. Das ist logisch. , glelchlaLitenden Gesetzesänderungen auseinanderzusetzen 
· Es gibt ja schon Männer- In diesem Saal, die öffentßch, · am haflen; Er wird sich f~gen, was er mit dieser Auswahl denn 
Schweizer, Fernsehen, jammern - :SO. geschehen In einer so machen soll. Dieses Vorgehen ist n.lcht nur «wundedlch», 
Sendung während der letzten Session .... , sie hätten In dle$em wie Frau Hubmann gesagt hat, sond.em nach meiner~ . 
Hause nichts mehr zu sagen, weil wir Frauen die Macht über- sung recht abstrus. ' , · 
nommen .hlitten; Und das bei sage und schreibe ganzen • Nun zur rechtlichen Situation: Nach Artikel 21bls Absatz 3 
25 Prozent Frauen im Nationalrat Wenn Madame Platz neh- GVG Ist «die parlamentarische lriitiatlve ••.• ausgeschl~eri; . 
men will, muss Monsieur Platz machen ... oder es müsste die . wenn der Vorschlag als Antrag zu einem bei der Bundesver- . 
Sitzzahl verdoppelt werden. Aber das wäre In Zeiten der Effi- · sammlung · hängigen Erlassentwurf eingebracht werden 
zienzdebafte und der Ver'klelnerungder Parlamente Wohl das. kann». · · 
falscheMlttel. Um nicht zugeben zu rnassen, dass es um die, Dazu Ist zu bemerken, dass. eine entsprephende Gesetzes­
Macht und um Machtverlust geht - weil Macht zwar unge-. ·. vorlage Im Parlament hängig Ist. Der eine Rat hat sie behan~ 
mein beliebt und nicht gerne abgegeben wi'rd. und weil noch · delt, der andere hat noch nicht entschieden. Damit verstösst 
viel weniger gern zugegeben wlf9, dass ein Parlamentsman- die vorliegende parlamentarische Initiative gE3gen den_ ersten 
dat ein Stack Macht bedeutet;.., wird.die Quote mit allen er- Satz von Artikel 21bisAbsatz 3 GVG. Sie verstÖSSlaber auch. 

· denklichen Mitteln schlechtgemacht · . . .. , . . · gegen den zweiten. Satz dieses Allsatzes, der eine Aus-
Da 9fjlht es dann angeblich um bessere Quafltät,·um längere nahme vom Grundsatz stipuliert. Dieser zweite Satz besagt 
Erfahrung usw. Sie kennen die Argumente, die ·immer dann nämlich, dass die Initiative ergriffen werden kann, «wenn die 
Ins Spiel gebracht werden, wenn es dl!f1,lm gelit, die berecll- . Beratung des Entwurfes für voraussichtlich mehr als ein Jahr 

· tigte Vertratung der Frauen gegen die Selbstverständllchkelt · äusgesetzt wurde». Der Ständeraf hat bei seinem Beschluss 
d.er AnsprOche der Männ~r' durchzusetzen •. Die Argumente keine zeitliche Frist fClr das Aussetzen der Behandlung der 

, wiederholen sich: In der Beratung der Komrnlsslon kam es mir e~n Vorlage gesetzt. Er hat nur festgelegt, dass er nach 
vor wie damals, als das Glelchstellungsgesetz beraten wurde, der Behandlung der .Volksinitiative Im Nationalrat die Geset-
oder wie ~i den l~en beiden Bundesratswahlen. Es geht · zesvorlage des Nationalrates behand1;1in werde. 
letztlich Immer um die gleiche Gr~enfrage: Wie halten es Wlr'behandeln heute die Volkslnitlatlve;: der Ständerat kann· 
die Männer mit der-Teilung der Macht mit den Frauen? somit Otier die vom Nationalrat vorgeschlagene Gesetzesän-
Wer - wie ich - .diese Diskussion lanQS81Tl ield ist, der sollte derung betreffe~ die Einführung von F;rauenmindestquoten 

. die Volksinitiative unbedingt unterstützen. Damit wird das für Nationalratswahlllsten In der Sommer- oder spätestens In 
Problem •. nämlich effizient und .in einem einzigen · Anlaut der HE1rbstsesslon beraten, Das Ist Jedoch ab heute, oder 
grossflächlg ge~t Dann erlebenSle und Ich noch, dass. wir . aber auch seit dem Beschluss des Ständerates, nicht mehr 
diese. Quote wieder abschaffen können. Wir· woHen nicht· als ein Jahr, wie dies im GVG verlanm wird. · 
100 Prozent Frauen In den Gremlen,.das Ist nicht unser Zie.1. Wir sollten Jedoch auch etwas verfahrensökonomiSch den­
Wir wollen· die gerechte Vertellung, Frau Ducrot. Es geht · ken. Es braucht gar keine zweite parlamentarische lhltlatlve, 
nicht um die Diskrlmlnlerung der Männer, ,es geht um unse- um zum Ziel zu kq~n. ~el der Behandlung der ersten-ln-
ren gerechten Anspruch. Wir schaffen die Quote dann ab, itlative kann der Ständerat dieser .zustimmen, oder er kann 
wenn das Ziel erreicht ist, wenn sich das Verliältnls der ~e- , auf den Entwurf nicht eJntreten, ()der er kano _ein anderes 
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Konzept wählen. Bei den beiden letiteren\Fällen würde eine 
Differenz entstehen, und die Vorlage würde wieder vor unse-
ren Rat kommen. . 
Die neue parlamentarische Initiative ist somit völlig überflüs­
sig und stellt zudem den Ständerat vor Verfahrensprobleme. 
Er hat zwei Initiativen mit gleichlautendem Inhalt. Was kann 
er tun? Er kann auf die eine eintreten oder-auf die andere 
nicht eintreten, oder umgekehrt. Was machen wir nachher?. 
Wir könnten, wenn der Ständerat unserer Idee vom letzten 
Herbst folgte, in einer Session die Differenz bereinigen und 
die Vorlage verabschieden •. Das wäre z. B. bereits im Herbst 
möglich. . 
Mir geht es, bei diesem Antrag vor allem um eine rechtlich 
saubere Behandlung von Vorlagen ih den beiden Kammern. 
Die rechtlichen Vorgaben in unserem Gesetz sind klar. Ich 
möchte eine Verwilderung des Ratsbetriebes verhindern und 
auch keine Präjudizlen für die Zukunft schaffen. Ich bitte 
Sie - sowohl die Anhänger der Quotenregelung als auch 
deren Gegner -, den rechtlich einwandfreien, richtigen und 
verfahrensökonomisch schnellsten Weg zu wählen. Sie g~­
winnen mit einer zweiten parlamentarischen Initiative gar 
. nichts, auch nicht mehr Sympathien bei den Frauen. . 
Ich bitte Sie darum, den richtigen Weg zu gehen; dieser ist im 
Geschäftsverkehrsgesetz vorgeschrieben. Dort ist genau 
dargelegt, wie wir unf! verhalten sollen. Dieser Gegenvor- · 
schlag ist überflüssig; er kompliziert nur das Verfahren und , 
verzögert letztlich noch die Beschlussfassung in den beiden 
Räten. , 

, Fehr Hans (Y, ZH): Herr Fischer-Hägglingen hat :soeben die 
formellen und verfahrensmässigen Mängel dieser beiden 
Vorlagen, insbesondere der parlamentarischen Initiative 
SPK-NR, sehr Qberzeugend dargelegt. 
Ich bin Oberhaupt der Meinung, dass die Zwängerel mit die­
ser Vorlage bezüglich Frauenmindestquoten für Nationalrats­
wahllisten eine Zumutung für den Steuerzahler Ist, wie auch 
diese ganze Sondersession in weiten Teilen eine Zumutung 
fur den Steuerzahler Ist, weil sie meines Erachtens von den 

1 Traktanden her weitgehend «luftleer» ist. , 
Ich bitte Sie im Sinne von Herrn Fischer-Hägglingen und Im 
Namen der SVP-Fraktion, nein zur Volksinitiative zu sagen 
und auch den Beschlussentwurf der SPK-NR abzulehnen. 
Ich kann auf eine lange Begründung verzichten, weil wir 
diese Debatte zum Teil schon einmal geführt haben. 
,zur Volksinitiative «für eine gerechte Vertretung der Frauen 
in den' Bundesbehörden» ist neiri zu sagen, weil wir doch 
keine starre, absurde Regelung wollen, die unrealistisch und 
zum Tell auch gar nicht praktikabel ist, Wir wollen doch nicht 
Frauen in der Politik zur «Quotenmasse» degradieren, son­
dern wir wollen Frauen aufgrund Ihrer Kompetenz wählen •. 
Nehmen Sie sich doch bitte ein Beispiel daran, dass die SVP 
am letzten Sonntag im Zürcher Kantonsrat- Frau von Feiten, 
hören Sie gut zul - Ihren Frauenanteil ohne Quotenregelung 
vervierfacht hat; auch Frau Bühlmann soll das zur Kenntnis 
nehmen. (Unruhe) 
,Ich bitte Sie, zu dieser Volksinitiative auch aus dem folgen­
den Grund nein zu sagen: Lassen Sie doch den Wählerinnen 
und Wählern die Wahlfreiheit. Lassen Sie doch den Parteien­
wettbewerb spielen! Wenn eine Partei so von «vorgestern» 
ist, dass sie die Frauen nicht berücksichtigt, dann kann ja der 
Stimmbürger diese Partei nicht wählen. Das wäre eine demo­
kratische und saubere Lösung. Ich möchte Sie noch daran 
erinnern, dass .die Kantonsreglerungen diese «Quotenge­
schichte» grossmehrheitllch ablehnen. 
Weshalb ich Sie auch bitte, den Beschlussentwurf der SPK­
NR abzulehnen: Das Ist nun wirklich eine Zwängerel. Ur-

, sprOnglich sollte ja bereits im Herbst 1999 ein Probelauf statt­
finden. Jetzt will man die praktisch gleiche Regelung belas­
sen und sie in den Jahren 2003 und 2007 anwenden. · 
Wir müssen doch ehrlich sein: Auch ein modifizierter Unsinn 
Ist ein Unsinn! Es gab übrigens in Luzern und in Bern bereits 
Versuche, Quoten einzuführen. Der Stimmbürger lehnte eine 
solche Regelung an beiden Orten ab. 
Ich bitte Sie: Lassen Sie doch den Prozess hin zu immer 
mehr kompetenten Frauen in der Politik und zu·elner vemQnf-

tigen Frauenförderung ohne staatliches Korsett spielen. Sa­
gen Sie zweimal nein, nein zur Volksinitiative und zu «Quo­
tenfrauen» u,:id zu einer Einschränkung der Wahlfreiheit. Sas 
gen Sie ja zu einem sinnvollen Parteienwettbewerb und zu ei­
ner sinnvollen Fraueriförderung'. 

Fässler Hildegard (S, SG): Herr Fehr, könnten Sie zuhanden 
des Amtlichen Bulletins noch sagen, .wie .viele vpn den 
60 SVP-Sitzen im Zürcher Kantonsrat jetzt von Frauen be­
setzt sind, damit wir das Verhältnis sehen? 

Fehr Hans (Y, ZH): Das Verhältnis habe ich Ihnen ja ge­
sagt- mal vier -, die absolute Zahl habe ich leider verges-
sen. (Heiterkeit) ·· 

Roth Maria (S, GE): Dans le monde, un homme sur deux est 
une femme. lcl, dans ce Parlament, un homme sur clnq est 
unefemme. 
Si nous comparons avec les autres pays europeens, nous 
constatons que les pays du Nord ont une presence elevee de 
femmes dans leurs parlements. La Suade a un pourcentage 
de 40 pour cent, alors que la France, la Grace et le Royaum~­
Uni ne depassent pas ·Ies 1 0 pour cent. Toutes sortes de tra­
ditlons hlstorlques et culturelles expliquent sans doute que 
les rrientalit~ scandinaves aient ete mieux preparees ä ac­
cepter que las femmes aqcedent aux responsabilit~ politi­
ques. Mais pas.seulement: las pays scandinaves·sont avant­
gardistes. lls sont de veritables terres des femmes. C'est 
sous la pression des femiriistes que tous las .grands partis 
scandinaves, de gauche comme de drolte, en sont venus ä 
appliquer des quotas, contrairement ä ce que vous avez dit, 
Monsieur et Madame les rapporteurs: c'est Mme Mariette Si­
neau, chercheuse au Centre national de la recherche sclen­
tifique en France, qui l'affirme tres clairement. Cette augmen­
tation de la presence des femmes dans les instances pollti­
ques a eu des incidences sur la vie de tous las habltants. et · 
habitantes de ces pays. t:.es femmes son.t tres nombreuses ä 
travailier ä l'exterieur de leur foyer, et ia poiltique famillale est 
falte de sorte que le taux de natalite est plus eleve que chez 
nous. 
En Suisse, la democratie n'existe que depuis 1971, annee 
durant laquelle les fern~ ont acquis le droit de. vote. Aupa~ 
ravant, la moitie de la populatlon suisse etalt exclue des de­
cisions polltiques. Depuls, la repr~entation des femmes, 
dans tous les domaines de la soclete li~ au pouvoir, ä l'in­
fiuence, ä ia responsabillte, au prestige et ä l'argent, nia ä 
aucun moment ete proportionneile ä,leur importance numeri­
que. Notre pays ne peut pas se priver plus longtemps d'une 
repr~entation equitable de la moltle de 1a population sous 
pretexte qu'elles sont des femmes. Cette force vive dolt avoir 
la chance de participer en plus grand r,ombre ä la gestion du 
pays. 
Comment y parvenir? Par des mesures temporelles sous 
forme de quotas, tels que nous les connaissons comme rea­

· Iite anclenne du systeme juridique suisse. Prenons le Conseil 
des Etats, qul est un organe exclusivement base sur les quo­
tas cantonaux. Ce sont le Conseil federal et le Tribunalfede­
ral qui veillent scrupuleusement aux quotas des langues et 
des partls. Ce ne sont que les quotas de femmes qul sont 
contest~. Pourquoi? Parce que les hommes ont une viellle 
peur ancree dans leur esprit, qui est celle de la perte du pou­
voir, et parce que las hommes se bercent de l'illusion qu1Is 
sont uniquement elus gräce ä leur personnalite, ä leur cqn­
naissance des dosslers. Or, l'election d'une personne, Mon­
sieur Dupraz, depend avant tout des forces de la societe qui 
.soutiennent la candidature. Le choix des tätes de listes elec­
torales ne r~ulte que tres rarement d'une discussion concer­
riant les qualifications de la personne candidate. Le critere le 
plus lmportant est .celul d'ätre. connu, de s_avolr se faire re­
marquer par les medias. Les femmes ont souvent des quali­
t~ differentes de celles qui soht determlnantes pour'une car­
riere masculine type. L'apport plus frequent et plus spontane 
des femmes pourralt apporter plus ä ce Parlament. Par 
ailleurs, je me joins aux femmes qui dlsent qu'en Suisse, 
nous aurons acquis l'egallte le Jour ou le nombre de femmes 
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im::omplMentes occupant des pla,C8$;fr,nportantes sera equi- et de toute autre corrimunaute de cltoyens vlvant une sltua­
valent au nombre d'homme$ lncomp~nts actuelle!'l1ent tlon particuliere au quotidian. Une telle approche de la so­
dans des postes lmportants, . . . • · . . · ciete et des cltoyens qul so,nt ch9isis pour sa conduite n'est 
Quant a l'argument de l'lnconstltutlonrialite des quotas, l'on pas admisslble et mene a l'eclatement et a la confrontation 
peut repondre que la constltutlon, tant l'anclenne que la nou- · d'interats partlcµliers, ll®nvlent d'.ailleurs de re~er que l'ln­
~lle, ne se bome pas a ancrer l'egallte formelle. Elle stlpule terat general n1est pa, la Juxtaposition des interats particu-
une egalite dans les falts, ce qul slgnifle que le legislateur dolt llers. . . . . · · . 
prendre des mesures positiv~. afln c:famver a ce but Les · Le debat qui nol,IS occupe ne se deroule pas seulementdans , 
quotas sont necessalres par principe pour reallser l'egallte notre pays, et le Parlemant.franvais a debattu en fevrler et 
effectlve. T ant qu'un ~gime ~e quotas respecte le principe . marsdemiers l'inscription de quotl;ls, en l'OCC!,lrrence de quo­
de la proportlonnallte, H est tout ll falt envl~eable pour arrl- tas paritaires. Ce deQat a susclte la prlse de position de 14 
ver, selon Christiane Brunner, dont la non~leqtlon du 3 mars femmes fram,alses reconnues, danfl al'Express» du 11. fe­
-1993 au Conseil federal .est la source de l'initlative populalre vrier demler. Ces femmes afflrment que l'lnscrlptlon de la pa­
qul nous preoccupe aujourd'hul, a une SOPiete oü «le peuple , · rite dan1:1 les textes est une Idee ·trop simple pour &tre. hon~ 
permettra aux deux moltles de Ja populatlon d'Y itre repre- nlMe, une reponse dangereuse·a un vral probleme, une re­
sentees. equftablement,. c'est-a-dir,e de vlvre. la pleine derno- cette par~use .. Elias relevant trois defauts majeurs: 
cratie». . . . . · . · 1. L1lnscription a terme de la.parite dans la lol transgresse un 
Au .nom du groupe Sociallste, je vous lnvlte a SÖutenlr tous les princlpe fondamental ae la republlque, ou · de la democratle: 
proJets qui vont dans le mime sens_, c'est-a-dlre !'initiative po- runlversalisme d_e la representa~qn. Un elu est cense repre­
pulalre, te contre-proJet dlrect c>i.J lndirect, l'lnltlative parle- .. sentertous las cltoyens, qllebi! que'solent sa couleur, son 
mentalre, · c;:ar qul veut le plus, veut le moln~. · sexe, son äge, son origlne sociale. SI ron decfde d'isoler l'un 

de ces criteres, on ouvr~·la porte a toutes las revendicatlons 
Dilpraz John {R, GE): Madame Roth, permettez gue je voos . partlculleres. . . . . 
pose une question sulte a votre expose que jene suls pas 2. La parite inst1tue·deuxcategories de citoyens dlstincts, les 
loln de partager. H se trouve 'qu'au Grand Conseil .genevols, • hommes et las femmes, qu'elle flge dans leur difference 
que vous connaissez . blen p1.1isque nous y avons siege en- sexuelle, alors. que. l'evolutlon des moeurs plalde pour l'indif- . 
semble, lly a plus de temmes que d'hommes dans le groupe ferenciation des röles, des metiers etdes.fonctions. 
sociallste. Alors, est-ca que)e quota, dans le·cas particuller ... 3. La parlte forcee est humlllante. Las femmes ne devralent 
de Geneve, serait aussi valable pour les hommes? . · · , P!lS accepter de se · 1a1sser enfermer dao~ l.!n statut de vlc-

, , · tfmes, contraJntes de demander 8.·la loi·de leur r6seNer des 
Roth Maria (S, GE): Bien evidemment, Monsieur Dtipr~. Le • postes qui, du collp, seront devaiorls8$. . . . 
quota sera au~i valable pour le Partl socialiste. D'ailleurs, au Trois- de ces femmes, Mme Elisabeth Badinter, phllosophe, 
Partl soclaliste genevols, ce sont justement les hommes qui · Mme Evelyne Plsler,jurlste, et MmeDanlele·Salleriave, ecri• 
reclamentdes quotas actuellement . , · vain, slgnalent encore; dan~ le cadre de cet article, urie prise 
Je vous signale, coinme l'a tleja fait · Mme Mauß' Pasquier, de posltion commun.e qui disalt: «La solutlon propos~ pour 
qu'au niveau dµ Co.nseil national, les, GenE!voises sont en•. mettre fin a ·Plndecente absence des femmes d.e la vle politi­
core tres sous-representees. Je me rejouis qU'H y alt vralment, que est an ,contradictlQn .avec l'esprit et les prlnclpes d'une 
cihq ou six femmes qui vlennent noiJs accompagner~ pqlitlque progresslste. On .orolt palller une lnsuffisance demo-

. cratlque en tour'nant _le dos a la republique unlversetle. L'uni• 
Beck Serge· .. (L, VD): . L'initiatlve populalre. «pour un~ repre- . ve.rsel est une arme contre les dlfferences en tant qu'elles se­
sentatlori equltable des femmes dans las autorites fed.era~ parent et dlscrimlnent. L'hlstolre montre,qu'on n'integre ja­
les», lnitlath.te qul reclame les quola$, a ete deposee an mars mals au nom de la dlfference, mals que, en revanche, c'est 
1995. Depuls la Revolution frani;alse de 1789,·lnitlatrlce des toujours en son nom qu'on exc;:lut.• . _ · · · , 
democraties · moderries, le syst!ltme democratlque .s'est per- · C'est pour ces raisons fondatrices de .1a democratle unlver~ 
fectlonne dans la dlrectlon · nature He et legitime . du. suffrage . seile que le groupe liberal refuse l'lnscriptlon de quotas feml­
universel, Cette longue evol1,1t1on n'a pas et~ sans heurts ou nlns dans .. la lol, sous qu~lque forme que ce sott. C'est en son 
difflcultes, et les differentes revolutlons du XIXe siecle. sont la • · nom que je vous prie d'lnvlter, corrime le. Cohseil federal, le 
pour en temolgner. · · ·. ·. , · · . · ·. . · peuple et les cantons a refuser l'lnltlatlve pop1,1laire sans lul 
Lecercle des personnesappelees ilse pronc;mcersurla.mar- oppQSer de contre-proJet, ainsl qu'a refuser.l'inlti~tlve·parie• · 
ehe. des natlons et a sl!mpllquer c;lans leuf!J autorm§s s1est . m'3ntaire de 1a CIP-CN, qui ne:_dolt pas €ltre .un contre-proJet 
sans cesse elargi pour tendre au suffrage universal. Las elec- lndlrect · · 
teurs privtlegles du XIXeslecle, prlvilegies par leurfortune ou 
leur origine, ont 11t.1 leurs' pre'°gatlves partagees entre des Steinemann Walter (F, SG): Diese Initiativen werden auch 
couches toujours plus larges de la popi.tlation •. Le demler. de . von der· Fraktion der Freiheits-Partei abgelehr:it Wir. fragen 
ces elargissem1;1rits dans riotre pa~ a IMe l'lntroductlon, tar- . uns allen Ernstes, wie dieser massive unc;I unverhlltnlsmäs- · 
dive reconnaissons-le, du drolt devote et d'ellglblllte des fern, sige Eingriff für eln.e re.lne Frauenförclerungsmassnahme r,nlt 
mes, qul est devenu effectlf dans les ann~ clnquarite a dem Gleichheltsartlkel In der Verfassung vereinbart werden 
septante. · , - · · .. · . . . . · · · kann. Da sollen Parteien In ,die Pflicht genommen und Wähler 
Si l'on prend du rec'-'I par rapport a l'evolution de la democra- · bevormundet wei:cten. Parteien wären nicht mehr frei In der 
tle, l'on peut oonstater que celle..cl. s'est -perfectlonnee cons• Gestaltung bzw •. bei der Besetzung der Wahllisten.· Damit·. 
tamment,. dans le senl;l d'un a~ toujours plus !arge et de la Wird das Recht der an PartelversarnrnlungenTellnehmenden 
suppr'esslon de critt.res d'excluslon de la declslon polltlque. tangiert, Wahllisten mit Ihren oder anderen Nominationen zu 
· Est-11. judlcleux d'introdulre aujourd'hul les nouveaux criteres besetzen. Es ist unzulässig, In derart 0bermässlgf)r Weise In_. 
d'excluslon que. constituent les quotas? DevonS-!10US orien· die Wahlfreiheit einzugreifen, wie es mit dieser Vorschrift ge-
ter la democratle dans une phase regressive? C'est reelle- plal\t wird. . , . · . . . 
ment la questlon qul est posee par cette Initiative. L'lnscri~. Festgestellt haben dies schon andere: Das ltalierilsche und. 
tlon dans. la Jol de categorles differentes de cltoyens; sous-.. dasfranzöslsche_v,rtassungsgericht haben WahHlstenrege­
trayant _Jes.unes ou las .autres a la pure appllcation du sut- lungen für verfassungswidrig erklärt: Sqgar das Bundesge-. 

. frage unlversel, n'est qu'une manlpulation de la democr;1itle, . rlcht stellt fest, dass alle Massnahmen vei:boten sind, die eine 
" qul porte en alle le germe d'autres exclusions ou segrega- . par.ltätlsche Vertallun11 von , politischen , Funktionen auf die . 

tions. Comment ceUlC•la rnifnes qul prönent la solldarite peu• G~hlechter garan1'eren warden. . .· · · . · · 
vent~lls prend~ le rlsque de Qreer une soclete dlvisee an ca~ Die Vorlage, da bin Ich mir sicher, entspricht bestimmt nicht 
tegorles. de citoyens? dem Wllleri der Mehrheit des Volkes bzw, der Wähler. Es. Ist 
Apres des quotas de femmes, II faudra lntrodulre -ceux de $lne unnötige Aktlyltät, denn die Wähler haben heute schon 
personnes ägees, dejeunes, de cellbataires, de hanc;llcapes, · die Möglichkeit, gen0gend Frauen zu wählen, wenn sie wol~ 
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len. Es hande.lt sich hier um. eine typische Politlkervorlage: 
Obwohl sie chancenlos Ist; meint man, einfach '1Was ma­
chen. zu müssen. Es ist ja heute nicht so, dass die Parte~n · · 
keine Frauen auf die Listen nehmen wollen, sondern es stellt 
sich vielmehr das Problem, Frauen dafOr zu gewinnen, ob­
'1{ohl man sie fast zwingt, Ihren Namen auf eine Liste setzen 
zu lassen. Mit diesem System würde man nur Frust auslösen 
und Alibifrauen auf !,.isten produzieren. Es darf doch auch 
nicht so weit kommen, dass vom Staat dirigistisch verordnet 
wird, welche Geschlechterquote zu gelten hab$. 
Frau B0hlmann, Ich habe Ihr Gezeter gehört; Sie, haben sich 
aufgeregt, well am letzten Sonntag in drei Kantonen Frauen­
sitze verlorengegangen sind. - Ja, warum denn wohl? Weil 
Frauen Männer gewählt haben oder weil Männer bessere 
Kandidaten waren? Wollen Sie eigentlich mit Ihrem Engage­
ment Frauen auf Listen prügeln oder einfach zwangsmässig 
gar unfähige Kandidatinnen aufstellen bzw. zur Wahl vor­
schlagen, nur weil sie Frauen sind? Das könnte doch nicht 
gut gehen, Frau B0hlmannl Das spottet doch Jedes demokra­
tischen Verständnisses, würde das Frauenimage schädigen 
und den geschätzten und engagierten Frauen in den Behör­
den schaden • 

. Präsentieren Sie fähige Frauen, die gewillt sind, die Aufga­
ben anzupacken! Ich garantiere Ihnen, dass diese gewählt 
werden. Das wird doch Immer wieder bewiesen •. 
Bürger uod B0rgerinnen aus meiner Umgebun(;J, die ich auf 
dieses Thema angesprochen' habe, empfinden die heutige 
Situation keinesfalls als Missstand und können Regelungen 
dieser Art nichts abgewinnen. F0r sie ist die Gleichberechti­
gung schon heute gegeben. Alles andere w~re, wie schon 
gesagt, ein massiver Eingriff in die Wahlfrelheit, indem z. B. 
beim ROcktritt einer Ständerätln nur wieder eine Frau gewählt 
.werden könnte. 
Die Fraktion der Freiheits~Partel empfiehlt, die Volksinitiative 
und den beantragten Gegenentwurf der Minderheit I ebenso 

· abzulehnen wie die parlamentarische Initiative der SPK-NR; 
dies scfion deshalb, weil die Schweiz im Falle der Annahme 
der Volksinitiative das einzige Land Europas wäre, welches 
die Zusammensetzung seiner gewählten Behörden nach 
Massgabe des Geschlechtes ~stimmen wQrde. 

· Antllle Charles--Albert (R, VS): La,question de la representa­
. tion des femmes au sein des parlements, qu~ils soient canto-
naux ou national, n'est pas nouvelle dans notre pays. Ce 
n'est pas la premiere fols non plus que nous avons l'occaslon 
d'en debattre ensemble. Ah, ces fameux quotasl On las a 
tour a tour qualifies d'irijustes, de privilege lnacceptable, 
voire d'lnJure a la democratle. 
D'emblee, je tlens a preciser une chose: contingenter les re­
presentatloris polltiques ne se justifie que dans des situ~tlons 

- bien particulieres, disons d'urgence ou d'extr&rne necessite. 
Si. l'on entend Jouer le llbre Jeu de la concµrrence ldeologique 
et des rapports de force politiques dans un milleu nonnal, im• 
poser un quota quelconque seralt une heresie; Si !'Initiative 
populaire etait adoptee, II pourrait arriver qu'un sil)ge doive 
~tre attribue obllgatolrement a quelqu'un qui a obtenu moins 
de voix qu'un candidat elu. Cela veut tout slmplement dlre 
qu'on bafoue· la legallte des cltoyens devant la lol. 
Le groupe radlcal-dernocratlque vous propose de recom-

. mander au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative popu­
lalre «pot.ir une representation equHable des· femmes dans 
les autorltes federales». II vous propose de rejeter egalement 
la pr()posltion de la minorlte 1 (Gi'oss Andreas) decontre-pro­
jet visant a fixer las quotas hommes/femmes pour les elec­
tlons du Conseil national unlquement. 
Pour que le debat democratlque soit le plus large possible, II 
faut que le ~imum d'indMdus issus de tous les milieux 
puiss.ent s'exprimer. Je dirai que c'est deja le cas. Certes, il y 

· a toutefols de fortes differences dans la notion d'expression: 
il y a celle qui consiste a dire tout slmplement ce que l'on 
pense et a mettre un buHetin de vote dans l'ume; II y en a une 
autre,,celle qul perrnet de d.ire haut et fort ses revendlcatlons 
devant un parterre d'elus du peuple. C'est une questlon de 
pouvoir, vous l'aurez compris. Ce pouvoir, les femmes le re­
vendlquent pour alles. La, j'ai peine a suivre. 
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Soucieuse cependant de promouvoir l'egalite effec;ti\/e des 
sexes,• une mlriorlte du groupe radical-demopratlque soutlent 
par contre ie contre-projet indirect d'un quota d'hommes et de , 
femmes pour les llstes des_ candidats a l'electlon du Conseil 
national. Le Conseil national avait approuve ce contre-projet 
indirect a !'initiative populaire a la session d'a~omne 1998. 
(98.429), ei; .la m~me minorite soutiendra cette solution 
au]ourd'hul. 
Par contre, je rajouterai que · f1Xer des quotas a ce niveau ne 
sauralt s'inscrire a long terrne. II s'a.91t plutOt d'une mesure 
provisoire. Une fols les quotas lmposes et une Juste repre- . 
sentatlon assuree, je ne vois aucune ralson de les maintenlr. 
Une des ralsons qui,.pour rnol, me falt dire oui a la proposition 
de la majorite de la commission, c'est l'experlence persori­
nelle dans les legislatlfs cantonaux et communaux, ou ron 
s'apeivoit que mol.ns les femmes sont nombreuses sur une 
liste, moins alles seront nombreuses a etre elues a l'arrivee •. 

. On peut aussl penser que les quotas de llstes proposes 
auront des effets clbles la ou ces effets sont necessalres. 
En resume, au nom du groupe radical-dernocratlque, je vous 
propose de sulvre la proposltion de la majorite de la commis­
sion au sujet de !'initiative populaire. 
Une mlnorite du groupe radical-democratique vous propose 
d'accepter le contre-{lroJet de la majorite de la Comroission 
des institutlons poiitiques (99.403). 

Dettllng Tonl (R, SZ): Mein Vorredner, Herr Antille, hat be­
reits ausgeführt, warum die FDP-Fraktion sowohl die Volks· 
initiative «fOr eine gerechte Vertretung der Frauen ·in den 
Bundesbehörden» wie auch den direkten Gegenvorschlag, 
den Antrag der Minderheit 1, auf Verfassungsstufe klar ab­
lehnt 
ich will hier nur nochmals kurz darauf hinweisen, dass neben 
· rechtlichen Bedenken auch .erhebliche politische Zweifel ge-
genüber jedem Quoteninstrumentarium, vor allem gegen-
über den Ergebnisquoten, bestehen. , . 
In der Tat hat unsere Partei die angemessene Vertretung der 
Frauen in den Behörden und Verwaltungen auf allen Stufen 
schon seit langer Zelt thematisiert und auch·forclert. Insbe­
sondere hat unsere Partei im Zusammenhang mit den bevor­
stehenden nationalen Wahlen vom kommenden 24. Oktober 
einen dringenden Appell an alle FDP-Kantonalparteien erlas­
sen, bei der Vorbereitung und Durchführung dieser Wahlen, 
namentlich bei der Listengestaltung, dem Postulat einer an• 

· gemessenen Vertretung der Frauen besondere Priorität ein-
;zuräumen. Soweit sich bereits heute eine Bilanz ziehen lässt, 
ist dieser Appell denn auch auf fruchtbaren Boden gefallen. 
Viele Kantonalpartelen haben nämlich beschlossen, die Zahl 
der Frauenkandidaturen auf den Listen zu erhöhen und gar 
reine Frauen- und Männerlisten aufzustellen. 
Kurzum, Sie sehen, dass unsere Partei es mit der Frauenver­
tretung in d~n Behörden emst meint. Als liberale und freiheiF 
liehe Partei. setzt sie aber - wie könnte es anders sein?- auf 
freiwillige Massnahmen bzw. auf die Selbstverantwortung je­
n4jlr Personen, die für die Wahlen in den Kantonen zuständig 
sind. Die Mehrheit der FDP-Fraktion Ist davon überzeugt, 
dass dieses Konzept mittel• und langfristig erfolgreicher sein 
und damit zu. nachhaltigeren Ergebnissen als jede Quoten!();. 
sung führen wird. , 
Nun noch kurz ein Wort zur neuen parlam1:1ntarlschen Initia­
tive «Frauenmindestquoten für Natiohalratswahllisten» der 
SPK-NR: . 
Die FDP-Fraktion spricht sich grossmehrheitllch gegen diese 
zweite Auflage der seinerzeit In dies.am Rat bereits _gutge­
helssenen parlamentarischen lnltlatlVe aus und empfiehlt Ih­
nen, sich der Kommissionsminderheit Flscher-Hägglingen 
anzuschllessen. 
Diese Empfehlung der FDP-Fraktion resultiert vorab aus for­
malen Gründen. Wie bereits verschiedentlich dargestellt wor­
den ist, wurde dem Ständerat bereits Im vergangenen Sep­
tember eine - mit Ausnahme des Wirkungsbeglnnes -:- Wort 

. fOr Wort gleiche parlamentarische Initiative vorgelegt. Der 
Zweitrat hat die Behandlung dieser parlamentarischen Initia­
tive zurückgestellt, bis die Stellungnahme des Nationalrates 
als Erstrat zur Volksinitiative erfolgt ist. Nachdem wir heute 
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Ober die Volksinitiative befinden, wird ,der Ständerat die Be- '1elder fClrchten sich viele quallfi~rte Frauen davor, 'unter ei• 
handlung der ersten parlamentarischen Initiative wiederauf- nem.solch Negativattribut gewählt zu werden. 
nehmen, uhd das Verfahren wird seinen normalen Lauf nah· Obwohl In der Schweizer Politik die Pfründe der Männer auch 
men. . . . durch· vielfältige . .Quoten, Proporzfcirmeln; Zauberformeln 
Wenn wir aber heute eine zweite,. praktisch gleichlautende usw; geregelt sind, wird nun bei der Forderung nach einer ge/ 
parlamentarische Initiative nachsc,hleben, bedeutet dies eine rechten Frauenquote· oder einem gerechten Frauenproporz 

. klare Verletzung des Geschäftsver,kehrsgesetzes, · weil der , der arigebllc;M Wählerwille bemOht. 
Zweitrat nachher zwelglelchlautende parlamentarische In- Herr Frltschl, 'kein Ma.nn muss «Ins Gras beissen». Bel der 
itiativen zu bet:lande_ln hätte. · . Frauenquote geht es. um einen ganz transparenten Proporz, 
Unsere FraktloJl ist daher der dEtZfdl~n Auffassung,:dass zusätzlich zu dem, den. wir schon haben und welcher eben 
diese zweite Auflage der bereits beschlossenen parlE!fTlenta- eine gerechte Vertretung der v~rschiedenen Parteien garan-
rischen Initiative nicht nl!r nicht notwenölg, sondem aus.for- . tlert. . , · . · . · 
malen Gründen auch nicht angängig Ist.. Tragen wir daher zur Die real· existierende Geschfechterhierarchie zuunguns~n 
Hausordnung, dem · Geschäftsverkehrsgesetz, Sorge, und der Frauen Ist trotz Glelchstellungsartlkel heute nach wie vor 
verzichten ,wir hier auf ~lne unnötige politische Deklamation. eine Realität, nicht nur _in den politischen Gretnien. Dies zu 
. Ich ersuche Sie namens der Mehrheit der FDP-Fraktion, ge- •· korrigieren Ist seit 1981 Verfassungsauftrag. Die Verfass·ung 
-'mäss dem Antrag der Kommissionsminderheit· Fischer- v.erlangt nicht nur die formale, sondem die tati;äch.iiche 
, Häggllngen aljf die Vorlage nicht einzutreten. . . Glelchstellung. · 

. Einen gangbaren Weg In Richtung auf diese tatsächliche 
Gonseth 'R~h • {G, BL): Im Namen der. grünen Fraktion · •· Gleichstellung und auf eine gerechte Vertretung d.er Frauen 
möchte ich Sie bitten, den Antrag der Minderheit II (BOhl· in den Bundesbehörden zeigt unsere Quoten-Initiative. Neh­
mann) zu.unterstOtzen und somit Volk und Ständen die Quo- meri Sie Platz; Madame! Das helsst konkret auch Immer: Ma­
ten-lnitiative zur Annahme zu e~ehlen. Zusammen.mit an- cheli .Sie Platz, Monsieur! Und an dies.am Punkt spätestens 
deren grOnen Frauen gehöre Ich zu den Mitlnitlantinnen die~ wird es eben ungemOtilch, ,beginnen die Probleme. Hlerar­
ser.lnitiative, und deshalb liegt sie mir a!Jch ganz be$onders · chlen verändem und Macht abgeben: das macht Angst, Ist 

· am Herzen. . • . . · · . beunruhlgencl, manchmal.nicht nurfOr Männer, sondem auch 
· Gerechte Wahlsysteme fallen . nicht vom Himmel, sond1:1m .für Frauen, welche diese Mach,tunglelchheit sozusagen 1ri,:; 
mQssen erl<ämpft werden:. Es ge!lt bei der Quoten-Initiative • mer noch als Schlpksal lntemalisre:rt hab.an. _ .. 
um ejne gerechte Verteilung der, Macht, und Macht wird be~ . Quoten machen deutlich, dass die Geschlechterverhältnisse 
kanntlloh nicht gerne und nicht wlderstandslos abgegeben, veränderbar sind, und , zwar nicht nur in der Politik; das 
das haben wir in .den vielen'-emQtionalen GegenYOten der scheint fOr viele ziemlich, gefährlich zu sein. Nur so kann Ich 
Männer Jetzt zu hören be_kommen .• Die Quoten-Initiative ver- mir .die scheinbar, ach, so. rational begründete, aber doch 
langt eine parftätlscheVertretung der Fra.uen In der Bund~- eher emotionale Ablehnung von QuQt.en und den wohl kaum 
polltik, damit bei allen wichtigen Entscheidfindungen frauen- wirksamen Vorschlag der:Kommlssionsr,nehrheit erklären. 
spezlflSche Sichtweisen und Anliegen gleichberechtigt in d_le Im Namen der-grünen Fl'{lldlon möchte Ich Sie bitten, endlich 
Politik eingebracht werden können. . · einen wirksamen Schri~ In Richtung faktische Gleichstellung 
. Schon ~ 918 bei der ElnfClnrung qes Proporzwahlrechtes wur- · · zu tun, auch Im 8erelch der. Bundespolitik. und die Initiative 
·den. ähnliche, scheinbar rationale Argumente vorgebracht, Volk und Ständen zur Annahme -zu empfehlen. ' · 
um die slnnvolle Änderung qes Wahlrech_tes zum Proporz-, 
wahlrecht zu bekäml)fen. Yon den Gegnern der Revision' Leu Josef (C,LU): lri'I Namen der GVP-Fraktion bitte ich Sie, 
wurde damals wie heute Ins Feld gefClhrt, dass mit dem Pro- Im Sinne der Mehrheit der Kommission den Entwurf des Bun­
por.z nicht me~r die fähigsten Männer des Landes Ins· Pllrla- desrates zur sog~nannten Quoten~lnitlatlve zu unterstützen, · 
ment gew~lt worden, sondern bloss Partetenvertreter. Ge- also die lnltlatlyeVolk'und Ständen, zur Ablehnung zu emp-
nau die gleichen Argumente spielen heute bil der Auseinan- fehlen und somit auo_h die Anträge der Minderheit 1 (Gross · 
ders~ung um die Frauenquote wieder: Es gehe nicht um Andreas} und der Minderheit II (BOhlmann} abzulel')nen. 
das Geschlecht, sondem nur darum, dass die Besten ge- Für unsere Haltung ~eht.klarim Vordergrund, dass die Wahl- · 
'wählt wCtrden - als ob wir In unsl:lr8m lande nlcnt gehOgend frelheit . nicht · In solch Obermässiger Weise eingeschränkt 
hochqualifizierte, ~e Frauen hättenl . · ·· . . , werden darf; Die abgegebenen Stimmen von aorgerlnnen 
Bis 1971, weit länger all:l In unseren Nachbarstaaten, hat sJQh .· und BOrgem hätt~n,<je nachdem, ob die Stimmen Kandidatin­
In der. Schweizer Bundespolitik der uneingeschränkte, hun- nen' oder Kandidaten gegeben worden, nicht mehr dasselbe 
dertprozentige Männerbon1,1s halten können; Noch heute pro- Gewicht Gewählt waren somit nicht Jene Personen, ~lche , 
filieren Männer.davon, obwohl der Männerbonus bekanntlich · auf ihrer Liste die hö_chsten Stimmenzahlen -erreicht hätten,· 
nie als solcher erwähnt wird, weil er noch Immer mehr oder sondern Jene, welche nach den Regeln' der Ergebnisquoten 
weniger die Normlliltät darst,ellt. Wenn Jetzt Männer Platz ma- das richtige Geschlecht ausgewiesen. hätten. For die CVP- · 
chen mOsseli, dann wird vqn Diskrlmlnierung oder von «ex- Fraktion. sind, daher solche. Ergebrylsquoten, welche den 
cJusion» :- z. B. durch Herm Back - gesprochen. Das Pan- Wählerwillen massiv einschränken, problematl$ch. . · ·. 
dant zu diesem hundertprOzentlgeri Männerbonus war bis Auf der anderen Seite findet sich unsere Fraktion auch nicht 
1971 der hundertprozentig'e ·· Frauenmalus, welcher · die damit ab, die Quoten-Initiative als MaxlmaHorderung eln~ch 
Frauen von der Bundespolitik ka~rlsch. ausg.i,tossen abzulehnen. Das Anilegeri ist •ts• und·g•Hschaftspoll-­
hat. Dieser Frauenmalus haftet den Frauen auch heute noch tlsch zu wichtig. Wir sind der Auff~urig, dass die Förderung 
weit•mehr an, als eben viele zugeben 'wollen, und dies, ob- . ·der Frauen Ins Pfllchteoheft einer Partei gehört. Dabei geht · 
wohl die Frauen mit grossen Anstrengungen und gegen viele · es darum, die Chancen einer Wahl zu verbes$em, nicht aber · 
Hindernisse diesen Frauenmalus abzustreifen versuchen. darum, eine Wahl Im voraus zu garantieren. . • 
Leicht wird es den Frauen dabet nicht gemacht, denn· nach· In diesem Sinne scheint uns das Instrument der Ustenqµote, 

.. wie vor. werden männliche Macfitmonopoie auf . vleHäitlge wie es heute mit dem Entwurf zu·. einem Bundesbeschluss 
Art- durch Vereine, durch Verbände, durch die Wirtschaft, · Ober die Einführung von Frauenmindestquoten auf National­
durch flnanzlelie Zuwendungen usw. - protektionistisch ge- • ratswahiiisten 'als indirekter Gegenentwurf zur Diskussion 
sct:iOtzt. Doch paradoxetWeise werden heute einmal mehr die steht, 'Elin zwec~iges 1.,1nd vertretbares Instrument zu 
Frauen denunziert, weil sie angeblich.vom Frauenbonus, von sein. Warum? Ei,. geht .hier nicht um -Sitzqupten bzw. um Er- , 
Frauenförderung, profltieren'können. Pas GeschlectifdOrfe gebnlsgarantien, sondern um _eine Quote. für Wahlvor­
keine Rolle spielen, n_ur die Befähigung, dies wl.rd Ins Feld ge- schläge; qies.e soll fOr eine befristete Zelt verbindllch erklärt 
fOhrt, um·den Vormarsch und den gerechten Anspruch der ,.werden. · 
Frauen auf .bessere Vertretung zu unterbinden. Potentielle . .Fazit: Dieser Eingriff kann bei einer GQterabwägung zwl· 
Quotenfrauen werden mit diesem Titel zum voraus disquallfi~ sehen der demokratischen Wahlfreiheit und dem Gebot der 
. ziert, ja es wird Ihnen damit gar oft der G~raus gemac~. Und Repräsentativität sicher vertreten werden: · 
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Namens der CVP-Fraktior\ bitte Ich Sie, im Sinne der Mehr- Ich. weiss aber, nachdem Ich jahrelimg nie gewählt worden 
heit der Staatspolitischen Kommisslqn, den Entwurf zu einem bin, dass Ich inzwischen glanzvolle Resultate erreicht habe, 
Bund0$beschluss über die ElnfOhrung von Frauenmlndest.- weil die Wählerinnen uhd Wähler entdeckt haben, dass Ich ja 
quoten auf Natlonalratswahlllsten zu unterstützen. auch noch sachpolitische Arbeit geleistet habe und viell13icht, 

was welss Ich, so schlecht gar nicht bin. Mindestens vertraue 
Zwygart Otto (U, · BE): Die LdU/EVP-Fraktlon lehnt die Quo~ ich meinen Wählerinnen und Wählern, dass dies der Grund 
ten-lnltiatlve ab. Quoten sind ein Hilfsmittel, wenn sie aber Ist, dass sie mir die Stimme geben - oder eben auch nicht! , 
zum Selbstzweck werden und sich verselbständigen, können · Herr Steinemann hat Angst vor unfähigen Frauen. 123 Jahre 
sie sich als Bumerang erweisen. In diesem Sinne sehen .wir hat die Demokratie überlebt IT)it fähigen, aber sicher auch mit 
diese Initiative. · weniger fähigen oder gar unfähig~n Männern. Quoten brin~ 
Die von der Initiative verlangten Ergebnisquoten sind heute" gen uns noch mehr Frauen. Sie bringen uns ganz sicher viele 
in mancher Hinsicht überholt. In einer Anfangsphase können · fähige Frauen. Wir kennen sie Ja weitgehend schon ohne 
sie als "Anschub» sinnvoll sein, um etwas Neues zu begln- Quoten. Quoten bringen uns vielleicht selten einmal auch 
nen. Da kann man sich das als Ziel setzen. Dass sich die an- weniger fähige Frauen oder gar unfähige. Das ist .ein Men­
zahlmässige Vertretung der Frauen im eidgenössischen Par- schenrecht für Frauen und Männer. Das ist halt auch demo­
lament steigert, ist nicht mit «Zwangsquotenfrauen» zu errei- kratisch. Frau allein, da gehe Ich mit Herrn Zwygart nicht ei~ 
chen; Demokratie mit RechenkOnsteleien aufzumöbe.ln ist nlg, macht noch keine Qualität aus. 
letztlich kontraproduktiv. Der Frauenanteil muss natürlich Die Quote ist eine Frage der Gerechtigkeit. Wir wissen es: Es 
wachsen, und das geschieht auch; die Realität zeigt es: Auf gibt mehr Frauen In der Bevölkerung als Männer. In der 
G.emeindeebene hat dies· begonnen; die angemessenen Schule haben wir gelernt, dass das Parlament die Vertretung 
Frauenvertretungen sind vielerorts längst erreicht. Auf Kan- des Volkes Ist. Nun, aber wo Ist denn das Volk hier vertreten? 
tonsebene können wir gleiches erkennen; sehen Sie nur die Ich brauche die Zahlen nicht zu wiederholen. 
Vertreterinnen In den Regierungen! Es wird Immer wieder von Wahlfreiheit gesprochen. Sie Ist, 
Die neue Bundesverfassung Ist mit Artikel 8 Absatz 3 Ober' das Ist eine Tatsache, schon, heute eingeschränkt; denn wir, 
die tatsächliche Gleichstellul'lg letztlich ein viel besseres Mit- wählen Ja bekanntlich entsprechend der Wohnbevölkerung, 
tel als die vorliegende Quoten-Initiative. In dem Sinne kann entsprechend d1,m Parteien, wir wählen nach Wahlkreisen, 
Herr Bundesrat Koller auch ein wenig stolz sein,.dass Wir die-. · nach Kantonen und auch nach Sprachen. Und kein Mensch 
sen Artikel in die Bundesverfassung aufgenommen haben. käme auf die Idee zu sagen, dass unser Regierungspräsl­
Frau sein an sich ist ein Qualitätsmerkmal, Frauen haben als dent in Bern, Herr Mario Annonl - er hat den Sitz des Berner 
Stimmberechtigte die Mehrheit, Frauen müssen nur Frauen · Juras ,Inne-, oder etwa Herr Bundesrat Cottl Quotenmänner 
überzeugen, dass sie Frauen wählen. Falls mit rechnerl- seien. Das sind Kriterien, und es geht heute einfach um ein 
sehen Mitteln ausserhalb des Proporzes Frauen künstlich einziges Kriterium mehr: das Kriterium Geschlecht 
.«gewählt»·· würden, gäbe das automatisch eine Kategorie Herr Bundesrat Koller, Sie bekämpfen diese Initiative. Aber 
„Quotenfrauen». Ist das wirklich das Ziel des lnitlativkomi- Sie erinnern sich doch: Sie würden nicht hier sitzen, wenn Sie 
tees? Eine solc.he Klasslerung In Gewählte und Abgewählte vor Jahren nicht «durch einige Hände» Im Rahmen der 
Ist deniokratiefeindlich und reisst Gräben zwischen den Ge- Landsgemeinde gewählt worden wären. Es brauchte viel-
schlechtem auf. Im übrigen ist dieser Umvertellungsmecha• leicht ein paar hundert. Ich weiss die Zahlen nicht, weil nicht 
n!smus - bei den Grossratswahlen Im Kanton Bern sehen ausgezählt wird. Ich war oft als Gast an der Landsgemeinde. 
wir, wie das funktioniert- in bezug auf die Parteienverteilung Ich selber bin mit Ober 52 000 Stimmen nicht gewählt worden, 
in verschiedenen Ämtern ein höchst problematisches Vorge- und ich muss sagen: Ich finde das gut so. Das ist eben Pro-
hen. . . porz. • . . . .. · 
Ein Wort zur parlamentarischen ln!tlatlve SPK-NR: Es Ist ei- Kein Mensch käme auf die Idee, zwischen Herrn Bundesrat 
gentlich, mehr ein symbolisches Zeichen, das wir setzen, Koller und mir l<ategorien von Bürgerinnen und Bürgern zu 
wenn wir diese Initiative unterstützen. Das Rückzugsgefecht machen. Das ist einfach so, das Ist Demokratie. 
wird längstens von der Praxis überholt sein, wenn es wirksam Es wird Immer wieder gesagt, der Anteil der Frauen nehme 
wird. Die Vorschlagsquoten auf den· Nationalratswahllisten automatisch zu, es brauche dieses Instrument nicht. Das Ist 
im nächsten Jahrtausend sind für die Praxis kaum wirksam, wahr, aber - wir haben es gerade am letzten Wochenende 

· .Jiaben aber im Hinblick auf die nächsten 'Wahlen im Herbst erlebt - der Frauenanteil nimmt eben nicht linear zu. Immer 
immerhin sehr wohl eine gewisse Signalwirkung. Vor diesem wieder gibt es Rückschritte. 
Hintergrund stimmt die LdU/EVP-Fraktlon mit der Mehrheit Ich habe eine wissenschaftlich nicht erhebliche Rechnung 
der SPK. gemacht: Wenn wir davon ausgehen, dass im Nationalrat bei 
Ein wenig belustigt kann man noch einen Blick auf den Stän- jeder Wahl Im Durchschnitt der Frauenanteil um drei bis vier 
derat bzw. auf die. dorthin geschickte parlamentarische lnltla- Prozentpunkte zunimmt, dauert die ganze Geschichte bis Ins 
tive SPK-NR werfen. Die erste parlamentarische Initiative in Jahr 2027. Dann etwa wären es zur Hälfte Frauen und zur 
dieser Sache -- mit gleichem Wortlaut, mit Ausnahme einer Hälfte Männer. Das geht mir zu lange. Das ist eine ganze Ge­
Jahreszahl· - Ist dort hängig. Eine solche Situation gehört neration. Ich möchte die gerechte Vertretung der Frauen sei­
aber wohl zum Zweikammersystem und zur demokratischen her noch erleben. 
Auseinandersetzung. Es Ist auch aus unserer Sicht zu hoffen Die Abstimmung von Bern Ist erwähnt worden. Ich bin schuld 
und anzunehmen, dass die ältere parlamentarische Initiative daran, dass diese Abstimmung stattgefunden hat Ich habe 

· vom Ständerat still in den "Papierkorb» geworfen wird. Im Stadtparlament eine entsprechende Motion eingereicht, 
Wir unterstützen also die parlamentarische Initiative SPK-NR und it::h muss sagen: Ich habe mich riesig gefreut, dass das 
.als kleines Zeichen im Hinblick auf eine sinnvolle Parteien- Stadtparlament dieser Motion zugestimmt hat, denn das war 
auswahl, die auch in Zukunft notwendig Ist. die Voraussetzung dafür; dass das Volk abstimmen konnte. 

Ja, es stimmt: Nur 32 Prozent der Wähler haben mit .Ja ge­
Gelser Barbara (S, BE): Herren Fehr und Zwygart, ich freue stimmt. Aber wir wissen, dass in unserem Land eine Initiative 
mich sehr, mit Ihnen als Quotenfrau zu reden. Ich würde nie- in keiner Gemeinde und in keinem Kanton -beim ersten 

. nämlich .nie hier am Mikrofon stehen, wenn es nicht Quoten Anlauf Erfolg hat. 
gäbe. Ich bin ganz klar eine Quotenfrau - als Folge der Nicht- Erfolgreich aber war diese Abstimmung deshalb, weil nicht 
wahl von Lillane Uchtenhagen zur Bundesr!itln. Damals war nur in der Stadt Bern, sondern Im ganzen Land über die SI­
diese Nichtwahl ein .Skandal. FOr uns war sie aber auch die tuation der Frau eine Intensive Debatte geführt wurde, und 
Chance, uns zu Oberlegen, welche Mittel wir einsetzen soll- zwar Ober die politische Repräsentation hinaus. 
ten. Das war in einer kleinen Sektion der SP Bern-Stadt. Seit- Ein Wort zu den Quoten auf den Wahllisten. Wir wissen: Eine 
her kandidiere Ich ununterbrochen auf Wahllisten mit Qua- höhere Präsenz der Frauen auf den Wahllisten genügt nicht, 
ten. · Auch jetzt bin ich Kandidatin der SP-Frauenllste des die Frauen werden deswegen nicht automatisch verstärkt ge-

. Kantons Bern. wählt. All die bekannten Massnahmen wie das Kumulieren, 
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das Voranstellen, das Ändern der, Reihenfolge; die FraÜen- Rennwald Jean-Claude {S, JU): ~ n'est pas sans hesiter 
listen und die Listenverbindungen: sie alleln genOgen nicht. que j'al d~lde d'apporter monsoutlen'a l'lnitjative populalre 
Als Frau, die in Sachen Quoten auf Wahlll$ten wirklich erfah• «pour une representatlon 6quitable des femmes daris Ies 
ren Ist, sageJch: Jede Wahlkampagne b~ucht .auch noch autorltes f6derales„ que nous examinons aujourd'hul. Hesi­
elne.spezielle Frauenwahlkampagne. Das braucht viel Ener- tatlon provoquee par ~rtalns debats quI· se deroulent .chez 
gie, Viel Phantasie, viel. Zelt und viel Geld.. Und warum nos volslns franvais et au cours desquels des lntellectuelles, 
braucht es die Quoten? Ich will, dass die Frauen die Gerech• .comme Elisabeth Badlnter; s'opposent au princlpe de la pa­
tigkeit haben, sich ausschliesslich auf sachpolltlsche Fragen rite au nom de runlversalite des valeurs contenu8$ dans 1a 
zu konzentrieren. Wir kennen die boppelbeiastung !:!er deolaratlon des droits de l'homme et du cltoyen qt.rl fondent la 
Frauen. Sie Ist hinlänglich bekannt, die doppelte Belastung , Republlque. Ces intellectueHes consld~rent que Ja parite ou 
der Frauen Im Erwerbs- und Familienleben. Wir haben aber , les quotas rlsquent d.e mettre la Republlque en peril; du falt 
auch .eine politischE! Doppelbelastur:ig. Wir machen-serlOse qu'lls vont contrlbLier a lnstaurer une soclete fondee noh plus 

· politische und sachpolltlsche Al'belt, aber. gleichzeitlg mOs• sur la .cltoyennete, mals sur un certaln nombre de commu­
sen wir neben der klassischen Wahlkampagne lrnmer noch .·.. nautes Juxtaposees, car apres les feml')'les, · on verra tour a 
die Frauenwahlka,:np hren: 1,,1nd das. Ist nicht gerecht. · toür les molns.de 25 ans, les homosexuel~, les lmmlgres, 1es: 
Als Mitglied des lnitla es mOQhte auch ich Ihnen Zu, Bretcms,ou encore les Appenzellols demander la parite,au 
stlmmung zur lnlti$ive empfehlen. $$In des institutions politlq1-1es. . . : , 

· En .verite, cette argumentatlo11 ne tlent pas: Ffl effet,,.deux 
. Valh:,nder Dor!Ei (R; AR): Die Volksinitiative basiert 1;1uf dem sl~cles d'universalisme n'ont pas perrnis de sortir d'une situa~ 
Leitbild der .Geschlechterparität Durch konsequenten Aus• tlon humlliante qul conduit de falt a l'excluslqn des femmes: 
schluss der Männer bei den nächsten Wahlen soll erreicht·· ex9'uslon economlqtie, soclale, culturelle et bien sOr polltl­
werden, dass Frauen quasl·parltätlsch In den politischen. Be- . que •. Excluslon qul se manifeste par de plus grandes difflcul- . 
hörden unseres Staates vertreten sind. Wet'lnglelch es sicher . · tes, d'a~ aux responsabilites economiques et politiques, 
zu begreifen Ist, dass viele Frauen ·und· auch Männer ef'.lt• par un degre de formatlon rrioyen molns important, par des 
täuscht darOber sind, dass es so viel Zelt braucht, bis mehr ~res. Interieurs de 30 pour cent. a ce~ de$ liommes, ou 
Frauen politisch aktiv sind, mOssen gegehCiber dieser lnitla- encore par une exposltion plus grande a la precarite et au 
tive gewichtige Vorb$halte angE!bracht werden; · · · chömage. c•~ dlre que ceux qui s'opposent aux quotas, au 
1. ·Eine einseitige Bevorzugung von Rrauen .bis zur Errel- nom des lois de la Republique, s'insplrent essentlellement de · 
chung einer bestimmten Frauenquot.e steht lm Widerspruch 6ßtte fameuse maxlme. d'Anatole Francs, «cette majes­
zur absoluten· Gleichbehandlung der Geschlechter. Man stellt tueuse egalite devant la lol qui perrnet aux riches comme aux 
ein Kriterium In den Vordergrund, nämlich das kriterium des · PQuvtes de dormlr la nuit scius res ponts ... C'est dire aussi 
Geschlechtes, das wir Frauen. selber Immer abgelehnt ha- .qu'avec' 1a domlnatloli sociale, la domlria.tlon sexuelle en ter• 
ben. . . . , .. · . . mes ~oculturels est l'une des princlpales oppressione qui 
2. Dem Parltätsmodell werden alle anderen Grundrechte un- se manifestent au sein de notre· societe. . . · 
tergeordnet. Eine fixe Quotenregelung ·• verletzt . das aktive La' deuxf~e ralson qul me condult a soutenir l'lnitlative po­
WahlFSCht von Frauen und Männern, Indem die Wahlfreiheit pWaire reside dan.s le.fait que la Sui$e est un pays de quo~ . 
massiv eingeschränkt wird: Man kann nur zwischen Frauen.· tas. Le faltquele Jura raste bemPls alt droit.a un siege au 
wählen, bis eine bestimmte Frauenquote erreicht Ist. , Gouvernement beinols .est. un quota;" l'octrol d'au moins un 
3 .. Dle Initiative verletzt auch das passive Wahlrechtder.Män- siege achaque canton pour les electlons au Conseil national 
ner. D,agegen wird regelmässlg vorgebracht, so sei es uns est un quQta; Je fait qu'un' conselller aux Etats appenzellois 
Frauen jahrzehntelang gegangen. Das stimmt schon. Aber · qu uranals a le rn&me pouvolr qu'un conseiller aux Bats 
es darf nicht Qbersehen werden, dass dle Grundrechte lndl- z.urichols, vaudois ou genevois est encore. un autre quota. 
vldualrechte sind. Sie gelten jetzt und In der Zukunft, und wir Tous ces exemples con~isent au plus, haut polnt celut qul · 
dOrfen die Männer jetzt nicht als Gruppe dafOr bestrafen, .. a dit un Jour. qu'II ne c;onnaissait qu'une torrne de quota, 
dass Generationen vor lhnen uns das aktive und passive ·· o'est-a:.cllre les qu~ laltlers; , . 
Wahlrech.t so lange verwehrt. haben. . . • Le Cons~II federal le reconnatt lmplicitement dans son mes-
4. Die Initiative bezeichnet dieses Paritätsmodell als gerecht. sage, mals II ajoute aussitOtque las garantles qul · assurent 
Warum eigentlich? Was soll daran gerecht sein, dass In Zu- aux cantons une representatlon minimale dans les autorltes · 
kunft Männer «verhindert» werden? Was soll an. einer lnitla- · ont des orlgln'es hlstorlques qul pulsent leurs racines dansJe 
tlve gere.chf seJn, die 0Qer die einseitige Bevorzugung von · · föderalisme. C'est possible, mals Je dois aW!9i dedulre de tel­
Frauen die. StlmmbOrgerlnnen und Stimmbürger dazu zwingt, las affirrnatlons- que, pour le Conseil ~eral, quelque mllliers 
ein bestimmtes gesellschaftspo,lltlsches Leitbild zu verwlrkll-, d'hommes appenzellols 'ont plus de valeur qua plusleurs cen­
chen? Wer sagt denn, dass die gesamte AktlvbOrgerschaft talnes de mllllers de femmes .zurichoises, vaudoises ou ge­
elnes · Kantons· z .. B. nach · c;liesem Modell vertreten . sein .nevolses, et cela n'est pas admlsslble, 
möchte und muss? Enfln, je motlve rrion SOutlen a l'inltlatlve populaire parce que . 
5. Die .Initiative basiert auf einem .wesentlichen Irrtum:. Sie la sous-representation des femmes dans 1es lristances pollti·. 
verwechselt Chancengleichheit mit rigoroser Ergebnlsglelch- ques sulsses est l'expresslon d'u.n rrial, beaucoup plus pro­
heit, und dies erst noch auf Dauer~ Zu fordern Ist, dass fond. Le Conseil federal nous dlt, par exemple, qu'en Hol­
Frauen und Männer die genau gleichen Chancen haben, ge- lande et dans les pays nordiques, ou ·1es femmes sont en 
wählt zu werd.en. · Um diese Chancengleichheit herbelzufOh- mellleure positlon sur le'plan polltlque,. II n'exlste pas"de quo-. 
ren, . kann es auch notwendjg sein., Frauen vorObergehend tas. C'est vral, mals II faut'preclser qua cette position decoule 
besonders zu fördern. Natarllch bezwecken solche Förcfer- en bonne ~artie dU fait qua, 'dans ces.pays, la llberation so.­
rriassnahmen andere Ergebnisse. Solche Förderrnassnah• clal~ des femmes est blen plus avancee qu'lcl. Elles ont blen 
men können sogar weitergehen, als es ~ur Herstellung c;ler . sOr eu le droit devote blen avant les femmes sulsses, et alles• 
Ch$ncenglelchheit vordergrOndlg nötig 2:u sein scheint Das ont, une assi.irance-matemlte depuls blen longtemps. Mais 
allein mschtsle noch'plcht verfassungswidrig. Dagegen sind ces pays connalssent aussi le conge. parental; des creches 
diejenigen· Fördermassnahmen verfassungswidrig, die den· plus nombreuses et de meilleure qualite, une organlsatlon du 
Grundsatz der Verhiiltnlsmässlgkelt grob verletzen. · travail plus propice l une mellleure repartltlon des täches en• 
Genau daran krankt aber die vorliegende Initiative. Sie wflf tre hornmes et ferrimes. Enfln1 dans ces pays, la duree du tra• 
die Rechte der tJ!änner·. al)f Dauer aushebeln, Sie ·rst ener. vall est molris longue que chez nous. D~ lors, tant que nous 
glsch abzulehnen. • · . . n'aurons pas attelnt ce degre de· llberatlon soclale, pour les 
Hingegen verdient die Quotenregelung .fOr die Nationalrats- femmes comme pour les hommes, la mlse en oeuvre de quer 

• wahlllsten dl&volle Unterstatzung, denn sie entsprlcl)telner tas nous paran lncootoumable. ·. · 
Frauenförderrnassnahme a!Jf Zelt, die Im ernklang mit den J'almerals enfln dlre aux hommes qul ont peur de cette lnitla­
Grundrechten steht · · tive, qu'lls n'orrt P8:3 trop de soucl a se fair~. En effet, gräce 
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atl flfty-flfty qua. preconlse !'initiative, lls ne se retrouveront ja-· 
mais dans la sltuatlon que les femfl\8S connalssent depuls 
des dbnnles, pour ne pas dire des.~iecles et des millc§nai-
res. .. , 
Je vous invlte, par consc§quent, ä soutenir !'initiative popu­
laire, ou du .molns le contre-projet de la minoritc§ 1. 

Teuscher l=ranziska (G, BE): Gestern. haben wir uns von ei­
nem Quotenmann verabschiedet. Erinnern Sie sich? Wir ha­
ben uns nämlich von Bundesrat Cotti als Tessirier und CVP­
Vertreter verabschiedet. Er Ist gleich ein zweifacher Quoten­
mann; Barbara Geiser hat das bereits vorhin erwähnt. Das 
QuotE!flmandat des Berner Regierungsrates Maria Annoni ist 
sogar in der kantonalbemischen Verfassung verankert. Hier 
heisst es nämlich, dass der Berner Jura einen .Sitz Im Regie­
rungsrat hat. Die Schweiz ist das Quotenland par excellence. 
Das . Proporzsystem garantiert, dass Minderheiten einge­
schlossen werden. Der Ständerat Ist ein Kantonsquotengre-
mlum. . .· 
Sie werden jetzt vielleicht sagen, das hätten wir sehen x-mal 
gehört, aber ich· bin. davon überzeugt: Wir müssen dieselbe 
Sache halt zehnmal, ja sogar hundertmal sagen, denn sonst 
geht sie offenbar nicht lri die Köpfe der Herren hier in diesem 
Saal hinein, wie mir die Debatte bisher gezeigt hat. 
Die Schweiz hat es in der Vergangenhl:lit geschafft, Minder­
heiten zu Integrieren. Das ist gut so. Einzig bei der Betem~ 
gung der Frauen In der Politik klappt die Integration bis heute 
nic!lt Bis 1971 galt in der Schweiz eine Hundert-Prozent­
Männerquote. Diese lange Alleinherrschaft der Männer hat 
bis heute ihre Auswirkungen. F0r mich ist es eine Frage der 
Gerechtigkeit, dass Frauen gleichberechtigt an der Politik 
teilnehmen. Seit 1971 ist der Frauenanteil stetig gestiegen; in 
28 Jahren von o Prozent bis auf heute rund 24,5 Prozent im 
Nationalrat und auf 15 Prozent im Ständerat. Wenn es Im 
gleichen Tempo weitergehen wOrde, wäre das Parlament im 

; besten Fall irgendwann weit Im neuen Jahrtausend. gleich­
mässig mit Frauen und Männern besetzt. Die Frauenprllsenz 
nimmt aber nicht einfach von selber zu, wie dies die Wahlre­
sultate vom letzten Sonntag deuUich gezeigt haben. In Zürich 
sank der _Anteil der Frauen im Kantonsrat von 26,6 auf 
25 Prozent, in Luzem von 33 auf 29 Prozent, Im Tessin von 
14 auf 1 0 Prozent. . · · ,, 
Herr Fahr hat vorhin• die enorm hohe Steigerungsrate von 
50 Prozent Frauen bei der SVP in Z0!ich erwähnt. Es gilt, 
diese Zahl zu hinterfragen. Die SVP Ist neu mit 4 Frauen ge­
genüber 60 Sitzen im Zdrcher Kantonsrat vertreten, das ent­
spricht einer 6-Prozent-Vertretung .. ln diesem Fall, Herr Fahr, 
würde ich eher schwelgen, denn dieser Anteil ist beschä­
mend tief. Sie sagten, Frauen In der SVP hätten Quoten nicht 
nötig. Ich bin überzeugt: Die SVP hat im Kanton Zürich nicht 
nur 4 qualifizierte Frauen gegenüber 56 qualifizierten Män­
nern! 
Chiara Simoneschi-Cortesl, Präsidentin der . Eidgenössi­
schen Kommission für Frauenfragen und CVP-Kantonsrätln 
Im Tessin, sagte nach dem Wahlergebnis vom letzten Sonn­
tag: «.Ich bin ob dem Ergebnis erschrocken, es ist ein Deba­
kel.» Wahrlich, eln Debakel, aber der beste Beweis dator, 
dass es Quoten-braucht! Die Quoten-Initiative ist ein effizien­
tes Instrument, um den Frauen In der Politik gleichwertig Ge­
hör zu verschaffen wie den Männern. Die Quoten-Initiative 
fordert nur eine angemessene Vertretung der Frauen In den 
Bundesbehörden; Quotenregelungen bedeuten keine Bevor­
zugungen, sondern sichern Frauen gleiche Wahlchancen -
ein völlig legitimer Anspruch. · 
Von Ihnen Ist heute politischer Wille gefragt; den Beteue­
rungen - «ja, wir setzen uns f0r die Frauenförderung ein» 
usw. - müssen endlich Taten folgen. Ich kann Ihnen ein sehr 
wirksames Mittel empfehlen, welches mit mmdertprQzentiger 
SiQherhelt zum Erfolg führen wird: die Quoten-lnitlative. Denn 
nur damit werden Frauen sicher auch gewählt. Der Vorschlag 
der Listenquote,· wie· sie die Kommissionsmehrheit verlangt, 
Ist ein Mittel, das wenig Erfolg verspricht., 1995 kandidierten 
bereits 35 flrozent Frauen tor das eidgenössische Paria- · 
ment, gewählt wurden hingegen nur 21,5 Prozent. Heute 
geht es um die Grun(Jsafzfrage, wie die politische Macht zwl-

scheQfrauen und Männern verteilt wird; es geht um die Teil­
nahme an der Macht. Daher sctiliesse Ich mein Votum in An­
lehnung an die Oberall . akzeptierte Integration der lateini­
schen Schweiz: moitM-moitic§, Monsieurl 

, , 

Genne.r Ruth (G, · ZH): Beide Geschlechter gleich zu behan­
deln bedeutet, Gleichstellungspolitik umzusetzen, wahrzu­
machen. Das Gleichstellungsprinzip ist im schweizerischen 
Rechterstselt 1981 verankert. Während mehr als 120Jah­
ren dieses Bundesstaates erlebten wir eine reine Form von 
Männerbünden. Während vielen Jahrzehnten, Herr Fritschl, 
gab es nichts anderes als einen Wahlstopp f0r Frauen. Inter­
essant ist nur; dass gerade und Insbesondere ~nerbünde • 
die" Quote als wichtiges Gestaltungsmittel ihrer Strukturen 
einsetzen. Quoten dienten und dienen im schweizerischen 
Bundesstaat als Integrationsinstrument. Sie haben sich in 
dieser Form zur Einbindung z. &. der verschiedenen Sprach­
regionen bewährt. Die institutionelle Quote als Möglichkeit 
der Gestaltung von Strukturen· ist also. bekannt und akzep­
tiert - und das als Ergebnisquote und nicht als irgendwelche, 
Vorstellungen Im Kopf. 
Allein bei Frauenquoten kommen wir nun auf Neuland. Das 
traditionelle Instrument für angemessene Vertretungen gilt 
sehr verbreitet in den politischen Institutionen. Wir möchten 
dieses wirksame Instrument nun auch für die Frauenvertre­
tung einführen. Es ist durchaus möglich, dass für gewisse 
Gremien die Quote nicht mehr angewendet werden muss, 
z. B. im Zürcher Regierungsrat - um so besser! Aber wenn 
wir sehen, dass im Zürcher Karitonsrat die SVP einen Drittel 
der Vertretung stellt und dort drin nur 5 Prozent Frauen ver- · 
treten sind, dann ist es ganz klar, dass Frauenquoten wich~g 

· und notwendig sind. · . 
Es ist eine Notwendigkeit, Frau Ducrot, dass wir auch In die 
Kantone hinelnstrahlen; wir können nicht.nur sagen: Ja, es 
hat jetzt schon so viele Frauen hier im Nationalrat, 50 Frauen. -
Wir haben andere Orte in unserem Staatswesen, wo ein ent­
sprechender Frauenanteil genausowichtlg sein wird. 
Grundsätzlich ist festzustellen: Die Forderung nach Quoten 
kommt aus einer Position der institutionellen Schwäche her­
aus . .Oass diese Forderung bei den Starken, ,bei den Mächti­
gen, ankammt, Ist nicht zu. erwarten - Im Gegenteil; w(r ma­
chen uns darüber keine l llusionen. Wenn die Mächtigen näm­
lich dem Instrument der Quoten zustimmen, bedeutet Ihre 
ZUstlmmung nicht einfach ein Entgegenkommen, sondern 
ein Einverständnis zu einer Veränderung und letztlich sogar 
zu Reformen. 
We.nn heute Quoten tor Frauen eingeführt werden,, dann :zei­
gen sie Auswirkungen, nämlich gewünschte Auswirkungen 
dergestalt, dass Ftau~n an der Macht, an den Entschei­
dungsprozessen, partizipieren können. Entsprechend der 

· geschichtlichen Entwicklung sind politl'sche Ämter während 
Jahrzehnten von · Männern geprägt, gestattet und wahrge­
nommen worden. Noch Immer haben diese Ämter ein ent­
sprechend männliches Profil und sind In ihrer Ausgestaltung 
auf männliche Biographien zugeschnitten. Nebst der Einfüh­
rung von Frauenquoten ist deshalb der Umbau der Ämter für 

, eine selbstverständliche Mltbetel1lgung der Frauen entschei­
dend . 

. Die vorliegende Volksinitiative will nicht nur politische Quo- . 
ten - schon gar nicht nur auf den Nationalrat beschränktf -; · 
sie verlangt eine angemessene, eine ausgewogene Vertre-. 

. tung der Frauen in den Verwaltungszweigen, In den Regiebe­
trleben und an den Hochschulen. Der Beschluss betreffend 
Frauenquoten In der Arbeitswelt der staatlichen Institutionen 
ist deshalb bedeutsam, weil der Staat gegenüber der Arbeits• 
weit der Wirtschaft eine Vorbildfunktion übemehmen muss. 
Das Anliegen der Frauenquoten im Arbeitsbereich · ist we­
sentlich von gesellschaftlichen Vorstellungen einer erstre­
benswerten künftigen Aufteilung der Arbeit _zwischen Män­
nern und Frauen geprägt. Wie sollen die bezahlte und die un­
bezahlte Arbe~ zwischen den Geschlechtern verteilt werden? 
Wie schaffen wir die Voraussetzungen dafür, dass insbeson­
dere die Männer ihren Teil der Arbeit im privaten Sektor lei­
sten können? Auch in der Arbeitswelt brauchen wir ein~ri 
Umbau. der Stellenprofile und der Arbeitsbedingungen tor 
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Frauen und 'Männer ~· ~epen de,: Einführung von Quoten! Einfluss n.ehmen und damltdle Politik verändern und die po- · 
Analog der Forderung nach dem Umbau der Amter Ist in der lltlsche Kultur in diesem Lande mitbestimmen können. · 
Arbeitswelt. frauenspezlflschen Anliegen• entgegenzukom• Ich unt.erstOtze diese Jnltlatlve nicht zuletzt auch deshalb, 
men. Grundsätzlich haben Frauen gute Ausblldungschan- weil wir damit aufzeigen' können1 dass es auch Unterschiede 
cen, nicht aber gleich gute·Entwlcldµngsmögllchkeiten Im.Be- zwl$chen POiitikerinnen gibt. Frauen. woUen nicht die besse­
'ruf oder Weiterbildungschancen. Strukturen, welche es er-. ren Männer.werden. Männer sind.auch nicht In jedem Fall die 
möglichen, Beruf und FamHle zu vereinbaren, sind rar oder schlechteren Politiker, aber als Politikerinnen sind sie denk-
oft der privaten Initiative Obertassen. .. 1 .. . • bar µngeeignel . . 
Geben wir den. Männern eine Chanpe, und fördem wir •die Es geht längst nicht mehr um die Teilnahme· von Frauen ·an 
Männerrilögllchke~ imprivaten Sektor, ganz nach der De- der Politik. Es geht um eine demokratlsct,e TeUhabe. Es get,t 
vlse: Frauen, macht Platz am Herd, die Männer wollen ranl um die Durchsetzung e.lnes Rechtes. Quoten· bevorzugen­
Wenn es nicht die Männer dieses Hauses sind, dann Ist es . Frauen nicht einfach, .sondern sie tragen dazu bei, Frauen 

_. eine grosse Zahl der Männer ausserhalb dieser Institution. Oberhaupt zu benlckslchtigen. . •. · · 
Beginnen wir Im staatlichen Arbeitssektor, und stimmen wir Die Volksinitiative, Ober die wir l'!eute befinden, weist In die 
der Quoten-Initiative zul)ch bitte Sie, den Antrag der Mlnlier- . ,richtige Richtung. Meine Herren Nationalräte: Mit den Frauen 
heit II zu unterstOtzen. · · · · Ist zu rechnen, und 19h lade Sie hiermit ein, diese Volkslnitia- · · 

) tlve zu unterstiitzen. Ihr Leben gewinnt dami(an Vielfalt, und 
Sie milssen Ihr Leben nicht mehr nur auf den Bereich der Po-
litik reduzler~n. . · · 

Goll Christine (S; ZH): Standesquoten, Kantonstellquoten, 
Sprachquoten, Parteiquoten: d!e · Schweizer .Demokratie 
kennt das Quotensystem bereits, und auch die Geschlechter- . 
quQte. Ist längst keine Unbekannte mehr. Wer• welss, ge- Steffen Hans.(F, ZH): Wir Schweizer Demokraten teilen die 
schätzte Herten Parlamentarier, vleJlelcht sind Sie bald froh Haltung d~ BuQdesrates zu den beiden hier behandelten. 
und wOnschen sich. die Männerquote herben Geschäften. l)as Ist ein Zeichen dafQr, dass wir durQhauJbe-
Meine Herren; die Machtverhältnisse In Bern sh1d dO\:h glas- reit sind, verriOnftige EntwOrfedes .Bundesrates mitzutragen. 
klar, Nahezu vier fünftel der. Sitze werden von Frauen tie- Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Buridesrat in seiner Bot• 
setzt, nicht nur .lh der Wirtschaft, auch in der Politik besitzen · schaft zur yotl<Slnltiatlve «für eine gerechte Vertretung der · • 
F~en die Definitions- und Entscheidungsmacht. Sie wi~n · Frauen In den Bundesbehörden» zum Schluss kommt, die In· 
es, und speziell Sie vlellelcht auch, Herr Frltsehi: die Krise der . ltiatlve sei ohne Gegenvo~chlag abzulehnen. In seiner frO­
neunziger Jahre wurde auf Kos_ten der Männer saniert. Män~ heren Ste,llungnahme z~r ~rlamentarlschen Initiative «Frau­
ner sind Doppelverlierer, denn sie wurden nicht nur zuerst . enquoten fOrN1;1.tlonalratsw1;1.hllisteri» bestätigte er seine Hal-

. entlassen, sondern sie müssen auch noeh,dle Auswi~ngen tung, wonaQh auf elne11 direkten oder Indirekten Gegenent­
der heutigen Sparpolitik ausbaden. ·.· . . . wurf zum Vol!(sbegehren zu verzichten sei. Neuerdings wehrt. 
Auch das wissen Sie, meine. Herren .,. vlellelcht welss. das er sich allerdings nicl)t mehr gegen die.parlamentarische ln­
spezlellHerr Leu: Ihm sollte bekanntsein; dass alle bish.eri- ltlative der Staatspolitischen Kommission, sollten. die beld_en 
gen Armutsstudien in ZOrich, Genf, Bem, Basel, Neuenburg Räte diese ~egelung fOr die Wahlen 2003 und 2007 vorse-
und anderswo . zum· selben Schluss. kommen: A!lelnerzle-· · hen. Wi.r sagen zu beiden Vorlagen nein. . 
hende Mär:mer gehöre11 zu deram stärksten von Aimut be~ • Zur BegrQndur)Q unserer Haltung: Beginnen wir mit einem' 
drohten und betroffenen Bevölkerungsgruppe. Zudem, ge- Rechtsvergleich. Wir blicken. Obe~ die Grenze und beC>bach- , 
schätzte Männer, spezi,11 geschätzter Herr Bundesratl(oller: • ten die Verhältnisse in Europa: Ausser Belgien kennt .keiner 
Auch fOr Sie ist es doch 1:merträgllch, dass die gesellschaft~ der umliegenden europälscheo Staaten eine gesetzliche.Re~ 
lieh notwendige, aber unbezahlte Arbeit wie die Frefwllllgen- . gelung über di.e Förderung einer au~gegllcheneren Vei1re-:. . 
arbeit, die Betreuungsarbeit In der Familie,· auch die Nach- tung von Männern· and Frauen auf Wahllisten. Die nordl­
barschaffshllfe, dass all diese· Gratisarbeit Immer noch fast sehen Staaten haben vergleichsweis1;1 hohe l=rauen~teile Im 
ausschliessllch von Männ_em geleistet wird. Wenn all diese Parlament, Was aber nlt;:ht durch Zwang - wie das hier jetzt 
Gratisarbeit, die Männer heute leisten, 'mit •eingerechnet· erwartet wird_-', sondem mit Empfehlungen, ~mpagnen und 
wOrde, wäre das Brutto$0zialprodukl In-diesem Land minde- Eigeninitiativen der Parteien erreicht wurde. ·· . . .. 
stens doppelt so hoch. Männer setzen sich seit langem für ·. Wie. hat sich der Europarat zu _diesem Thema .geäussert? In 
ausserhäusliche eitern• und klndergerechte Betreuungsn,o- seinen· Empfehlungen fehlt das Mitte! · der · Ouo~oregelung 
delle vor:i K'mdem ein; sie verlangen unermüdlich sozl~I ab- . zur Erreichung des Zieles -einer tatsächlichen Gleichstellung 
gesicherte Teilzeltstellein. Männer wollen Arbeit; Geld, Macht von Mann und Frau. Wir mOSf,len also feststellen, dass sich . 
und"Zeit umvertellen; sie fordern .eine gerechte demokra.ti- das baabslchtigteVorgehen der Initianten und der SPK nicht . 

. f.P)e Vertretung lri der Politik. _Männer fordern schon ewig . auf eine vergleichbare Praxis unserer Nachbarstaaten ab0 

lange die ihnen zustehenden Hechte. und werden von· uns, · stützen lässt; ·· · · 
den Frauen, Immer wlE/Cler nur an Ihre Pflichten erinnert •. Lassen Sie mich nocti einlge spezielle FeststeUungen anfLI-'. 
Geschätzte Herren Nation~lräte, Herr Bund$$rat: . OenkE;ln gen: Die Parteien ..;. das wurde hier schon gesagt-, auch die 
Sie doch zur Abwechslung wieder einmal mit umgekehrten . Frauen , in diesen Parteien, welche die vorgeschlagenen 
Vorzeichen! Dadurch werden die. herrschenden Machtverr _ Massnahmen befürworten werden, haben es.schliesslich In 

· hältnlsseentlarvt. · . . der Hand, Ihre Wahllisten 1999 sQzu gestalten, dass.der ge-
Es gibt versehlederie. lnsirumente zur Veränderung t;lleser ·wünschte .Frauehantell erreicht oder sogar Oberschritten·· 
Herrschaftsverhältnisse: Ein 80lches Instrument helsst Quo- wird. · · · 
~enregelung. Vleileicht haben, Sie es bereits vergessen, aber Well'sich bei bestimmten Partelen sehr oft gar kelrie frauen 
die· Entstehung der Völkslnitiatlve, Ober. die hier deQattlert für eine Nationalratskandidatur finden lassen, mOsste zur Er-

. wird, ist kelo Zufall. Im März 1993 standen Tausende auf dem i relchung der vorgeschlagel:len · Quote zum Mittel des Kumu­
Platz vor diesem Haus und gaben ihrer Wut .. und Enttäu- lierens gegrjffeh werden." Nun wissen Sie, dass kumulierte· 
schung, aber auch lhrem Mut µnd ihrer Kraft Ausdruck. Viele · Karidldatena priori bevorz1.1gt werden. Um eine solche Be­
Herren hier In.diesem Saal ärgerten steh damals, als der Sou. · vorzugurig von kumußerten Frauen zu verhindern, mOssten 

1 verän. vor der Tore sµmd „ wlEit es Frau Stamm seinerzeit alle Kandidatinnen · und Kandidaten auf der Uste kumuliert 
ausdrückte. · . . werden, was ein wahlpoliti$cher Unsinn Ist. Kleine Kantone 
Ich unterstertze die Quoten-Initiative .als ein Mittel zur Verän- mit• weniger. als fünf Sitzen Im Nationalrat haben s_lch gegen 

· derung, weil durch öffentliche Diskussionen das Be~eln die vq_rgeschlagene Quotenregelung auf· den Nationalrats­
weiterer Kreise der eevölkerung verändert wird: Ich unter• - , Wahllisten ausgesprochen, denn dort wird der Spielraum fOr • 
stOtze diese Initiative, ~II sie das Selbstbewusstsein von . die Listenplätze völlig efngeschrlokt, . . . · 
Fr~uen stärkt, wenn sie sich für das berechtigte Anliegen po- Noch eine Bernerkt,mg zu allfälligen wirtschaftlichen Auswir• 
Jitlsch engilgieren. Ich unterstertie. tliese Initiative,, weil mit kungen. Wer erfolgreiche Leistungen erbringen muss - das 

. Quotenregelungen mehr Frauen auf politlsche Entscheide gilt jetzt Insbesondere ·fi;ir c:lle früheren Regiebetriebe des 
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Bundes, die teilweise oder ganz privatlsjert wurden und in der 
Initiative erwätmt sind -, dem darf im Personalbereich die 
Auslese der besten Frauen oder der besten Männer durch 

· solche Zwangsmassnahmen nicht eingeschränkt werden. 
Wie vertragen sich aber die Vorschläge mit der Verfassung? 
Meiner Meinung nach sind Quotenregelungen vertassunQS­
wldrlg, und zwar weil sie eine am Kriterium des Geschlechtes 
anknüpfende Bevorzugung von Frauen bewirken, den ver­
fassungsrechtlich garantierten Anspruch auf Gleichbehand­
lung einschränken sowie das passive Wahlrecht.und die Ver-
einsfreiheit tangieren; · . 
Der freiheitliche Staat erreicht politische Ziele ohne Zwang 
und ohne zeitliche Beschränkung der verfassungsmässlgen 
Grundrechte. 
Ich bitte Sie, die Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen 
und die parlamentarische Initiative SPK-NR abzulehnen. 

von Feiten Margrith (G, BS): Als Mitglied des lnltiativkomi­
tees • der eidgenössischen Votk!;inltlative „fQr eine gerechte 
Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden», kurz Qua: 
ten-lnltiative, bi~ Ich Sie, diese .Volksinitiative zur Annahme 
zu empfehlen. . · . 
Nach Abschaffung des Männerstimmrechtes zugunsten· des 
allgemeinen Erwachsenenstimmrechtes im Jahre 1971. hät• 
ten die Chancen von,Männem auf ein öffentliches·Amt rein 

. rechnerisch massiv sinken sollen. Nichts dergleichen ist pas­
siert. Die masslose Männerquote in den gesellschaftspoli­
tisch relevailten Bereichen Ist kaum zu knacken. Bei den 
Wahlen spielt der Männerbonus so zuverlässig wie eh und je. 
Statistiken Ober die Nationalratswahlen 1995 belegen, dass 

· Männer, die sich zur Wahl stellten, genau doppelt so grosse. 
Chancen hatten, gewählt zu werden, wie Frauen, die sich um 
das gleiche Amt bewar,l:len. Was die Männerchancen ~trifft, 
ist die Tendenz steigend, wenn man auf die Wahlen von letz~ 
ten Sonntag abstellt 
Eine Korrektur der masslosen Männerquote Ist also dringend 
notwendig. Die Quoten-Initiative will . Frauen nicht bevorzu- . 
gen. Sie will lediglich Chancengleichheit sichern. So wie 
heute im Bundesrat und im Bundesgericht darauf geachtet 
wird, dass die Mitbürgerinnen und Mltbllrger aus der Roman, 

, die und aus dem Tessin angemessen vertreten sind, so Wie 
das Proporzsystem eine angemessene, Volksvertretung ga-

. rantiert, so soll auch das Geschlecht, das wichtigste Struktur­
kriterium unserer Gesellschaftsordnung, von demokrati-
schen Regeln erfasst werden. . 
Demokratie heisst Herrsctiaft des Volkes Ober sich selbst. 
Demokratie heisst nicht Herrschaft einer Minderheit über die 
Metirheit der Bevölkerung. Wir wollen nicht länger warten, bis 

' die bestgeschützte. Minderf:lelt dieses Landes, Männer mit 
Schweizer Pass, ihr MacHtmonopol freiwillig aufgibt. Da 
könnten wir bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag warten. 28 

. Jahre nach der formalen Umwandlung der «Männerkratie» In 
eine Demokratie fordern wir die tatsächliche Verwirklichung· 
dieser Demokratie mittels Frauenquoten für das Parlament, 
für die Verwaltung, für das Bundesgericht. · 
Mit der Quoten-Initiative wird eine Demokratiereform verwirk­
licht, bei der 54 Prozent der Bevölkerung, die Mehrheit also, 
an politischen Entscheiden adäquat betelligt werden. . 
Eine Tesslner Studie hatte im letzten Herbst vorgerechnet; 
dass die Gleichberechtigung in der Tessiner Legislative erst 
Im Jahre 2251 erreicht sein wird, wenn es Im Schnecken­
tempo der vergangenen Jahre weJtergehl Am Wochenende 
schrumpfte der Frauenanteil In der Tesslner Legislative von 
12 auf 9 Frauen. Die errechnete Jahreszahl muss jetzt wohl 
um ein paar Jahrhunderte nach oben korrigiert werden. Die 
Verhältnisse auf Bundesebene sind nicht grundsätzlich an-
ders. . . 
Gegnerinnen und Gegner der Quoten-Initiative sagen oft, es 
komme doch auf die Qualifikation an, nicht auf das Ge­
schlecht. Da kann ich nur sagen: Ja, richtig, es kommt auf die 
Qualifikation an. Die mlttelmässigen Männer In den Behör­
den müssen durch qualifizierte Frauen ersetzt werden. Die 
Quoten-Initiative wird zu einer Qualitätssteigerung in der Tä­
tigkeit der betroffenen Beh,örden fQhren •. Nicht weil Frauen 
grundsätzlich intelligenter und tüchtiger sincJ als Männer, 

sondern weil zu viele Inkompetente und ineffizien~ Mänper 
in den Gremien sitzen. Die Quoten-Initiative wird die Konkur­
renz unter den Männern ankurbeln. Das kann ja wlrkllch nicht 
schaden. · 
Ich bitte Sie, zur Quoten-Initiative ja zu sagen. 

Keller Christine (S, BS): Wie viele der Frauen hier drinnen 
begleitet mich die Quotendiskussion bereits.einen grossen 
Tell meines P')litischen Lebens. Bereits im Jahr 1990 ist ja 
der Bericht der Eidgenössischen Kommission fQr Frauenfra­
gen zur politischen Repräsentation der Frauen In der 
Schweiz mit dem Titel «Nehmen Sie Platz, Madame!» .er­
~ienen. Schon daraus ging hervor, dass die Frauen noch 
In allen Parlamenten stark untervertreten waren. In der Zwi­
schenzeit ist der grosse Durchbruch mitnichten erzielt w.or­
den, auch wenn wir demnächst stolze zwei der sieben Mit­
glieder des Bundesrates stellen wetden. Der Frauenanteil Im 
Nationalrat beträgt knapp 25 Prozent. 
Die Erfahrung lehrt uns somit, dass die Beseitigung des Miss­
standes nicht etwa dem Zeitablauf überlassen werden·kann. 
Uns Frauen wir.d ja 9ft Langmut nachgesagt, aber unsere Ge­
.duld hat ihre Grenzen. Der genannte Bericht der Eidgenössi­
schen Kommission für Frauenfragen hat auch die oft gehörte 
Meinung wjderiegt, das Problem liege darin, dass sich zu we­
nige Frauen fQr ein politisches Mandat zur Verfllgung stell­
ten. Vielmehr hat er nachgewiesen, dass die kandidierenden 
Frauen tatsächlich die schlechteren Wahlchancen haben. 
Auch bei den letzten Nationalrt:Jtswahlen hatten die kandidie­
renden Frauen nachweislich $chlechtere Chancen. 
Schon der Bericht aus dem Jahr 1990 · hat deshalb als effi­
zientestes Mittel zur Beseitigung der Untervertretung der 

· F1auen die Frauenquoten genannt und damit mich zu einem 1 

entsprechenden Vorstoss Im Parlament des Kantons Basel­
Stadt animiert. 
An anderer Stelle wird das Instrument der Quotierung bereits 
diskl.lfiert oder schon seit langem angewendet, wie etwa In 
Teilen des öffentlichen Dienstrechtes, bei der Besetzung von 
Universitätsstellen und bei ausserparlamentarischen Kom­
missionen. Die Grundlage für Frauenförderungsmassnah­
men, wie die Quotierung eine Ist, findet sich in Artikel 4 Ab­
satz 2 der. Bundesverfassung. Die$er Artikel erhebt. die 
Gleichstellung von Frau und Mann zum Verfassungsziel. Er 
statuiert eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur Schaffung 
der mat~rlellen Chancengleichheit - ein gleichrangiges Ver­
fassungsziel also, Frau Vallendar, wie die Wahlfreiheit. 
Quotenregelungen sind deshalb auch aus verfassungsrecht­
licher Sicht iulässig, wenn · sie verhältnlsmässig sind. Die 
Quoten-Initiative kann deshalb verfassungsmässig umge-
seJz;t werden. . .. 
Die Frauenquoten sind also überhaupt nichts Neues, rilchts 
Revolutionäres, sie sind Rechtsinstrumente zur Bewältigung 
sozialer Konflikte und als solche Ausdruck eines zeltgemäs­
sen Gleichheitsempfindens. Vorschriften wie quotierungen 
dürfen nie isoliert dastehen. Ein ausreichendes und qualitativ 
hochstehendes Angebot an fan,ilienergänzender Kinderbe­
treuung muss z.B. Frauen·mit Kindern überhaupt die Mög-
lichkeit geben, ein politisches Amt anzunehmen. · 
Di~ ganz spezifischen Erfahrungen und Werte der guten 
Hälfte unserer Bevölkerung fehlen nach wie vor weitgehend 
In den politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsgre­
mien in unserem Land, so wie die aridere Hälfte Im Alltags­
bereich, zu Hause, bei der Kinderbetreuung, weitgehend ab­
wesend ist Nur mit der gleichberechtigten Teilhabe beider 

. Geschlechter in allen· gesellschaftlichen Bereichen kann die 
bestehende Aufteilung•in eine Männer- und in eine Frauen­
welt überwunden werden. Dies wäre für uns alle, Frauen und 
Männer, eine Chance. Nur sc, können die drängenden gesell­
schaftlichen und politischen Probleme unserer Zeit gelöst 

· werden. Dazu braucht es nämlich alle. 
· 1ch bitte Sie also, die Quoten-Initiative z'u unterstützen. 

stamm Judith (C, LU): Auch Ich unterbreite Ihnen noch ei­
nige Argumente, die es Ihnen erleichtem sollen, der Volksin­
itiative .«für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bun­
desbehörden» zuzustimmen. Sie haben sie alle schon ge-
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hört, aber ich halte es rrilt Franz_lska Teusch&r: Wir mQ~en . Wallls. Wer wie Berichterstatter Fritsohi Quoten in die vorde­
sie Immer. und Immer wieder wiederholen. . mokratlsche Zeit verweist, hat eben von Deniokratle nicht viel 

. Quotenregelungen dienen Jm allgemeinen dm;u, Mioderhei- begriffen. .· . . · . , ' . 
ten zu einer angemessenen Vertretung in Gremi~n zu verhel- Nicht zuletzt Ist auch Bun'desrat Cottl ein zweifacher Quoten­
fen. Frauen sind zahlenmässtg keine Minderheit, aber. sie · r\iann. Er Ist als Tesslner und CVP~Mann Bundesrat es 
werden politpsychologisch noc.h als Minderheit behfillldelt' kommtjf;I, auch niemandem In den Slrm zu behaupten, dass 
Möchten Sie ein Beispiel? Nach der Wah)\fOn Ruth Metzler Bundesrat Cottl deswegen dem Tessin schadete. Genauso · 
in den Bum:.tesrat gab es doch w.lrkllch solch$,' die meinten, schaden Quotenvorschriften den Frauen nicht; auch wenn 

· damit sei die Frauenfrage fQr deri Bundesrat jetzt wirklich ge- dies Immer wieder behauptet wird. Wenn dem· 59 .wäre, wQr­
. löst Dem Ist aber nicht sol Wir wollen im BundesratJa nicht den vielleicht heute bOrgerllche Votanten,für die Quoten-In~ 

ein!:t Zwelervertr~t1,1ng y.,Je d.ie W~tschwetz, sonderr1wlr wol~ . • ltiat!Ve plädierenl . · . 
len -- bezogen auf unseren Anteil an der Bevölkerung - min- Herr Steinemann, ,es geht nicht um reine Frauenförderung, 
destens drei oder vier Frauen Im Bundesrat. Weil wir das In Sie bekl~glj:ln., dass die Quoten~lnitiative eine reine Frauen~ 
allen Bundesbehörden wollen .,., einen gerechten Anteil, eine förderung sei. ~ geht auch um Männerförderung, nämlich 

, gerechte Vertretung,.,., benötigen wk dafQr vorläufig; sct'wl- dar.um, die Einsicht .zu fördern,· dass nur eine glelchberech­
dersprüchlich das tönt, noch tlas Instrument für die Minder- tlgte Vertretung In politischen Gremien einer echten Demo-

. halten; nämlich die Quoten. . · '•. · kratle entspricht · 
FOr den Nationalrat gilt das Proporzwahlrecht. Das wurde . Wir Frauen brauchen .wohl noch einen langen Atem - das ist 
auch bereits ausgefilhrt. Das Ist eine gesefZllch festgelegte mir. klar--, bis Artikel 4 Absatz 2 der Bundesverfassung in die, .. , 
Quotenregelung zugunsten kleiner, polltlsct:ier .Grupplerun- Realität umgesetzt 'ist Absatz 2 belhhaltet nämlich nicht nur · 
gen und Parteien .. Da vernimmt rnar1 .dann arh Abend des · die formale Gleichstellung von. Frau und Mann, sondem will, 
Wahisonntags zuerst, wie viele Ul[ltenstlmmen es gibt -- das · dass. die tatsächliche Gleichstellung in der gesellschaftlichen 
sagt aber noch gar nichts aus -, da.nn kommen noch die _Realität erreicht wird. Dies erfordl:lrt klar positive. Massnah­
Blar1kolisten, die Panascfilerstimmen; es Ist recht kompliziert, ·. men zugunsten des benachteiligten Geschlechtes. Quoten• 
Herr Frltschl~ und auch nicht sc transparent, wie Sie behaup- regelungen sind eine. posjtive Massnahme. · 
ten, dass es sein müsste. Plötzlich, und das Ist Ja das Wun• Die Quotenregelung, ,so, wie sie die Initiative fordert, ist na• 
derbare, sitzen dann. Kandidierende kleinerer Parteien Im · tüi'.llch . nicht die einzige Massriahme zur Erreichung der 
Parlament,. die weniger Stimmen hatten · als Kandidierende Glelph$tellung. Solange jed.och . alle . anderen Massnahmen 
grösserer Parteieri. Damit k&tnen wir seit Jahrzehnten um• zusammen das anvisierte. Ziel nicht err_!31cheri, braJJchtes 
gehen und. leben. Das Sehweitervolk hat sein Wahlrecht ;Quoten als Mittel zum J\usgleich der Obervertretung von 
durch Elnfilhrung des f;'ropotzwahirechtes frelwili!g elnge- Männern. .. · · ' 
schr.änkt. es steht uns, 1:fem Souverän, frei, dies auch .Im Hin- So schreibt denn auch die Eidgenössische Kommission für 
blick auf eine gerechte Vertret1,mg beider Geschlechter ln den · Frauenfragen, dass. Quoten die wirksamste, am besten grei• 
Bundesbehörden zu tan JJnd der Quoten-Initiative ZUZL\5tlm- . fende Massnahme zur Erhöhung des Frauenanteils sind. 
men;· .. · .. . . . • · · . . Das kann natOrllcb auch Angst auslösen, und dann kann es 
Es gibfFrauen und Männer, die «Quotenfrauen». als nicht' · .vorkommen, dass man die Initiative ablehnt. Auch die Eldge­
ganz ernstzunehmende Zeitgeriosslnneri betrachten. Aus el- rj.össi~e Kommission für Frauenfragen fordert Quoten als 
gener Erfahrung $8Q8 ich lhnem Meine politische Karriere Ist. Ubergangsmittel. Es geht heute um e,lne wirksame Mass­
gesplckt mit solchen Einsätzen( Wie oft hless es doch: Wir nahme für mehr Demokratie. Wer dies nicht will und .damit 
sollten noch eine Frao haben, machst dU mit? Ich glaube, es seinen Sitz gefälirdet sieht, muss die Initiative· ablehnen. Aus 
hat weder den entspreche,nden Gremien noch' mir gesoha- dieser Perspektive kann Ich die ablehnende Haltung der 
det, dass Ich mich unter.d~m Tltel.«Quotenfrau» politischen~ · SVP-Fraktlon natürlich einordnen und v~rstehen. Die heutige 
gaglert habe. Gerade durch Quoten ,wird das Reservoir der Abstimmung ist eine Frage des polltlsqhen Willens. 
vielen unbekannten qualifizierten Frauen erschlossen; :Es bleibt noch die Frage, ob dasselbe Ziel -- eine gerechte 
Sagen Sie ja zur Quoten-Initiative, damit die gerechte Vertre• • Vertretung der Frauen In Bundesbehörden - nicht auch ohne 

· tung der Frauen lnderi Bundesbehörden $ndllch zur Selbst- Quc:iten erreicht werden. könnte. Nehmen Sie doch bitte zur 
verständllchkelt · wlrdl Ich gehe einig. mit C~clie Bühimann, Kenntnis. dal:IS alle bisher gemachten Erfah

1

rungen weltweit. 
dass.wir sie dann wieder abschaffen, wenn es so weit Ist. belegen, dass nur mit Quoten eine gerechte Vertretang von · 
Wenn Ich früher nach Quoten. gefragt wurde, saglj:l. ich Im- Frauen in politischen Ämtern etrelcht.wird. · . , 
met, das sei dann der letzte Akt der Verzweiflung. Jetzt Ist Sol~ge Frauen nicht entsprechend ihrem Anteil an der sa:. 
eben die Verzweiflung (iber die Untervertretung der Frauen·. völkerung In allen, gesellschaftlichen Bereichen· vertreten 
so weit gediehen. dass Ich der Meinung bin, :wir müssten ja . sind,. sl,rid Quoten . eine· Massnahme, um die konsequente 
zut Quoten~lnitiative ~gen. Ich danke Ihnen. wenn Sie das Glelchstellung von !=rauen und Männero In der Gesellschaft 
auch tun. ' .. · · 1 • · · . . , · zu erreichen, Damit run wir nichts Revolutionäres. Wir erfOI• 

, len . · bloss- den , Glelchsieliungsartikei in der Bundesverlas-
. li0Henstel11 Pla (G, SG):. Als kleines Mädch.~ schon hatte sung. es ist Aufgabe des Parlamentes, die U~etzung der 
ich am Famlllentlsch undJn der Sch~le gelel'llt, dass Ich In el~ · Bundesverfassuni;i zu realisieren. . ' . · 
nem sehr demol<ratlsch.enLand lebe, wo alles so. seine Ge-- Deshalb sollte es logisch sein, der, initiative zuzustimmen. 
rechtlgkeit habe. Doch· wenn Ich tnlr. die Obervertretung der 
Männer in unserem Parlament und In der Regierung vor Au, 
gen führe. dann frage ich mich, ob ich vielleicht doch nicht Ir\ 
jenem demokratischen Land Jebe, von dem In der Schule die 

' Rede war. · , · ' · • 
. Demokratie pel~ eine gerechte Vertretung auch in den Po­
sitionen, wo Entscheide getroffen. werden, in. den Reglen.m­
gen ~nd Parlamenten. Wirbrauch~n pyoten, weil die heutige 
Situation höchst undemol<ratlsch ist. Quote helsst Anteil. In. 
unserem Fall geht es darum; den Obermässigen Anteil an 
Männern in Regierung, Parlament und Bundesgericht zu kor­
rigieren. Frauenquotf3n korrigieren masslose Männerquoten; 
Quoten sind Oberall dort sinnvoll, WQ es urn die. Gewährlei­
stung demokratischer Grundrechte. geht Quoten sind auch · 
nichts Neues. Im Kanton Bern Ist.ein Reglerungssltzzwln-· 
gend filr die französischsprachige Minderheit reserviert. Ahn• 
liehe Regelungen gibt es im Kanton Freiburg und Im Kanton 

Amlllcl1es !3ußelin der Bunifesveniaminlung 

{ 

Lötseher Josef (C, LU): Ich bin mir völlig bewµsst, dass es . 
schwierig ist,· in bezug al.lf dieses. Thema· Veränderungen 
herbeizuführen. Aber vielleicht gelingt es einigen Querden­
kern 1n diesem Saal, etwas Bewegung in diese Diskussion zu• 
bringen. Die Wahlresultate des letzten Abstimmungswochen° 
arides In einigen Ka,ntonen haben mich nämlich zu. einem Be­
filrwörter dieser Quoten-lrittlatlve werden lassen. · · 
AJl!3. Parteien haben die f rauen gern und slnci für melii' 

• Frauen In der.Politik, aber es bleibt bei der Absicht Dia Rea• 
llfät seit letzter Woche verkehrt sich leider ins ~egentell. · 
Ich denke, d~ der Prozess hin zu ~iner elnlgermassen aus­
geglichenen .und die. beiden Geschlechter rep_räsentierenden 
Volksvertretung bes9hleunigt werden . sollte. Wenn der 
Rechtsrutsch Innerhalb der bürgerlichen PartelE:m, Wie letztes . · 
WQChenende geschehen, im selben Ausniass weiter anhält, 

. · wird bilrgerllohe Politik früher oder später zur reinen Männer-
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sache. Da hilft meines Erachtens auch der etwas unehrliche 
Ausweg Ober die Einführung der Listenquote fOr Frauen 
nicht. - Das will ich nicht. 
Der Frauenanteil In politischen Gremien der Schweiz liegt 
nach neuesten Schätzungen bei etwa 24 Prozeht. Dazu el­
:nige Beispiele neueren Datums: In Zürich ging der Frauenan-, 
teil Im P!lrlament zurück, ausser in der CVP, da kamen zwei 
Frauen dazu; Im. Kanton Tessin ging der.Frauenanteil sogar 
um fast einen Viertel zurück; im Kanton Luzern nahm der An­
teil der Grossrätlnnen um 4 Prozent ab - unter den 22 SVP­
Mandaten befindet sich keine einzige Frau; Im Wahlkreis, 
aus dem Ich stemme, wurden alle drei bisherigen und wleder­
ka,ndidierenden, bewährten Frauen der bOrgerllchen Par­
teien, liberale und christllchdemokratlsche, abgewählt. So 
geht das doch nicht. 
Die Frauen sind .ob solchem Wahlverhalten sehr frustriert 

· und nicht mehr bereit; sich bloss als Wahlhelferinnen und Li­
stenfüllerinnen herzugeben; Sie wollen eine Mindestchance, 
auch gewählt zu werden. 
Wir sprechen Immer von Massnahmen für die Frauen, um 
bessere Wahlvoraussetzungen zu schaffen, und trotzdem 
kommen wir In der Frage nicht weiter: Die CVP schrieb be­
reits im Parteiprograrnm 1991-1995: «Die CVPsetztsich für 
eine starke Frauenvertretung in l;len kantonalen und nationa~ 
len Parlamenten und Gremien ein.» Diese Aussage stimmt 
noch heute; 
Wir sollten etwas grosszOglger werden und bereit sein, diese 
von vielen so befürchtete Einschränkung der Wahlfreiheit zu­
gunsten der Frauen zu riskieren. Ich bin sicher, dass das kei­
neswegs zum «politischen Weltuntergang» führt, der von vie­
len Gegnern heute befürchtet wird. 
Wahlfreiheit hin oder her: Zu einer modernen Demokratie ge­
hört die volle Mitwirkung der Frauen in der Politik. Die Frauen 
müssen wirklich Einsitz In die politischen Gremien von Bund, 
Kantonen und Gemeinden nahmen können. Ohne Mitarbeit 
der Frauen können die anstehenden Probleme - Generatio­
nenvertrag, Arbeitslosigkeit, Familienpolitik- nicht zufrieden­
stellend gelöst werden. Ohne eine Mitarbeit der Frauen· fin­
den wir kaum den Weg zu einer nachhaltigen Gesellschaft. . 
Die frühere, sehr bekannte Luzerner Ständerätln, Frau Josl 
Meier, hat einmal gesagt. nach Ihren Berechnungen gehe es 
noch 475 Jahre, bis die Frauen die Untervertretung in der po-

. litischen Szene aufgeholt hätten - dies nach dreissig Jahren 
Frauenstimmrecht. Da müssen wir heute halt ein wenig nach-
helfen! . . 

. Es ist doch nicht wirklich Ihr Ernst, die Frauen so lange war­
ten zu lassen! Wir stecken In einer gesellschaftllch sehr kom­
plexen Zeit, wo wir auf die Erfahrung, die politische Meinung, 
die Mitwirkung, die Entscheidungskraft der Frauen gar nicht 

· mehr verzichten können. Es braucht die Mitverantwortung 
von Frauen und Männern In der Politik zu möglichst gleichen 
Teilen. · . . · 
Stimmen Sie also der Initiative zu, damit Frauen auf bürgerll­
. chen Listen nicht nur willkommen sind, sondern auch eine 
echte Wahlchance erhalten und damit bürgerliche Politik 
nicht zunelnen Männersache wird. 

Dreher Michael (F, ZH): Kollege Lötseher, bekanntlich be­
steht die Mehrheit der Stimmberechtigten in diesem Land 
aus Frauen. Wie kommt es dann, dass offenbar die Mehrheit 
der Frauen die Frauen nicht wählt? Sollte man statt einer 
Quotenregelung 'nicht dazu Obergehen, Bewusstseinsbil­
dungsprogramme - z. B. Ober den Schweizerischen Natio­
nalfonds oder die Pro Helvetla - zu veranstalten, damn die 
frauen die Frauen wählen? 
Das Problem, das Sie anschneiden, geht Völlig an der Säche 
vorbei. Oder irre Ich mich da? · 

Lötseher Josef (C, LU): Sie haben so weit recht; dass wir 
die$e Empfehlung Immer wieder herausgeben, dass Frauen 
auch Frauen wählen sollen, weil sie die Mehrheit haben. 
Dass Frauen eben nicht Frauen wählen, liegt wahrscheinlich· 
daran, dass Männer· auf Frauen. eine.n Immer noch zu hohen 
politischen Einfluss haben. 

Frltschl Oscar (R, ZH), Berichterstatter: Wenn Ich mit einer 
nicht ganz ernsthaften Bemerkung beginnen darf, dann stelle 
ich mifB.efriedlgung fest, dass es auch ohne Quotenregelung 

, gelungen Ist, dass bei diesem. Geschäft über 50 Prozent der 
Voten von.·Frauen .kamen. Dabei sind die grundsätzlichen 
Aspekte Insgesamt recht ausführlich diskutiert worden. Da­
gegen scheinen mir die praktischen Probleme etwas unter­
gegangen zu sein. Darum möchte Ich eigentlich vor allem 
noch etwas zum Problem «Verlust der Transparenz» sagen. 
Aber Ich glaube, vorgängig muss man doch.versuchen, den 
Begriff der Quote etwas Ins Reine zu bringen, nachdem mir 

· scheinen will, als hätte es da und dort etwas Konfusion gege­
ben. 
Eine Quote - das steht in der Dissertation einer Befürworterin 
der Initiative, es ist also keine Parteienbehauptung - ist-ein 
garantierter Anteil, ein vorgegebener Anteil; und bei Ergeb­
nisquoten ist er eben unabhängig vom Ergebnis. Die Quoten 
garantieren einen bestimmten Anteil, wie das Ergebnis auch 
immer ausfällt Ich würde Frau Stamm, wenn ich jetzt auf die 
vorgebrachten Beispiele zu sprechen komme, durchaus zu­
stimmen, dass das Proporzwahlverfahren ein Quotenele­
ment In sich . hat, · aber eben kein Ergebnisquotenelement, 
SQndem - wenn man es Obertragen will - ein Listenquoten­
element 
Wenn. Frau Bühlmann auch das Ständemehr zu den Quoten 
gerechnet hat, dann muss Ich sagen, dass sie gedanklich si­
cher falscll liegt. Wenn. zudem als Argumente von den Befür­
wortern immer wieder Bundesrat und Bundesgericht ange­
sprochen worden sind, dann muss man doch in aller Klarheit 
festhalten, dass es seit dem Wegfall der Kantonsklausel in 
der Bundesverfassung diesbezüglich keine Garantien mehr 
gibt, sondern nur noch angestrebte Zielrichtungen. Von einer .. 
eigentlichen Quote kann also nicht die Rede sein. 
Es Ist mir aufgefallen, dass bei einigen Voten ein recht ag­
gressiver Unterton herrschte, der allein durch die Tatsache 
begründet schien, dass es Leute gibt, welche die Initiative 
ablehnen. Wenn lcll dabei Frau Hollenstein ansprechen darf. 
Sie hat die von mir vorgebrachte These, dass Quoten eigent­
lich einem vordemokratlschen Zustand entsprechen - übri­
gens habe Ich das nicht selber erfunden; einer der Experten, 
Professor Hangartner hat das am 'Hearing deutlich ausge­
führt -, angegriffen, leider aber nur mich als Person diffa­
miert, statt dass sie zur Sache argumentiert hätte. Zur Sache 
habe Ich nämlich gar nichts gehört. Aber Ich gebe zu, ge­
danklich verursacht das auch weniger Unkosten. 

. Nun aber zum Argument des Verlustes an Transparenz: Die 
Experten haben uns das Beispiel des Kantons Solothum vor­
gerechnet. Der Kanton Solothum ,hat sieben Mandate: ein 
Mandat wird von einer Kollegin ausgeübt, sechs von Kolle­
gen. Es müssten also zwei Männer durch ·Frauen ersetzt wer­
den. 
Wie aber gaht man nun vor? Das ist doch das Problem! Es 
versteht sich Ja nicht von selbst, bei welcher Parteiliste dieser 
Wechsel gemacht wird. · 
Tatsächlich gibt es mehrere Möglichkeiten. Im Vordergrund· 
steht ein Verfahren, das den sogenannten grössten Doppel~ 
quotienten ermittelt. Bei jeder Liste .würde folgende ,Formel 

~angewendet: die Summe der Kandidatinnenstimmen geteilt 
durch die Frauensitze plus eins und das Ganze dann wieder 
geteilt durch . die Summe der Kandidatenstimmen geteilt 
durch die Männersitze. Das Resultat wäre, dass der Doppel­
quotient bei der Freiheits-Partei klein wäre, da es dort relativ. 
wenig Kandidatinnenstimmen gegeben hätte. DafOr- so hat 
sich der Politologe sinngemllss ausgedrückt - würde die Par~ 
tei bestraft, Indem Herr Borer gewählt bliebe. 
Anders wäre es bei der FDP und bei der SP. Dort wäre der 
Doppelquotient grösser, und dafür wü.rden beide Listen be­
lohnt, Indem In der FDP, die im ersten Umgang den höchsten 
Doppelquotiemeli hätte, t:terr Kofmel - ich darf jetzt natürlich 
nicht.mehr sagen, dass er «ins Gras gebissen» hätte, poli­
tisch gesehen, obwohl das ein schön grüner Vergleich Ist -
auf Granit gebissen hätte. Das gleiche wäre Herrn Banga bei 
der SP im zweiten Umgang passiert. 
Das Entscheidende für mich ist: Im ganzen gaht .es um Wahl­
korrekturen, die, werin man die Formel einmal begriffen hat, 
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r~tlonal durchaus nachvollziehbar sind, aber· den entschei- nen:. Durch'. eineri' historischen Zufall wurde ich im Mai 1 ~71 
denden Nachu,,11 haben, dass das klare Resultat, das aus der tatsächlich .als el'f:)ter Nationalrat der Schweiz auch von 

. Ume kommt, nur noch • provisoriseh · ist und hinterher am · Frauen gewählt - Obrlgens .an der Ume, nicht an der Lands-
Schreibtisch mit HiHe einer komplizierten Formel das defini- gemeindei Darauf sagte mir der damalige Landammann. und 

· tlve. Resultat auskon'lglert wird. . · . · Ständerat Broger: «Du bist Ja •sowieso nur von den Frauen 
Ich glaube - und fett würde das tOr die meisten Gegner der g~ähltwordenl» Spontan habe Ich Ihm da z~r Antwort ge-
lnltiatlve in Anspruch nehmen -,. di:lSS es beim vorliegenden geben: «Mein lieber Raymolld, pass auf, der Obergang zum 
Geschi\ft nicht einfach um .eine Front zwischen Befürworte- 11/lat~rchat ist nur noch eine Frage der Zeit!» , 
rinnen. und BefOrwortem und Gegnerinnen und Gegnern der · Jetzt aber im Emst: Der Bundesrat hat sich die· Stellung­
politischen Frauerriörderung. geht. - d~ eine solche am . nat:ime zu dieser Volkslnltiatlve. nlchJ leichtgemacht, wie Sie 
Platz ist, das Ist auch meine. Uberzeugung -. sondern dass der ausfOhriichen Botschaft. entnehmen können. Die. Unter-
wir 'uns uneinig Ober die Mittel sind. . · · ··.. · vertretung der Frallen 11'1' den politischen Ämtern ist ein wich-
Pie Quoten entsprechen .Insgesamt einer. lntervehtlonlstl- tlges und em~unehmendes Fakturn. Eine.,Stätkurig der 
sehen Denkweise. Sie verlangen eine Regelung, die. unbe- Partizipation der .Frauen am politischen Entschek:lungsp~­
strittenemiassen Wirkung erzielt - das Ist gar nicht zu be- . zess auf allen Ebenen 'Ist für llnser Land nicht nur gesell­
streiten -, die. aber in mehreren· Punkten den Gedanken der . schaftlich, sondern. auch. In bezug auf die Demokratie von 
demokratischen. Wahl strapaziert. Die andere Denkrichtung gt"össter Bedeutung .. FOrden Bundesrat ist die tatsächliche 
vertraut. hingegen auch hier, stärker auf. das freie Spiel der Verwirklichung· der Chancengleichheit,. d~r Glelchberechti-

. Kräfte, d. h., sie geht.davon ~us, dass eine Partei; welche die gung und der tatsächlichen Gleichstellung von Mann und . 
. Frauenförderung zu. wenig als AnUegen aufnimmt, sich mit Frau denn auch seit Jahreri, Maxime seines gesellschaftspo- . ,, 
derZelt selber Ins Offside stellt. Dass dies ein mühsamerer, Utischen Handelns. .· . , 
langsamerer Weg 1st, bei dem es auch 'ROcl<Elchläge gibt, wie In den 1etzten Jahren haben wir bereits viele Schritte hin zur 
offenbar. bei den ~ntonalen · Wahlen vom letzten Sonntag, . Gleichbe11:!9htigung von Mann und Frau realisiert. Ich IJlöchte · 
,das Ist wqhl durchaus zuzugebe11. Es ist aber ein Weg, von hier nur an das wichtige Bundesgesetz Ober die Glelchstel-
d.em Ich persönlich doch glaube, dass er zum Z~I führt, ohne lung von Frau und Mann erinnern, cfas wir tnltelnan.der erar- .. · 
dass er die Nacht1;3He des anderen Weges aufweist. bettet haben und das. am 1 .'Juli 1996 In Kraft getreten ist. Zu- · 
Damit wiederhole Ich abschliessend den Mvag der Kommis- dem Ist Im Jahr der Verabschiedung der Botschaft zur «lnitia-
sionsmehrhelt; wirsprect:len hier zuerst Ja nur von der Volks- , tive 3. März» cfas Uno-übereinkommen zur Beseitigung Jeder , 
Initiative. Ich bitte Sie, d.ie Volkslnltlative zur Ablehnu'ng zu · Form von Plskrlmlnlen.mg der Frau fQr die Schweiz In Kraft · 
empfehlen und den direkten Gegenvorschlag zur Initiative getrete~ .- um noch ein anderes Beispiel zu nennen .. · ·, 
abzulehnen~ Es handelt.slcl'I 1,1m den,Antrag der Minderheit 1, •· Wir haben kn Bundesrat bei der Bestellung ausserparlamen• · 
welche zwar, eine andere Quote vorsieht, . aber kein grund- tarischer Kommissionen schon vor Jahren eine Quotenrege-
sätzlich anderes System. Dieser Gegenvo~hllig Ist damit lung eingeführt, 1mmerhin eine 30-Prozent-Quote. Ich muss 
nlctq gleichbedeutend mit der parlamentarischen· Initiative rDckbllckend sagen, dass dM eine nötige Einrichtung war, 
SPK-NR, O~erdle wir nachher befinden werden .. · denn diese 30-Prozent-Quote hat den Bundesrat und vor al-

. lern die Wirtschaft, Oberhaupt Clie Verbände In diesem lande, 
Ducrot Rose-Marie (C, FR), rapporteur: Que les femmes , dazu gezwungen', nach Frauen Ausschau zu halten. All das 
solent si:)us-represent6es en politique, je OC!)IS qlie nul ne le · · war sicher wohlberechtigt und legitim. , . · 
nie et que c'est un constat g6n6rai. Mals malgr6 QS la flxation Aber auch ·der gesellsthaftliche Prozess , arbeitet fQr Sie, 
de quotas est probl6tnatlque et le restera,,mäme si eile est li- . · meine Damen Nationalrätinnen; Wenn Ich beiaplel$welse ' 
mlt6e dans fe temps, m&me sl .eile ne s'adresse qu'a une feststelle, dass In meinem Bundesamt für Justiz .der Frauen­
autorit6, m,me. sl eile est amenag6e ~uant aupourcentage , antell Obi:lr 42 Prozent und der Anteil der Akademikerinnen 
de sleges attrlbues. , · , 35 Prozent beträgt und dass In :den letzten Jahren die Zahl 
C'est pour Qa que Je vous demande de, rejeter la proposltlon · der Maturandlnnen In unserem Land grösser war als.die Zahl 
de mlno~ r, qul a 616 refusee en commlsslon par 12 volx der Männer, die dl.e Matura gei:na,cht haben, dann zeigt doch 
contre 6. • 1 . . das. alles, dass ein gesellschaftllcher Prozess im Gang ist, 
Je suls d'accord avec;: Mme "'4aury Pasquler et d'•.es: la ra- der diese l)nterv.ertretung der Frauen In .den polltlschen Äm­
partltion · des ~lus par arrondlssemenf 61ectoral et 6galement . te,n Obar kurz oder lang wenigstens vetklelnem wird, dass es 
ie syliteme proportlonnel sont des tormes de quotas. Ces cri- also ganz ln Ihre Richtung geht. · · . 
teres ont ete fix6s certalnement pour. proteger. les mino~es. Wenn der Bundesrat daher schlussendlich lhll\l lnitlative ab-· 
pour permettre aux reglons minotitalres, aux partls minorlb.lfres · lehnt, dann nicht, weil wir-Ihr Ziel ablehnen würden. Das Ziel 
d'ätre presents .sur la scwne pblitlque, et ce n'est que justice. _ Ist auch das Ziel des Bundesrates. Aber wir sind Oberzeugt, 
las femmes ne sont pas mlnoritaires, on l'a d~, mals cequi dass.der Weg; den die.Initiative wählt, nlcJ,t der richtige Weg. 
me semble problematiquE1, c'est qu'eUes m~nt parfols el• ist. Denn mit der Volkslnltlatlve soll eln1;3 Änderung unserer 
les•m&nes un obstacle a leur engagement en·politique, Ce · · Bund~verfassung In dem Sinne realisiert werden, d~ fOr 
qul .me d6range, c'est qu'II arrive aussl qu'elles font preuve · den Nationalrat, für'den Ste,nderat, fOrden Bundesrat und fOr 
d'(.me grande into16rance.a l'egard.de leul'S consoeurs. Poor das 'Bundesgericht -- und Jetzt sage Ich etwas sehr Wlchti­
cela, II taut que nous nous employlons, Dous femmes, a . ges - auf unb~lmmie Zelt fixe f rauenquoten ~ngefOhrt 
changer les mentalltes en prl9~. La seule solution valable a · werden. Das verträgt sich .nach Auffassung des Bundesrates 
une mellleure r1:1presentation des femmes et des hommes, ce nicht mit anderen grundlegand81T Rechtsprinzipien~ Eine· 
sont des reformes soclales qul supprlment .vralment toutes solch starre, .zeitlich unbeschränkte Quotenregel!Jng lst-;vie 
les dlscrimlnatlons qul empäthent les femmes d'Atre des das Obrigens der· Bundesrat In vollständiger Uberelnstim-
homm8f!I comme les autres,• .. · . mung mit dem Bundesgericht festgehalten hat - .ein unver-. 
Tout en vous recommandant de rejeter l'lnltlatlve du ,3 mars, hältnlsmässlgef Eingriff In das freie und gleiche Wahlrecht al-. 
Je vous fals une petlte recommandatlon que j'adresse non ler BOtgerlnnen urid BOrger; · ' · · . 
seutement a vous tous, mals aussl'a QSW( qul vont priparer Da möchte Ich doch. die Damen In dl.esem Saal, die sich fOr 
les 61ect.lons de cet automne: Mesdames, presen~-vous et die .Initiative engagieren~ noch zu ein,em Gedankengang an• 

, , · soutenez1vous mutuelfementl Messieurs, epousez le combat . regen: Es Ist In einem Rebh~at immer äusserst problema­
des femmes. et modemisez le pays en femlnlsant v.olontalre- . tlsch; wenn man versucht, die eine Ungerechtigkeit durch 
rnentses autorites. . eine. neue auszumerzen .. Genau dM passiert durch dleseri 

Koßer Arnold, B~ndesrat Na~hdem mich Frau Geiser und 
auch Frau Goll pel'$6nllch· herausgefordert haben - . aller­
dings bin Ich offenbar nur ein einfacher; keiri doppelter Quo­
tenmann -, möchte ich doch mit einer wahren Episode begln-
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. unverhältnlsmässlgen Eingriff In die Glelchberechtiguqg und 
In das gleiche und frefe Wahlrecht. . 1 ' . · 

Ich welss sehr wohl: Die Befürworterinn.en werden sagen. · 
· dieses Danken, das der Bundesrat in seiner 8otsi::haft darge- . 
1~ hat und das. dann -: offenbar 'nicht ganz zufällig - zwei 
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Tage später In ähnlicher Art auch vom Bundesgericht emeut 
festgehalten worden Ist, entspreche typisch männlichem 
Machtde.nken. . 
Ich möchte hier. die entscheidenden Sätze des Bundesge­
richtes doch zuhanden der Materialien wiederholen. Das 
Bundesgericht sagt zu Recht: «Die Stimmrechtsfreiheit und 
die Wahlrechtsgleichheit stellen fundamentale Prinzipien des 
demokratischen Staatswesens dar, die nur aus gewichtigen, 
zwingenden GrOnden .eingeschränkt werden dOrfen. Dabei 
muss dem Gebot der Verhältnismässigkeit Rechnung getra• 
gen werden.»· Genau dagegen verstösst diese Initiative. 
Vielleicht noch 8:in Gedanke; Sie werden sagen, das sei ein 
typischer Spleen männlichen Denkens. Aber ich möchte lh· 
nen immerhin zu Bedenken geben, dass wir in ganz Europa 
der einzige Staaf wären, der mit einem derartig unverhältnls~ 
mässigen Mittel In die Rechtsstellung der BOrgerlnnen und 
BOrger eing retten wOrde. 
Geben Sie doch auch, wie dies in den no~hen Staaten 
und in allen anderen europäischen Staaten geschieht, dieser 
genannten sozlalverträglichen gesellschaftlithen Entwlck• • 

. lung eine Chance. Sie arbeitet für Sie. Viele Parteien haben 
schon freiwillige Massnahmen ergriffen; andere Massnah­
men diskutieren Sie noch, zu denen der Bundeskanzler Stel­
lung nehmen wird. Aber auch die ausländischen Erfahrun­
gen·-:- beispielsweise in den USA mit «affirmative actions» -
haben immer gezeigt. dass positive Diskriminierungen für 

lgen, die man fördern will, letztendlich leicht kontrapro­
werden. 

Das sind daher die entscheidenden Grunde, weshall:! Ihnen 
der Bundesrat empfiehlt, diese Initiative ohne Gegenentwurf 
zur Ablehnung zu empfehlen. 

dum, mais qui les obligera, le cas ~eant, a lancer deux re-. 
ferendums contre le m~me texte. Vous avouerez avec .mo1 · 
qua nous sommes dans un systeme qui ne donne pas !'Im­
pression que nous travaillons serleusement · 
Vous dltes vouloir espererque le Conseil des Etats classera 
le premier arr~te s'il traite le deuxieme. Esperons qu'il preci­
sera bien lequel il classera s'il suit cette procedure pan::e qua 
si vous adoptiez le deuxleme et qu'il classe le premier ou ln­
ve~ement, nous serons dans une situation encore plus com­
pliquee. Je .crois que la solution la plus simple serait de ne 
pas avoir de deuxieme artäte federat pulsqu'U y en a deja un 
la qul dlt exactement Ja m~me chose et qui permet d'atteindre 

. plus rapidement l'objectH que vous souhaltez. 
C'est la raison pour laquelle, en tant que responsable des 
procedures de publication et de referendum, pour evlter tout 
malentendu, pour eviter que les citoyens aient le sentiment 
que nous faisons du travail inutile - ce qul n'est pas vrai -, je 
vous recomm~de, m~me sl le Conseil federal n'entend pas 
s'lmmiscer dans ces procedures, de ne pas entrer en matlere 
sur l'inltiat.lve parlementalre 99.403 de la CIP-CN, parce que 
vous avez adopte l'initlatlve parlementaire 98.429 qui . dit 
exactament la m~me chose. Ainsi, vous pourrez atteindre 
plus rapidement le resultat voulu; 

Entwurf 97.031-:- Projet 97.031 

Eintreten ist obligatorisch 
L'entree en matiere est acquise de plein droit 

Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative «fOr eine ge­
rechte Vertretung der Frauen In den Bundesbehörden 
(Initiative 3. März)»· 
Arrit6 federal concernant l'lnltl(ltlve populalre «pour 
une representaUon equHable des femmes dans les au:­
torltes federales (lnltlaUve du 3 mars)» 

Couchepln FranqoiS, chancelier de la Confederatlon: Je 
n'intervlens dans ce debat que sur le probleme de l'initlatlve 
parlementalre de ta CIP-CN portant sur les quotas de listes, 
que certains ont appelee un contre-projet lndirect a l'inltlatlve 
populaire. Sur le forid, le Conseil federal s'est prononse une 
premlere fois en septembre 1998, et il a repete cette fols-cl 
que si le but recherche etait louable, souhaltable et souhaite; 
les moyens proposes ne lui paraissaient pas forcement las Detailberatung - Examen de detail 
meilleurs. C'est une question d'appreciation. II ne s'oppose 
pas sur le fond a cette initiative. parlementalre qul devralt ser­
vir de contre-projet indirect 

· Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung z.um Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de Ja commissiQn 
Adherer au projet du Conseil federal 

Parallelement, et parce que le but recherche est un but sou­
haltable et souhaite, le Conseil federal a pris un certaln nom­
bre de mesures en vue des elections de cet automne, notam­
ment en consacrant un chapltre entier aul< explications destl­
nees aux partis politiques et aux citoyens sur la manillre de 
faire en sorte qu'on puisse ameliorer le nombre des femmes 
elues au Conseil. national. Angenommen -Adopte 
Mais raste le probleme de la forme. Vous avez vote l'annee 
pass~ au mols de septembre un a~te fede'ral, etvous l'avez Art. 1a 
transmis au Conseil des Etats dans l'espoir qu'II approuveralt Antrag der Kommission 
le ml¼me arrl¼te federal. Le but · etalt donc de faire passer cet Mehrheit 
arrAte federal. Vous n'avez pas encore de reponse du ConseH Ablehnung des Antrages der .Minderheit 
des.Etats parce que !'Initiative que vous avez votee est ac-
tuellement pendante devant cette Chambre. - Minderheit I 
Votre commission propose maintenant un nouveau texte QUi (Gross Andreas, BOhlrnann, Fankhauser, Hubmann, Maury 
est absol1,1ment identlque, y comprls le delai.de valldlte, a l'ar- Pasquier, Thanel, Vollmer) · 
rl!te vote le 24 septembre 1998; Le Conseil federal a dit qu'il Abs. 1 · 
ne voulait pas s'immiscer dans la procedure pa~ementaire. Gleichzeitig wird Volk und Ständen _ein Gegenentwurf der 
Cette procedure est reglee par la loi sur les rapports entre les · Bundesversammlung zur Abstimmung unterbreitet 
Conseils, plusleurs intervenants vous en ont rappele les dis- Abs. 2 
posltions appllcables en l'espece. Der 9egenentwurf lautet: 
Mais ces dispositions ne $0nt pas tombees du ciel, alles ont Die Ubergangsbestlmmungen der Bundesversammlung wer-
une ralson d'Atre; L'une de ces raisons d'ätre Interesse dlrec~ den wie folgt geändert: 
tement le chancelier, qul est responsable de la publicatlon Art. 22 Abs. 1 
des lciis et du traitement des referendums. Dans la situatlon Jeder Kanton, mit Ausnahme derjenigen Kantone, die An­
actuelle, j'av9ue ma perplexite. Si vous entrez en matlere sur spruch auf nur einen Sitz haben, wählt bei den Natiqnalrats­
ce contre-projet pour la deuxieme fols, si vous 'l'adoptez, si le wahlen mindestens 40 Prozent Angehörige jedes Geschlech­
Conseil des Etats adhere a votre decislon, le chancelier de la tes. Kantone mit Anspruch auf zwei oder drei Sitze entsen­
Confederatlon se trouvera devant deux arr~ federaux ab- den Angehörige beider Geschlechter. 
solument identiques, aussi blen sur le fQnd que sur la duree Art. 22 Abs. 2 . 
de leur validite, qu'il devra: publler. Cela ouvrlra la posslbllite Die Bundesgesetzgebung trifft Ober die Ausführung dieser 
pour ceux qui ne seralent pas d'accord de Jancer un referen- Grundsätze die.näheren Bestimmungen. 
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Art. 22 Abs. 3 
Diese Bestimmungen bleiben längstens zwölf Jahre. nach der 
erstmaligen Anwendung In Kraft 

Art.1a . 
Proposition de. la commlsiJion. 
Majoritd . . 
Rejeter la proposltlon d.e la mlnorite 

Minoritd I 
(Gross Andreas, Bühlmann, Fankhauser, Hubmann~ Maury 
Pasquler, Thanei, Vollmer) · 
Al1 , 
Un contre-projet de I' Assembleef~erale est soumis slmulta­
nement au vote du peuple et des qantons. 
Al2 . 
Le contre-projet a la teneur:sulvante: 
Les disposltions,transitolres de la constltution sont modifiees 
comme II suit: · 
Art. 22 at 1 · ·. . . 
Chaque canton-, a l'exceptlon des cantons tjUI n'ont drolt qu'a 
un siege, elit lors des electlons au Co.nsell national au moins 
40 pour cent de d~putes de chaque sexe. Les cantons qul ont 
· droit a deux .c,u trois sleges e.llsent des deputes des d.eux 
sexes. 
Art. 22 at2 . 
Les details d'application de ce prlncipe sont r~gles dans la le­
. gislatlon f~erale .. 
Art. 22 al. 3, 
Ces dispositlons restent en vlgueur pendant .douze ans au 
plus apres leur premlere appllcatlon. 

Art. 2 
·. Antrag derKommlsslon 
Mehrheit 
Zustimmung zum Eritwu,:f des Bundesrates 

Minderheit I . .. 
(Gross Andreas, BOhlmann, Fankhauser, HUbmann, Maury 
Pasquier, Thanel, Vollmer) . · .. · . · 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die In- · 
itiative zu verwerfen. und den Gegenentwurf anzum~hmen. 

Minderheit II . , 
(Bühlmann, · Fankhauser,. Hubmann,· Maury Pasquler, .' 
Thanei) · , · . . · .· . , . · . . 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die In-
itiative anzunehmen, ' 

Art.2 
Proposition de la commlss/on 
Majorlts 
Aclherer au projet du Consell ,feqeral 

Frauenquoten· 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote slir l'ensemble, nominatif 
(Ref.: 3008) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Ammann . Schoch; Antllle, Bangerter, Baumann· Alexander, 
Baumberger, Beck, Bezzola,. Blr-1der', Bonny, Borer,. Borto­
luzzl, Bosshan:I, Brunner Tonl, Bührer, Cavadinl Adriario, 
Columberg, Comby, Dettling,. Donatl, Dreher,- Ducrot, Dürik!, · 
Dupraz, Durrerj Eberhard, Egerszegf, Eggly, Engelberger, 
Engler, Eplney, Eymann, Fehr Hans, Fehr Lisbeth, Fischer­
Häggllngen, Fischer,Seengen, Florio, Föhn, · Freund, Frey · 
Claude, Fridericl, Fritschl, Gadlent, Gros Jean~Mlchel, Gros­
senbacher, Gulsan, · Gusset, Hegetschweiler, Helm, Hess 

, Otto, Hess Peter, Hochreutener, Kalbermatten, Keller Rudolf, 
· Kofmel, Kühne,· Kunz, Langenberger, Lauper, Leu, Loeb, 

Maltre, Meyer' Therese, Moser, Mühlemanri, Müller Erich, 
Nabholz, 'Oehrll, Pelll, Phlllpona, Raggenbass, Rattl, Ruck-

. stuM, · Rychen, Sandoz Marcel, Schallar, Scheurer, Schlüer, 
Schmid Samuel, Simon, Speck, Stamm Luzi, Steffen, Stein­
egger, Steinemann, Steiner, Stucky, Suter, Theiler, Tschup­
pert, . Vallendar, Vettern, Weigelt, Weyeneth, Widrig, 
Wi.ederkehr. Wittenwller, Wyss, Zwygari · (98) 

Dagegen stimmen. - Refettent te· pro/et: 
Aguet, Alder, Banga, Baumann Ruedl., Baumann Stephanle, 
Berberat, Bühlmanh, Carobbio, Cavalll, de Dardel, Dormann, 
Fankhauser, Fasel,.,Fässler, Fehr JacqueHne, Gelser,·Gen­
ner, Goll, Gonseth; Gross Jost, G~nter, Gysln Remo, Hae­
ring Binder, Hafner l:Jrsula, Hämmerle, Herczog, Hollenstein, 
Hubmanni Jans, Jaquet, Jutzet, Keller Christine, Kuhh, Lee­
mann, l!.eue,:iberger, Lötseher, Maury Pasquler, Müller­
Hemmi, .Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, Schmid 
Odilo,-Semadenl, Spielmann, Stamm Judith, Strahm, Stump, 
Teuscher, Tschäppät, Vermot, Vollmer,· \'.On Feiten, Weber 
Agnes,, Wldmer,1Zapfl (56) 

Der. Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
· aorel · (1) 

EntschilldlgVabwesend sind":" Sont excusds/absents: 
Aeppli, Aregger,· Baader, Beguelin, Blrcher, Blaser, Blocher, 
Burgener,. Chlffelle, Christen, David, Debons, Ehrier, Frey 
Walter,.Gjezendanner, Grobet, Gross Andreas, Gysin Hans 
Rudolf, HaslerEmst, Heberieln, lm~of, JeanprAtre, lachet, 
Marti Werner, Maspoll, Maurer, Meier Hans, Meyer Theo, 
Ostermann, Pidoux; Plril; Randegger, Rechstelner Paul, Ruf, 
Schenk, Scharrer Jürg, Schmied Walter, Tha,nel; Tschopp, 
Vogel, von Allnien, Weber, Zblnden, Zlegter " (44) 

Präsidium, stimmt hlcht- Presidence, ne vote pas: . 
Seiler Hanspeter (1) 

Minoritd I · . . , . . An den· Ständerat-Au Conseil des Etats 
(Gross Andreas, Bühlmann, Fankhauser, Hubmann, Maury 
Pasquier, Thanel; Vollmer) . 
L'Assemblee f~~~le recommande au peuple et aux oan: 
ton& de rejeter 1'1mtiatlve et d'accepter le ·contre-ptojeJ. 

' 1 ' ., 

Mlnorite II , 
(Bühlmann, . Fankhauser, 'Hubmann, .Maury· Pasquler, 
Than~ . . · . 
L'Assemblee f~erale.recommande au. peuple et 1a:ux can-
tons d'.accepter l'initlatlve. · 
. . ' 

"Abstimmung - Vote · 

· Eventuell -A tltre prellminaire 
Für den Antrag der Mel:litleit 
Für den. Antrag der Minderheit II ' 

Definitiv- Definitlveme~t 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 1 

. ' 

Amtliches. BL!ßetln der BuncleSve1'11811l1111Ung 

·97Stlmmen 
56Stlmmen 

98Stlm~en 
56Stlmmen 
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475 FOr eine gerechte Vertretung der Frauen 

97.031 

«Für eine gerechte Vertretung 
der Frauen · 
In den Bundesbehörden». 
Volkslnltlatlve 
«Pour une representatlon eqult,able 
desfemmes 
dans les autorltes federales». 
lnitlat.lve populalre 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Jahrgang 1898, Seite 1188-Volr ann6e 1898, page 1188 
Beschluss des Nationalrates vom 21. April 1888 
06clslon du Conseil national du 21 avril 1888 

Spoerry Vreni. (R, ZH). Berichterstatterin: Die vorliegende 
Volksinitiative wm nicht nur Chancenglelchhelt fOr beide Ge• 
schlechter gewährleisten; sie will auf Kosten der Wahlfreiheit 
von Bürgerinnen und BOrgem eine zahlenmässige Ge• 
schlechterparität herstellen. Als Grundsatz verlangt die 
Volksinltlatlve, dass die Frauen in allen Bi,ndesbehOrden an-
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. gemessen vertreten sein mussen. Im weiteren schreibt qie Person mit ·dem' rlchtlgen Geschlecht. Bis eine bestimmte · 
Volkslnltiatlve vor, wie dieser Grundsatz für. die verschiede- Frauenquote · erreicht ist, kann man nur rraehr zwischen 
nen Bundesbehörden Im einzelnen ausgestalt,t. werden Frauen auswählei:i. Bel den Ständeratswa.hlen könnten aller- · 
muss. . . dings auch Frauen von derWahl ausgeschlossen werden. 
Bel den Nationalräten, die ein Kanton In die Grosse Kammer Wenn bereits eine Frau gewählt Ist, haben.Stimmen für eine 
delegieren kann, darf die Dlffetenz zwischen den gewählten · zweite Frau keinen Wert. · . · 

· Männern. und Frauen nicht mehr als 1 betragen. In den Stän- 3. Die Volkslnltlative verletzt das passive Wahlrecht der Män-
derat hat Jeder Vollkanton zwingend eine frau und einen ner. Bis die Frauenquote erreicht Ist, sind Männer nicht wähl-
Manri zu wählen. Dem Bundesrat haben mindestens drei bar. . 
Frauen an ran; es können aber auch sieben Frauen· 4. Die Volksinitiative verletzt·die.·Rechtsglelchhelt. !:=rauen· 
sein, denn ännerquote besteht. nicht Das gleiche gilt . . können in einem· Gremium auf Dauer Obervertreten sein, 
für das Bundesgericht, wo der Frauenanteil bei den höchsten· Männer nicht . . . . . · 
Richtern mindestem~ 40 .Prozerit betragen mussi aber auch 5. Die Voll<slnltlative schafft einen helvetischen· Alleingang. 
100 Prozent ausmachen kann. . _. . _ Kein anderes europäisches Land kennt Ergebnisquoten für 
Diese Frauenquoten sollen unbefristet gelten; In, ei.ner Uber- Geschlechter. . ·. . 
gangsbestimmurig wird ledlgllch festgehalten, dass die Wie- 6. Die Befürworterinnen und .Befürworter dieser Volkslnitia­
derwahl von bereits amtierenden.männlichen Mitgliedern des . tltJe 1,1nteriiegen einer Fehlbeurteilung, wenn sie· Ergebnis~ 
Bundesrates oder des Bundesgerichtes auch dann möglich quoten für Fraue11 als vereinbar mit.den Gesetzmässlgkelten 
sein soll, wenn die vorgeschriebene FrauenquotEJ noch nicht unser.es .Systems darstellen, da 'dieses System Ja bereits 
erreicht ist. D.emgegenOber dürfen aber bei E.rsatzy.rahlel;l für Quoten kenne. Das Proparzwahlyerfahren für den National­
zurücktretende Mitglieder solange nur .Frauen gewählt wer- rat und die paritätische Vertrmung der Kantone im. Ständerat · 
den, bis <lle vorgegebene Quote erreicht Ist 'Bei den kürzlich. dienen dem angemessenen Einbezug von Minderheiten in 
erfolgten Ersatzwahl'3n in den Bundesrat wäre somit Jede für . unserpalltlsches E:ntscheldverfahren. Es geht bei diesen Me­
elnen Ma.nn abgegebene · Stimme ungültig gewesen. Aber · chanlsmen ausdrOckllch · um den .Schutz von Minderheiten. 
auch beim Bundesgericht würde bei Neubesetzungen auf Das Ziel· des Proparzwahlverfahrens und der paritätischen 

. Jahre hinaus.ein Wahlstopp für Männer bestehen. . Vertretung der Kantone Im StänderatJst es, durch. eine ver-
Die. Volkslnitiatlve wurde Im Nachgang zu den Bundesrats- nOnftlge .MachtbrE1Chung Lösungen zu finden, die vori Stadt 

· wahlen vom 3. März 1993 eingereicht, weshjilb sie auch .. ,n- und Land un~ allen palitischen Kräften mit erarbeitet worden 
ltlative 3. März» genannt wird. Wie man sich erinnert, hat da- . slnJl. · . ·. . . . . 
mals der 1 oo. Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossen~ Sowohl bei den Ständeratswahlen wie auch bei deri Listen­
schaft seine Im-Parlament erfolgte Wahl abgelehnt, um einer wahlen für den Nationalr~t sirn:j aber lnnemalb eines Kantons. 
Frau Platz zu mache.n. Seither sind sechs. Jahre ~rgangen. und Innerhalb. einer Liste Immer Jene _KandldaJjnnen oder 
Die Volksinitiative wurde Im März .1995 eingereicht. Der Bun- Kandidaten gewählt, welche yon den Wählerinnen und Wäh-
desrat hat bedauerlicherweise. zwet Jahre gebraucht, um lern.am meisten Stimmen erhalte11 haben.Das würde,sich mit 
seine Botschaft dazu vorzustellen. Er lehnt die Volksinitiative dieser Initiative ändern. , · -. • • 

· · ohne Gegenvorschlag ab. Der Nationalrat hat slch'als Er.strat Wenn man Ergebnisquoten für eine. Mehrheit der Bevölke-
für die Beratung der Vorlage ebenfalls viel 2;eit genommen. rung, nämlich die flrauen, In die Verfassung schreiben will, 
Wie Sie sich erinnern, wollte er sie auch im letzten Herbst; hat das mit Minderheltenschutz1nichts zu tun; dies auch dann 
viereinhalb Jahre nach ihrer Ein~lchung, nQCh nfcht behan- nicht, wenn die Frauen angesichts ihres:r;ahlenmässlgen An­
del.n. Der Nationalrat beantragte damals, den Entscheid llber teils an der Bevölkerung in den paHtischen'Gremlen unterver- · 
diese Volkslni:t(atlve pendent zu halten, gleich:Zeitlg aber so- treten sind, was· unbestritten Ist Diese Tatsache könnte 
fort einen Gegenentwurf mit tlstenquoten für die Gestaltung durch die Frauen alleine geäncjert werden, weil sie keine Min• 
der Nationalratslisterl im Jahre 1999 zu unterbreiten und er.et derheit slfld. AlsJVlehrheit der BevölRerung könnten sie mit lh-
nach den Erfahrungen mit diesem Instrument definitiv zur rar Stimmabgabe einer zahlenmässlg gleichmässlgen Ver•. 
Volksinitiative Stellung zu nehmen. · · · tretung der Frau.an zum· Durchbruch verhelfen. Ergebnisquo• 
Wie Sie' wissen, hat unser Rat dieses regelwidrige Vorgehen ten für Frauen sind In unserem demokratischen System eine 
abgelehnt Ohne uns Inhaltlich Ober die Volkslnltiatlve oder unvemältnlsmässlge Massnahme, weil sie andere wichtige 
den Gegenvorschlag auszusprechen·, haben wir vom Natlo- Grundrechte v~rletzen: 1. 

nalrat verlangt, dass er. zunächst den. Entscheid · Ober die . Die SPK bittet Sie daher geschlossen, wie das der Bundesrat 
Volksinitiative fälit, weil er nur :danri einen Gegenvorschlag .· auch tut, äie Initiative Vol~ t1nd Ständen zur Abiehnung zu 
unterbreiten kann, wenn er diese ablehnt Dies.Ist In derZwl• empfehlen. 
schenzelt geschehen. Am. 21 .. APril hat der Nationalrat die 

. Volkslnltiative mit 98 zu 56 Stimmen zur Ablehnung empfoh- Brunn• Christiane (S, GE): Contrarrement ~ .la Commisslon 
len. Gleichzeltlg hat er auch der von der vorberatenden Kom• · des lnstitub"o~ paiitlques, je vous lnvlte a accepter.· cette ini• 
mlsslon neu aufgelegten parlamentarischen Initiative «Frau- tlative. P9'pulalre que Je soutiens avec. conviction. Quant au 
enmindestquoten für Natlonalratswahllisten" {99.403) mit 76 contre-projet qua favals d!Mendu en d~rnbre demlel', il a 
zu 75 Stimmen knapp keine Folge gegeben. In unser~m Rat perdu aujourd'hul beaucoup de sa ralson d'6tre. Pendant no-

. ist aber noch die erste Fassung der parlamentarischen lnltla- tre de bat. de 1a sesslon · d'hl"'31' 1998; f aurals. souhalte. que 
tlve Ober die Frauenmindestquoten für Natlonalratswahllbrten nous adoptions rapldement ca contre-projet qul lnstaure ,d~ 

. (98.429) pendent, zu der wir uns Im Anschluss an dieses Ge- quotas de 11$tes, afln de pouvolr tester l'efficaclte de cette me-
schäft aussprechen werden. . . • sure a l'occa.slon des prochalnes electlons nationales et d'en 
Ihre vorberatende Kommission hat die «ln~tatlve 3. März» an tlrer, le.cas ecMant, des.C9nclusions concretes paur l'avenlr. 
ihrer Sitzung vom 11. • Mal behandelt. Wir beantragen Ihnen · · La majorite du Parlament en a declde autrement. . 
mit 1.1 zu o Stimmen bei. 1 Enthaltung, dem Bundesrat und J~ suls personnellement de ,cell'es qul etalent opposees aux 
dem Nationalrat zu folgen.,Wir beantragen, Volk. und Stän- quotas dans maJeunesse, parce qua je croyajs en taute nal-
den die Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen. vete qu'une fols le prlnclpe de l'egallte entre las hommes et 
Die Gründe sind an sich offensichtlich,· 1ch möchte sie den- les femmes admls, II seralt rapldement traduit dans (es falts. 
noch noQhmals kurz erwähnen. .. · . ·· Je n'imaglnals pas que le chemln vers l'egallte serait aussi 
1. Einem Pa~tsmodeH · mit· gesetzlich verordneten . Ge-, long et tortueux. ,Je croyals, comme tant d'autres jeunes fl:!"l• 

. schlechter.quoten werden alle anderen Grundrechte unterge- mes a l'epoque, qua las declarations. d'tntentlor:i des partts, 
ordnet. Das ist. unverhältnls~lg. · . · · l'engagement des groupements feminins; las mesures de för-
2. Eine ErgepnisquotEI schränkt das Etktlve Wahlrecht und die matlon, de promotlon et ctencouragement feralent avancer 
Wahlfreiheit von Männern und Frauen· massiv ein; Gewählt las choses. Mals j'ai dO dechanter. Je constate qu'en vingt-
lst. nicht mehr die Person mit der tiOchsten Stimmenzahl - · clnq ans la reprasentatiori feminine a passe de 5 a 21 pour 
dies weder bei Majc;,rz• noch_ bei Llstenwahle~ -,·sondern die -cent au ,COnsell national et de 2,5 e(~uand m6me 17,5 paur 
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cent dans notre Chambre. Le calcui est vite fait. Ace rythme­
la, et encore en admettant que l'evolutloi:, se poursuive de 
maniere llneaire, II nous faudra attendre encore un deml-sle; 
cle avant d'avolr la parlte au Parlament federal. Pour ce qul 
conceme le Tribunal federal, II y a fort a craindre que le delaf 
soit encore plus long. 
La demonstration est donc faite que la bonne volonte en elle­
mäme ne suffit pas pour concretiser Je principe constltutlon­
nel de l'egalite. Seules des mesures contralgnantes pourront 
faire avancer les choses et donner l'lmpulsion indispensable 

, pour surrnonter les anciennes habitudes et les idees rei;ues 
· sur le rOle des hommes et des femmes en politlque. 

Le Conseil federal et la majorite de la commisslon pretendent 
que cette initiative leserait pour le molns les regles demoora­
tiques. parce qu'elle instaure · une egalite de resultats entre 
hommes et femmes. Elle constitue, II est vraf, une mesure en 
aval garantissant des resultats; coiltrairement aux mesures 
en amont, comme par exemple des quotas sur les listes elec­
torales. D'apres l'oplnlon de la commission, cela represente­
rait une restriction excessive de la liberte de vote. Certains 
votes auraient plus de poids que d'autres des lors qu'un 
homme pourrait ne pas .ätre elu, alors qu'II aurait obtenu da-
vantage de voix qu'une femrne. . · 
Voila un argument qui me semble bien etrange variant des 
responsables politlques d'un pays qui a introduit le systeme 
de l'etection a la proportlonnelle il y a quatre-vingts ans. Ce 
systeme en vigueur depuls les elections au Conseil national 
de 1919 n'a Jamais ete vralment conteste.depuis. Or, l'elec­
tion a la proportionnelle implique qt.ie, pour ätre elue; la per­
sonne qui est candidate d'un parti important doit recolter 
beaucoup plus de voix qu'une personne qui figure sur1a liste 
d'un petit perti. . 
Et qu'en est-11 de ta regle constitutlonnelle qui veut que toutes 
les langues sc;,lent equltablernent representees au Tribunal 
federal ou de celle qui garantit a chaque canton, a chaque 
demi-canton au moins un siege au Conseil national, mäme sl 
la population du canton • n'est arithmetiquement pas suffi­
sante pour garantir ce siege? . . · . 
Quant au Consell des Etats, nous sommes toutes et tous 

• consctents que le . falt de donner le mäme poids a chaque 
canton independamment du nombre de ses habltants n'est 
autre qu'une rnesurede dlscrimination positive en faveur des 
petits cantons. Notons en passant.d'allleurs que pour l'elec„ 
tlpn au. Conseil des Etats, si l'lnltlative populaire en question 
devait ätre acceptee, cela poserait 1,.1n probleme arnusant au 
canton de Geneve qul est actuellement represente par deux 
femmes. Mais disons aussi que, pour l'instarit, le canton de 
Geneve contribl.te a reequllibrer les discriminations encore 
exlstantes et que cela ne va pas empAcher les deux femmes 
representantes du canton de G.eneve de se representer aux 
prochaines elections. 
Les quotas ne sont donc pas, comme on .veut-nous le faire 
crolre, un corps ettanger a notre systeme polltiqile. lls sont 
au contraire un. phenomene typlquernent sulsse. -L'inltlatlve 

· des quotas propose des mesures visant a perfectionner ce , 
systeme pour perrnettre egalement" la representation pari­
taire des femmes et des hommes. Ni nos regles jurldiques, ni 
nos traditions politiques ne s'opposent donc a l'institutlcln de 
quotas selon les sexes. Plus fondamentalement, je pense 
qu'll n'est pas natural et pas saln pour une soclete qua la 
composition de sesJnstancesdecisionnal.res ne refletent pas 
la composition de la soclete elle-mäme. On le sait,. las fem­
mes ne participent pas encore dans la mäme mesure que les 
hommes a la vle politique. Elles sont en moyenne moins 
non,breuses a mlliter dans les partis et moins nombreuses 
sur les listes electorales. Les statlstiques montrent aussi qu'U 
y a molns de femmes que d'hommes qul vont voter. Cela est 
asset nature! parce qua le monde de la politlque est encore 
majorltalrement masculin et qu'II est important que les fem-

, mes pulssent se reconnaitre dans des femmes parlemental­
res ou membres d'1,.1n executlf. II est aussi Indispensable qu'il 
y ait des femmes de toutes les orienta1ions politlques au Par• 
lement, car ätre ferrime ce n'est pas un programme polltlque 
en soi. II y a autant de differences de senslbllite politlque en­
tre les femmesqu'entre les hommes. 

Amtliches Bußetln der BundesVersammlung 

J'en viens maintenant a un a.rgument qul est souvent avance 
par les adversalres de tout systeme de quotas et q1,.1i semble 
a premiere vue lncontestable. Je veux parler de l'argument 
qua les competences dolvent prirner sur tout autre critere, 
bref q1,.1e la qualffication vient avant le genre. Nous sommes 
toutes et tous des elus du peuple et nous sommes bien pla­
ces pour savoir comment se passent les elections. Naturelle­
ment; nous aimons dire que nous sommes elus pour nos 
grandes q1,.1alites, mais noul!! savons bien que l'element le 
plus declslf est celul de la notoriete. Les electrices et les el,ec­
teurs n'ont pas vraiment. pu nous tester pour savoir sl nous 
etions les meilleures ou les meilleurs, les plus competentes 
ou les plus competents. lls se referent aux recommandatlons 
c:le leurs partis, a ce qu'ils ont appris sur nous par les medias. 
Les parlementaires qul se representent a l'electlon apres une 
ou ph.1sieurs legislatures onf au moins la chance de pouvoir 
faire etat du bilan de leurs activjtes, de leurs prises de posl­
tion. Mais ce\les qui se presentent pour la pr'emiere fois n'ont 
pas cette opportunite. Je pense que les femmes ont besoin . 
d'un coup de pouce pour rompre ce ~rcle vicieux, pour en­
trer plus nombreuses au Parlament et avoir ensulte l'occa­
sion d',y donner la preuve da leurs competences politiques. 
Le parti auquel j'appartiens a introduit I.e systeme des quotas 
au niveau interne, depuis quelques decennles, et il n'a jamals 
dO le regretter. Nous n'avons pas eu a deplorer que des pos­
tes importants aient ete occupes par de soi-dlsant femmes . 
alibis. Nous avons fait l'experience concrete que le fait de re­
server, en quelque sorte, des places po1,.1r les femmes a eu 
pour effet de silsciter des vocations et de reveler des talents. 
A mon.avls, la regle des quotas ne peut constituer qu'une so­
lutlon transitoire. Elle est necessaire pour creer une nouvelle 
donne, pour changer les choses dans las taits, Nous avons 
blen sQr affaire a un projet de modification de la constitutiön, 
modification qui semble a priori devoir durer pour l'etemite. 
Mais, mämesi cette dlsposltion restaitancree dans notre cons­
titution, je suis convaincue qu'apres une certaine periode, elle 
deviendraitdans le fond lettre morte, parcequ'une fo.is la parite 
etablie dans les faits gtäce a la regle des quötas, II seradevenu 
tellement normal pour les femrnes de participer actlvement a 
la vle politique dans la mär,:ie mesure que les hommes, telle­
ment horrnal pour las electrices et les electe1,.1rs devoter autant 
pour des femmes que pour des hommes que l'equilibre nu­
merlque se fera tout seul. C'est le phenomene conn1,.1 du seuil 
critique:lorsqu'un seuil mlnlmum est attelnt, lamlnoritedevient 
visible e~ ri'est plus traltee comme une minorite et, Madame 
Spoeny, en polltlque, nous sommes encore une mlnorite. La 
regle des quotas aura alors ete lnteriorisee et fera partie de 
notre sensibilite democratlque, de notre «Selbstverständnis». 
comme on dlt si bien an Suisse alemanique. 
Pour toutes ces raisons, Je vous invite a recommand$r au 
peuple et aux cantons d'approuver l'initlative populaire «pour 
µne representation equltable des femmes d;ms les autorltes 
federales». 

Forster Erika (R, SG): Beim vorliegenden Geschäft geht es 
nicht einfach um eine Front zwischen Befürworterinnen und 
Befürwortern sowie Gegnerinnen und Gegnern der politi­
schen Frauenförderuog. Selbst als BefOrworterin einer akti­
ven Frauenförderung komme ich nicht an der Tatsache vorbei, 
dass die Quote einer lnterventionistlschen Denkweise ent- · 
spricht Sie verlangt eine Regelung, die unbestrittenerrnassen 
Wirkung erzielt, die aber in diversen Punkten den Gedanken , 
der demokratischen Wahl strapaziert. Sie verletzt zudem In 
grober Weise den Grundsatz derVerhältnismässigkeit, indem· 
sie das passive Wahlrecht der Männer auf Dauer aushebelt. 
Zu einer modernen Demokratie gehört die volle Mitwirkung 
der Frauen in der Politik, und dies in allen Gremien und auf 
allen Stufen. Ohne die Mitwirkung der Frauen können die an­
stehenden Probleme nicht gelöst werdert; weil nur gemein~ 
sarn erarbeitete · Lösungen zukunftsgerichtet sein können. 
Die vorliegende Volkslnltlatlve will aber nicht·nur eine polltl.• 
sehe Quote, so.ndem sie verlangt eine ausgewogene Vertre­
tung der Fra1,.1en in den Verwaltungszweigen, In den Reglebe­
trieben und an den Hochschulen. Damit soll der Staat geger:,­
Ober der Wirtschaft eine Vorbildfunktion übernehmen. 

.\ 
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· Die I nltiative ist damitwesentlich von einer gesellschaftlichen . Ge$Chlechter Qbermässlg eln. Quoten erseuen zude,m keine 
Vörstellung einer erstrebenswerten kQnftlgen ~eilung der · inhaltliche Au,seinanderseuung · mit frauenpolltischen Fra-
Arbelt zwischen Männem und Frauen. geprägt - einem ge- gen, und sie sind auch keine Garantie fQr eine frauenfreund-
sellschaftspolltischen Leitbild, dem Jch persönlich v!E3I abzu- ilche Politik. . · . · 
gewinnen vermag, das aber offensichtlich für die Mehrheit Die Befürworterinnen und BefOrworter von Quoten argumen-
qer Schweizerinnen und Schweizer, zumindest zum 1:teutlgen tleren .oft,' dass die Wahlfreiheft mit dem Parteienproporz be-
Zeitpunkt, als Mittel. der Veräriderung wett über Ihre eigenen relts eingeschränkt set .Das stimmt In gewisser Welse. Di~e 
Vorstellungen hinausgeht. Einer Gesellschaft gewJsserrilas• Einschränkung Ist allerdings Im Gegensatz zur Geschlechter~ 

· sen mit der Holzhammermethode etwas aufzwingen zu wol- quote wshlsysternbedingt. Zudem bilden die Frauen keinen ,, 
len, das ihr nicht entspricht, kann letztendlich nicht zum ge.; elnheltllchen Block, der sich nur einer politischen Richtung 
Wünschten Erfolg fahren, Frau Brunner; davon bin Ich Ober- , zugehörig fiihlt Deshalb Hegt die pofitlsche Verantwortung· 
zeugt. Wenn · die Einsicht lri die Notwendigkeit· der Mass• · für eine angemessene Vertretung VQfl Männem und freuen • 
nahme nicht.gegeben ist, wird die Quote fQr die Sache der .. auf den. Parteilisten bei. den· politischen Gruppierungen 
Frau höchstens zury, Bumerang.. . . · selbst Die f)artelen spielen hier elrie sehr wichtige Rolle. Sie 

· So vertraue Ich denn lieber auf eine Denkweise, die stärker haben dafQr zu sorg1;1n, .dass auf den Wahllisten auch Kandl· 
· au( das Spiel der Kräfte vertraut.. Der gesellschaftliche Pro- .dat.lnnen vertreten sind. Sie haben die notwendigen Voraus.; 
zess arbeitet fOr viele zu langsam. Aber:. Er arbeitet für die setzungen dafQr zu schaffen,· dass Frauen vermehrt In die 
Frauen. Fragen· Sie die jüngere• Generation; für sie Ist vJeles Politik einsteigen, dass sie dfe Möglichkeit haben, sich pollti-
selbstverständlch, was unstire Generatl.on hart erkämpfen sches Know-how anzueignen. ... · 
musste. Ich nenne nur die vermehrte M.if:wlrkung der Mimner Die Mehrheit qer, Parteien hat bereits vor einigen Jahren frei- · 
Im Haushalt uni:t bei der Betreuung der. Kinder- eine wesent- willig Massnahmen ergriffen, um die Vertretung der Frauen 
liehe VoraUSsetzung, .Wenn die. Frauen vermehrt in die Be- sowohl lnnerhalp der. Partei als auch auf den Listen zu vet-
rufswelt unq In die PoHtik einziehen wollen. . . . bessen,. Mit solchen freiwilligen Massnahmen sirid auch im 
Deshalb braucht es vorerst Strukturen, welche es überhaupt Ausland, namentlich . In den skandinavischen Staaten, sehr 
ermöglichen, Familie und Politik- mehr noch; ~ruf. Familie gute Ergebnisse erzielt worde11 .. so sind beispielsweise In· 
und Politik - miteinander zu vereinbaren. Ich möchte zt.ierst Schweden, wo die Frauen In den politischen Behörden. mit 
die Strukturen haben; ·und Ich möchte den Weg gellen, dass Ober 40 Prozent weltweit am Msten vertreten sind, keine g~ 
unser Volk die Notwendigkeit elns,leht und von sich aus die setzl(chen Quoten zugunsten Y9n Frauen erlassen worqen. 
Frauen vermehrt In die politischen und in andere Gremien. Hingegen halten sich die Parteien an die Llstenqu_oten; die 
wählt. · . sie sich freiwillig auferlegt hat;>en. , 
In diesem Sinne bitte ich Sie, .den Antrag der SPK zu unter• FOr deri. Bundesrat Ist auch entscheidend,· dass die Schweiz, 
statz,n, alsoNolk und Ständen die Initiative zur Ablehnung .würde diese. Volkslnltlative. angenommen, das. einzige euro•. 
zu empfehlen: 1 · · . pälsche Land wäre; In dem die höchsten Behörden nach Ge-

Uhlmann Hans r,J, TG): Es sieht f~ so aus, als hätten bei 
den Männem alle den Mut verloren, zu diesem Thema etwas 
zu sagen, aber wenn ich mich an. die Dlsku8$ion In der 
Staatspolitis.chen Kommission und an das Ergebnis zurOck„ 
erinnere, Ist dem natürlich· nicht SQ. . : . 
Die Argumente, •die unsere Kommissionspräsidentin darge• 

. legt hat,· sind sehr zutreffehd, und Ich habe jetzt. auch mit vl1:1· · 
· len Frauen Ober dieses Thema gesprochen. Es. ist .bezelch.:. 
nend, wie jetzt die Diskussion In diesem Saale läuft. Es gibt 
sehr viele tachtlge F~uen und auch Frauen, die im täglichen 
L.eben stehen und sagen: Ich will keine.Quotenfrau sein. Das 
nehme ich den Frauen eigentlich &1,1cn ab, sie. wollen sich 
nämlich bewähren, sich einer Wahl steilen und ehrlich demo­
kratisch gewählt werdE!n: loh muss riicht weiter ausholen; ei­
gentlich. Ist es eben so, dass In einem demokratischen Sy­
stem' die freie Marl<twlrtsehaft a:uch In der Politik gilt Also ist 
es doch ganz selbstverständlich, dass hier diese Vol~lnltla• 
live, die weit Ober das Ziel•hlnaussohlesst, abzuleh.nen Ist 
Ich bitte Sie, der ~mmlssion z,u folgen. , . · , • . 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat hat vor zwei Jah­
ren beschlossen, die „In1t1ath(e .3. ·März!>. ohne Gegenvor• 
schlag zur Ablehnung zu empfehlen. Im April dieses Jahres 
hat der Nationalrat.mit 98 zu 56. Stimmen ebenfalls beschlos­
sen, Volk ul'ld Ständen die Ablehnung dieser Volksinitiative' 
zu · empfehlen. Nun beantragt auch Ihre Staalspolltlsche 
Kommission, mit t1 zu O Stimmen, Ihnen die Abl9hnungdie-
ser Initiative. . . 
Im Grunde sind wir uns eigentlich 1alle einig. Die polltlsche 
Chancengfelchhelt von Fra1.,1en und Männern und damit eine 
bessere Vertretung der Frauen In der Politik Ist ein Zle~ das es möglichst bald zu erreichen gilt. Ober den Weg, der zur 
Verwirklichung dieses Ziels fOhrt; scheldel'.l sich allerdjngs die 
Geister •. Die lnltlantlMen wollen mit Ihrer Volksinitiative fllr 
den Nationalrat, den Ständerat, den Bu9desrat und.das $un­
. desgericht auf unbestimmte Zelt fixe Frauenquoten In unse-
rer Bundesverfassung verankern. . . ·• · 
Nach AUffass!Jng des Bundesrates stellen solche Quotenre­
gelungen aber einen unverhältnlsmässlgen Elngrtff In das 
freie Wah,rechtalfer BOrgepnnen und BQrger dar und.schrän• 
ken den individuellen Anspru91t auf Gleichberechtigung der 

schlechtskrlterleh gewählt würden. Die von. der nationalrAtll· 
chen Kommisslo_n Im August 1997 ~urchgefOhrten Hearings 
mit Expertinnen und Experteh haben Im Obrlgen gezeigt; 
dass die Umsetzung dieser Volksinitiative sehr schwierig 
.wäre und das Wahlverfahren wesentlich komplizierter und in-­
transparent würde.. Der Bundesrat• isf überzeugt, gass die . 
Frauen .ihren Weg In die Bundesbehörden auch ohne solche. 
starren Quoten schaffen'werden. Dies ~en bereits die letz­
ten Nationalratswahlen bewiesen. Der · kommende . Wahl• 
herbst wird natürlich noch zeigen müssen; ob der Aufwärts­
trend beim Frauenanteil auch weiterhin anhält. Auch In die­
sem Rat, Im Bundesrat und Im Bundesge.rlcht haben die 
Frauen In letzter Zelt Sitze gutgemacht.·. . . · 
Der B!Jndesrat ist sich allerdings bewusst, .dass diese Ent• 
.wicklung nur langsam vorwärtsgehl Es darf aber nicht ver­
gessen werden,. dass ·gesellsohaftliche Veränderungen· ge­
rade In e1nem demokratischen ~ Zelt beanspruchen. Die 
lnitlantlnnen möchten diesen Prozess mit Quoten beschleu­
nigen. Die mtt der Initiative vorgeschlagenen Verfassungsän• 

.. derungen allein würden jedoQh nicht genügen, um die soziale· 
Realität zu verändern. Viele Männer und Frauen sind auch 
l'leute noch fläüfig auf bestimmte Rollen fixiert. Diese ge­
schlechtsspezifische Arbeitsteilung hat sich bis vor kurzem 
bis In die Politik hinein ausgewirkt. Es sind verschiedene Fak• 
toren dafQr mit entscheidend, .ob Frauen sich für eine Wahl 
aufstellen lassen, ob sie gewählt werden oder ob sie, einmal 
gewählt, Ihre politische Kapiere welterfahren. FQr die tlefer­
llege,nden gesellschaftlichen GrOnde welbliche,r Untervertre-

, tung In der Polltlk haben die lnltlantlnnen ni,lt Ihren Quotenfor­
derungen keine 1-ösungen bereit. Hier sind Massnahmen ge­
fragt, qie ,weniger einschneidend. wirken als Quoten, aber 
mehr filr e!ne dauerhaf.te politische Karriere brlngE1n, Dazu 
gehören bel~plelswelse die Förderung·der Teilzeltarbeit.,. vor 
allem auch der.qualifizierten Teilzeltarbeit-, bessere Au,sbli­
dungsmOglichkelten, das BereitstE1lleli von Einrichtungen wie 
l<inde~ppen und Tagessohulen und anderes mehr. 
Im Hinblick auf die Nationalratswahlen 1999 hat d.er Bundes· 
ra:t Obrlgem, verschiedene Massnahmen zur Förderung des 
Frauenanteils ergrlffen •. So wurde die Wahlanleftung·an alle. 
· Stimmberechtigten fQr die Nationalratswahlen· 1999 um. frau­
enspezlfische lnf01'.n1ationen erweitert. Es wird darin In geeig-

·.neter, Form dazu aufgeruf1;1n, den Anteil der Frauen Im Natlo-

Bullelln offlclel de r Assernbl6e ftlcfj§rafe 



8.Juni1999 S 479 

nalrat zu erhöhen. O~lelchen hat di!:l Bundeskanzlei in Ih­
rem diesjährigen Leitfaden für kandidierende Gruppierungen 
auf die erhebliche Untervertretung der Frauen im Nationalrat 
hingewiesen und.die Rezepte erläutert, wie dem entgegen­
gewirkt werden kann. Der Bundesrat hat das Anliegen der. Er­
höhung des Frauenanteils Im Nationalrat auctt ,in'sein Kreis-
schreiben an.die Kantone aufgenommen. . . . 
Ein weiterer Schritt, den der Bundesrat für die Wahlen Im 
Herbst untemehmen wollte - eine Informations- und Senslbl~ 
lislerungskampagne, die v~rsuchswelse In drei Städten und 
Agglomerationen durchgeführt werden sollte und In welcher 
die Stlmmberech en im Interesse der Demokratie zu einer 
aktiven Wahibet ng aufgerufen worden wären. und 
glelbhzeitig auf die.Untervertretung der Frauen Im Nationalrat 
hingewiesen worden wäre -: kann nun voraussichtlich nicht 
realisiert werden, da es beide Finanzkommissionen abge~ 
lehnt haben; den erforderlichen Kredit zu bewilligen. 
zusammenfassend möchte ich nochmals betonen, dass die 
Verwirklichung der politischen Chancengleichheit von Frauen 
und Männern auch für den Bundesrat sehr wichtig Ist. Die mit 
dieser Volksinitiative geforderten Ergebnisquoten vertragen 
sich seiner Meinung nach Jedoch nicht mit einigen grundle­
genden Rechtsprinzipien unseres Staates und schlessen weit 
über das Ziel der politischen Chancengleichheit hinaus. 
Der Bundesrat beantragt Ihnen· deshalb, die Volksinitiative 
«für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbe• 
hörden» zur Ablehnung zu empfehlen. 

Eintreten Ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acqulse de plein droit 

Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «für eine ge­
rechte Vertretung der Frauen In den Bundesbeh5rden 
(Initiative 3. März)» 
Arrete federal concernant !'Initiative populalre «pour 
une representatlon equltable des femmes dans les au­
torltes federales (lnlUatlve du 3 mar,s)» 

Detailberatung - Examen de detall 

Tltelund Ingress, Art.1 
Antrag der Kommission 

· Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule,,art. 1 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates · 

Antrag Brunne,. CfJrfstlane 
•••• die Initiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la declsion du Conseil national 

. Proposition Brunner Christiane . . 
•••• aux cantons d'approuver l'inltiatlve. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Brunner Christiane 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen· 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

Amtliches Bußelln der Bundesversammlung 

32Stimmen 
5Stimtnen 

34Stlmmen 
5 Stimmen 

Parlamentarische Initiative (SPK-NR) 





V~flriales· 

bass, Randegger, Rattl, Ruckstuhl: Ruf, . RYot!en, Sandpz 
Mwcet, •. SChaller, . Schenk; Scheurer, · $chl0er, · Schm~ 
8,amuel, • SChmled Walter, Seiler, Hanspeter,. Simon; Speck, 
Stamm Lozl,. Steffen, Steinemann, Stelner, Stucky, SutQr, · 
Thellßr, Tschopp, Tschüppert, Vallendar, Vetterli, _Vogel, 
Waber, Welgel~ Widrig, Wittel'IWiler, Wyss, Zwygart . · (112) 

· Dagegen stimmen, ... R~/ettent le prcijet: , . . . . i . ~ 
· :Aeppli, Aguet, Banga, Baumann -Ruedl, Baumann. Stepha-
. nJe, BOhlrttann; Car:ol;>blo, CavaJII, de · Dardel, Dormann, 

. ;Fankhauset, Fase~ 'F!ssler, Geiser, Genner; Goll, Gonseth, 
· Grinter, . Gysltr Rerno, Hollejlsteln, . Hubmann, Jaquet, Jos. 
~n, Jutzet. Kalbermatten, Keller Chrlsflne,-Kuhn, Leemann, 
Leuenberger, U)tscher, · Ma:ury Pasq!Jler, MODer-!-lernml, . 

. Rec~stetner rau!, Rennwald; Roth, Ruffy, Schmid Odll0; : 
Semadenl, Spielmann, Stamm Judlth, Stral:ltn, ,Stump, Teu~ : 
fml'ler, Thariel, Vem,ot, vonAllmen, von Feiten, Zapft (48) 

· Der Stimme enthalteri eich - .S.'abstlennent: 
&igueltn, ,Berberat, ~el, Chiffetle,.Fehr Jacqueline, Grass 

. And~as. Haering Binder, Hafner Uraula; Hämmerte, Herc­
, :zog, Jans, Martl Werner, Meier Hans,.·Meyer _Theo, Oster-
manq, Recl)steiner Rudolf, V~llme~ -. · · (f7) 

Entschuldfgtlabwssend sl~d ~ Sont excu1ii};~nts: 
Alder,. Bezzola, Cavadiril · Adrianq._ Comby, Debpns, DOnkl, 
Eggly, Fehr Usbetl'),.Grobet, Gross Jost, Jeanpr4tre, MOhle­
marin; Plni! Scherrer JOrg, .Stelnegger, Tschäppät, .Weber 

· AQneti, Weyenetf), Wldmer, Wiederkehr, Zblnden, Zlegler .. 
(22) 

-, f'räsldfum, stimmt nicht-~~; ne votepa~:, ' 
Heberleln ,,(1) 

· An den: Ständerat-Au Conssll des Etats 

. ' 
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. Beschluss des Nationalrates vom 18. Juni 1999 
Declslon du CoASeß national du 18 Juln 1999 
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· Arrete federal concemant !'Initiative Pf?pulaire. «poUf · 
une repre9entatlon equltable. d89 femmes dans les . 
autorlles federales (Initiative du 3 mars)» 

Abstimmung- Vote 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

. An den Bundesrat -Au ()onsefl fEJ(/6ral 

' Amtllches Bulletln.derBuni:lesversammiung 

36Stlmmen 
4Stlmmen. 

Schlussabstimmungen 
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. Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «für eine gerechte 
Vertretung der Frauen in, den Bundesbehörden 
(Initiative 3. März)» 

vom 18. Juni 1999 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidge11osse1tschaft, 

nach. PrUfung der am 2 ,1. März 19951 eingereichten Volksinitiative «für eine 
gerechte Vertretung der Frauen itlden Bundesbehörden (Initiative 3. März)». 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 17. März 19972, 

beschliesst:. 

Art.1 
1 Die Volksinitiative «für eine gerechte Vertret:ung der Frauen in den Bundesbehör­
den (Initiative 3. März)» vom 21. März, 1995 ist gültig und wird Volk und Ständen 
zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Die Volksinitiative lautet: 

; I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 4 Abs. 2, l'ierter und fiinfter Satz (neu) 
.2 ... In allen Bundesbehörden, namentlich im Nationalrat. im Ständerat, im Bundes­
rat und im Bundesgericht. ist eine angemessene Vertretung der Frauen unter Be­
rücksichtigung der jeweiligen Eigenheiten jeder Behörde gewährleistet. Das Gesetz 
sorgt filr eine ausgewogene Vertretung der Frauen in den Verwaltungen, insbeson­
dere in der allgemeinen · Bundesverwaltung, in den Regie betrieben und an den 

' Hochschulen. 

· Art. 73 Abs. jbis (neu) und 2 
Ibis Die Differenz zwischen der weiblichen und der männlichen Vertretung in einem 
Kanton beträgt nicht .mehr als eins. 
2 Die Bundesgesetzgebung trifft über die Ausführung dieses Artikels die näheren 
Bestimmungen. 

Art. 80 Abs. 1. :::weiter·wul dritter Satz (neu) und Abs. 2 (neu) 
1 ... Jeder Kanton wilhlt ~ine Frau und einen Mann. In den geteilten Kantonen wählt. 
jeder umdesteil eine Abgeordnete oder einen AIJ,geordneten. 

. ' . . 

2 Die Ausführungsbestimmungen dieses Artikels sind Sache der kantonalen Gesetz­
gebung. 

BBI 1995 IU 112 
:! BBU997 ßl 537. 
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Volksinitiative".BB . 

Art. 95 

Die oberste_ v~llzieh~nde und leitende Behörde der Eidgenossenschaft ist ein Bun­
desrat, weli;ryer aus sieben Mitgliedern- besteht; mindestens . drei· von ihnen sind 
Frauen. . 

. . 
Art. 107 

·, Die Mitglieder des Bundesgerichtes und die 'Etsatzmitglieder werden vonder. ·. 
Bundesversammlung gewählt. Bei der Wahl derselben .soll darauf Bedacht genom-
111en werden. dass ·ane drei Amtssprachen des Bi.Indes vertreten seien. Der Anteil der 
weiblichen Mitglieder und Ersatzmitglieder beträgtje mindestens_40 Prozent. 
2 Das Gesetz~ besti.mmt .die Organisation de& Bundesgerichtes und seiner Abteilun­
gen, die Zahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder~ deren Amtsdauer.und Besoldung. 

Il 

Die Überg.1rigsbestimmungen der:Bundesverfassung werden ~ie folgt ergänzt: 

· A.rt. 20 (neu J3 . 

Die' Ausführungsbestin,unungen. sind inneh fünf Jahren _nach Annahme der Arti­
kel 7 3 Absatz 2 ·und 80 Absatz 2. zu erl_assen. · , 

Art. 2l(neu)4 

1 Bei der Gesarntemeuerungswahl des Bundesrates und bei der Bestätigungswahl 
' des Bundesgerichtes' können Mitglieder, die vor der Annahrµe der geä.nderten Arti­

kel .95 und l 07 ,·in· diese Behörden gewählt worden· sind~ wiedergewählt werden, 
auch wenn die Anforderungen dieser Artikel _nicht erfüllt-sind. 

-~_Bei Ersatzwahlen ·in den ··Bundesrat und_ ins-Bundesgericht sind ausschliesslich • 
Frauen wijhlbar, wenn sie nicht. nach Artikel 95 beziehungsweise. Artikel 107 · ver„ 
treten sind. · 

Art. 2 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und St~nden, die Initiative abzulehnen. 

Natiorialrat, :18. Juni 1999 Ständerat, 18. Juni 1999 ., 

. Die Präsidentin: l{eberlein. , 
Der Protokollführet;Anliker 

Qer Pr~sident: Rhinow 
Der Sekretär: Lm1z · 

9014 

3 Diese Nümm'erier.ung bezieht sich auf die Nummerierung der Übergangsbestimmungen, 
die zur Zeit der Lancierung der Volksinitiative galt. · · . .. . . · · · 
Diese Nummerierun~ bezieht sich auf die Nummerierung _der Ubergangsbestimmungen, . 
die zur Zeit der Lahcierungder Volksinitiative galt. · · 



Arrete f ederal · 
concernant !'initiative populaire 
«Pour une representation. equitable des femmes' 
dans les autorites federales (Initiative du 3 mars)» 

du 18 juin 1999 

L 'Asserriblee f ederale de la Confederation suisse, 

· vu l'initiative populaire «Pour une representation equitable des femmes dans les 
autorites federales (Initiative du 3 mars)», deposee le 21 mars 1995 1; 

vu le message du Conseil fe(leral du 17 mars 19972, 

arrete: 

Art. l 

! L'ipitiative populaire du. 21 · mars 19.95 «Pour une representation equitable. des 
femmes dans les autorites fede,rales (Initiative du 3 mars)» est valable et sera sou-
mise au vote du peuple et des cantons. · 

2 L'initiative populaire a .la teneur suivante: 

I 
La constitutiort est modifiee comme suit: 

Art. 4, 2e al., quatrieme et cinquieme phrases (nouvelles) 

2 ••• Les femmes sont representees de maniere equitable au sein de toutes les 
.autorites federales, notamment au Conseil national, au Conseil des Etats, au 
Conseil federal et au Tribunal. federal, compte tenu des· particularites de cha­
cune de ces institutions; La loi pourvoit a une representation equilibree pes 
femmes dans les administrations, notamment dans l'administration generale de 
la Confederation, les regies et les hautes eeoles. · 

Art. 73, al. Jbis (11ouveau) et 2e a/. 

Ibis La difference entre le nombre de femmes et .le nombre d'hommes 
representant un canton ne peut etre superieure a un. 
2 La legislation federale edicte les dispositions de detail pour I'application du 
present art.icle. · · 

Art. 80, zer al., deuxieme et troisieme phrases (11ouvelles), et 2e al. (nouveau) · 

1 ••• Chaque canton· elit deux deputes, une femme et un homme; dans les 
cantons partages, chaque demi;..Eta.t elit une deputee ou un depute, , 
2 Les dispositions d'execution du ptesent article relevent. de. la legislation 
cantonale. 

· FF 199SUI 115 
2 FF 1997 III 489 
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hJitiative populaire · 

Ar:t,2 

f\tt.9$ ·: 
t•autorite directoriale. et <'XCCliiiv~ superiellß'1 de la 'eonfederatiör{ est exercee . 

';ptlar un: Conseil ,federal compose de sept mentbres :dent au; mo~~ t~is isont des , . 
emmes. , . 

, Art. 10~' . .. 
·.· 1 Les membres et {es rttembres S~ppi6ants du TriburµiU~eral 'soni noriimes par 
· l' Assemblee federale, qui aura egard a ce _qJ:le. les:,trois langues officie)les de la · 
Confederation y soient 1represent~. Les femnies represJ:µtent au moins 40 

• pour cent des DJ,embres et des membres· suppleants. · . · . , 
. 2 La· loi determin~ '}'otgan~ti6n du Tnl>linal: tederal, et. de '5es sections, le ·: 
rtom{?re de ses membres et de ses ,membres suppleants, la du~·e de letirs .. 
'fonctions et leur triitement. · · · · · 

II 
/ Les dispositi,o,!S _transitoires d,/la constUµtio,i sont completees COffll!IC ~~it: 

·. Ari. 20 i,wu~;auP . .. . 
.Les .dispositions ~·executibn soht ~clict~ dans l<!si,cinq,'~ qui suivent 

· .· . l'adoption ges.articles 73, 2e alinea, et 80, 2ealinea."; .. o ·. -· . 
' ,' " '/ • 1 ' , ' ,. ·,, ' 

Art.. 21 (1~veau)4 . . '. ' 

1 Lors des elecdons ,pour·l~ renouvellement integral du 'Conseil federal et de· 
. -l'ele~tion de .confirritation _du:Tribuiud .f~era1, _ le:s membres qui ont ete elus 

·. • ~ , ~vaj]t I'adoption d~ la, modification des _articles 95 et 107 peuverit etre ~elus, 
1meme siles_ exjgences de ces articles ne sont i;,as retnpli~. \ · · .' · · " 
·2 J.Drs d~· elections de rempl~cement/seutes Jes f~mes sont eligibtes'. si leur 
,representation ne. :satil?f~it pas, poU:( le, C<;,nseil fedetal;. aux e~igences de . 
l'article 95 et,· pour le Tnburtal federal, a '.celles deJ'article 107.» · . . '· . · 

• ' • ('' , • • ., " ,, ·, ' ,--• 1 

. · i..' ~semble~.f ed~rale recoihrnande a,-i peuple ,ef aux cai1fo11s· de tejeter l' initiatiVe. 
, '·,.. - , - , ~ . . " ' ' -_ . . . . , . ; ' . ' ' ', ' 

· Conseil-national, l8juit11999 · 

La presidente: H~beriein .',, ' 
Le secretaire: Antiker . 

1;. 
/ ) 

•', 

Conseil' des Etats, J8juin 1'999 
. . . - . ~ . . 

: Le; president: Rhinow . 
·•. l~ secretaire: Lanz 

, 3 . : ·,La nu~e~Otatiqn suit'ceiie desdi~positi~ns,transitairesen.vi~ueur aU,ffl()me~tdu 
. . _lancem~,nt de }'ipjtiative. _ , ... · . . · · . · · ' . : . · : . : , ,· , .. 
4 , La riumerotation sui.t celle desßispositiO.ßcS tranSitoi~ en v_igueur alf'.mQment d'u , 

lancement de l'initiativ.e.' .... · ·-•. · .. ·. · . , · , · · .·· · ·.. · •. · . , .. i 
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' 
Decreto federale 
concernente l'iniziativa popolare «perun'equa 
rappresentanza delle donne neUe autorita federali 
(lniziativa 3 marzo )» · 

del 18 giugno 1999 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

esaminata l 'iniziativa popolare «per un'equa rappresentanza delle donne nelle auto­
rita federali (Iniziativa 3 marzo)», depositat~ i1 21 marzo 19951; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 17_ marzo 19972, 

decreta: 

Art.1 
' 

1 L'iniziativa popolare «per un'equa rappresentanza delle donne rtelle autorita fede-
rali (Iniziativa 3 marzo)», del 21 marzo 1995, e valida ed e sottoposta al voto del 
popolo,e dei Cantoni. 

2 L'iniziativa ha il tenore seguente: 

I 

La Costituzione federale e modificata come segue: 

Art. 4 cpv. 2, 4° e 5° f}.eriodo (nuovi) 
2 ••• In tutte le autorita federali, in particolare nel Consiglio nazionale, nel Consi­
glio degli Stati, nel Consiglio federale e riel Tribunale federale, dev'essere garan­
tlta un'adeguata rappresentanza delle donne, tenuto conto delle peculiarita di cia­
scuna di queste autorita. La legge provvede per un'equilibrata rappresentanza 
delle donne nelle amministrazioni, in particölare nell'amministrazione generale 
della Confederaziorie, nelle aziende in regia,' nei politecnici e·nelle universita. 

Art 73 cpv. ]bis (nuovo) e 2 

Ibis Per Cantone, ia differenza tra la rappresentanza femminile e inaschile non 
· puo essere superiore a uno. 

2 I.a legislazione federale sancisce le- disposizioni speciali per l'esecuzione del 
presente articolo. 

Art. 80 cpv. 1, 2° e 3° periodo (nuovo), e CIJ,V. 2 (nuovo) 

1 ••. Ogni Cantone elegge a Deputati una donna e un uomo.- Nei Canloni separati, 
ogni parte elegge a Deputato una donna o un uomo. 

2 Le disposizioni d 'esecuzione del presente articolo sono di competenza della le-
gislazione cantonale. · 

1 FF 1995 III 112 
2 FF 1997 Ill 449 
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Iniziativa popolare federale 

Art.2 

Art. 95 

Il Consiglio federale e Ja suprema autorita esecuti;a .e direttoriale ~ella Confede.:. 
razione: e.sso e composto di sette rµembri; almeno tre di ess.i devonoessere donne.• 

Art.107 
1 I inembri del Tribunale federale e i membri ·supplenti vengono nominati dal­
P Assemblea federale.Nella 1oro nomina siavra riguaido a ehe tutte e tre le lingue 
ufficiali siano rappresentate. Almeno il 40 per cento dei membri e dei !!)Cmbri 
supplenti devono essere ~onne. · · 

.2 I..a legge determina l'organizz.a~one delTribunale fede~le edelle sue. sezioni,H 
numero dei membri supplenti, la durata della carica C'l 'onorarioloro. , 

II . . . 

Le disposizioni transitorie della Costituzione'fecierale 50110· completate come se-
gue: · 

Art. 20 (nuovo)3 

Le, disposizioni d'esecuzione devoito essere emanate entro cinque anni dall'ac-
. cettazione degli articoli 73 capoverso 2 e 80_ capQverso 2. · 

Art. 21 (nuovö)4 
1 In caso di rinnovo integrale del Consiglio federale e di elezi~ne di conferma del 
Tribunale federale, i rnembri uscenti, se erano stati eletti prima deU'accettazione 
degli articoli 95 e 107 modificati, possono essere rieletti a~che se non sono adem- · · 
piute le condiiioni. di cui agli articoli 95 e 107. . . · · • -. 

. 2 In cas~ di vacanza in seno al tonsiglio federale 'e al Tribunale. federale ~ono 
eleggib1fr esclusivamente··donite, se non ancora· rappresentate.conformemente al­
l'articolo 95, rispettivamentel'articolo 107. 

. ' . 

L' Assemblea federal~ raccomanda al popolo e ai qtntoni cli respingere l'iniziativa. 

Consiglio nazional.e~ 18 giugno 1999 

La presidente: Heberlein 
11 segretario: Antiker 

1336 

Consiglio degli Stati, 18 giugrlo 1999 
. . 

·. 11 presidente: Rhinow 
Ilsegretario: Lanz 

3 · La numerazione s~gue quella delle disposi~ioni (ransitorie vigenti al momento del lancio 
. dell'iniziativa. · · · · · . . . . · · . • . 

4 · . La numerazfone segue quella delle disposizioni transitorie vigenti al momento del lancio 
dell'iniziativa · ·. 




